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Stellungnahme der Bundesregierung
I. Berichtsauftrag
Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung durch
die Entschließung vom 23. Juni 1965 (Drucksache
IV/3474) mit der Vorlage von Familienberichten beauf-
tragt. Diese Entschließung wurde ergänzt und geändert
durch die Entschließung vom 18. Juni 1970 (Drucksache
VI/834), durch den Beschluss vom 9. Dezember 1982
(Drucksache 9/1286) und durch den Beschluss vom
11. November 1993 (Drucksache 12/5811). Die Bundes-
regierung wird darin unter anderem aufgefordert, jeweils
eine Kommission mit Sachverständigen einzusetzen und
dem Deutschen Bundestag in jeder zweiten Wahlperiode
einen Bericht über die Lage der Familien in der Bundes-
republik Deutschland mit einer Stellungnahme der Bun-
desregierung vorzulegen. Dabei soll (mindestens) jeder
dritte Bericht die Situation der Familien möglichst umfas-
send darstellen, während sich die übrigen Berichte
Schwerpunkten widmen können. Die Berichte sollen da-
rüber hinaus Aufschluss geben, inwieweit mit bereits ge-
troffenen Maßnahmen die angestrebten Ziele tatsächlich
erreicht werden. Mit seiner Entschließung vom 11. No-
vember 1993 hat der Deutsche Bundestag gebeten, die
künftigen Familien- und Jugendberichte um eine Darstel-
lung der Situation der Kinder zu ergänzen.
Der Erste, der Dritte, der Fünfte und der Siebte Familien-
bericht haben die Situation der Familien umfassend dar-
gestellt. Der Zweite, der Vierte und der Sechste Familien-
bericht behandelten spezifische Themen. Der hier
vorgelegte Achte Familienbericht „Zeit für Familie. Fa-
milienzeitpolitik als Chance einer nachhaltigen Familien-
politik“ ist wiederum ein Spezialbericht. 
Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend hat am 4. Juli 2010 eine interdisziplinär zusam-
mengesetzte Sachverständigenkommission aus acht Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern berufen und mit
der Erstellung des Achten Familienberichts beauftragt.
Der Auftrag der Kommission bestand darin, bis Mitte
2011 einen Bericht zum Thema „Zeit für (Verantwortung
in der) Familie“ vorzulegen. 
Familien brauchen Zeit für ein gelingendes Familienle-
ben, das von Verantwortungsübernahme und gegenseiti-
ger Fürsorge zwischen den Generationen geprägt und zu-
gleich auch in wachsendem Maße mit der Ausübung
eines Berufes verbunden ist. Notwendige verlässliche und
flexible Zeitstrukturen für Familien werden im Alltag und
– unterschiedlich ausgeprägt – im Lebensverlauf durch
externe Institutionen und Taktgeber bestimmt. Vor dem
Hintergrund der Veränderungen gesellschaftlicher Zeit-
strukturen, in die Mütter, Väter, Kinder und ältere Famili-
enmitglieder eingebunden sind, sollte Ziel des Berichts
sein, Zeitbedarfe und typische Zeitkonflikte von Familien
in den Fokus zu rücken und Gestaltungsmöglichkeiten
gesellschaftlicher Zeitpolitik zu entwickeln. Aufgabe der
Kommission war es, dabei generelle Entwicklungen der
modernen Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft
durch eine international vergleichende Perspektive und
die Auseinandersetzung mit zeitpolitischen Entwicklun-
gen vergleichbarer Länder einzubeziehen. 
Die Kommission hat in ihrem Bericht die Bedeutung von
Zeitpolitik für Familie herausgearbeitet. Familien sind
auf Rahmenbedingungen angewiesen, die die Entschei-
dung für Kinder und das Leben mit Kindern und die Für-
sorge füreinander befördern und diese zwischen der jün-
geren und der älteren Generation auch zukünftig
gewährleisten. Familie lebt gleichermaßen von ökonomi-
schen wie von Zeitressourcen. Familien brauchen ein hin-
reichendes und verlässlich verfügbares Maß an Zeit, um
Beziehungen, Bindungen und Fürsorge füreinander als
Familie leben und ihre gesellschaftlich notwendigen Auf-
gaben erfüllen zu können.
Die Bundesregierung stimmt mit der Kommission darin
überein, dass eine moderne Familienpolitik es Familien
ermöglicht, über ihren Zeitgebrauch souverän zu ent-
scheiden. Für die Bundesregierung wie für die Kommis-
sion ist die freie Wahl der Lebensführung ein wichtiges
Ziel familienpolitischen Handelns. Gleiche Chancen und
Teilhabe für Frauen und Männer jeden Alters, gute Ent-
wicklungschancen für Kinder und die Sicherung familiä-
rer Fürsorge für ältere oder hilfebedürftige Menschen
sind gleichermaßen wesentliche Leitziele von Familien-
zeitpolitik. 
Die Kommission hat in ihrem Bericht Eckpunkte einer in-
novativen und nachhaltig wirksamen Familienzeitpolitik
entwickelt und daraus ihre Empfehlungen für gesell-
schaftspolitisches Handeln abgeleitet. Die Empfehlungen
richten sich an die verschiedenen zeitpolitischen Akteure
und sind teils kurzfristig, teils längerfristig umsetzbar. 
Die Sachverständigenkommission hat für die Erarbeitung
des Berichtes wiederum einen aktiven Dialog mit einem
eigens zu diesem Zweck gegründeten Begleitbeirat aus fa-
milienpolitischen Verbänden, Verbänden der Wohlfahrts-
pflege, den Kirchen, den Gewerkschaften und Unterneh-
mensverbänden geführt. Die Kommission hat darüber
hinaus an verschiedenen fachpolitischen Veranstaltungen
mitgewirkt sowie spezifische Fachgespräche durchge-
führt.
Die Bundesregierung dankt der Kommission für ihre en-
gagierte Arbeit und ihren wissenschaftlich fundierten und
gesellschaftspolitisch richtungsweisenden Bericht. 
II. Familienzeitpolitik als eigenständiges 
Politikfeld im Rahmen einer wirkungs-
vollen Familienpolitik
Der Bericht stellt die Bedeutung von Zeitpolitik für Fami-
lien heraus. Sie ist als eigenständiges Feld wirkungsvoller
Familienpolitik zu gestalten, die auf die materielle Siche-
rung von Familien, die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie Karriere und auf gute Förderung von Kin-
dern zielt. Zeit ist – so belegen der Bericht wie auch vor-
hergehende Studien – ein wichtiger Faktor für die Zufrie-
denheit von Familien. Die Bundesregierung sieht sich in
den Weichenstellungen der Familienpolitik bestätigt: Ne-
ben der Neuausrichtung von Geldleistungen und der
Schwerpunktsetzung auf den Ausbau der Kinderbetreu-
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ungsinfrastruktur muss der geforderte Dreiklang in der
Familienpolitik durch Handlungskonzepte für eine famili-
enfreundliche Zeitpolitik ausgefüllt werden. 
Es ist Verdienst dieses Berichtes, die vielfältigen Verände-
rungen der zeitlichen Rahmenbedingungen für Familien
und in Familien in übergreifende gesamtgesellschaftliche,
ökonomische wie demografische Entwicklungsprozesse
und -erfordernisse eingeordnet zu haben.
Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Sachver-
ständigenkommission, Zeitpolitik als Teil von Gesell-
schaftspolitik generell zu verstehen. Der Wohlstand einer
Gesellschaft ist heute nicht allein in den Zahlen zum
Bruttoinlandsprodukt zu messen. Wohlstandsmessungen
neuen Typs umfassen neben materiellem Wohlstand auch
die Dimensionen Gesundheit, Bildung, Zugang zu Res-
sourcen und Teilhabe. Der Zugang zur Ressource Zeit
wird zu einem Indikator von Wohlstand der modernen
Gesellschaft und der Lebensqualität von Familien.
In Deutschland gibt es einen vergleichbar hohen Zeit-
wohlstand, denn Zeit ist nicht per se knapp. Wie der Be-
richt anhand der steigenden Lebenserwartung und der im
internationalen Vergleich verringerten durchschnittlichen
Wochen- und Jahresarbeitszeiten darlegt, gibt es in
Deutschland keinen generellen Zeitmangel.
Doch schon bei der Entscheidung für Kinder und umso
mehr im Zusammenleben von Familien entstehen neue
Herausforderungen durch neue Rollen von Frauen und
Männern und neue Zeitstrukturen Rahmen gebender
Taktgeber. Zeitknappheit und Zeitkonflikte sind für Fami-
lien insbesondere in bestimmten Lebensphasen und Fami-
lienkonstellationen entscheidend. Der Zeitwohlstand von
Familien ist deshalb sehr unterschiedlich und hat sowohl
auf die Lebensqualität als auch auf die Zufriedenheit von
Familien einen erheblichen Einfluss. 
Die Bundesregierung stimmt dem Bericht zu, dass durch
die steigende Erwerbstätigkeit von Müttern die Gestal-
tung zeitlicher Rahmenbedingungen zu einer zentralen
Herausforderung für Mütter und Väter geworden ist. Der
Bericht zeigt – auch in der Zusammenschau maßgeblicher
empirischer Daten (2. Kapitel) – Zeitkonflikte auf, die
sich im unzureichenden Umfang, in mangelnder Qualität
von Zeit, in unzureichender Kontrolle über Zeit sowie in
schlechter Passung von Zeitstrukturen in der Lebenswirk-
lichkeit von Familien manifestieren. Die Hauptlast des
häuslichen Vereinbarkeits- und Zeitmanagements tragen
in der Regel die Mütter.
Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Kommis-
sion, dass Zeitkonflikte von Familien erhebliche gesell-
schaftliche und gesamtwirtschaftliche Konsequenzen ha-
ben. Die Auflösung dieser Zeitkonflikte ist deshalb eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Bericht lässt die
Analyse spezifischer Zeitkonflikte unterschiedlicher Fa-
milienformen und Familienkonstellationen und deren
mögliche Änderungen im Lebensverlauf offen. Beson-
dere Zeitbedingungen von Familien, in denen Mütter mit
und ohne Partner den wesentlichen Beitrag zum Haus-
haltseinkommen leisten, werden kaum thematisiert Die
Situation von Migrantenfamilien wurde nicht ins Blick-
feld gerückt. Für die Gestaltung von Zeitpolitik werden
die bestehende Vielfalt und die möglichen wechselnden
Familienkonstellationen in der Lebensverlaufsperspek-
tive stärker zu berücksichtigen sein. 
Die Kommission hat – gemäß dem Auftrag – eine Le-
benslaufperspektive von Familien gewählt. Damit sind
wichtige Fragestellungen in den Blick gerückt: Welche
zeitlichen Rahmenbedingungen brauchen Eltern mit Kin-
dern in Abhängigkeit von deren Alter, welche zeitlichen
Ressourcen haben ältere Menschen für Fürsorge, welche
zeitlichen Ressourcen benötigen andererseits Fürsorge
und Pflege der älteren Menschen in Familien. Diese Per-
spektive ist unabdingbar für die Gestaltung passgenauer
Rahmenbedingungen, damit Familien ihre unterschiedli-
chen Fürsorgeleitungen erbringen können. Die Bundesre-
gierung hält es für besonders verdienstvoll, dass die
Kommission auch der Frage nach dem Einfluss des Fak-
tors Zeit auf die Entscheidung für Kinder nachgegangen
ist. Es wurde ein methodisch innovatives Erhebungsde-
sign gewählt, das Antworten auf die Fragen nach subjek-
tiv empfundenem Zeitstress und Zeitkonflikten sowie
nach zeitbezogenen Einflussfaktoren für Fertilität findet.
Die daraus gewonnenen Ergebnisse zeigen auf, dass Zeit
für kinderlose Paare ein wichtiger Aspekt bei der Ent-
scheidung für oder gegen Kinder ist. Die subjektive
Wahrnehmung von Zeitstress und Zeitkonflikten ist dabei
bedeutsamer als die objektiv vorhandenen Zeitbudgets.
Der Bericht verdeutlicht zudem die nach wie vor erhebli-
chen Unterschiede von Frauen und Männern sowohl in
den Vorstellungen darüber, was Kinder für die eigene
Zeitgestaltung bedeuten, als auch in der Wahl möglicher
Lösungsoptionen. Familienbedingt unterbrechen bzw.
verkürzen vorwiegend Frauen ihre Erwerbstätigkeit, was
in der Folge häufig zur Rückkehr zu traditionellen Rol-
lenverteilungen führt, wie dies auch der Erste Gleichstel-
lungsbericht belegt. 
Die Bundesregierung folgt der Schlussfolgerung der
Kommission, dass Zeit und besonders die subjektive Zeit-
wahrnehmung eine wichtige Rolle für die Entscheidung
für Kinder spielt. Die Kommission verdeutlicht, dass be-
sonders Flexibilität in der Zeitverwendung und flexible
Arbeitszeiten eine hohe Bedeutung für eine Entscheidung
für Kinder zukommen. Die Bundesregierung sieht sich in
ihren Bemühungen bestätigt, besonders durch die Schaf-
fung von Rahmenbedingungen für eine gute Vereinbar-
keit von Familie und Beruf die Entscheidung für Kinder
und neue Lebensmodelle zu unterstützen. 
Die Bundesregierung stimmt mit der Kommission darin
überein, dass es vorrangig nicht nur um mehr Zeit gehen
kann. Die Erhöhung der Zeitsouveränität für Familien,
eine bessere Synchronisation von Zeitstrukturen aller re-
levanten Institutionen, die Umverteilung von Zeit im Le-
benslauf, zwischen Geschlechtern und Generationen und
durch die Inanspruchnahme familienexterner Dienstleis-
tungen sowie die Verbesserung von Zeitkompetenz (der
Familien) sind die zentralen von der Kommission heraus-
gearbeiteten Handlungsfelder und Ziele von Familienzeit-
politik, die für die Bundesregierung handlungsleitend
sind. 
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Die Bundesregierung will den Zeitwohlstand und die
Zeitsouveränität von Familien erhöhen und dazu beitra-
gen, die Zeittaktungen der Institutionen besser zu syn-
chronisieren. Dabei ist auch die Zuständigkeits- und Zeit-
verteilung zwischen den Geschlechtern in den Blick zu
nehmen. Auch wenn alte Rollenmuster zunehmend auf-
brechen, tragen Frauen hauptsächlich die Verantwortung
für das häusliche Vereinbarkeitsmanagement und verän-
dern ihre Erwerbsbeteiligung, indem sie ihre Erwerbstä-
tigkeit zunächst unterbrechen und dann nur in reduzier-
tem Ausmaß wieder aufnehmen. Männer orientieren sich
auf die – für die Familie wichtige – Berufskarriere, wäh-
rend Frauen Zeit für Familie wählen, was in der Regel
zum dauerhaften Abbruch ihrer beruflichen Karrieren
führt. Zeitpolitik muss hier Alternativen ermöglichen.
III. Zeitsouveränität für Familien durch Geld- 
und Infrastrukturleistungen/Mehr Zeit-
souveränität durch das Elterngeld
Das Elterngeld schafft Müttern und Vätern nach der Ge-
burt einen Schonraum mit ihrem Kind und ist zu einer
unverzichtbaren Unterstützung für junge Familien gewor-
den. Es ist damit eine tragende Säule moderner Familien-
politik. Der Bericht verweist zu Recht darauf, dass das El-
terngeld Müttern Anreize dafür setzt, lange Phasen der
Erwerbsunterbrechung zu vermeiden und so die Rück-
kehr in das Erwerbsleben zu fördern. Das entspricht den
Wünschen der Mehrzahl der Mütter und trägt dazu bei,
dass sie ihr Erwerbspotenzial besser ausschöpfen können.
Das Elterngeld stärkt die Einbeziehung von Vätern in die
Familienarbeit und unterstützt damit eine von der Mehr-
zahl gewünschte moderne Aufgaben- und Rollenvertei-
lung in der Familie. Die im Bericht aufgezeigte positive
Entwicklung der Väterbeteiligung setzt sich weiterhin
kontinuierlich fort: Aktuell liegt die Väterbeteiligung
bereits bei 25,4 Prozent (Statistisches Bundesamt, Eltern-
geld für im 2. Quartal 2010 geborene Kinder). Das Eltern-
geld verbessert so die Möglichkeiten der partnerschaftli-
chen Kinderbetreuung.
Mehr Zeitsouveränität durch gute und flexible Bil-
dung und Betreuung der Kinder bis ins Schulalter
Für die Bundesregierung ist der Ausbau der bedarfsge-
rechten Kinderbetreuung mit differenzierten Angeboten
für Kinder unter drei Jahren in guter Qualität, zeitlich fle-
xibel, bezahlbar und vielfältig ein vordringliches Ziel und
eines der zentralen demografischen Erfordernisse. Eine
bedarfsgerechte Kinderbetreuung von guter Qualität trägt
entscheidend zur Verbesserung der Lebensbedingungen
von Familien bei. Sie ist wichtige Grundlage für verlässli-
che Zeitplanung und die Voraussetzung dafür, dass Eltern
Familie und Beruf vereinbaren können.
Vor diesem Hintergrund betrachtet die Bundesregierung
den bedarfsgerechten Betreuungsausbau zur Gewährleis-
tung des Rechtsanspruches auf einen Betreuungsplatz ab
August 2013 für Kinder vom vollendeten ersten bis zum
vollendeten dritten Lebensjahr als gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe und bringt sich zur Unterstützung der Län-
der- und kommunalen Verantwortung bis 2013 mit vier
Milliarden Euro in die Finanzierung des Ausbaus ein. Mit
den im Jahr 2007 zwischen Bund und Ländern vereinbar-
ten 750 000 Betreuungsplätzen, die ab 2013 bundesweit
zu Verfügung stehen sollen, kann die für den zweiten
Zwischenbericht zur Evaluierung des Kinderförderungs-
gesetzes (zweiter KiföG-Bericht) in den Jahren 2009 und
2010 bei Eltern erhobene Platzbedarfsquote von bundes-
weit durchschnittlich 39 Prozent bis dahin nahezu abge-
deckt werden. In der gegenwärtigen Ausbauphase mit ei-
ner zum 1. März 2011 erreichten Betreuungsquote von
bundesweit rund 25 Prozent ist es nachvollziehbar, dass
viele Eltern das derzeit vorhandene Betreuungsangebot
insbesondere quantitativ als unzureichend empfinden.
Zudem erreicht das immer noch mangelnde Platzangebot
derzeit schwerpunktmäßig Kinder erwerbstätiger Eltern
und damit überwiegend Kinder aus besser gebildeten und
materiell gesicherten Familien. Um gerade auch Kinder
aus benachteiligten Familien mit und ohne Migrations-
hintergrund zur Verbesserung ihrer Bildungschancen zu
erreichen, sieht die Bundesregierung den Bedarf der kon-
sequenten Fortführung des begonnenen Betreuungsaus-
baus. 
Ein bedarfsgerechter Betreuungsausbau muss sich auf der
Kenntnis der Bedarfe von Eltern und Kindern gründen,
die ortsspezifisch zu erheben sind, um passgerechte Lö-
sungen zu ermöglichen. Die Elternbefragung für den
zweiten KiföG-Bericht macht deutlich, dass zeitflexible
Betreuungslösungen letztlich Vorrang vor dem Vorhan-
densein von Ganztagsbetreuungsplätzen haben. Der
Schwerpunkt des Betreuungszeitbedarfs liegt in der Al-
tersgruppe U3 bei 15 bis 25 Stunden pro Woche (40 Pro-
zent der Befragten). 24 Prozent der Eltern wünschen eine
Betreuungszeit bis zu 35 und nur 11 Prozent eine Zeit von
über 35 Wochenstunden. Insofern wird die Schlussfolge-
rung des Berichts, wonach eine echte Wahlmöglichkeit
für Eltern bestehen würde, wenn Ganztagsbetreuungs-
plätze für alle Kinder dieser Altersgruppe vorhanden
seien, nicht geteilt.
Gleichwohl sieht die Bundesregierung den Bedarf, Eltern
die Möglichkeit einer Wahl bezogen auf das jeweils ge-
eignetste Angebot für ihr Kind zu geben. Neben dem
Platzausbau in Kindertageseinrichtungen unterstützt sie
mit dem Aktionsprogramm Kindertagespflege (2009 bis
2014) die Schaffung von Strukturen in der Kindertages-
pflege sowie die Gewinnung und Qualifizierung von
Tagespflegepersonen. Diese besondere familiennahe Be-
treuungsform ist eine Alternative, um sowohl den Bedürf-
nissen sehr kleiner Kinder, als auch den Elternwünschen
nach Zeitflexibilität der Betreuungsangebote zu entspre-
chen. 
Eltern brauchen die Gewissheit, dass ihre Kinder nicht
nur betreut und versorgt, sondern insbesondere auch gut
gebildet und erzogen werden. Bereits mit dem Tagesbe-
treuungsausbaugesetz wurde der Förderauftrag in der
Kindertagesbetreuung auf die Trias Erziehung, Bildung
und Betreuung erweitert. Die Bundesregierung bestätigt
die Aussagen des Familienberichts, dass gerade die Qua-
lität früher Förderangebote eine Antwort auf die in einzel-
nen Studien beschriebenen nachteiligen Effekte von Kin-
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derbetreuung insbesondere bei sehr jungen Kindern ist.
Neben dem quantitativen Betreuungsausbau investiert die
Bundesregierung daher in erheblichem Umfang auch in
die Weiterentwicklung der Betreuungsqualität. Dazu ge-
hören die Qualifizierung von Tagespflegepersonen im
Rahmen des Aktionsprogramms Kindertagespflege (2009
bis 2014), die Weiterbildungsinitiative Frühpädagogische
Fachkräfte (WIFF, 2008 bis 2014), die Kampagne zur
Fachkräftegewinnung „Profis für die Kitas“ (2011 bis
2013) und das Programm „Anschwung für Frühe Chan-
cen“ (2011 bis 2014). Die Bundesregierung legt darüber
hinaus einen Schwerpunkt auf die Weiterentwicklung der
sprachpädagogischen Bildungsarbeit, insbesondere für
Kinder unter drei Jahren. Im Rahmen des Programms
„Offensive Frühe Chancen: Schwerpunkt-Kitas Sprache
& Integration“ (2011 bis 2014) sollen bundesweit 4 000
Kitas in sozialen Brennpunkten bzw. mit einem hohen
Anteil von Kindern mit Sprachförderbedarf mit und ohne
Migrationshintergrund zu Schwerpunkt-Kitas Sprache &
Integration ausgebaut und die Programmerkenntnisse mit
den Ländern in Form gemeinsamer Eckpunkte über quali-
tative Standards und fördernde Rahmenbedingungen for-
muliert werden.
In diesem Kontext unterstützt und begrüßt die Bundesre-
gierung die Initiativen in den Ländern zur Weiterentwick-
lung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren
sowie die dahingehende Empfehlung des Familienbe-
richts, Kindertageseinrichtungen zu sozialraumspezifi-
schen Familienservice- oder Mehrgenerationenzentren
auszubauen. Ihre umfassenden, sozialräumlich vernetzten
Angebote bieten erweiterte infrastrukturelle Rahmenbe-
dingungen für die vielfältigen Unterstützungsbedarfe von
Eltern und Kindern. Gerade für benachteiligte Familien
und Familien aus bildungsfernen Milieus erleichtern sie
deren Ansprache und Gewinnung für die Nutzung früh-
kindlicher Förderangebote zur Verbesserung der Bil-
dungschancen ihrer Kinder. Die Bundesregierung wird
deshalb die Möglichkeiten prüfen, innerhalb der „Offen-
sive Frühe Chancen“ ein Modul „Familien-Kitas“ vorran-
gig in sozialen Brennpunkten zu entwickeln.
Die Bundesregierung stimmt mit der Sachverständigen-
kommission überein, dass eine bedarfsgerechte Versor-
gung mit Ganztagsschulen, die Kindern Bildungs- und
Entwicklungschancen auch in außerschulischen Berei-
chen bieten, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ver-
bessert, die Erwerbstätigkeit von Eltern, vor allem von
Müttern, unterstützt und dass Bildung und Betreuung in
Ganztagsschulen positive Effekte für das Familienleben
haben können. Dies belegen auch die aktuellen Ergeb-
nisse der vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geförderten „Studie zur Entwicklung
von Ganztagsschulen – StEG“ (2005 bis 2011). Ganztags-
schulbetreuung unterstützt danach sowohl eine Auswei-
tung der bestehenden Erwerbstätigkeit als auch die (Wie-
der-)Aufnahme von Erwerbstätigkeit. Insbesondere
ressourcenärmere Familien fühlen sich durch Ganztags-
angebote entlastet – mit positiven Wirkungen für das Fa-
milienklima.
Der Bericht hebt in diesem Zusammenhang zu Recht den
dynamischen Ausbau der Ganztagsgrundschulen hervor.
Eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss auch
mit dem Schuleintritt der Kinder möglich bleiben, indem
die Kontinuität der Kindertagesbetreuung beim Übergang
in die Schule gewährleistet wird. Halbtagsschulen stellen
Eltern vor große zeitliche Probleme, denn oftmals besteht
eine Betreuungslücke am Nachmittag. Die Nutzung von
Ganztagsangeboten hängt deutlich mit dem Erwerbsstatus
zusammen. Die verlässliche und qualitativ hochwertige
Bildung und Betreuung für Schulkinder in Form einer
schulischen Mittagsversorgung sowie qualitativ hochwer-
tiger außerunterrichtlicher und außerschulischer Bil-
dungsangebote ist daher eine wesentliche Aufgabe. Die
Bundesregierung stimmt mit der Sachverständigenkom-
mission überein, dass der Ausbau von Ganztagsschulen
mit bedarfsgerechten Betreuungsplätzen und hochwerti-
gen Bildungsangeboten durch Vernetzung mit der lokalen
Infrastruktur Eltern eine bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf ermöglichen und deren Zeitsouveränität er-
höhen kann. Die erheblichen regionalen Unterschiede im
Ausbaustand, insbesondere zwischen Ost- und West-
deutschland, müssen schrittweise überwunden werden.
Bund und Länder haben in den letzten Jahren den Ausbau
schulischer Ganztagsangebote erheblich verstärkt. Im
Rahmen des Investitionsprogramms „Zukunft Bildung
und Betreuung“ (IZBB) wurden über 8 000 Ganztags-
schulen gefördert. Die Länder haben mit eigenen Landes-
programmen den quantitativen und qualitativen Ausbau
von Ganztagsschulen in den Mittelpunkt ihrer Bildungs-
politik gerückt und sich dabei ehrgeizige Ziele für die
nächsten Jahre gesetzt. Mittlerweile stellt bundesweit be-
reits knapp die Hälfte aller allgemeinbildenden Schulen
im Primarbereich und im Sekundarbereich I Ganztagsan-
gebote zur Verfügung. Der Ausbau schreitet weiter voran. 
Entscheidend für die Wirkungen der außerunterrichtli-
chen Bildungsangebote ist ihre Qualität, dies ist durch die
Forschung vielfach belegt. Bund und Länder unterstützen
die Qualitätsentwicklung von Ganztagsschulen durch die
Förderung des Programms „Ideen für mehr! Ganztägig
lernen“ der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung mit re-
gionalen Serviceagenturen in den Ländern sowie durch
begleitende Forschung.
Eine hochwertige ganztägige Bildung und Betreuung auch
für Schulkinder und -jugendliche entspricht nicht nur dem
Wunsch der meisten Eltern, sondern hat nachweislich
volkswirtschaftliche Effekte. Nach Schätzungen des Insti-
tuts Zukunft der Arbeit (IZA, 2011) kann eine ausrei-
chende Nachmittagsbetreuung von Schulkindern dazu
führen, dass bis zu fast einer halben Million Mütter, die zu-
vor keine bzw. keine passende Kinderbetreuung hatten,
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen könnten. Gleichzeitig
könnten bis zu fast einer Million Mütter ihre Arbeitszeit
ausweiten. Diese Erhöhung des Arbeitsangebots folgt den
Arbeitszeitwünschen der Mütter und kann dem drohenden
Fachkräftemangel entgegen wirken. Eine höhere Erwerbs-
beteiligung von Frauen würde darüber hinaus helfen, den
Gender Pension Gap, das heißt die geschlechterspezifische
Lücke bei den eigenen Alterssicherungseinkommen, zu
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verringern und bessere Alterseinkommensperspektiven
für Frauen zu schaffen. Dass bessere Betreuungsangebote
Fachkräfte sichern helfen, macht auch der „Grundschul-
check 2011“ der DIHK deutlich. Das Interesse der Wirt-
schaft an Fachkräften führt dazu, dass die verlässliche und
qualitativ hochwertige Nachmittagsbetreuung von Schul-
kindern in den Fokus rückt. 
Ferienzeiten verschärfen die Vereinbarkeitsprobleme
während der Schulferien für viele Wochen. Die Bundesre-
gierung sieht wie die Sachverständigenkommission in der
wachsenden Zahl und Angebotsvielfalt von Ferienbetreu-
ungsangeboten, u. a. im Rahmen von Ganztagsschulen,
eine positive Entwicklung. Der Ausbau von Ganztags-
schulen muss von weiteren verlässlichen Betreuungsan-
geboten flankiert werden. Neben der Verbesserung der
Ferienbetreuung sind es vor allem Randzeiten vor und
nach den regulären Schulzeiten sowie die Betreuung in
Notfällen, da diese in der Regel nicht von den Betreu-
ungszeiten einer Ganztagsschule erfasst sind. Insbeson-
dere die Randzeitenbetreuung verbessert die Erwerbs-
möglichkeiten und erhöht die Zeitsouveränität jener
Eltern, die im Schichtdienst oder im Dienstleistungsbe-
reich mit langen Öffnungszeiten arbeiten.
Die Bundesregierung hat diese Problemstellung Mitte
2010 im Rahmen ihrer Strategie zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Eltern mit Schul-
kindern thematisiert und Anfang 2011 mit Lokalen Bünd-
nissen für Familie die Entwicklungspartnerschaft „Unter-
stützungsnetzwerke für Eltern mit Schulkindern“ initiiert.
Den großen Handlungsbedarf verdeutlicht, dass sich be-
reits mehr als 120 Lokale Bündnisse für Familie in dieser
Entwicklungspartnerschaft beteiligen. In den Lokalen
Bündnissen kooperieren alle relevanten lokalen Akteure.
Dazu zählen neben den Schulen, Kommunen und Trägern
von Betreuungsangeboten auch Akteure wie z. B. Jobcen-
ter und Unternehmen. In dieser Entwicklungspartner-
schaft werden Strategien und Lösungsansätze für den
Auf- und Ausbau von zeitlich und räumlich durchgängi-
gen Betreuungsketten für eine verlässliche und qualitäts-
volle Tagesbetreuung für Schulkinder erarbeitet. Das hier
entstandene Handlungs- und Lösungswissen, ergänzt um
konkrete Projektansätze wird in einem Handbuch einer
breiten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt und die Ver-
breitung an möglichst vielen Standorten der Lokalen
Bündnisse unterstützt.
Darüber hinaus bieten die vom Bund im Rahmen des
gleichnamigen Aktionsprogramms geförderten Mehrge-
nerationenhäuser ein breites Spektrum verlässlicher und
flexibler Kinderbetreuungsangebote, durch die insbeson-
dere im Bereich der Notfall- und Randzeitenbetreuung
gute Entlastungseffekte für Familien erzielt werden kön-
nen.
Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Sachver-
ständigenkommission, dass es neuer Formen der Planung,
Steuerung und Abstimmung bedarf, um die Bedürfnisse
von Familien identifizieren und bedarfsgerechte Betreu-
ung sowie hochwertige Bildungsangebote vor Ort anbie-
ten zu können. Kommunale Knotenpunkte, wie zum Bei-
spiel Mehrgenerationenhäuser, die ein breites Angebot
vorhalten, können zur zeitlichen Entlastung von Familien
ebenso beitragen wie – u. a. an Ganztagsschulen ange-
schlossene – Angebote zur Ferienbetreuung. Dabei ist die
Kooperation der Bildungseinrichtungen mit den Eltern
und Familien zu intensivieren. Die Erkenntnisse aus der
Entwicklungspartnerschaft mit den Lokalen Bündnissen
belegen: Den sehr unterschiedlichen Zeit- und Koordinie-
rungsbedarfen der Familien wird vorrangig ein vielfälti-
ges, aufeinander abgestimmtes und verlässliches Angebot
gerecht, das auch durch das Zusammenwirken verschie-
dener Akteure erreicht werden kann. Die Bundesregie-
rung wird diese Entwicklungspartnerschaft fortsetzen und
den Schwerpunkt sowohl auf die Einbindung der wesent-
lichen Taktgeber wie auch die Analyse der Koordinierung
und Abstimmung an den Schnittstellen der Angebote und
Taktgeber legen.
Kinder und Jugendliche benötigen aber auch Zeitkontin-
gente zur freien Verfügung. Dies ist für die Entwicklung
ihrer Persönlichkeit und der Herausbildung einer eigenen
Identität notwendig. Im Rahmen von Ganztagsschulen be-
nötigen sie daher – nach Alter und Geschlecht unterschied-
liche – informelle Kommunikations- und Rückzugsräume.
Darauf verweisen unter anderen die vom BMBF geförder-
ten Begleitforschungen zum Thema „Familie, Peers und
Ganztagsschule“ und die „Studie zu Bewegung, Spiel und
Sport in der Ganztagsschule – StUBSS“. Nach den bishe-
rigen Erkenntnissen der Ganztagsschulforschung wirken
sich Ganztagsangebote nicht negativ auf die Teilnahme
von Kindern und Jugendlichen an außerschulischen Bil-
dungsangeboten wie Sportvereinen und Musikschulen
aus. Die Wirkungen der möglichen Einschränkung frei
verfügbarerer Zeit am Nachmittag – z. B. durch den Be-
such von Ganztagsangeboten oder durch die Einführung
von G8 – soll dennoch zukünftig weiter beobachtet wer-
den.
Familienunterstützende haushaltsnahe 
Dienstleistungen 
Die Bundesregierung stimmt mit der Sachverständigen-
kommission in der Bewertung familienunterstützender
haushaltsnaher Dienstleistungen für mehr Zeitsouveräni-
tät von Familien durch Umverteilung von Aufgaben über-
ein. Hintergrund für die Nachfrage nach familienunterstüt-
zenden haushaltsnahen Dienstleistungen ist der Wunsch
nach Zeitgewinn und Entlastung im familiären Alltag, so-
wohl bei jungen Familien mit Kindern als auch bei Fami-
lien mit älteren, hilfe- oder pflegebedürftigen Angehöri-
gen. International vergleichende Analysen belegen zudem,
dass die Inanspruchnahme solcher Dienstleistungen vor
allem zur Entlastung der Mütter beiträgt, die die Hauptlast
nicht nur bei Fürsorgeaufgaben, sondern auch bei der
Hausarbeit tragen, und zu einer geschlechtergerechteren
Arbeitsteilung in der Familie beitragen kann. Die Bundes-
regierung unterstreicht die Notwendigkeit, haushaltsnahe
Dienstleistungen für Familien zu stärken und legale
Dienstleistungen von illegaler Beschäftigung in Privat-
haushalten abzugrenzen.
Die Bundesregierung erarbeitet derzeit ein Konzept für
Verbesserungen bei der Inanspruchnahme haushaltsnaher
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familienunterstützender Dienstleistungen, das sowohl die
Angebots- wie die Nachfrageseite in den Blick nimmt. Op-
timierungsbedarf besteht nicht nur bei der Ausgestaltung
der staatlichen Förderung. Ebenso müssen Markttranspa-
renz gesteigert sowie der Zugang zu haushaltsnahen
Dienstleistungen vereinfacht werden. Um die Inanspruch-
nahme zu erleichtern, sollte vor allem die Transparenz der
Angebote familienunterstützender Dienstleistungen er-
höht werden sowie Vorbehalte und Barrieren durch Über-
zeugungsarbeit und Information – wie der Bericht zutref-
fend festhält – überwunden werden. Ein möglicher
Lösungsansatz könnte sein, diese Aufgaben überörtlich ei-
ner deutschlandweiten Servicestelle im Bereich haushalts-
naher und familienunterstützender Dienstleistungen zu
übertragen. Durch die Zentralisierung auf einen Ansprech-
partner für übergeordnete Aufgaben soll damit – bei Inan-
spruchnahme bestehender Verwaltungsstrukturen unter
Wahrung von Kostenneutralität – der Service für alle Be-
teiligten erheblich verbessert werden. Auf der örtlichen
Ebene sind Mehrgenerationenhäuser, vergleichbare Ein-
richtungen oder auch z. B. im Land angesiedelte Anlauf-
stellen der Pflegeberatung sowie ambulante und stationäre
Pflegeeinrichtungen wichtige Bausteine der Dienstleis-
tungsinfrastruktur. Sie können vor Ort für die nötige
Transparenz sorgen und so Angebote und Nachfrage näher
zusammen bringen. Es ist davon auszugehen, dass der Be-
darf an Arbeitskräften in diesem Bereich in Zukunft stei-
gen wird. Ein Schlüssel dafür, diesem Arbeitskräftebedarf
zu begegnen, liegt in einer entsprechenden Qualifizierung
von Arbeitskräften.
Der Bericht misst in diesem Zusammenhang der steuerli-
chen Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten eine be-
sondere Bedeutung bei. Die Bundesregierung geht wie
die Kommission von einer zusätzlichen positiven finan-
ziellen Anreizwirkung auf Mütter zur Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit aus. Kinderbetreuungskosten konnten seit
2006 bis einschließlich 2011 wie Betriebsausgaben oder
Werbungskosten oder als Sonderausgaben in Höhe von
2/3 der Aufwendungen, höchstens 4 000 Euro je Kind
und Kalenderjahr vom Gesamtbetrag der Einkünfte abge-
zogen werden (§ 9c des Einkommensteuergesetzes – EStG).
Seit 2012 werden Kinderbetreuungskosten im selben Um-
fang, aber unabhängig von der Berufstätigkeit der Eltern
einheitlich als Sonderausgaben berücksichtigt (§ 10 Ab-
satz 1 Nummer 5 EStG in der Fassung des Steuerverein-
fachungsgesetzes 2011). Die Einführung einer zentralen
Abzugsnorm für Kinderbetreuungskosten unabhängig
vom Entstehungszusammenhang entlastet nunmehr auch
Eltern, die Kinderbetreuungskosten bisher steuerlich
überhaupt nicht geltend machen konnten, und birgt
darüber hinaus ein großes Potenzial zur Rechtsvereinfa-
chung und zum Bürokratieabbau. Damit ergänzt der zu-
sätzliche Abzug von Kinderbetreuungskosten den einheit-
lichen steuerlichen Freibetrag in Höhe von 2 160 Euro
(im Jahr 2009) bzw. 2 640 Euro (ab 2010), der den Be-
treuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf bei
allen Eltern lediglich pauschal berücksichtigt. Die Bun-
desregierung prüft im Rahmen der Gesamtevaluation der
ehe- und familienbezogenen Leistungen, welche Maß-
nahmen sich darüber hinaus anbieten, um die Ziele einer
frühen und guten Förderung der Kinder, einer guten Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und die Umsetzung der
Erwerbswünsche von Müttern noch wirksamer erreichen
zu können.
IV. Zeitsouveränität in der Arbeitswelt: mehr 
Flexibilität und bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf
Die Bundesregierung teilt die Feststellung der Kommis-
sion, dass die Erwerbsarbeit der wichtigste externe Takt-
geber für die Zeitgestaltung von Familien ist, und es da-
her von besonderer Bedeutung für ein gelingendes
Familienleben ist, Arbeitszeit und Familienzeit gemäß
den Wünschen von Müttern und Vätern miteinander in
Einklang zu bringen. Insofern begrüßt die Bundesregie-
rung die Anregungen des Berichts an die Sozialpartner,
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Familienver-
antwortung mehr Arbeitszeitsouveränität einzuräumen
und eine familienfreundliche Unternehmenskultur zu
schaffen. Berufstätige Eltern bzw. Eltern mit Erwerbs-
wunsch brauchen flexible Arbeitszeiten, Kontakthalte-
und Weiterbildungsprogramme während der Elternzeit,
Hilfen beim Wiedereinstieg sowie alternative Karriere-
pfade, damit beide Geschlechter qualifizierte Beschäfti-
gungen auf allen Hierarchieebenen ausüben können, die
auch mit Familienpflichten vereinbar sind. So können tat-
sächliche Wahlmöglichkeiten zur Gestaltung des eigenen
Lebenslaufs geschaffen und gesichert werden. Hilfen für
den Wiedereinstieg sollen insbesondere auch solchen El-
tern gewährt werden, deren familienbedingte Erwerbsun-
terbrechung länger als drei Jahre gedauert hat. Im Falle
von besonderen Unterstützungsbedarfen hilft das Pro-
gramm „Perspektive Wiedereinstieg“ bei der Rückkehr in
die Erwerbstätigkeit (www.perspektive-wiedereinstieg.de).
Die Bundesregierung sieht sich durch die Analyse der
Sachverständigenkommission bei ihren Aktivitäten für
eine familienfreundliche Arbeitswelt bestärkt. Im Unter-
nehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ setzt sich die
Bundesregierung seit Jahren gemeinsam mit Wirtschafts-
verbänden und Gewerkschaften für eine familienbewusste
Personalpolitik in den Unternehmen ein. Zum Unterneh-
mensprogramm gehört das gleichnamige Unternehmensnetz-
werk beim Deutschen Industrie- und Handelskammertag, das
mittlerweile auf knapp 4 000 Mitglieder angewachsen ist.
Das Unternehmensnetzwerk hat sich als zentrale Plattform
für Arbeitgeber und Multiplikatoren etabliert, die sich für
familienbewusste Personalpolitik interessieren oder be-
reits engagieren. Zudem fördert die Bundesregierung seit
2004 das audit berufundfamilie, eine Initiative der Ge-
meinnützigen Hertie-Stiftung, als Qualitätssiegel für eine
familienfreundliche Personalpolitik. Nur mit flexiblen Ar-
beitszeiten, die die familiäre Verantwortung von Männern
und Frauen berücksichtigen und mit betrieblichen Interes-
sen ausbalancieren, kann es angesichts des demografi-
schen Wandels und des drohenden Fachkräftemangels ge-
lingen, insbesondere mehr qualifizierte Mütter in den
Arbeitsmarkt zu integrieren und gleichzeitig verlässliche
Zeit für Familien zu ermöglichen.
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Die Feststellung des Berichts, nach der die gewünschte
und die tatsächliche Teilhabe am Arbeitsmarkt von Eltern
oft auseinanderklaffen, deckt sich mit den Erkenntnissen
der Bundesregierung. Da teilzeitbeschäftigte Mütter ten-
denziell etwas mehr und vollzeitbeschäftigte Väter ten-
denziell etwas weniger arbeiten wollen, besteht insgesamt
ein hoher Bedarf an vollzeitnahen Arbeitsplätzen zwi-
schen 25 und 35 Wochenstunden. Vor diesem Hintergrund
hat die Bundesregierung das Unternehmensprogramm im
Oktober 2010 durch die Initiative „Familienbewusste Ar-
beitszeiten“ erweitert. Damit werden Arbeitgeber moti-
viert und dabei unterstützt, mehr flexible Arbeitszeitmo-
delle anzubieten, die Mütter mehr Karrierechancen und
Vätern mehr Familienzeit ermöglichen. Vollzeitnahe Teil-
zeitmodelle spielen dabei eine herausragende Rolle. Sie
dienen einer besseren finanziellen Absicherung und wir-
ken Altersarmut entgegen. Aber auch die Vereinbarkeit
von Führungsaufgaben und Familienverantwortung wird
dadurch gefördert. 
Mit der Unterzeichnung der „Charta für familienbewusste
Arbeitszeiten“ anlässlich des Spitzengesprächs „Zur rich-
tigen Zeit am richtigen Ort“ mit der Bundeskanzlerin und
hochrangigen Wirtschaftsvertreterinnen und vertretern am
8. Februar 2011 haben sich Politik und Wirtschaft zu ei-
nem gemeinsamen Engagement für familienbewusste
Arbeitszeiten verpflichtet. Im Zuge der Umsetzung der
Charta führt die Bundesregierung themen- und branchen-
spezifische „Dialogkreise Arbeitszeitkultur“ durch, bei
denen mit ausgewählten Unternehmen praxistaugliche Lö-
sungskonzepte für eine moderne Arbeitszeitgestaltung er-
arbeitet werden. Die Ergebnisse fließen im Februar 2012
in eine Zwischenbilanz ein und werden im Rahmen von
Handlungsempfehlungen anderen Unternehmen zur Ver-
fügung gestellt. Eine Schlussbilanz der Aktivitäten wird
gemeinsam mit den Partnern aus Wirtschaft und Gewerk-
schaften im Frühjahr 2013 gezogen. Die Bundesregierung
wird die Förderung familienbewusster Arbeitszeiten wei-
terhin intensiv betreiben und diesen Schwerpunkt der
Kooperation mit den Sozialpartnern im Rahmen des Un-
ternehmensprogramms „Erfolgsfaktor Familie“ weiter
ausbauen.
Die Auffassung, dass die Sozialpartner eine besondere
Verantwortung für die konkrete Ausgestaltung der Ar-
beitsbedingungen tragen, wird von der Bundesregierung
ausdrücklich geteilt. In der Ausgestaltung der arbeits-
rechtlichen Rahmenbedingungen durch die Tarifvertrags-
parteien, die Betriebsparteien und die Arbeitsvertragspar-
teien liegen große Potenziale, die es noch stärker
auszugestalten gilt. Ihnen obliegt es, flexible Arbeitszeit-
modelle einzuführen, die sowohl die Interessen der Be-
triebe als auch der Beschäftigten angemessen berücksich-
tigen und zur besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf beitragen. Zahlreiche Tarifverträge und Betriebs-
vereinbarungen aus unterschiedlichen Branchen enthalten
mittlerweile Regelungen, die die Vereinbarkeit von Fami-
lienpflichten und Berufstätigkeit fördern. Die Bundesre-
gierung begrüßt diese Entwicklung nachdrücklich. Wer-
den die Spielräume intelligent genutzt, entsteht eine echte
Win-win-Situation für Beschäftigte und Arbeitgeber. Im
partnerschaftlichen Zusammenspiel können flexible Lö-
sungen gefunden werden, die über die Interessen der
Arbeitgeber hinaus auch das Bedürfnis der Beschäftigten
nach Verlässlichkeit und Planbarkeit im Blick behalten.
Bedingungen wie Unternehmensgröße, Beschäftigten-
struktur, branchen- und regionsspezifische Besonderhei-
ten können so individuell berücksichtigt werden. Die
Sozialpartner sind daher wichtige Partner für die Bundes-
regierung bei der Gestaltung einer familienfreundlichen
Arbeitswelt. Die Bundesregierung setzt auch in Zukunft
auf die bewährten Kooperationen, um alle Beteiligten
weiter für den Nutzen einer familienfreundlichen Arbeits-
zeit zu sensibilisieren und zu befähigen, bedarfsgerechte
und zielgenaue Lösungen zu entwickeln.
Im Bericht wird darauf hingewiesen, dass der Gesetzge-
ber in jüngerer Vergangenheit bereits rechtliche Rahmen-
bedingungen geschaffen hat, die familiäre Belange gezielt
berücksichtigen. Die Kommission stellt jedoch auch fest,
dass insbesondere die „strukturelle Blindheit“ des Ar-
beitsrechts gegenüber der Familie die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf erschwert. Diese Auffassung teilt die
Bundesregierung nicht. Der nationale und europäische
Gesetzgeber hat kontinuierlich zahlreiche arbeitsrechtli-
che Vorschriften geschaffen, die explizit dem Schutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Familien-
pflichten bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
dienen. Darüber hinaus sichern weitere bedeutsame allge-
meine arbeitsrechtliche Vorschriften (auch ohne den Be-
griff Familie ausdrücklich zu erwähnen) die Interessen
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Familien-
pflichten. Schließlich müssen Arbeitgeber bei Ermessens-
entscheidungen, insbesondere zur Arbeitszeit, auch auf
Familienpflichten besondere Rücksicht nehmen. Die Ent-
scheidungspraxis der Arbeitsgerichte zeigt ebenso den
hohen Stellenwert, der der Berücksichtigung von Fami-
lienpflichten im Arbeitsrecht zukommt. 
Der Gesetzgeber hat somit rechtliche Rahmenbedingun-
gen geschaffen, die die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf unterstützen und gleichzeitig die für das Arbeits-
recht maßgeblichen Grundsätze der Vertragsfreiheit und
der Tarifautonomie wahren. Gleichwohl kann sich bei
Änderung der Lebenswirklichkeit ein Anpassungsbedarf
der rechtlichen Rahmenbedingungen ergeben. Der Fokus
der Bundesregierung liegt dabei auf der zielgenauen Wei-
terentwicklung des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes (BEEG). Die vorgeschlagenen konkreten Änderun-
gen zur Erhöhung der Zeitsouveränität von Beschäftigten
mit Familienpflichten in der Elternzeit werden daher ein-
gehend geprüft. 
Flexibilisierung der Elternzeit
Der Bericht hat verschiedene Vorschläge zur Flexibilisie-
rung der Inanspruchnahme der Elternzeit nach §§ 15 ff.
BEEG entwickelt, um die Zeitsouveränität von Eltern in
der Arbeitswelt zu erhöhen. 
Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Kommis-
sion, dass nicht nur das Elterngeld im ersten Lebensjahr
des Kindes einen bedeutenden Beitrag zur Zeitsouveräni-
tät von Eltern leistet, sondern dass gerade auch die Eltern-
zeit von bis zu drei Jahren den zeitlichen Handlungsspiel-
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raum von Familien entscheidend erweitert. Die geltenden
Regelungen zur Elternzeit ermöglichen es Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, eine berufliche Auszeit zu
nehmen, um sich der Betreuung und Erziehung ihrer Kin-
der zu widmen oder auch in Teilzeit weiter zu arbeiten.
Die Elternzeit eröffnet damit Eltern einen Gestaltungs-
spielraum, um Familie und Beruf besser nach ihren Wün-
schen vereinbaren zu können. 
Eine der Empfehlungen der Kommission zur Flexibilisie-
rung der Inanspruchnahme der Elternzeit zielt darauf ab,
den Anspruch auf Übertragung von Elternzeit nach § 15
Absatz 2 Satz 4 BEEG flexibler zu gestalten. Nach der
geltenden Regelung können Elternzeitberechtigte bis zu
zwölf Monate ihrer dreijährigen Elternzeit mit Zustim-
mung des Arbeitgebers auf einen Zeitraum bis zur Vollen-
dung des achten Lebensjahres ihres Kindes übertragen.
Der Gesetzgeber wollte es so Eltern ermöglichen, ihr
Kind im ersten Schuljahr betreuen zu können. 
Die Kommission weist richtigerweise darauf hin, dass
sich in besonderen Fällen ein intensiver Betreuungsbedarf
durch die Eltern auch zu einem späteren Zeitpunkt, etwa
bei einem Wechsel auf eine weiterführende Schule, wenn
zugleich eine anderweitige Betreuungsmöglichkeit nicht
in Betracht kommt, ergeben kann. Insbesondere mit Blick
auf § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG, wonach Kinderbe-
treuungskosten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahrs
des Kindes steuerlich absetzbar sind, hält die Bundesre-
gierung die Verlängerung des Anspruchszeitraums für
prüfenswert. Die zeitliche Beschränkung völlig aufzuhe-
ben würde zu weiteren Bürokratielasten für die Arbeitge-
ber führen und wird derzeit gerade mit Blick auf kleine
und mittlere Unternehmen als nicht angemessen betrach-
tet.
Den Vorschlag, es Eltern zu ermöglichen, künftig nicht
nur 12 sondern bis zu 24 Monate der Elternzeit zu über-
tragen, wird die Bundesregierung prüfen. Die Bundesre-
gierung teilt die Auffassung der Kommission, dass eine
solche Ausweitung den früheren Wiedereinstieg der El-
ternzeitberechtigten in das Erwerbsleben begünstigen und
damit zu einer nachhaltigen Familienpolitik beitragen
könnte. 
Der Bericht schlägt ferner vor, den Berechtigtenkreis für
die Großelternzeit auszuweiten. Großeltern haben bereits
heute gemäß § 15 Absatz 1a BEEG unter engen Voraus-
setzungen einen Anspruch auf Elternzeit zur Betreuung
ihrer Enkelkinder. Die Bundesregierung hat diesen
Anspruch im Jahr 2009 eingeführt, um insbesondere min-
derjährige und noch in Ausbildung befindliche Eltern zu
unterstützen. Der Vorschlag der Kommission zur Weiter-
entwicklung der Großelternzeit steht in einer Linie mit
den Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung des
Engagements und zur Beteiligung von älteren Menschen.
Die Bundesregierung wird die Vorschläge der Kommis-
sion prüfen, soweit sie im Einklang mit dem Ziel zur Er-
höhung der Erwerbsbeteiligung Älterer stehen. 
Bei der Prüfung der Umsetzung der vorgenannten Vor-
schläge sind nach Auffassung der Bundesregierung ins-
besondere die Auswirkungen auf sozialversicherungs-
rechtliche Vorschriften und Ansprüche sowie die
möglicherweise für Arbeitgeber entstehenden Mehrbelas-
tungen zu berücksichtigen und für Arbeitgeber entste-
hende Mehrbelastungen zu begrenzen.
Stärkung und Ausweitung des Anspruchs 
auf Teilzeit während der Elternzeit
Der Bericht enthält darüber hinaus Änderungsvorschläge
zum Teilzeitanspruch während der Elternzeit gemäß § 15
Absatz 7 BEEG. Der Teilzeitanspruch während der El-
ternzeit ermöglicht es Eltern, bis zu 30 Wochenstunden
während der Elternzeit erwerbstätig zu sein. So können
sich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den ersten
drei Jahren nach der Geburt ihres Kindes einen Freiraum
für die Familie schaffen und gleichzeitig die Bindung an
den Arbeitgeber aufrechterhalten sowie ihre berufliche
Qualifikation auf dem aktuellen Stand halten und fortent-
wickeln. Durchsetzbar ist dieser Anspruch derzeit nur auf
dem Klageweg. Die Sachverständigenkommission sieht
hinsichtlich der Durchsetzbarkeit des Anspruchs auf Teil-
zeit während der Elternzeit Verbesserungsbedarf. 
Außerdem regt die Kommission an, es Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern zu erleichtern, während der El-
ternzeit Fortbildungen wahrzunehmen, die den gemäß
§ 15 Absatz 4 Satz 1 zulässigen Zeitrahmen von 30 Wo-
chenstunden überschreiten. 
Diese Vorschläge zur Stärkung und Ausweitung des Teil-
zeitanspruchs und der Ausnahmen bei Fortbildungen
während der Elternzeit werden von der Bundesregierung
begrüßt. Sie können dazu beitragen, dass Eltern ihre
Wünsche zur tatsächlichen Teilhabe am Arbeitsmarkt
besser verwirklichen können. Bei der Prüfung dieser Än-
derungen sind Schnittstellen mit anderen Rechtsbereichen
zu beachten.
Mehr Flexibilität und bessere Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf durch Pflegezeit und Familienpflegezeit
Bisher wurde das Thema Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hauptsächlich unter dem Aspekt der Kindererzie-
hung diskutiert. Doch vor dem Hintergrund der steigen-
den Lebenserwartung und des demografischen Wandels
rückt zunehmend die Pflege hilfsbedürftiger Angehöriger
ins Blickfeld der Vereinbarkeitsproblematik: Immer mehr
Menschen werden immer älter. Mit zunehmendem Alter
steigt jedoch das Risiko der Pflegebedürftigkeit, so dass
2050 voraussichtlich fast doppelt so viele Menschen dau-
erhaft auf Hilfe angewiesen sein werden wie heute.
Viele pflegebedürftige Menschen haben den Wunsch,
durch vertraute Angehörige in gewohnter Umgebung ge-
pflegt zu werden. Die Pflege eines kranken oder alten
Menschen stellt eigene Anforderungen an die betreuen-
den Personen. Während z. B. Kinder im Laufe der Zeit
immer selbstständiger werden, ist es bei Pflegebedürfti-
gen in der Regel genau umgekehrt. Wer zugleich berufs-
tätig ist und eine eigene Familie zu versorgen hat, gerät
schnell an seine Grenzen. Die Doppel- und Dreifachbe-
lastung bleibt auch im Beruf nicht ohne Folgen und kann
dazu führen, dass die Betroffenen unkonzentriert, weni-
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ger leistungsfähig und belastbar sind. Aus Sorge um den
Arbeitsplatz und weil Pflege gemeinhin als Privatsache
betrachtet wird, versuchen viele Beschäftigte, ihr Verein-
barkeitsproblem auf eigene Faust zu lösen, was den
Druck verstärkt.
Bereits mit dem Pflegezeitgesetz (in Kraft getreten am
1. Juli 2008) wurden die arbeitsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer
Pflege verbessert. Bei unerwartetem Eintritt einer beson-
deren Pflegesituation haben Beschäftigte das Recht,
kurze Zeit der Arbeit fern zu bleiben, um die sofortige
Pflege eines nahen Angehörigen sicherzustellen (kurzzei-
tige Arbeitsverhinderung). Zu einer längeren Pflege in
häuslicher Umgebung können berufstätige Angehörige
von pflegebedürftigen Personen durch eine vollständige
oder teilweise Freistellung von der Arbeit bis zur Dauer
von sechs Monaten den Umfang ihrer Erwerbstätigkeit
dem jeweiligen Pflegebedarf anpassen (Pflegezeit). Der
Rechtsanspruch auf Pflegezeit verbunden mit dem Recht
der Beschäftigten, nach Inanspruchnahme der Pflegezeit
zu denselben Arbeitsbedingungen zurückzukehren, be-
wahrt Beschäftigte, die bereit sind, Angehörige zu pfle-
gen und Verantwortung zu übernehmen, vor einem un-
freiwilligen Berufsausstieg. Damit kann ein Beschäftigter
ohne eigene berufliche Nachteile sowohl in einer akuten
Pflegesituation als auch für eine längerfristige Phase die
Pflege eines nahen Angehörigen sicherstellen.
Darüber hinaus wurde mit dem Gesetz zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf (in Kraft getreten zum 1. Januar
2012) zur Unterstützung der pflegenden Angehörigen die
Familienpflegezeit eingeführt. Hierbei handelt es sich um
eine auf höchstens 24 Monate befristete Teilzeit-Option
mit einer staatlich geförderten Aufstockung des pflegebe-
dingt verminderten Arbeitsentgelts. Arbeitgeber, die ih-
ren Beschäftigten während der Pflegephase einen Entgelt-
vorschuss gewähren, der die Hälfte der pflegebedingten
Einkommenseinbuße ausgleicht, können sich mit einem
zinslosen Bundesdarlehen refinanzieren. Der Vorschuss
ist von den Beschäftigten im Anschluss an die Pflege zu-
rückzuzahlen. Die Rückzahlung erfolgt durch Rückkehr
zum früheren Beschäftigungsumfang bei zunächst weiter-
hin reduziertem Arbeitsentgelt. Mit diesem Instrument
kann für Beschäftigte, die ihre pflegebedürftigen Ange-
hörigen betreuen, das Risiko einer dauerhaften Reduzie-
rung der Arbeitszeit oder gar eines gänzlichen Ausschei-
dens aus dem Erwerbsleben deutlich reduziert werden.
V. Familie im Generationengefüge: Umvertei-
lung von Zeit zwischen den Generationen
Die Bundesregierung ist wie die Sachverständigenkom-
mission der Auffassung, dass Zeit für Familie auf dem
Wege der Umverteilung von Zeit zwischen den Genera-
tionen gewonnen werden kann. In den Darlegungen zur
Empfehlung der Kommission, die Möglichkeiten der
Großelternzeit zu erweitern, wird die Nutzung der zeitli-
chen Potenziale der älteren Familienmitglieder für Fami-
lien und für die Gesellschaft hervorgehoben.
Freiwilliges Engagement der
älteren Generation fördern
Darüber hinaus sieht die Bundesregierung im freiwilligen
Engagement der älteren Menschen wichtige Potenziale
zur Unterstützung von Familien in unterschiedlichen
Lebenssituationen, ob bei der Betreuung der Kinder oder
der Fürsorge für ältere, ggf. pflege- und hilfebedürftige
Menschen, auch über den eigenen familiären Rahmen hi-
naus. Die Engagementquote älterer Menschen von 60 bis
69 Jahren lag 2009 bereits bei 37 Prozent, bei denen von
70 Jahren und älter bei 25 Prozent. Die Chancen der län-
geren Lebenserwartung werden genutzt, wenn noch mehr
ältere Menschen ihr Erfahrungswissen in intergenerativen
Projekten gezielt einbringen. 
Mit dem – zum 1. Juli 2011 gestarteten – Bundesfreiwilli-
gendienst wurde das freiwillige Engagement in Deutsch-
land für ältere Menschen auf eine noch breitere Basis ge-
stellt. Jeder Fünfte der über 35 000 Bundesfreiwilligen,
die bislang den Dienst angetreten haben, gehört bereits zu
dieser neuen Zielgruppe. Der Bundesfreiwilligendienst
kann gemeinwohlorientiert im sozialen und ökologischen
Bereich, aber auch in weiteren Bereichen wie beispiels-
weise Sport, Integration, Kultur und Bildung geleistet
werden. Ältere haben hier die Möglichkeit, ihre reichhal-
tige berufliche und Lebenserfahrung an andere weiter zu
geben und sich nach dem Berufsleben oder einer Fami-
lienphase mehr als 20 Stunden wöchentlich zu engagie-
ren.
„Freiwilligendienste aller Generationen“ schaffen darüber
hinaus einen weiteren geeigneten Rahmen, in klar defi-
nierten Aufgabenbereichen das freiwillige Engagement
zur Stärkung der Daseinsvorsorge vor Ort voranzubringen
und neue Zielgruppen dafür zu gewinnen. Vielfältige Ein-
satzfelder stehen vor Ort zur Verfügung: in Kindertages-
stätten, Schulen, in den Bereichen Umweltschutz und
Sport, zur Unterstützung von Menschen mit Behinderung,
zur Integration von Menschen mit Migrationshintergrund,
in der Arbeit mit älteren Menschen, im Bereich der All-
tags- und Seniorenbegleitung oder bei der Nachbarschafts-
hilfe. Auch Unternehmen können durch die Anbindung an
den Freiwilligendienst ihren Beschäftigten den Übergang
in den Ruhestand erleichtern und ihre Ehemaligen zudem
an das Unternehmen binden. Beispielgebend ist das Pro-
gramm „Aktion zusammen wachsen“, in dessen Rahmen
ältere Menschen Kindern und Jugendlichen mit und ohne
Migrationshintergrund Erfahrungswissen und Zeit zur
Verfügung stellen.
Ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung ist auch, die
vielfältigen im Europäischen Jahr 2011 gewonnenen Er-
fahrungen und Erkenntnisse auf dem Gebiet der Freiwilli-
gentätigkeit in das Europäische Jahr für aktives Altern
und Solidarität zwischen den Generationen 2012 überlei-
ten und in die Umsetzung einbringen zu können. Daher
wird im deutschen Arbeitsprogramm zum Europäischen
Jahr 2012 ein Schwerpunkt auf die Förderung der Poten-
ziale Älterer für die Zivilgesellschaft (gesellschaftliches
Engagement und Teilhabe älterer Menschen) sowie die
Stärkung der Solidarität zwischen den Generationen ge-
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legt. Zur Umsetzung dieser Anliegen wird im Europäi-
schen Jahr 2012 eine Reihe von Aktivitäten durchgeführt.
Mehrgenerationenhäuser als 
Koordinierungsplattformen
Die Bundesregierung sieht wie die Sachverständigen-
kommission einen Bedarf für kommunale Plattformen zur
Förderung und Koordinierung zivilgesellschaftlichen En-
gagements. Ein Beispiel dafür sind – neben ggf. vor Ort
angesiedelten Pflegeberatungsstellen – die von der Bun-
desregierung geförderten Mehrgenerationenhäuser (MGH).
Im Januar 2012 startete deshalb das Aktionsprogramm
„Mehrgenerationenhäuser II“. MGH übertragen sehr er-
folgreich das Prinzip der früheren Großfamilie in die mo-
derne Gesellschaft: Das selbstverständliche Geben und
Nehmen zwischen Menschen verschiedenen Alters wird
in den Mehrgenerationenhäusern aktiviert, Jung und Alt
begegnen sich – über familiäre Grenzen hinweg – in ei-
nem öffentlichen Raum in ihrer Nachbarschaft und profi-
tieren von ihren unterschiedlichen Kompetenzen, Erfah-
rungen und Interessen. Mit dem Aktionsprogramm Mehr-
generationenhäuser ist flächendeckend in Deutschland
eine soziale Infrastruktur entstanden, die vor Ort einen
nachhaltigen Beitrag zum Zusammenhalt in der Gesell-
schaft leistet, gesellschaftliche Teilhabemöglichkeiten für
und zwischen allen Altersgruppen eröffnet, die Eigenver-
antwortung der Menschen für ihr direktes Umfeld stärkt
und zum Freiwilligen Engagement motiviert. Gleichzeitig
unterstützen die Häuser durch ihre vielfältigen Angebote
im Bereich der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Be-
ruf die Zeitsouveränität von Familien.
Ende 2011 waren mehr als 20 000 freiwillig Engagierte in
den Mehrgenerationenhäusern aktiv. Auch künftig wird
ein Hauptaugenmerk auf der Aktivierung „jüngerer“ Äl-
terer liegen: Menschen der Generation 50 oder 60 Plus,
die in Mehrgenerationenhäusern eine Heimat für ihr En-
gagement finden wollen. Alle Mehrgenerationenhäuser
können Engagierte aus dem Bundesfreiwilligendienst be-
schäftigen. Das trifft auch auf die örtlich vorhandenen
Pflegeeinrichtungen zu.
Langfristiges Ziel ist es, die Mehrgenerationenhäuser in
der jeweiligen Region zu zentralen Anlaufstellen für Frei-
williges Engagement von Menschen aller Altersgruppen
weiterzuentwickeln. Wer sich künftig zivilgesellschaft-
lich einbringen möchte, kann in den Mehrgenerationen-
häusern oder durch ihre Kooperationspartner beraten, un-
terstützt, vermittelt oder qualifiziert werden.
In Folge des demografischen Wandels benötigen immer
mehr ältere Menschen Hilfe und Pflege. Dieses wird, wie
die Kommission zutreffend hervorhebt, in der überwie-
genden Zahl der Fälle von Familienangehörigen im
Wohn- und Lebensumfeld Betroffener mit bemerkens-
wertem Einsatz geleistet.
Mit Beratungstelefonen und einem Service für Gehörlose
und Hörgeschädigte bietet das Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG) allen Bürgerinnen und Bürgern eine kom-
petente und unabhängige Anlaufstelle für alle Fragen rund
um das deutsche Gesundheitssystem. Das Bürgertelefon
bspw. zur Pflegeversicherung steht für Fragen rund um das
Beitrags- und Leistungsrecht innerhalb der Pflegeversi-
cherung zur Verfügung. Daneben gibt es Rufnummern zu
Fragen zur Krankenversicherung sowie zur gesundheitli-
chen Prävention. Die Bürgertelefone vermitteln zusam-
mengefasst gesetzliche Grundlagen, klären auf über mög-
liche gesetzliche Ansprüche, nehmen Anregungen auf
oder vermitteln Adressen und Ansprechpartner. Daneben
geben vor allem auch die Kranken- und Pflegekassen, de-
nen eine allgemeine Aufklärungs- und Beratungspflicht
zukommt, sowie die seit 2009 als Rechtsanspruch einge-
führte individuelle Beratung durch Pflegeberater und Pfle-
geberaterinnen für von Pflegebedürftigkeit bedrohte oder
bereits betroffene Menschen und ihre Angehörigen aus-
führliche Auskünfte und Hilfen, um die Situation bzw. den
Pflegealltag zu bewältigen.
Das Servicetelefon „Wege zur Pflege“ des BMFSFJ (ein-
geführt seit dem 1.Dezember 2011) steht allen mit Pflege
Befassten, vor allem aber Angehörigen mit vielen Infor-
mationen rund um die Themen Pflege und Wohnen zur
Verfügung. So können Probleme schnell angegangen und
insbesondere Angehörige zeitnah unterstützt werden. Das
schließt die Anpassung an individuelle zeitliche Bedürf-
nisse der Pflegenden mit ein. Daher können über das be-
gleitende Internetportal www.wege-zur-pflege.de die In-
formationen auch online eingesehen werden.
Bei der Pflege, Betreuung und Versorgung Älterer und
Hochbetagter erhalten Familien auch durch Mehrgenera-
tionenhäuser Unterstützung. Von niedrigschwelligen An-
geboten bis hin zu pflegeergänzenden Hilfen erbringen
oder vermitteln die Mehrgenerationenhäuser ergänzende
Hilfen, Informations- und Beratungsangebote für Pflege-
bedürftige und ihre betreuenden Angehörigen.
Wichtige Kooperationspartner der Mehrgenerationenhäu-
ser in diesem Bereich sind z. B. die Deutsche Alzheimer-
gesellschaft sowie die regionalen Alzheimergesellschaf-
ten, auf deren Erfahrungsschatz und Know-How die
Häuser im Programm zurückgreifen.
Besonders viel Kraft und Zeit kosten Familien die Beglei-
tung und Versorgung von Menschen mit Demenz. Dies
wird durch die Sachverständigenkommission zu Recht
herausgestellt. 1,2 Millionen Menschen sind nach heuti-
gen Schätzungen an Demenz erkrankt, ihre Zahl wird
deutlich zunehmen – verbunden mit einem entsprechen-
den Pflege- und Betreuungsbedarf. Für eine angemessene
Pflege, Betreuung und Versorgung der Bürger und Bürge-
rinnen müssen daher dauerhaft tragfähige und generatio-
nengerechte Konzepte entwickelt und umgesetzt werden. 
Die Bundesregierung will daher mit der anstehenden Re-
form durch das geplante Gesetz zur Neuausrichtung der
Pflegeversicherung (Pflege-Neuausrichtungsgesetz – PNG)
zeitnah die zur Verfügung stehenden Mittel bündeln, um
insbesondere die Versorgungssituation von demenziell er-
krankten Menschen zu verbessern sowie die Situation der
pflegenden Angehörigen zu stabilisieren und ehrenamtli-
ches Engagement zu stärken.
In den vom Bundeskabinett Mitte November 2011 be-
schlossenen Eckpunkten zur Umsetzung des Koalitions-
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vertrages für die Pflegereform sind u. a. verschiedene
Leistungsverbesserungen vorgesehen. So sollen beispiels-
weise demenziell erkrankte Menschenkurzfristig verbes-
serte Leistungen erhalten, Betreuungsleistungen in den
Sachleistungsanspruch aufgenommen und die Leistungen
der Pflegeversicherung flexibler ausgestaltet werden.
Neue Wohnformen sollen gefördert werden. Hierzu wird
unter anderem ein zeitlich befristetes Initiativprogramm
zur Förderung ambulanter Wohngruppen aufgelegt. Da-
rüber hinaus sollen spezielle Maßnahmen und Angebote
zur Entlastung von pflegenden Angehörigen und Fami-
lien beitragen. Die Kernelemente der Neuregelungen
werden auch den Pflegekräften zu Gute kommen, weil sie
mit zu einer Verbesserung der Attraktivität des Pflegebe-
rufes beitragen. Zudem sollen Pflegekräfte und Angehö-
rige möglichst viel Zeit für die Versorgung der Pflegebe-
dürftigen haben, vorhandene Regelungen und auch die
geplanten Neuregelungen werden deshalb streng auf ihr
Entbürokratisierungspotenzial hin überprüft.
Die Bundesregierung hält an dem Ziel der Einführung des
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs fest. Die besonderen
Bedürfnisse von an Demenz Erkrankten können mit der
bisherigen verrichtungsbezogenen Beurteilung der Pfle-
gebedürftigkeit nicht angemessen erfasst werden. Es ist
auch aus Sicht der Bundesregierung ein Pflegebedürftig-
keitsbegriff erforderlich, der ein neues Verständnis dazu
widerspiegelt, wer als pflegebedürftig anzusehen ist und
welchen Hilfebedarf insbesondere Demenzkranke haben.
Vor Einführung des neuen Begriffs sind allerdings die
noch zu klärenden umfassenden Umsetzungsfragen paral-
lel zur anstehenden Pflegereform von einem Expertenbei-
rat zu bearbeiten. Demenzerkrankte und ihre Angehöri-
gen sollen jedoch nicht so lange warten müssen, bis alle
Vorbereitungen für die Umstellung auf einen neuen Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff abgeschlossen sind. Sie werden
daher ab dem 1. Januar 2013 in der häuslichen Umgebung
schon vorher mehr und bessere Leistungen erhalten.
Gesetzliche Maßnahmen allein jedoch reichen nicht aus,
wenn es um Lebensqualität in der Pflege und um Entlas-
tung pflegender Angehöriger geht. Die Kommission emp-
fiehlt, Hilfenetzwerke im Lebensumfeld betroffener Fa-
milien zu entwickeln und diese über zentrale kommunale
Plattformen aufeinander abzustimmen und zu kommuni-
zieren: Hilfeangebote im vertrauten Lebensumfeld, die
unaufdringlich und selbstverständlich dazu beitragen,
dass Menschen auch mit Demenz so lange wie möglich
zu Hause leben können.
Ein Beispiel ist das „Wissens- und Hilfenetzwerk De-
menz“, in dem zentrale Maßnahmen des BMFSFJ gebün-
delt sind. Sie tragen bereits dazu bei, den Lebensalltag
Betroffener zu erleichtern: Der Wegweiser Demenz
(www.wegweiser-demenz.de) bietet umfassende Infor-
mationen, die auch für Laien verständlich sind, Unterstüt-
zung bei der Suche nach passenden Beratungs-, Betreu-
ungs- und Hilfeangeboten vor Ort und von Expertinnen
und Experten moderierte Ratgeberforen, die zum Aus-
tausch und zur Vernetzung von Demenzkranken, Angehö-
rigen, Fachleuten sowie ehrenamtlich Engagierten einla-
den.
Auch die MGH bauen Hilfsangebote für an Demenz er-
krankte Menschen sowie einschlägige Beratungsangebote
für Angehörige kontinuierlich auf und aus. Die Etablie-
rung von Beratungsangeboten für ältere Menschen, Pfle-
gebedürftige und Demenzkranke und ihren Angehörigen
ist deshalb ein Schwerpunkt des Aktionsprogrammes
„Mehrgenerationenhäuser II“. MGH binden für diese Auf-
gaben freiwillig Engagierte ein, deren Arbeit eine Entlas-
tung der betreuenden Angehörigen und der professionel-
len Kräfte ist. Seit Juli 2009 wird im Rahmen des
Aktionsprogramms Mehrgenerationenhäuser ein Koope-
rationsprojekt zwischen Alzheimer Gesellschaft und
zunächst zehn Mehrgenerationenhäusern unterstützt, die
demenzspezifische Begegnungs- und Hilfeangebote be-
reitstellen wollen. Ziel ist der Einbezug von 50 Häusern
und eine Handreichung, die von allen MGH genutzt wer-
den kann. In einem nächsten Schritt sollen im Lebensum-
feld Betroffener „Allianzen für Menschen mit Demenz“
entstehen, lokale Hilfenetzwerke, in die alle gesellschaft-
lichen Sektoren eingebunden werden. So werden gezielt
zukunftsweisende Angebotsstrukturen vor Ort im Sinne
der „Caring Community“ entwickelt.
VI. Lokale Familienzeitpolitik – Synchro-
nisation lokaler Taktgeber
Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Sachver-
ständigenkommission, dass Familienzeitpolitik in ganz
erheblichem Maße vor Ort in den Kommunen gestaltet
werden muss, denn viele Zeitkonflikte von Familien erge-
ben sich aus einer ungenügenden Synchronisation der
verschiedenen lokalen Taktgeber, in die Familien und ihre
Mitglieder in unterschiedlicher Weise eingebunden sind.
Die Zeitsouveränität von Familien wird eingeschränkt,
weil unterschiedliche Zeitstrukturen nicht aufeinander ab-
gestimmt sind, wie sich das am Beispiel der Arbeitszeiten
und der Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtun-
gen am offensichtlichsten darstellt.
Die Sachverständigenkommission verdeutlicht zu Recht
die Vielschichtigkeit lokaler Familienzeitpolitik und der
Herausforderungen, die sich daraus für die unterschiedli-
chen lokalen Akteure ergeben. Die Empfehlung der Kom-
mission, „familienzeitpolitische Austauschplattformen“
einzurichten, hält die Bundesregierung für einen interes-
santen Ansatzpunkt, um eine bessere Zeitsynchronisation
auf lokaler Ebene auf der Grundlage der systematisch er-
fassten Bedarfe von Familien sowie der relevanten Takt-
geber umzusetzen. Der Bericht bestätigt an dieser Stelle
die Politik der Bundesregierung, die mit der Initiative der
Lokalen Bündnisse für Familie zur Entwicklung starker
und wirksamer Kooperationen für die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf beiträgt. Lokale Bündnisse bringen in
unterschiedlichen Projekten die entscheidenden lokalen
Akteure an einen Tisch und orientieren sich bei der Kon-
zeptgestaltung eng an den Bedarfen der Familien vor Ort.
Sie sind erfolgreiche Kooperationen für konkrete Projekte
eingegangen und haben vielfältige Erfahrungen in der
Vernetzung und Steuerung von zentralen Akteuren der
kommunalen Ebene. Passende Lösungen für Eltern, Kin-
der und Unternehmen, die Zeitabläufe im Familienalltag
in einen gemeinsamen Takt bringen, werden beispiels-
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weise im Rahmen der bereits beschriebenen Entwick-
lungspartnerschaft „Unterstützungsnetzwerke für Eltern
mit Schulkindern“ entwickelt.
Initiativen im Umfeld lokaler Bündnisaktivitäten wie
„Zeiten in der Stadt“ oder das Lokale Bündnis Hanau, das
unter dem Titel „Hanau – zeitbewusste Stadt“ vielfältige
zeitpolitische Projekte umsetzt, sind bereits gute Bei-
spiele für zeitpolitische Planungs- und Vernetzungsaktivi-
täten. Die Bundesregierung sieht deshalb in der vom
BMFSFJ geförderten Initiative Lokale Bündnisse für Fa-
milie eine geeignete und bereits etablierte Plattform für
Kooperationen, Familienzeitpolitik auf kommunaler
Ebene erfolgreich zu befördern. Dafür sprechen auch
vielfältige andere Aktivitäten der Lokalen Bündnisse wie
Kooperationen mit Unternehmen, Jobcentern und weite-
ren Akteuren zur Schaffung von Kinderbetreuungsange-
boten in Randzeiten, in den Ferien oder in Notfällen. Mit
der Einrichtung von Familienbüros und Anlaufstellen hel-
fen Lokale Bündnisse, Zeit zu sparen, indem sie Informa-
tionen und Beratung für Familien bündeln, Transparenz
über Angebote für Familien schaffen und Eltern bei der
Suche nach zeitlich lückenlos ineinandergreifenden Be-
treuungsangeboten beraten. Die im Bericht besonders he-
rausgehobenen Familienzentren und Mehrgenerationen-
häuser als lokale Anbieter von Unterstützungsangeboten
für Familien sind oft in die Projekte einbezogen oder
selbst Akteure der Bündnisse. Bündnisse stoßen darüber
hinaus Veränderungen im „Takt“ des öffentlichen Nah-
verkehrs an oder organisieren Transportlösungen, um
Wartezeiten zu reduzieren, Angebote miteinander zu ver-
binden und die Mobilität von Familien zu erhöhen. 
Der thematische Zuschnitt der Entwicklungspartnerschaf-
ten „Vereinbarkeit für Alleinerziehende“ und „Unterstüt-
zungsnetzwerke für Eltern mit Schulkindern“ und die ins-
besondere in den letzten Jahren hinzugewonnenen Partner
aus Unternehmen, Jobcentern und Agenturen für Arbeit
haben in den Lokalen Bündnissen zudem eine vertiefte
Auseinandersetzung mit den verschiedenen Zeitsystemen
im Leben von Familien angestoßen. Die Bundesregierung
beabsichtigt, das Potenzial der Initiative für die lokale Fa-
milienzeitpolitik zu stärken.
Das vom BMBF geförderte Begleitprogramm „Ideen für
mehr! Ganztägig lernen“ der Deutschen Kinder und Ju-
gendstiftung unterstützt über die Qualitätsentwicklung hi-
naus auch die lokale Einbindung von Ganztagsschulen
durch die regionalen Serviceagenturen „Ganztägig ler-
nen“ in den Ländern.
VII. Zeitkompetenzen von Familien
Die Bundesregierung teilt das Anliegen der Sachverstän-
digenkommission, dass alle Menschen ihre Zeit selbstver-
antwortlich so strukturieren können, dass sie ihre Hand-
lungsziele und Präferenzen möglichst gut verwirklichen
können. Dies ist erforderlich in einer Gesellschaft, die an
den Einzelnen bzw. die Einzelne tagtäglich eine Fülle an
Herausforderungen bezüglich der individuellen zeitlichen
Organisation stellt und in Familien darüber hinaus die
Koordination gemeinsamer Zeit erfordert.
Zeitkompetenz stellt sich für die Bundesregierung als ein
Forschungsfeld dar, das einer Vertiefung und der Zusam-
menarbeit zahlreicher Akteure bedarf.
Zeitkompetenz – eine Definition des Begriffes findet sich
im Bericht nicht – kann zunächst als Fähigkeit verstanden
werden, den Alltag so zu strukturieren, dass die frei ver-
fügbare Zeit mit den zu bewältigenden Aufgaben und den
individuellen Wünschen in Übereinstimmung gebracht
werden kann. Ein Ziel kann hier sein, eine möglichst
hohe Lebenszufriedenheit zu erreichen und Stressbelas-
tungen oder ungewollte Ineffizienzen zu vermeiden. Zeit-
kompetenz auszubilden heißt auch, die Grenzen eigener
Gestaltungsfähigkeit zu erkennen, um sich nicht selbst zu
überfordern. Menschen verfügen über ein individuell
höchst unterschiedliches Vermögen, souverän mit Zeit
umgehen zu können und sich darüber als selbstkompetent
in Bezug auf ihre Zeitverwendung zu erleben. Davon sind
auch die Kompetenzen von Familien beeinflusst. Zusätz-
lich können sich Stressoren im Familienalltag wie z. B.
finanzielle Engpässe, Partnerschaftskonflikte, Unsicher-
heiten in der Erziehung und in der Haushaltsführung oder
auch Brüche in der Erwerbsbiografie negativ auf die Zeit-
verwendung in der Familie auswirken.
Ein kompetenter Umgang mit der Ressource Zeit entwi-
ckelt sich meist erst im Lebensverlauf und wird je nach
Lebensphase oft unterschiedlich bewertet. So erfahren El-
tern in der Familiengründungsphase, dass neue Kompe-
tenzen in Bezug auf die Abstimmung der Lebensbereiche
Erwerbstätigkeit und Fürsorge erforderlich sind, die sich
auf ihre Zeitverwendung auswirken. Bei Familien mit
mehreren und älteren Kindern sind dagegen stärker Fä-
higkeiten gefordert, verschiedene Anforderungen der Fa-
milienmitglieder in Übereinstimmung zu bringen und bei-
spielsweise Familienzeiten als gemeinsame Zeit aller
Familienmitglieder zu organisieren.
Die Bundesregierung stimmt mit der Sachverständigen-
kommission überein, dass die Entwicklung von Zeitkom-
petenz hauptsächlich in der Familie erfolgt, aber auch in
klassischen Bildungsinstitutionen wie Schule und Er-
wachsenenbildung erlebt wird. Die Einteilung und Ver-
wendung von Zeit auf bestimmte Tätigkeiten erleben und
erlernen Kinder von klein auf durch das Vorleben und die
Alltagsorganisation in der Familie. Die eigene Gestaltung
von Zeit wird maßgeblich von den Eltern und deren Le-
bensgewohnheiten beeinflusst. Sie bringen ihren Kindern
bei, wie sich Alltag organisieren lässt. Zu der zeitlichen
Strukturierung im Familienalltag treten Erfahrungen mit
den Zeittakten in der Kindertagesbetreuung oder in der
Schule. Bereits junge Menschen leben in unserer Gesell-
schaft spätestens ab dem Schulalter in Zeittakten, die zu
erheblichem Anteil vorgegeben sind. Das Bildungssys-
tem ist bereits Taktgeber gesellschaftlich vorgegebener
Zeiten.
Die Bundesregierung sieht in der Unterstützung von Fa-
milien, vor allem in besonderen und z. T. problemati-
schen Lebenslagen, durch Angebote der Familienbildung
eine geeignete Maßnahme, um Eltern und Kinder hin-
sichtlich ihrer Zeitkompetenzen zu stärken. Mit der För-
derung der Erziehungskompetenz und durch Beratung
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können Familien in ihrem souveränen Umgang mit Zeit
unterstützt werden. Es zählt zum öffentlichen Auftrag der
Familienbildung (§ 16 Absatz 2 Nummer 1 SGB VIII),
mit ihren präventiven Angeboten Familien bei der Ent-
wicklung von Basiskompetenzen zu fördern, wie z. B. bei
der Gestaltung des Familienlebens, der Haushaltsführung,
des Finanzmanagements, der Kindererziehung, der Be-
treuung von Angehörigen, der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. 
Auch in der Begleitung von Bildungsverläufen bietet die
Familienbildung durch das bundesweite Programm „El-
ternchance ist Kinderchance“ Eltern Unterstützung: „El-
ternbegleiter“ stehen Familien zur Seite, wenn es um eine
frühe Förderung von Kindern geht. Mehr Sicherheit in
Bildungsentscheidungen, die Stärkung elterlicher Erzie-
hungskompetenzen und der Gewinn von Zeitkompetenz
durch Souveränität im Familienalltag werden miteinander
verbunden.
VIII. Schlussbemerkungen
Familienzeitpolitik gehört ins Zentrum der familienpoliti-
schen Anstrengungen in dieser Legislaturperiode und in
den nächsten Jahren. Dabei können Wechselwirkungen
mit anderen politischen Handlungsfeldern nicht außer
Acht gelassen werden. Insgesamt ist ein ausgewogenes
Konzept erforderlich, das allen berechtigten Belangen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Arbeit-
geber Rechnung trägt. Grundlage ist dabei auch eine Poli-
tik der soliden Staatsfinanzen wie sie in der grundgesetz-
lichen Schuldenbremse ihren Ausdruck gefunden hat, die
Voraussetzung für eine langfristig nachhaltige Familien-
politik ist. Die Vorschläge stehen daher unter dem Vorbe-
halt ihrer Finanzierbarkeit.
Die Bundesregierung will mit den angesprochenen zeit-
politischen Akteuren in den bewährten Allianzen und
Bündnissen zusammenarbeiten. Unser gemeinsames Ziel
muss sein, gesellschaftliche Zeitstrukturen und Zeitnor-
men zu schaffen, in denen die Entscheidung für Kinder
als eine weitere Option der Lebensgestaltung erlebt wird,
Familien Handlungsmöglichkeiten für die souveräne Ge-
staltung ihres Familienlebens im Alltag und im Lebens-
lauf haben sowie das Recht haben, über ihre Familienzeit
zu entscheiden. Gemeinsam getroffene Entscheidungen
für die Familie dürfen dabei nicht einseitig zu Lasten ei-
nes der beiden Partner – meist der Frau – gehen und für
den weiteren Lebensverlauf andere Wahlmöglichkeiten in
Beruf und Familie verschließen.
Für die Familienzeitpolitik brauchen wir mehr Wissen.
Auch das ist ein Ergebnis des vorliegenden Berichts. Ent-
wicklungen in den Zeitbedarfen von Familien und ihren
Mitgliedern in unterschiedlichen Familienkonstellatio-
nen und Familienphasen ebenso wie die Entwicklung von
gesellschaftlichen Taktgebern und ihren Zeitstrukturen
müssen stärker in den Fokus der Forschung rücken. Stär-
ker als im Bericht geschehen, müssen Zeitpolitiken ande-
rer vergleichbarer Länder auf ihre Wirkungen für Fami-
lien und auf ihre Anwendbarkeit in Deutschland geprüft
werden. Familienpolitische Maßnahmen sind dahinge-
hend zu überprüfen, inwieweit sie zeitliche Rahmenbe-
dingungen von Familien verbessern oder einschränken
und wie sie auf Frauen und Männer jeden Alters und auf
Kinder unterschiedlich wirken und von ihnen unter-
schiedlich wahrgenommen werden. Im familienpoliti-
schen Dreiklang von Geld, Zeit und Infrastruktur sind die
gegenseitige Abhängigkeit und Wirksamkeit finanzieller,
infrastruktureller und zeitlicher Maßnahmen genauer und
differenzierter zu beurteilen. 
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Achter Familienbericht
Zeit für Familie – Familienzeitpolitik als 
Chance einer nachhaltigen Familienpolitik
Vorwort
Familie erbringt unverzichtbare Leistungen für unser
Gemeinwesen. Sie erzieht junge Menschen, investiert in
private und öffentliche Fürsorge und stiftet sozialen Zu-
sammenhalt. Diese Leistungen werden aber nicht selbst-
verständlich erbracht. Um zu gewährleisten, dass Familien
die ihnen zugeschriebenen Aufgaben auch zukünftig erfül-
len können, brauchen sie Schutz und Unterstützung durch
Staat und Gesellschaft. Eines der wesentlichen Unterstüt-
zungsmerkmale, auf die Familien dabei angewiesen sind,
ist ein hinreichendes und verlässlich verfügbares Maß an
Zeit für Familie.
Vor diesem Hintergrund setzt sich die Kommission zur
Erstellung des Achten Familienberichts mit der Bedeu-
tung von Zeitpolitik für Familie als einer zentralen politi-
schen Aufgabe auseinander. Die Kommission wurde von
der Ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
Frau Dr. Kristina Schröder, im Juli 2010 als eine interdis-
ziplinär zusammengesetzte Sachverständigengruppe mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den Be-
reichen der Betriebs- und Volkswirtschaftslehre, der So-
ziologie, der Entwicklungspsychologie und der Rechts-
wissenschaften berufen. Die Mitglieder der Kommission
sind:
– PD Dr. Fabienne Becker-Stoll, Direktorin des Instituts
für Frühpädagogik in München
– Dr. Hans-Peter Klös, Leiter des Wissenschaftsbereichs
Bildungspolitik und Arbeitsmarktpolitik im Institut
der deutschen Wirtschaft in Köln
– Prof. Dr. Andreas Kruse, Leiter des Instituts für Ge-
rontologie an der Ruprecht-Karls-Universität Heidel-
berg
– Prof. Dr. Dr. Joachim Möller, Leiter des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in Nürnberg
– Prof. Dr. Jutta Rump, Leiterin des Instituts für Be-
schäftigung und Employability IBE an der Fachhoch-
schule Ludwigshafen
– Prof. Dr. Dr. Helmut Schneider, Direktor des For-
schungszentrums Familienbewusste Personalpolitik,
Inhaber des SVI-Stiftungslehrstuhls für Marketing und
Dialogmarketing, Steinbeis-Hochschule Berlin
– Prof. Dr. Norbert F. Schneider, Direktor des Bundesin-
stituts für Bevölkerungsforschung in Wiesbaden
– Prof. Dr. Gregor Thüsing LL.M., Direktor des Instituts
für Arbeitsrecht und soziale Sicherheit an der Univer-
sität Bonn
Zum Kommissionsvorsitzenden wurde Herr Prof.
Dr. Gregor Thüsing, zu seinen Stellvertretern wurden
Frau PD Dr. Fabienne Becker Stoll und Herr Dr. Hans-
Peter Klös bestimmt. Vertretungsweise, oft auch mehr als
das, haben Herr Prof. Dr. Guido Heineck, Frau Kerstin
Ruckdeschel und Herr Dr. Eric Schmitt an der Kommis-
sionsarbeit teilgenommen. Die Kommission wurde in
hervorragender Weise unterstützt durch die Geschäfts-
stelle beim ifo Institut München, Herrn Wolfgang Auer,
Herrn Dr. Wido Geis, Herrn Herbert Hofmann und Herrn
Prof. Helmut Rainer, Ph.D. Sehr hilfreich und wertvoll
war auch die begleitende Unterstützung des BMFSFJ.
Mit diesem Familienbericht will die Kommission bewusst
machen, dass Familie gleichermaßen von ökonomischen
Ressourcen wie von Zeitressourcen lebt. Eine moderne
Familienpolitik ermöglicht es der Familie und ihren Mit-
gliedern, über ihren Zeitgebrauch souverän zu entschei-
den. Sie verhindert eine Benachteiligung der Familie ge-
genüber anderen Institutionen und gewährleistet, dass
Personen, die Leistungen in und um Familie erbringen,
nicht von anderen sozialen Zusammenhängen ausge-
schlossen werden. So sollte etwa die Teilnahme am Er-
werbs- und Kulturleben im gewünschten Umfang möglich
sein. Dazu muss die Vorstellung, dass sich Familienpolitik
ausschließlich auf die Zuteilung finanzieller Ressourcen
und die Bereitstellung von Infrastruktur erstreckt, über-
wunden werden. In diesem Sinne bedarf Familienpolitik
der Ergänzung um eine weitere Säule: die Familienzeit-
politik.
Bei Familienzeitpolitik, so argumentieren wir in diesem
Bericht, handelt es sich um ein neues Politikfeld, das ver-
schiedene grundsätzliche Handlungsfelder beinhaltet, un-
terschiedliche Akteure adressiert und eine sehr differen-
zierte Instrumentenebene aufweist.
Familienzeitpolitik ist als Teil einer gesellschaftlichen
Zeitpolitik zu entwickeln, die darauf ausgerichtet ist, die
Wahlfreiheit der Lebensführung der Menschen durch
möglichst passgenaue und bedarfsgerecht gestaltete Zeit-
strukturen öffentlicher Institutionen zu erhöhen. 
Als primäres Handlungsfeld von Familienzeitpolitik sehen
wir die Stärkung von Zeitsouveränität. Dabei geht es da-
rum, Rahmenbedingungen zu schaffen, die es Menschen
erleichtern, Familie im Rahmen allgemeiner Grundsätze
so zu gestalten, wie es ihren Vorstellungen und Präferen-
zen entspricht. Anzustreben ist auch eine Entlastung von
Familien durch Zeitumverteilung. Ansatzpunkte bestehen
in einer lebenslauforientierten Zeitumverteilung sowie in
der Umverteilung von Zeitressourcen zwischen Genera-
tionen und sozialen Gruppen, um das Zeitbudget von Fa-
milien mit (kleinen) Kindern in der „Rush Hour des Le-
bens“ zu entlasten.
Zeitpolitische Umverteilungsmaßnahmen erscheinen auch
dort notwendig, wo gesellschaftlich gewünschte, sozial
aber wenig wertgeschätzte Tätigkeiten, etwa im Rahmen
der Familienarbeit, zwischen den Geschlechtern ungleich
verteilt sind. Als ein weiteres wesentliches Handlungsfeld
der Familienzeitpolitik haben wir die Verbesserung der
Synchronisation disponibler Zeit identifiziert. Dabei soll
eine optimierte Passung familienexterner Zeitregimes
z. B. durch eine familienzeitsensible Gestaltung der Infra-
struktur erreicht werden. Familienzeitpolitik umfasst
schließlich auch die Verbesserung der Zeitkompetenz. Im
Rahmen dieses Handlungsfelds geht es darum, die Fähig-
keit der Menschen zu verbessern, ihre Zeit selbstverant-
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wortlich so zu strukturieren, dass sie ihre Handlungsziele
gut verwirklichen können.
Mit diesen Handlungsfeldern appellieren wir an unter-
schiedliche Akteure, zeitliche Freiräume für Familien zu
schaffen und zu respektieren. Zunächst sind die Arbeitge-
ber und Sozialpartner gefragt, die über die Ausgestaltung
der Arbeitsbedingungen hinsichtlich Lage, Dauer und Vo-
lumen der Arbeitszeit maßgeblichen Einfluss auf „Zeit
für Familie“ nehmen. Gefordert sind auch die Kommunen
als vielleicht wichtigster staatlicher Akteur, die durch
passgenaue Betreuungs-, Versorgungs- und Erziehungs-
einrichtungen Familien beim Spagat zwischen Familien-
aufgaben und Beruf noch besser unterstützen können.
Schließlich ist unser Adressat nicht zuletzt der Gesetzge-
ber, setzt er doch die rechtlichen Rahmenbedingungen, in
denen Familie lebt und handelt. Nach gesetzlichen Vorga-
ben erfolgt nicht nur die finanzielle Unterstützung von
Familien, sondern wird auch die Zuteilung des Rechts
über familiäre Zeit maßgeblich entschieden. Dabei er-
schwert aber insbesondere die „strukturelle Blindheit“
des Arbeitsrechts gegenüber der Familie die Vereinbar-
keit der Bereiche Familie und Beruf.
Aus der Überlegung, auf welchen grundsätzlichen Hand-
lungsfeldern die einzelnen Akteure schwerpunktmäßig
ansetzen können, benennen wir konkrete Handlungsemp-
fehlungen auf der Instrumentenebene:
Wir bringen in dem Bericht etwa zum Ausdruck, dass
eine Erhöhung der Zeitsouveränität ein der Nachfrage
entsprechendes Angebot an familienexterner Kinderbe-
treuung, mehr Beschäftigungs- und Karrieremöglichkei-
ten unterhalb der Vollerwerbstätigkeit, eine stärkere Be-
rücksichtigung der Familie im Arbeitszeitrecht und eine
flexiblere Gestaltung familienbedingter Erwerbsunterbre-
chungen erfordert.
Zur Entlastung von Familien durch intergenerationale
Zeitumverteilung empfehlen wir, die Großelternzeit kom-
plementär zur Elternzeit auszubauen. Des Weiteren
könnte der Bundesfreiwilligendienst in stärkerem Maße
als Instrument zur Förderung zivilgesellschaftlichen En-
gagements älterer Menschen genutzt werden. Zeitumver-
teilung kann aber auch über den Markt durch familienun-
terstützende Dienstleistungen stattfinden, deren Nutzung
durch Gutschein-Modelle und durch gezielte Steuerver-
günstigungen gefördert werden sollte.
Zur Verbesserung der Synchronisation disponibler Zeit
bieten aus unserer Sicht die zentralen Taktgeber einer
Kommune besonderen Handlungsspielraum. Dort könn-
ten die vielfältigen Bedürfnisse von Familien nach zeitli-
cher Entlastung und Abstimmung durch neue Formen der
kommunalen Planung, Vernetzung und Kooperation bes-
ser koordiniert werden.
Wir sind uns bewusst, dass in dem im Rahmen dieses Be-
richts erarbeiteten Konzept „Familienzeitpolitik“ noch er-
heblicher Systematisierungsbedarf liegt. Um diesem ge-
recht zu werden, wäre zum Beispiel ein Abgleich
familienzeitrelevanter Bestimmungen, Gesetze, Verord-
nungen und Normen in den verschiedenen Handlungsfel-
dern hilfreich, um festzustellen, inwiefern vom bestehen-
den Recht konsistente Anreize für „Zeit für Familie“
ausgehen oder inwiefern sich möglicherweise einzelne
rechtliche Bestimmungen familienzeitpolitisch gegenläu-
fig auswirken. Eine solche rechtliche Bestandsaufnahme
wäre ein erster Schritt in die Richtung eines „Family
Mainstreaming“, mit dem eine Abschätzung der Folgen
von Programmen und Gesetzen auf die mit einer Famili-
enzeitpolitik intendierten Ziele auf den Weg gebracht
werden könnte.
Der Bericht ist das gemeinsame Werk einer Kommission,
die in zwölf Sitzungen miteinander diskutiert und zuwei-
len auch gerungen hat. Hierbei waren unterschiedliche
Mitglieder für unterschiedliche Kapitel federführend. Ka-
pitel 1 („Problemorientierte Einführung“) betreuten Hans-
Peter Klös und Norbert Schneider, Kapitel 2 („Zahlen und
Fakten zur Zeitgestaltung von Familien in Deutschland“)
wurde durch das ifo Institut als Geschäftsstelle der Kom-
mission konzipiert, Kapitel 3 („Der Faktor Zeit im Kontext
von Fertilitätsentscheidungen“) betreute Helmut Schneider,
Kapitel 4 („Zeit für Familie mit Kindern“) ist ein Gemein-
schaftswerk von Fabienne Becker-Stoll, Guido Heineck,
Joachim Möller und Jutta Rump. Um dieses Kapitel hat
sich auch Silke Eilers (IBE) sehr verdient gemacht. Kapi-
tel 5 („Zeit für Pflege“) wurde von Andreas Kruse ge-
schrieben, mit Kapitel 6 („Familienzeitpolitik als Leitlinie
rechtlicher Rahmenbedingungen“) hat der Vorsitzende der
Kommission Gregor Thüsing einen juristischen Beitrag
zum Bericht geleistet. Kapitel 7 („Familienzeitpolitik als
Chance nachhaltiger Familienpolitik“) ist auf die Empfeh-
lungen abgestellt und ist ein Gemeinschaftswerk, zu dem
alle gleichermaßen beigetragen haben.
Der Bericht ist in einer – im Vergleich zu früheren Famili-
enberichten – kurzen Zeit entstanden. Notgedrungen
konnte die Kommission Zeitstress und Zeitknappheit
nicht nur theoretisch reflektieren, sondern musste sie
auch praktisch erleben. Trotzdem hat sie Wert darauf ge-
legt, den Bericht möglichst dialogorientiert zu erarbeiten
und zu kommunizieren. An dem Dialog wurden neben
Wissenschaft und Politik auch die Familienverbände, Kir-
chen, Gewerkschaften und Unternehmensverbände betei-
ligt. Jetzt hofft die Kommission, mit dem Achten Famili-
enbericht Anstöße für die politische und gesellschaftliche
Diskussion um eine neue „Zeitordnung“ geben zu kön-
nen, die der Zukunft der Gesellschaft, Familien und Kin-
dern sowie lebendigen Generationenbeziehungen dienlich
ist.
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1 Problemorientierte Einführung
1.1 Zeitpolitik als Teil von 
Gesellschaftspolitik
1.1.1 Zeitpolitik als Strategie zur Erhöhung der 
Lebensqualität und des Wohlstands in 
modernen Gesellschaften
Spätestens seit die „Commission on the Measurement of
Economic Performance and Social Progress“ (CMEPSP),
besser bekannt unter dem Namen „Stiglitz-Kommission“,
im September 2009 ihr Gutachten vorgelegt hat, wird
verbreitet diskutiert, dass die Zahlen zum Bruttoinlands-
produkt nur eine sehr ungenaue Widerspiegelung des
Wohlstands einer Gesellschaft darstellen.1 Das Brutto-
inlandsprodukt (BIP) sei eine wichtige Größe zur Abbil-
dung von Wirtschaftsaktivität, zur Wohlstandsmessung
sei es aber nur begrenzt geeignet. Drei methodische Män-
gel des BIP werden im Gutachten hervorgehoben: Es
übersehe Umweltaspekte wirtschaftlichen Handelns,
lasse wirtschaftlich relevante, aber kostenlos erbrachte
Leistungen, etwa im Rahmen der Familienarbeit oder von
zivilgesellschaftlichem Engagement, außer Acht und be-
rücksichtige soziale Aspekte wie subjektive Zufriedenheit
der Menschen oder das Ausmaß an Freiheit und Selbstbe-
stimmtheit nicht.
Seit längerem existieren Bemühungen, im Rahmen der
Wohlstandsmessung Alternativen zum BIP zu entwi-
ckeln. Eines der ersten Konzepte, der „ökologische Fuß-
abdruck“, wurde bereits 1994 von Wackernagel und Rees
vorgelegt. Seine Weiterentwicklung wird heute von zahl-
reichen Umweltorganisationen favorisiert. Der deutsche
und der französische Sachverständigenrat für Wirtschaft
sehen zwar im „Monitoring des materiellen Wohlstands
[eine] unabdingbare Voraussetzung für sinnvolle Wirt-
schaftspolitik“, anerkennen aber auch die „Ablehnung je-
des Ansatzes, der die Messung des menschlichen Fort-
schritts mit nur einem einzigen Indikator vornehmen
will“2. Die Vereinten Nationen haben in dem 1990 erst-
mals erschienenen „Bericht über die menschliche Ent-
wicklung“ vier für die Wohlfahrtsmessung als wesentlich
erachtete Dimensionen herausgearbeitet: „ein langes und
gesundes Leben zu führen, Wissen zu erwerben, Zugang
zu den Ressourcen für einen angemessenen Lebensstan-
dard zu erhalten und am Gemeinschaftsleben teilnehmen
zu können“3.
Ein wesentliches Element einer neu ausgerichteten Kon-
zeption von Wohlstand wäre Zeitwohlstand. Dieser be-
steht nach Gerhard Scherhorn aus wenigstens vier Di-
mensionen: aus dem Umfang der Zeit „für ein gutes
Leben“, der Qualität der Zeit, der individuellen Kontrolle
der Zeitverwendung und der sozialen Passung der dispo-
niblen Zeitressourcen.4 Mit den Überlegungen Scher-
horns geht es darum, Zeitpolitik als Teil einer Gesell-
schaftspolitik zu entwickeln, die darauf abzielt, die
Lebensqualität der Menschen zu sichern und zu fördern.
Eine solche Zeitpolitik ist darauf auszurichten, die indivi-
duellen Dispositionsmöglichkeiten der vorhandenen Zeit-
ressourcen zu erhöhen und individuelle und soziale Zeit-
strukturen so zu harmonisieren, dass eine Teilhabe am
sozialen Geschehen möglich ist – beides mit der Absicht,
die Lebensqualität zu fördern. Ziel politischen Handelns
wäre es demnach, Strukturen zu schaffen, die die souve-
räne Zeitverwendung erleichtern, und parallel dazu Struk-
turen zu korrigieren, die systematisch dazu führen, dass
die bestmögliche Verwendung von Zeit für Familie, Er-
werbsleben, Rekreations- und Eigenzeit behindert oder
sogar verhindert wird. Als Teil von Gesellschaftspolitik
ist Zeitpolitik darauf gerichtet, die Zeitsouveränität zu er-
höhen und strukturelle Zeitstressoren zu beseitigen. Erste
Entwürfe, wie strukturelle Zeitkonflikte abgebaut werden
können, liegen mittlerweile vor.5 Zeitpolitik ist folglich
als Strukturpolitik zu entwickeln und ähnlich wie
Gleichstellungspolitik6 als Querschnittspolitik zu betrei-
ben. Moderne Gesellschaften mit in vielerlei Hinsicht
egalitären Geschlechterrollen und zunehmendem Bedarf
an weiblichen Fach- und Führungskräften werden zu-
künftig auf eine konsistente Zeitpolitik, die Rücksicht auf
die Bedürfnisse in verschiedenen Lebensphasen nimmt,
nur noch schwerlich verzichten können.
1.1.2 Zeitpolitik als Teil einer nachhaltigen 
Familienpolitik
Eine nachhaltige Familienpolitik ist Teil der Gesell-
schaftspolitik. Ihr Ziel ist es, die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen so mitzugestalten, dass der Zugang zu
Ressourcen sowie die Teilhabe möglichst vieler Men-
schen am sozialen und gesellschaftlichen Leben, unab-
hängig von der Familiensituation und vom Geschlecht, si-
chergestellt werden kann. Eine solche Politik ist auch
darauf zu richten, zukünftigen Generationen die gleichen
Partizipationschancen zu eröffnen wie den gegenwärti-
gen.
Um diese Zielsetzungen zu erreichen, wurde im Rahmen
der Erstellung des Siebten Familienberichts von der Sach-
verständigenkommission eine Familienpolitik als „Mix
aus Infrastrukturpolitik, Zeitpolitik und finanzieller
Transferpolitik“ vorgeschlagen. Auf diese Weise sind
„Rahmenbedingungen zu schaffen, die es jungen Erwach-
senen ermöglichen, ihre Zukunft gemeinsam und gemein-
sam mit Kindern zu planen und zu realisieren“.7 In
Deutschland werden erhebliche Anstrengungen im Be-
reich der Infrastruktur- und Transferpolitik unternommen.
Größere Bemühungen, Zeitpolitik im Kontext von Fami-
lienpolitik systematisch zu entwickeln und strategisch
auszurichten, stehen aber noch aus.
Der Achte Familienbericht konzentriert sich deshalb als
Spezialbericht auf die Bedeutung der Zeitpolitik zur Er-
möglichung von Zeit für Verantwortung in der Familie.
Er will einen Beitrag zur Formulierung eines eigenständi-
gen Politikfelds „Familienzeitpolitik“ leisten, das alle
jene Maßnahmen umfasst, die auf mehr Zeit für Verant-
wortungsübernahme in der Familie hinwirken. Die Ent-
wicklung und Etablierung einer Familienzeitpolitik ist
aus zahlreichen Gründen erforderlich. Ein wesentlicher
Grund besteht darin, dass im Zuge der Individualisierung
und im Rahmen des Wandels der Rolle der Frau ein struk-
tureller „Zeitpuffer“, den die traditionelle Frauenrolle in
der Familie beinhaltet hat, zunehmend wegfällt. Frauen
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verfügen heute im Durchschnitt über weniger disponible
Zeit, die sie je nach Bedarf für andere zur Verfügung stel-
len können. Die Zahl der Frauen, die mit hoher Selbstver-
ständlichkeit bereit sind, ihre Zeit für andere einzusetzen,
ist rückläufig. Viele Frauen unterliegen zunehmend selbst
zeitlichen Restriktionen, die ihre Verfügbarkeit ähnlich
einschränken, wie dies bei Männern verbreitet – und
weithin sozial akzeptiert – der Fall ist.
Gesellschaftliche Strukturen haben auf diesen Wandel
noch nicht hinreichend reagiert. Dadurch entstehen in be-
stimmten Lebensphasen mit einer gewissen Zwangsläu-
figkeit strukturelle Zeitprobleme. Diese Zeitprobleme
nehmen drei Ausprägungen an: Zeitbudgetknappheit,
Zeitsynchronisations- (Schnittstellen-) und Zeitverwen-
dungsprobleme. Letztere treten auf, wenn strukturelle Ge-
gebenheiten verhindern, dass Zeit wunschgemäß ver-
bracht werden kann, etwa wenn Beschäftigungs- und
Karrieremöglichkeiten unterhalb der Vollerwerbstätigkeit
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. Die ge-
nannten Zeitprobleme müssen bislang individuell gelöst
werden, was oft nur unzureichend gelingt. Für die Zukunft
wird es darum gehen müssen, effizientere gesellschaftli-
che Zeitstrukturen zu schaffen und dadurch zusätzliche
Zeitreserven für Familien zu erschließen.
Zeitpolitik als Teil einer nachhaltigen Familienpolitik zu
implementieren heißt in dieser Hinsicht, Maßnahmen und
Strategien zu entwickeln, die den Zeitwohlstand und die
Zeitsouveränität der Familien erhöhen können. Nach Mü-
ckenberger kann von Zeitpolitik im engeren Sinne ge-
sprochen werden, „wenn bewusst – öffentlich und partizi-
pativ – Einfluss genommen wird auf die zeitlichen
Bedingungen und/oder Wirkungen der politischen, wirt-
schaftlichen und insbesondere lebensweltlichen Bedin-
gungen der menschlichen Existenz.“8 Zugeschnitten auf
Zeitpolitik als Teil einer nachhaltigen Familienpolitik
kann diese als ein eigenständiger Politikbereich im Spek-
trum politischer Steuerungsaufgaben verortet werden, wie
dies, zumindest auf lokaler Ebene, bereits in einigen euro-
päischen Ländern geschieht.9 Zeitpolitik kommt zuneh-
mend eine Querschnittsaufgabe zu, die sie teilweise kom-
plementär zu anderen Politikbereichen werden lässt:
Regionale Wirtschaftsförderungspolitik, Infrastrukturpo-
litik und Sozialpolitik nehmen auf die Zeitallokation in
Familien direkt oder indirekt Einfluss, ohne dass jedoch
die jeweils getroffenen Entscheidungen bisher in ihren
Auswirkungen für Familien systematisch bedacht worden
wären. Im Zentrum von Familienzeitpolitik steht die
Frage, wie Familien durch die Gestaltung und Harmoni-
sierung gesellschaftlicher Zeittaktgeber entlastet werden
können. Der lokalen Ebene kommt dabei eine besondere
Bedeutung zu.10
Zeitwohlstand und Zeitsouveränität sind wesentliche Be-
standteile von Lebensqualität.11 Bezogen auf Familien ist
Zeit die „Leitwährung einer modernen Familienpolitik“,
so die Familienministerin Dr. Kristina Schröder bereits im
Jahr 2010. Zeitsouveränität ist eingeschränkt, wenn der in-
dividuelle oder kollektive Zeitgebrauch in erheblichem
Maße nicht der Selbstbestimmung unterliegt. Zeitwohl-
stand ist beschränkt, wenn gesellschaftlich geringer be-
wertete Tätigkeiten systematisch von einer bestimmten
Personengruppe zu erbringen sind, die deswegen kaum
noch Möglichkeiten besitzt, Zeit für gesellschaftlich höher
bewertete Tätigkeiten aufzuwenden. Sind Frauen großflä-
chig für die gesellschaftlich weiterhin nicht adäquat wert-
geschätzte Familienarbeit zuständig und machen Männer
derweil im Erwerbsleben Karriere, so besteht eine struktu-
relle Ungleichheit in der Zeitverwendung, deren Überwin-
dung ebenfalls ein Teil von Zeitpolitik sein kann.
Anerkennt man vor diesem Hintergrund die Notwendig-
keit von Zeitpolitik für Familie als eine zentrale politische
Aufgabe in modernen Gesellschaften, ist deren Bedeu-
tung und enorme Reichweite zu unterstreichen, wie dies
bereits im Siebten Familienbericht getan wurde. Eine mo-
derne, auf Familie gerichtete Zeitpolitik muss an zwei un-
terschiedlichen Dimensionen ansetzen: Zum einen geht es
darum, die Zeitressourcen und die Zeitorganisation im
Alltag von Familien zu verbessern (synchrone Dimen-
sion). Dazu gehört etwa die Synchronisation von Öff-
nungs-, Arbeits- und Ferienzeiten. Zum anderen sind
Strategien weiterzuentwickeln, die Zeitknappheiten und
Zeitkonflikte, wie sie typischerweise in bestimmten Pha-
sen des Lebensverlaufs auftreten, etwa bei der Familien-
gründung oder im Rahmen von Familienpflege, systema-
tisch abmildern können (diachrone Dimension). Nur
wenn ausreichend Zeit, auch im Sinne von Qualitätszeit,
für Familie, für Pflege und für Entwicklung von Bezie-
hungen in der Familie verlässlich gesichert ist, kann Fa-
milie die ihr gesellschaftlich zugeschriebenen Aufgaben
im Rahmen von Rekreation, Reproduktion und Sozialisa-
tion erfüllen. Dabei scheint klar, dass die „Qualität“ von
Zeit und Zeitverwendung kulturell unterschiedlich be-
stimmt ist und sozialem Wandel unterliegt.
1.1.3 Was ist Familie, was braucht Familie? 
Die traditionelle Familie im Sinne von Vater und Mutter,
die miteinander verheiratet sind und zusammen mit ihren
leiblichen Kindern wohnen und wirtschaften, trifft nur
noch für einen – quantitativ zwar noch deutlich überwie-
genden, aber abnehmenden – Teil der Familien und nur
noch für immer kürzere Phasen der gesamten Lebens-
spanne zu. Zwar ist die eheliche Kernfamilie weiterhin
die häufigste Lebensform im mittleren Erwachsenenalter,
ihre dominante Stellung hat sie aber eingebüßt.12 Beson-
ders die klassische, bürgerliche Kernfamilie, in der die
Mutter überwiegend oder ausschließlich Hausfrau ist und
der Vater die Ernährerrolle innehat, hat empirisch be-
trächtlich an Bedeutung verloren. Gleichzeitig nehmen
die Abweichungen von jener als klassisch erachteten Fa-
milienform zu. Prominente Beispiele für diese Tendenz
zur Pluralisierung der Lebensformen sind die wachsende
Verbreitung nicht miteinander verheirateter Eltern, allein-
erziehender Eltern, homosexueller Paare mit Kindern so-
wie die Zunahme von Familien mit zwei vollzeiterwerbs-
tätigen Eltern. Der Wandel weg von der traditionellen
lebenslangen Ehe und Familie ist zudem an den gestiege-
nen Scheidungsraten ablesbar.13
In einem modernen Verständnis konstituiert sich Familie
heute nicht mehr nur über Heirat, sondern über Solidarität,
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Wahlverwandtschaft und Elternschaft. Familie ist nicht
mehr nur soziale Institution, die durch Rollen, Positionen
und damit verbundene Rechte und Pflichten charakteri-
siert ist. Familie erscheint heute mehr als Verantwortungs-
und Solidargemeinschaft und damit als Zusammenhang
von Personen, die nicht zwingend zusammenwohnen müs-
sen und nicht zwingend über verwandtschaftliche Bezie-
hungen miteinander verbunden sind.
Im gegenwärtigen Modernisierungsprozess der Familie
verliert die traditionelle Familienform und verlieren die in
der Familie vormals gegebenen Rollen und Aufgaben ihre
Selbstverständlichkeit. Was Familie ist und wie sie gelebt
wird, entsteht durch die alltägliche Interaktion zwischen
den Familienmitgliedern, durch die Sinngebungen, die
diese an ihre Familie herantragen, sowie durch die Ein-
flüsse, die soziale Institutionen in die Familie hineintra-
gen. Gleichzeitig ist Familie eine Produktions- und Ver-
brauchsgemeinschaft, die die Zeit der Familienmitglieder
für Bildung, Erwerbsarbeit, Familienarbeit und Freizeit
zuteilt.
Familie wird damit zur „Herstellungsleistung“, die im
Zusammenwirken mit öffentlichen Institutionen ent-
steht.14 Je stärker Familie mit gesellschaftlichen Institu-
tionen interagiert, desto intensiver wirkt sich gesellschaft-
licher Wandel direkt auf Familien aus. Der vormals
dominierende Charakter der Familie als vergleichsweise
stabile soziale Institution tritt in diesem Prozess mehr und
mehr zurück, Platz greift stattdessen das „Doing Fa-
mily“.15 So betrachtet erscheint Familie als historisch und
kulturell wandelbares System persönlicher, fürsorgeori-
entierter Generationen- und Geschlechterbeziehungen,
das sich im Familienverlauf bzw. im Lebensverlauf der
Individuen immer wieder hinsichtlich Zusammensetzung,
Leistungen, Zeitverwendung und Bedeutung für seine
Mitglieder verändert und das, nach welchen Kriterien
auch immer beurteilt, gelingen oder scheitern kann.
Familie erbringt unverzichtbare Leistungen für das Ge-
meinwesen, indem sie Humanvermögen produziert, pri-
vate und teilweise öffentliche Fürsorge leistet und sozialen
Zusammenhalt stiftet. Familie als Herstellungsleistung
wird dadurch selbst zum Akteur mit eigenen Ressourcen,
Handlungs- und Innovationspotentialen, die sie an den
Schnittstellen zwischen Privatheit und öffentlichen Insti-
tutionen – dazu zählen vor allem Betreuungs-, Bildungs-
und wohlfahrtsstaatliche Institutionen, das Erwerbssystem
sowie der soziale Nahraum – entwickeln und entfalten
kann. Diese Leistungen werden aber nicht naturgemäß und
selbstverständlich erbracht. Um sie sicherzustellen und zu
fördern, sind gesellschaftliche Anstrengungen nötig, die
darauf ausgerichtet sind, dass diese Leistungen in und von
Familie auch zukünftig erstellt werden können. Dabei
muss gewährleistet werden, dass die Personen, die diese
Leistungen erbringen, nicht aus anderen sozialen Zusam-
menhängen, wie etwa dem Erwerbsleben, ausgeschlossen
werden.
Familie ist deshalb auf Schutz und Unterstützung durch
Staat und Gesellschaft angewiesen. Dazu gehören auch
die adäquate soziale Anerkennung der in und um Familie
erbrachten Leistungen sowie die angemessene Rücksicht-
nahme auf familiale Erfordernisse durch andere gesell-
schaftliche Teilsysteme, wie etwa dem Wirtschafts- und
dem Bildungssystem, ohne die die Familie die von ihr er-
warteten Aufgaben nur schwerlich erfüllen kann. Eines
der wesentlichen Bereitstellungs- und Unterstützungs-
merkmale, auf die die Familie im Sinne des „Doing Fa-
mily“ angewiesen ist, ist ein notwendiges Maß an Zeit für
Familie. Familien brauchen Zeit, um überhaupt als Fami-
lie zu existieren und sich als solche erfahren zu können.
Die Qualität des Zusammenlebens von Familien ist
untrennbar verbunden mit den zeitlichen Ressourcen,
zeitlichen Verpflichtungen und Zeiterfahrungen ihrer Mit-
glieder. Familien benötigen Zeit, damit emotionale Bin-
dungen, Vertrauen und wechselseitige Fürsorge entstehen
und aufrechterhalten werden können. Verlässliche Verfü-
gung über Zeit ist eine notwendige Grundlage für fami-
liale Leistungserbringung und Generativität im Sinne der
Sorge für zukünftige Generationen.
1.2 Zeitwohlstand, Zeitsouveränität 
und Zeittaktgeber
1.2.1 Das Zeitparadoxon
Das subjektive Zeitempfinden vieler Menschen und Fa-
milien ist durch Zeitdruck und Zeitknappheit geprägt.
Trotz eines weithin subjektiv erlebten Mangels an Zeit
wird aber hier nicht davon ausgegangen, dass ein bloßes
„Mehr“ an Zeit für Familien erforderlich ist. Aus syn-
chroner Sicht zeigen die Befunde der Zeitverwendungs-
studien, dass für Deutschland im internationalen Ver-
gleich keine besondere Zeitverknappung im Privatleben
festgestellt werden kann.16 Die Erwerbsarbeit nimmt im
Vergleich zu vielen anderen Ländern einen geringeren
Anteil ein.17 Auch aus diachroner Perspektive ist kein
quantitativer Rückgang von Zeitbudgets zu verzeichnen,
eher im Gegenteil. Deutschland gehört zu jenen Ländern,
in denen die Menschen durch den Anstieg der durch-
schnittlichen Lebenserwartung und durch die Verbesse-
rung des allgemeinen Gesundheitszustandes bis ins hohe
Lebensalter im Vergleich zu früheren Generationen Le-
bensjahre hinzugewonnen haben. Dafür sprechen einige
Befunde:
– Die durchschnittliche Lebenserwartung ist in Deutsch-
land bei Männern seit 1980 von knapp 70 auf über
77 Jahre im Jahr 2007 angestiegen, jene der Frauen
von 76 auf gut 82 Jahre.18 Im gleichen Zeitraum nahm
auch die durchschnittliche Rentenbezugsdauer west-
deutscher Männer von 11 auf über 15 Jahre zu19 und
der durchschnittliche Urlaubsanspruch hat sich um
4 Tage auf rund 31 Tage erhöht. Gleichzeitig stieg das
Eintrittsalter in den Arbeitsmarkt bei Hochschulabsol-
venten bis Mitte des vergangenen Jahrzehnts auf
knapp 28 Jahre an und sinkt erst seitdem wieder lang-
sam.20
– Offenbar wird nur ein geringer Teil des Lebenszeitge-
winns durch eine Zunahme der Arbeitszeit kompen-
siert. Während die durchschnittliche Lebensarbeitszeit
knapp 38 Jahre beträgt, ist die durchschnittliche Jah-
resarbeitszeit in den letzten fünf Dekaden um über ein
Drittel gesunken und liegt mit 1 390 Stunden je
Drucksache 17/9000 – 6 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Erwerbstätigem deutlich unter dem OECD-Durch-
schnitt.21 Aktuell haben sich die Arbeitszeiten auf
niedrigem Niveau stabilisiert und gehen nicht weiter
zurück. Bei Vollzeitbeschäftigten verzeichnet man zu-
letzt wieder einen leichten Anstieg, außerdem gibt es
eine Zunahme bei der Verbreitung überlanger Arbeits-
zeiten.22 Nach Berechnungen der „European Founda-
tion for the Improvement of Living and Working Con-
ditions“ für das Jahr 2010 liegt die tatsächlich
geleistete wöchentliche Arbeitszeit aller Vollzeitbe-
schäftigten mit 40,5 Stunden fast um eine Stunde hö-
her als der EU-Durchschnitt.23 Die tarifliche Jahresar-
beitszeit beträgt 1 659 Stunden. Sie ist damit die
drittniedrigste (nach Frankreich und Dänemark) in Eu-
ropa und liegt um 57 Stunden unter dem EU27-Durch-
schnitt.24
– Ein Grund für die geringere durchschnittliche Arbeits-
zeit der Erwerbstätigen in Deutschland ist der relativ
hohe Anteil der Teilzeitbeschäftigten vor allem bei
Frauen, der im Trend weiter zunimmt. Deutschland
liegt im Jahr 2010 mit einer Frauenteilzeitquote – Teil-
zeitarbeit definiert als eine Arbeitszeit von üblicher-
weise weniger als 30 Stunden – von rund 45 Prozent
über dem EU27-Durchschnitt von ca. 31 Prozent. Eine
Teilzeittätigkeit kommt oft den Wünschen der Be-
schäftigten nach flexibler Arbeitszeitverteilung und
der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben entgegen.
– Gleichzeitig ist die Zunahme der Teilzeitarbeit aber
auch einer der wesentlichen Treiber einer insgesamt
stark gestiegenen Erwerbsbeteiligung. Die Erwerbs-
quote ist von 44 Prozent im Jahr 1970 auf zuletzt
knapp 53 Prozent gestiegen, die Erwerbstätigkeit ins-
gesamt erreichte mit rund 41 Millionen Erwerbstäti-
gen einen Höchststand. Generell ist die deutsche Be-
völkerung damit erwerbszentrierter ausgerichtet als
jemals zuvor, arbeitet aber im internationalen Ver-
gleich weniger lang, sowohl auf die Jahres- als auch
auf die Lebensarbeitszeit bezogen. Trotz der zuneh-
menden Erwerbszentrierung kann mithin nicht von ei-
nem allgemeinen Zeitnotstand gesprochen werden.
– Nach Berechnungen des Max-Planck-Instituts (MPI)
für Demographie in Rostock hat aufgrund der verän-
derten Altersstruktur und des gewandelten Erwerbs-
verhaltens der Bevölkerung die pro Kopf geleistete
Wochenarbeitszeit abgenommen. Der zur Berechnung
dieser Größe entwickelte Rostocker Indikator basiert
auf der durchschnittlich gearbeiteten Stundenzahl pro
Kopf und Woche in der Bevölkerung. Für das Jahr
2005 betrug er in Deutschland 16,3 Stunden, 20 Jahre
zuvor lag er bei 16,9 Stunden pro Kopf und Woche.
Bei gleichbleibenden altersspezifischen Beschäfti-
gungsquoten dürfte er bis 2025 um 8 Prozent auf
15 Stunden sinken.25
Allerdings ist auch festzustellen, dass das bloße Ausmaß
erwerbsgebundener Zeit nicht allein ausschlaggebend für
die subjektive Wahrnehmung von Zeit und Zeitknappheit
ist. Tendenzen einer wachsenden Verdichtung von Ar-
beitszeit und einer unzureichenden Passung von Arbeits-
zeiten mit Betreuungs- und Schulzeiten sind zusätzliche,
wichtige Kriterien für subjektiv empfundenen Zeitstress.
Die Befunde, wonach Deutschland alles in allem als ein
Land mit einem hohen quantitativen Zeitwohlstand ange-
sehen werden kann, schließen daher nicht aus, dass es
Zeitknappheit in bestimmten Lebensphasen und Lebens-
lagen geben kann und dass bei einer Rivalität von Zeit-
budgetverwendungen in bestimmten Lebensphasen und
Lebenslagen bedeutsame gesellschaftliche und ökonomi-
sche Konsequenzen zu berücksichtigen sind.
Die daraus möglicherweise resultierenden Effekte sind
auch der Ausgangspunkt für die hier vertretene Hypo-
these, dass Zeit für Familie ein lohnender Ansatzpunkt
für eine politische Rahmengestaltung mit dem Ziel sein
kann, die zeitlichen Bedingungen für ein gelingendes Fa-
milienleben zu verbessern. Zeitkonflikte und Zeitknapp-
heiten treten in einigen Lebensphasen mit einer höheren
Wahrscheinlichkeit auf. Diese können die alltäglich erfor-
derliche Synchronisation von Beruf, Familie und Freizeit
erschweren, worauf bereits im Siebten Familienbericht
hingewiesen wurde. Durch eine Kollision von Familien-
zeiten und individuellen Zeiten mit anderen gesellschaft-
lichen Zeitstrukturen entstehen Effizienzverluste, die es
auch aus volkswirtschaftlicher Sicht zu vermindern gilt.
1.2.2 Strukturelle Beeinträchtigungen 
der Zeitsouveränität
Mit der zunehmenden Erwerbstätigkeit der Frau und mit
den steigenden Erfordernissen von Flexibilität, Mobilität
und Verfügbarkeit im Erwerbsleben steigt die Notwendig-
keit eines weiterentwickelten gesellschaftlichen Zeitre-
gimes. Indem flexible zeitliche Puffer an der Schnittstelle
von Erwerbsarbeit und Familie verschwinden und die er-
werbsbezogene Zeitverwendung an Vorhersehbarkeit
verliert, treten strukturell verursachte Zeitprobleme deut-
licher zu Tage, für die keine systemimmanenten Lösungs-
optionen vorhanden sind. Die „strukturelle Rücksichtslo-
sigkeit der Gesellschaft gegenüber der Familie“26 ist somit
auch bei ihren Zeitstrukturen angelangt. Strukturell her-
vorgerufene Zeitprobleme müssen auch strukturell beho-
ben werden.
Mit dem Verschwinden der zeitlichen „Pufferfunktion“
der Frau und der Tendenz, dass sich Menschen häufiger in
unterschiedlichen sozialen Zusammenhängen bewegen,
die eigene Zeittaktungen aufweisen, entstehen Schnittstel-
lenprobleme und Zeitbudgetrivalitäten, die grundsätzlich
zwischen den verschiedenen Zeitverwendungsarten Ar-
beitszeit, Bildungszeit, Familienzeit, Eigenzeit, Freizeit
und Ehrenamtszeit stattfinden können. Die verschiedenen
Zeitbudgetverwendungen haben hinsichtlich ihrer ökono-
mischen Konsequenzen einen ganz unterschiedlichen
Charakter: Unmittelbar wertschöpfend ist ohne Zweifel
die Arbeitszeit. Bildungszeit kann als Investition in späte-
res Einkommen gesehen werden. Familienzeit ist investiv
in dem Sinne, dass das Aufziehen von Kindern den Gene-
rationenvertrag in umlagefinanzierten Sicherungssyste-
men ermöglicht, aber konsumtiv in dem Sinne, dass Kin-
der den Eltern Freude bereiten und Eltern sich Kinder
„leisten“ wollen. Eigenzeit ist eine Voraussetzung für die
anderen Zeitverwendungsarten. Ehrenamtszeit hat einen
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investiven Kern im Sinne der Erbringung von fremd- und
gemeinnützigen Leistungen, die andernfalls nicht erbracht
werden würden oder zugekauft werden müssten. Freizeit
schließlich ist eigennützig und in diesem Sinne konsumtiv,
hat aber auch rekreative und damit produktive Aspekte.
Die Basishypothese ist, dass es sowohl in der für die Fa-
milienbildung zentralen Phase des Lebens wie auch beim
Eintritt von Pflegebedürftigkeit – also im Wesentlichen in
zwei Lebensabschnitten – zu einer Zeitbudgetkonkurrenz
zwischen Arbeitszeit und Familienzeit kommen kann und
dass diese Zeitbudgetkonkurrenz zu einer Unterinvesti-
tion in Familienzeit führen kann. Dies kann dann zu einer
geringeren als der erwünschten Geburtenrate, einer gerin-
geren Qualität elterlicher Fürsorge, unzureichenden Bil-
dungsinvestitionen oder einer volkswirtschaftlichen Ver-
teuerung der Pflege führen. Ebenso kann es aber durch
einen in diesen Lebensphasen erforderlichen oder gleich-
sam erzwungenen Verzicht auf Erwerbsarbeit auch zu ei-
ner Überinvestition in Familienzeit kommen, was zu ei-
nem Verlust an volkswirtschaftlicher Wertschöpfung
durch Erwerbstätigkeit sowie zu einer signifikanten Ver-
schlechterung der ökonomischen Lage der Familie führen
kann. Falls damit das gesellschaftliche und ökonomische
Zeitoptimum nicht realisiert wird, stellt sich die Frage
nach einer besseren Synchronisation von konkurrierenden
Zeitbudgets oder nach der volkswirtschaftlichen Umver-
teilung von Zeitbudgets.
Zusätzlich zu diesen gesamtwirtschaftlichen Befunden
muss auch die individuelle Ebene verstärkt in den Blick
genommen werden. In einer Multioptionsgesellschaft
kann es zu einer Zunahme der subjektiv gefühlten Zeit-
knappheit kommen, die als zusätzlicher Stressor gewertet
werden kann. Eine gestiegene Anzahl der Möglichkeiten
der Zeitverwendung lässt auch die Notwendigkeit zuneh-
men, entweder immer mehr Optionen abzuwählen, für die
einzelne Option weniger Zeit zur Verfügung zu haben oder
bestimmte Dinge, wenn möglich, parallel zu tun. Dadurch
kann subjektiv Zeitstress entstehen, der sich mit den vor-
handenen Daten nicht abbilden lässt. Zudem findet eine
Verdichtung von Zeit in dem Sinne statt, dass – gefühlt
oder tatsächlich – in einer gegebenen Zeitspanne immer
mehr geleistet werden muss, nicht nur im Erwerbsleben,
sondern zunehmend auch in der Freizeit. Es steigen also
auch die individuellen Ansprüche an die eigene, möglichst
nutzenmaximierte Zeitverwendung und -gestaltung. Tref-
fen diese Ansprüche nun auf starre oder nicht vorherseh-
bare externe Rahmenbedingungen, dann entsteht ein Ge-
fühl des Kontrollverlustes über die eigene Zeitgestaltung,
das zu einer spürbaren individuellen Belastung werden
kann. Insofern muss zwischen subjektiven und objektiven
Ursachen von Zeitknappheit unterschieden werden, denen
mit unterschiedlichen Maßnahmen zu begegnen ist.
Diese Überlegungen lassen sich ohne weiteres auf Fami-
lie übertragen. Infolge eines erhöhten Koordinations- und
Synchronisationsaufwands zwischen den Familienmit-
gliedern und ihren unterschiedlichen zeitlichen Verpflich-
tungen sind Quantität und Qualität sowie die soziale Pas-
sung der für die Familie zur Verfügung stehenden Zeit
deshalb entscheidende Größen für Lebensqualität. Unter
Qualitätszeit für Familie ist selbstbestimmt verbrachte
Zeit mit der Familie gemeint, deren Umfang groß genug
ist, dass dadurch nicht zwangsläufig Zeitknappheit und
Zeitstress entstehen. Zusätzliche Zeitanforderungen, etwa
aus dem Erwerbsleben, müssen dann nicht unbedingt als
Einschränkung von Qualitätszeit wahrgenommen werden,
wenn durch Lage und Flexibilität eben diese Qualitätszeit
für Familie gesichert werden kann. Im Hinblick auf die
bloße Quantität kann sogar davon ausgegangen werden,
dass es auch ein „Zuviel“ an Zeit für Familie geben kann,
etwa wenn mehr Zeit für Erwerbstätigkeit gewünscht
wird und dies nicht umsetzbar ist oder wenn Zeit für die
eigene Rekreation fehlt.27
1.2.3 Ursachen struktureller Zeitknappheit
Familienmitglieder sind in vielfältige, teilweise in Wider-
spruch zueinander stehende gesellschaftliche Zeitsysteme
eingebunden, die das Familienleben mehr oder weniger di-
rekt beeinflussen. Strukturell verursachte Zeitknappheit
entsteht, wenn die Zeitstrukturen unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Teilsysteme nicht miteinander abgestimmt
sind und Akteure, die sich in zwei oder mehr dieser Sys-
teme bewegen, systematisch Zeitkonflikte zu bewältigen
haben. Eines der klassischen Beispiele für unkoordinierte
und damit nicht kompatible Taktgebungen von Zeitstruk-
turen sind Arbeitszeiten und Öffnungszeiten von Kinder-
tageseinrichtungen oder Behörden. Aufgrund der Wege-
zeiten zwischen diesen Einrichtungen sind berufstätige
Eltern vielfach nicht oder nur unter besonderen Belastun-
gen in der Lage, sich in den Zeitregimen der verschiedenen
Institutionen adäquat zu bewegen. Zeitkonflikte dieser Art
können bereits das Individuum belasten, der Koordina-
tionsaufwand wird jedoch ungleich höher, wenn Zeiten
mehrerer Familienmitglieder, die sich in Institutionen mit
unterschiedlichen Zeittaktungen bewegen, miteinander
koordiniert werden müssen. Zeitkonflikte werden weiter
forciert, wenn Unerwartetes zeitliche Abläufe stört, etwa
unvorhergesehene Überstunden wegen kurzfristig anbe-
raumten Besprechungen oder krankheitsbedingte Ausfälle
bei der Kinderbetreuung.
Während von der Familie gefordert wird, sich flexibel an
die Zeitstrukturen anderer sozialer Institutionen anzupas-
sen, nehmen diese dagegen oftmals keine Rücksicht auf
die zeitlichen Belange von Familie. Dadurch entstehen
strukturell hervorgerufene Zeitkonflikte in der Familie.
Solche Konflikte treten besonders in zeitlich belasteten
Familienkonstellationen auf. Dazu zählen vor allem er-
werbstätige Alleinerziehende, Familien mit zwei voll er-
werbstätigen Partnern oder Mehrkindfamilien. Typisch
sind Zeitkonflikte auch in bestimmten Familienphasen:
nach der Geburt von Kindern, im Fall von längerfristig zu
leistender Pflegearbeit und nach dem Tod von Familien-
mitgliedern. Aufgrund der immer noch vorherrschenden
traditionellen Aufgabenteilung zwischen den Geschlech-
tern entstehen Zeitkonflikte vor allem bei Müttern, wenn
sie Familie und Beruf verbinden möchten.
Im Lebenslauf von Personen mit langen Bildungs- und
Ausbildungszeiten und damit einem späten Eintritt ins Er-
werbsleben entsteht eine besonders zeitkritische Phase
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häufig zu Beginn des vierten Lebensjahrzehnts. In einer
gesellschaftlichen Situation, in der Elternschaft und (Aus-)
Bildung als oftmals unvereinbar erscheinen und daher die
Entscheidung zur Elternschaft zeitlich parallel mit der
Bewältigung des Berufseinstiegs und häufig auch mit ei-
ner durch Fernumzug veränderten Wohn- und Lebens-
situation zu bewältigen ist, entsteht Zeitdruck durch die
Dichte und zeitliche Nähe sowie durch die knappe Zeit-
spanne, in der diese biografischen Entscheidungen zu
treffen und ihre Folgen zu bewältigen sind.
Während diese vor allem in den Lebensläufen von Aka-
demikern und Akademikerinnen auftretende Situation seit
längerem unter dem Stichwort „Rush Hour des Lebens“
politisch Beachtung findet, kristallisiert sich eine zweite
Phase mit besonderen Zeitkonflikten im fünften und
sechsten Lebensjahrzehnt heraus, in der immer mehr
Menschen noch voll erwerbstätig sind und gleichzeitig,
oftmals unerwartet, mit familialen Pflegeaufgaben kon-
frontiert werden. Die Zeitkonflikte in diesen beiden be-
sonders zeitkritischen Lebensphasen erscheinen durch
Möglichkeiten zur Umverteilung von Zeit im Lebensver-
lauf lösbar oder jedenfalls reduzierbar zu sein.
1.2.4 Taktgeber der Zeitverwendung 
Die Herstellung eines gemeinsamen familialen Alltags er-
fordert Synchronisations- und Koordinierungsleistungen
zwischen verschiedenen Zeittaktgebern im familialen
Umfeld sowie das Zusammenfügen der individuellen
Zeitstrukturen der Familienmitglieder zu einem gemein-
samen Familienleben.28 Familiale Zeitsouveränität ist
dort hoch, wo die Verwendung von Zeit weitgehend un-
abhängig von strukturellen Einflüssen und Einwirkungen
Dritter individuell so gestaltet werden kann, dass sie die
subjektive Lebensqualität steigert. Zeitsouveränität wird
beeinträchtigt, wenn starre Taktgebungen, umfängliche
zeitliche Anforderungen, ungünstige zeitliche Platzierung
von Tätigkeiten oder unerwünschte und nicht beeinfluss-
bare Sinngebungen der Zeitverwendung vorliegen, mit
anderen Worten, wenn Quantität, Qualität, Platzierung,
soziale Passung und inhaltliche Gestaltung der Zeitver-
wendung den subjektiven Interessen der Familien zuwi-
derlaufen. In modernen Gesellschaften sind Strukturen,
die die Zeitsouveränität der Menschen systematisch be-
schränken, zahlreich:
Arbeitszeiten
Einer der quantitativ bedeutsamsten Taktgeber sind die
Arbeitszeiten. Hinsichtlich der empirisch feststellbaren
Zeitpräferenzen kann davon ausgegangen werden, dass
Mütter im Durchschnitt ihre Arbeitszeiten etwas verlän-
gern, Väter sie dagegen etwas reduzieren möchten. Nicht-
berufstätige Mütter weisen hohe Rückkehrwünsche auf29,
in Vollzeit arbeitende Akademikerinnen möchten ihre oft-
mals überlangen Arbeitszeiten reduzieren. Überlange Ar-
beitszeiten sind allerdings bei Männern deutlich ausge-
prägter als bei Frauen. Rund die Hälfte der Betriebe setzt
gegenwärtig Überstunden ein, wobei die Differenz zwi-
schen vertraglich vereinbarter und tatsächlich geleisteter
Arbeitszeit wieder zuzunehmen scheint. Daneben zeigen
neuere Befunde, dass es bei der Verbreitung von Arbeits-
zeitkonten einen leichten Zuwachs gibt.30
Hinsichtlich der Lage und Dauer der Arbeitszeiten stellen
unterschiedliche Zeittaktungen eine familienpolitische
Herausforderung dar. Arbeitszeit wurde in den letzten
Jahren weiter flexibilisiert. Inzwischen arbeiten 40 Pro-
zent der Beschäftigten in atypischen Arbeitszeiten, wie
Nacht-, Schicht- und/oder Wochenendarbeit, die gesund-
heitliche Belastungen mit sich bringen können. Überstun-
den, Schichtarbeit, Wochenendarbeit sind Beispiele, wie
die quantitativen zeitlichen Anforderungen in einem Le-
bensbereich – hier in der Erwerbsarbeit – Zeitknappheit
und fehlende Zeitsouveränität in anderen Lebensberei-
chen, etwa im Familienleben, hervorrufen können. Diese
Synchronisierungsprobleme und die daraus entstehenden
zeitlichen Engpässe wirken sich überall dort aus, wo ein
Zeitregime herrscht, das von den anderen Lebensberei-
chen Anpassungsleistungen erfordert.
Hinzu kommt, dass Deutschland als ein Land mit insge-
samt eher kurzen Arbeitszeiten in besonderem Maße auf
die Flexibilität von Arbeitszeit angewiesen ist. Der Unter-
nehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2010 zeigt, dass
inzwischen etwa 80 Prozent der Unternehmen in
Deutschland der Familienfreundlichkeit eine hohe Auf-
merksamkeit schenken. Um die Balance zwischen Fami-
lie und Beruf herzustellen, werden flexible Arbeitszeit-
modelle und Maßnahmen, mit denen Mitarbeiter vor,
während und nach der Elternzeit gefördert werden, einge-
setzt.31 Eine Zunahme an Arbeitszeitflexibilisierung kann
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern.
Nicht jede Arbeitszeitflexibilisierung muss aber zwin-
gend familienbewusste Motive haben.32 
Weiterhin stellen die Verlängerung der Lebensarbeitszeit,
die Intensivierung von Arbeitszeit im Sinne einer Ver-
dichtung der Arbeitsprozesse sowie Prozesse einer Polari-
sierung der Arbeitszeit, bei der die Arbeitszeitvolumina
von Vollzeitbeschäftigten steigen, während andere Grup-
pen, etwa Arbeitslose, unfreiwillig geringfügig oder Teil-
zeitbeschäftigte, von einer Verringerung der Arbeitszeit
betroffen sind, familienzeitpolitische Herausforderungen
dar. Zudem ist auch der Trend zur zunehmenden Indivi-
dualisierung von Arbeitszeiten zu beobachten. Arbeitszeit
als Gegenstand formaler Arbeitsregulierung wird ergänzt
um individuelle Ziel- und Leistungsvereinbarungen. Zeit-
management wird stärker individuell geleistet, Arbeits-
zeitkonflikte sind nur noch begrenzt kollektive Konflikte.
Die optimale Nutzung von Arbeitszeit wird zunehmend
durch die Beschäftigten selbst betrieben, nicht mehr
durch Vorgesetzte.33 Dadurch wachsen Zeitdruck und die
Erfordernis zu einem optimierten Zeitmanagement auf
Seiten der Beschäftigten. Zeitdruck und Zeitkoordina-
tionsprobleme führen zu einer spürbaren subjektiven, oft
auch objektiven Verdichtung und Beschleunigung.
Da Konflikte struktureller Natur kaum oder nur subopti-
mal auf individueller Ebene lösbar sind, werden die Zeit-
knappheiten und Zeitkonflikte in Familien und in be-
stimmten Phasen des Lebenslaufs virulent. Bei einem
erheblichen allgemeinen Zeitwohlstand gibt es daher fa-
miliale Konstellationen, die aufgrund ihrer Stellung im
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Lebenslauf oder ihrer Familienform nicht in gleicher
Weise am gesellschaftlichen Zeitwohlstand partizipieren
können. Damit eröffnet sich eine neue Dimension sozia-
ler Ungleichheit, deren Abmilderung ein zentraler Gegen-
stand von Familienzeitpolitik sein kann.
Zwei weitere Taktgeber für die Ausgestaltung von Fami-
lienzeit sind ebenfalls dem Arbeitsmarkt zuzuordnen.
Zum einen fallen Zeiten der Familiengründungsphase ins-
besondere bei Hochqualifizierten auch mit Phasen der be-
ruflichen Orientierung zusammen. Die Befristungsraten
in Deutschland nehmen beim Bestand leicht, bei Neuein-
tritten in den Arbeitsmarkt hingegen stärker zu und sind
bei Hochqualifizierten überdurchschnittlich hoch. In die-
ser Gruppe fällt gleichzeitig die Fertilitätsrate überdurch-
schnittlich niedrig aus. Es stellt sich familienpolitisch die
Frage, ob von befristeten Arbeitsverhältnissen Effekte auf
familienpolitische Ziele ausgehen. Die internationale For-
schung zeigt, dass Mütter in unbefristeten Beschäftigun-
gen ein niedrigeres Lohnwachstum haben, dass Befristun-
gen zu späteren Erstgeburten führen und dass Frauen mit
einem höheren Arbeitslosigkeitsrisiko eine geringere
Wahrscheinlichkeit haben, ein Kind zu bekommen.
Zum anderen sind auch Mobilitätszeiten exogene arbeits-
marktbezogene Taktgeber für das Familienleben. Nach
Befunden der europäischen Studien „Job Mobilities and
Family Lives“34 sind derzeit etwa 20 Prozent aller Er-
werbstätigen beruflich mobil. Es handelt sich dabei um
Fernpendler mit mehr als zwei Stunden für den Hin- und
Rückweg, Wochenendpendler und Dienstreisende, die
mindestens zwei Monate pro Jahr über Nacht unterwegs
sind. Damit spielt auch die Qualität der öffentlichen Inf-
rastruktur zur Bewältigung des Individualverkehrs für die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine wichtige Rolle.
Öffnungszeiten öffentlicher Institutionen
Wichtige weitere externe Taktgeber für Familienzeit sind
die Verfügbarkeit und die Öffnungszeiten von Bildungs-
und Betreuungseinrichtungen, von Behörden und Ämtern
sowie die Öffnungszeiten und Erreichbarkeiten kulturel-
ler Einrichtungen. Besonders wichtig sind die Öffnungs-
zeiten der frühkindlichen sowie schulischen Einrichtun-
gen. Dabei sind sowohl die täglichen Öffnungszeiten wie
auch die Ferienzeiten im Jahresablauf bedeutsam. So füh-
ren Ferienzeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen und
Schulen, die in der Regel deutlich länger sind als der Jah-
resurlaub von Beschäftigten, zu einem besonderen Zei-
tengpass bei erwerbstätigen Eltern. Die Bedeutung des
Synchronisationsproblems durch Ferienzeiten wird umso
größer, je besser sich die Versorgung mit Ganztagsange-
boten darstellt: Die durch eine öffentlich bereitgestellte
Infrastruktur gewonnene private Zeitsouveränität im Ta-
gesablauf wird durch die eingeschränkte Öffnungszeit
dieser Infrastruktur im Jahresverlauf wieder beschnitten.
Entsprechende Maßnahmen, etwa im Rahmen erweiterter
Ferienangebote, können hier entlastend wirken.
Neben den jährlichen sind die täglichen Öffnungszeiten
der genannten Einrichtungen zentral für das familiale All-
tagsleben. Die Frage der täglichen Schulöffnungszeiten
erhält etwa dadurch Gewicht, dass durch Ganztagsschu-
len die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht
wird. Die vereinbarkeitsfördernden Wirkungen von
Ganztagsschulen sind gut belegt. Mit einer bedarfsge-
rechten Versorgung mit Ganztagsschulen sind positive
Arbeitsangebotseffekte von Müttern verbunden.35 Auch
im familialen Bereich werden Ganztagsschulen positive
Auswirkungen attestiert. So geben eine Mehrheit von El-
tern an, dass sich durch den Ganztagsschulbesuch ihrer
Kinder mindestens eine positive Veränderung im privaten
Bereich – zum Beispiel durch Hilfe bei den Hausaufga-
ben oder durch Unterstützung bei Erziehungsproblemen –
vollzogen hat. 
Um strukturelle Zeitknappheit zu reduzieren, ist es auch
erforderlich, dass sich besonders Einrichtungen der Kin-
derbetreuung und öffentliche Einrichtungen wie Behör-
den und Ämter in ihrem Grundverständnis wandeln. An-
zustreben ist ein größeres Bewusstsein der Träger für ihre
vereinbarkeitsfördernde Funktion sowie eine größere
Dienstleistungsorientierung, bei der Eltern und Kinder als
Kunden verstanden werden. Noch fehlt vielerorts eine
Synchronisation einzelner Behördengänge im Sinne eines
„one-stop-shopping“. Anhand eines Modellversuchs
„Einfacher zum Wohngeld“ im Rahmen eines Mehrebe-
nenprojekts zum Bürokratieabbau konnten jedoch gute
Erfolge nachgewiesen werden.36
Ausbildungszeiten
Weitere externe Taktgeber sind insbesondere die Lage
und Dauer von Ausbildungszeiten für Paare in der Zeit ei-
ner potenziellen Familiengründung oder danach und für
studierende oder sich in der Ausbildung befindliche
Eltern mit Kindern. Mit Blick auf die zunehmende Aka-
demisierung des Bildungssystems ist hier vor allem die
Vereinbarkeit von Familie und Studium bedeutsam. Fa-
miliengerechte Hochschulen können zusätzliche famili-
enpolitisch nutzbare Zeitpotenziale erschließen helfen
und damit den bisherigen Befund abmildern, dass Studie-
rende mit Kind überdurchschnittlich lange studieren und
überdurchschnittlich häufig ein begonnenes Studium ab-
brechen. Im Bereich der Berufsausbildung stellt das Voll-
zeitprinzip familienzeitpolitisch eine Herausforderung
dar. Die Modularisierung von Ausbildungsinhalten und
die Ausweitung von Teilzeitangeboten in den Lehrberu-
fen könnten hier Auswege eröffnen.37 Die zunehmende
Familienorientierung des Ausbildungssystems im Allge-
meinen – dies war das Thema des Fünften Familienbe-
richts 1994 – bietet alles in allem zusätzliche Chancen für
eine Familienzeitpolitik.38
Verfügbarkeit familienunterstützender 
Dienstleistungen
Falls keine externe Betreuungs- und Bildungsinfrastruk-
tur verfügbar ist, rückt auch die Erreichbarkeit von fami-
lienunterstützenden Dienstleistungen in den Rang eines
Infrastruktursubstituts. In der Zeit, die neben der Er-
werbstätigkeit zur Verfügung steht, müssen Eltern nicht
nur die Kinder versorgen, sondern sich auch um den
Haushalt kümmern. Hausarbeit schmälert das Zeitbudget,
das für eine intensive Qualitätszeit mit den Kindern zur
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Verfügung steht. Familienunterstützende Dienstleistun-
gen können dazu beitragen, den Zeitstress in Familien zu
mindern und die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Hausarbeit in der „Rush Hour des Lebens“ zu verbessern.
Sie werden in Deutschland bislang jedoch nur von einer
Minderheit in Anspruch genommen.39 Überwiegend leis-
ten sich bisher Senioren Hilfen im Haushalt, insbesondere
wenn ein Haushaltsmitglied pflegebedürftig ist. Junge Fa-
milien sind hingegen trotz des immer wieder zu beobach-
tenden Zeitstresses selten unter den Nutzern vertreten.
Hier scheint es mithin noch eine Lücke zwischen Bedarf
und Inanspruchnahme zu geben.
1.3 Ziele und Dimensionen familien-
bezogener Zeitpolitik
Die Argumentation über die Taktgeber der Zeitgestaltung
verdeutlicht, dass externe Rahmenbedingungen zu einer
Zeitbudgetkonkurrenz in bestimmten Lebenslagen beitra-
gen und zu Zeitmangel und fehlender Zeitsouveränität für
Familien führen können. Die daraus resultierenden Zeit-
konflikte können mitursächlich für eine niedrige Gebur-
tenrate sein und das Familienleben in einer Weise beein-
flussen, dass dadurch die Sozialisationsleistung der
Familie an ihren Kindern beeinträchtigt wird. Optimierte
gesellschaftliche Zeitstrukturen sind auch eine wesentli-
che Voraussetzung dafür, dass die Herausforderungen des
demografischen Wandels in Hinblick auf die Pflege älte-
rer Familienangehöriger zukünftig bewältigt werden kön-
nen. Darüber hinaus hat die Ausstattung mit Zeitsouverä-
nität und Zeitwohlstand stets auch Implikationen für die
Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern. Sie kann
sich aber auch in einem Spannungsverhältnis zum ökono-
mischen Wohlstand befinden, der sich primär auf die am
Markt bewertete Zeitbudgetverwendung in Form von be-
zahlter Erwerbsarbeit stützt und in der Regel nicht auf an-
dere Formen der Zeitverwendung.
Vor diesem Hintergrund besteht der Kommissionsauftrag
in der Entwicklung von Gestaltungsmöglichkeiten gesell-
schaftlicher Zeitstrukturen, mittels derer mehr „Zeit für
Familie“ im Sinne von mehr Zeit für Verantwortung in
der Familie geschaffen werden kann. Zeitpolitik erhält
dadurch eine explizite familienpolitische Bedeutung. Die-
ses sich abzeichnende neue Politikfeld „Familienzeitpoli-
tik“ weist aber verschiedene Ziel-, Akteurs- und Instru-
mentenebenen auf. Die Sachverständigenkommission zur
Erstellung des Achten Familienberichts lässt sich von der
Erwägung leiten, dass es durch zeitpolitische Impulse, die
über die verschiedenen Ziele, Akteure und Instrumente
vermittelt werden, im Ergebnis zu mehr „Zeit für Verant-
wortung für Familie“ kommen kann, ohne dass es dabei
zu negativen Auswirkungen auf die ökonomische Leis-
tungsfähigkeit einer Volkswirtschaft kommen muss.
Familienzeitpolitik ist so anzulegen, dass Familien über
ihre konkrete Zeit möglichst frei verfügen und damit sub-
jektives „Wohlbefinden in der Zeit“ erreichen können.
Familienorientierte Zeitpolitik versteht sich als Ermögli-
chungsstrategie, die die freie Verfügung über individuelle
Zeit fördert, nicht aber konkrete Zeitverwendungen vor-
gibt. Ziel der Familienzeitpolitik ist folglich nicht in ers-
ter Linie, mehr Zeit für Familie zu schaffen, sondern
mehr Zeit für Verantwortung für Familie gemäß den
Wünschen der Beteiligten. Die Bereitschaft, Verantwor-
tung für Familie zu übernehmen, erhöht sich, so die
These, wenn die individuelle Zeitsouveränität steigt und
die Menschen somit in die Lage versetzt werden, so viel
Zeit in und mit Familie zu verbringen, wie es – unter der
Bedingung konkurrierender Zeitbudgetverwendungen –
ihren Präferenzen am ehesten entspricht.
Indem Zeitbudgets, Zeitverwendung und Zeitstrukturen in
Familien zum Gegenstand politischer Gestaltung werden,
können temporäre Bedingungen des Alltags und des Le-
bensverlaufs zu einem expliziten Verhandlungsgegen-
stand staatlicher und lokaler Politik werden. Individuell
erfahrene Zeitkonflikte und ihre Lösung bleiben damit
nicht länger den Einzelnen und ihren persönlichen Lö-
sungsstrategien überlassen, sondern werden als gesamtge-
sellschaftlich zu bewältigende Aufgabe wahrgenommen.
Die Neugestaltung der zeitlichen Rahmenbedingungen
des Lebens- und Familienalltags kann durch lokale Zeit-
politik mit strategisch ausgerichteter Koordinierung unter-
stützt werden und so die familienrelevanten Zeittaktgeber
im Wohn- und Lebensumfeld von Familien beeinflussen.
Im Mittelpunkt der Koordination und Harmonisierung ört-
licher Zeitstrukturen steht die bedarfsgerechte Gestaltung
öffentlicher und privater Dienstleistungen und Infrastruk-
turen mit dem Ziel, Familien in ihrer individuellen Orga-
nisation des Alltags zu entlasten.40
1.3.1 Familienzeitpolitische Zielsetzungen
Dieser familienzeitpolitische Gestaltungsanspruch ist von
besonderer Bedeutung im Kontext übergeordneter famili-
enpolitischer Zielsetzungen (vgl. Abbildung 1.1). Mehr
Zeitsouveränität kann zum ersten die Bedingungen für die
Realisierung bestehender Kinderwünsche verbessern. Die
Fertilitätsentscheidung folgt zwar einerseits einem Kin-
derwunsch, ist andererseits aber auch von Anreizstruktu-
ren und wahrgenommenen Opportunitätskosten abhängig.
Sie hat zudem auch externe Effekte in dem Sinn, dass die
Geburt eines Kindes in umlagefinanzierten Sicherungs-
systemen positive Auswirkungen auf die gesamtfiskali-
sche Nachhaltigkeit hat und daher volkswirtschaftlich er-
wünscht ist. Familienpolitik hat über die Wirkungskanäle
Geld, Infrastruktur und Zeit dann Einfluss auf die Gebur-
tenraten, wenn sie ganzheitlich, verlässlich und nachhal-
tig angelegt ist.41,42
Familienzeitpolitik kann zum zweiten auch auf die Ent-
wicklungsbedingungen geborener Kinder abzielen, indem
sie die Möglichkeiten der Alltagsbewältigung ihrer Eltern
zu verbessern versucht. Zahlreiche empirische Studien
geben Hinweise darauf, dass das Wohl des Kindes erheb-
lich durch die Zufriedenheit der Eltern mit ihrer eigenen
Lebenssituation beeinflusst wird.43 Des Weiteren hängt
die Ausprägung des „Schutzraums Familie“ – etwa das
Familienklima, der familiäre Zusammenhalt und das Er-
ziehungsverhalten der Eltern – auch von der Möglichkeit
ab, Zeit für gemeinsame Gespräche und für die Lösung
von Problemen zu finden. Die Verfügbarkeit von Zeit er-
höht damit die Chancen, dass sich nicht nur die Zahl der
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Kinder erhöht, sondern auch die „Qualität“ der Kinder
mit Blick auf deren kognitive und motivationale Ausstat-
tung.
Zum dritten kann Familienzeitpolitik versuchen, auf die
Rahmenbedingungen für die von einer Mehrheit der Pfle-
genden präferierten häuslichen Pflege Einfluss zu nehmen.
In der Begründung zum Gesetzesentwurf für ein „Gesetz
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf“ heißt es: „Mehr
als zwei Drittel der Pflegebedürftigen, ca. 1,63 Millionen
Menschen, werden zu Hause durch Angehörige und durch
ambulante Dienste versorgt. Dies entspricht dem Wunsch
der großen Mehrzahl der Pflegebedürftigen, die so lange
wie möglich zu Hause bleiben möchten und eine Betreu-
ung durch die Familie der stationären Heimversorgung
vorziehen“44. Das Problem der Zeitbudgetkonkurrenz ist
am intensivsten für jene pflegenden Angehörigen, die
selbst erwerbstätig sind und neben der häuslichen Pflege
auch noch die materielle Existenz der Familie sichern
müssen. Aufgrund des steigenden Anteils von Haushalten,
die nicht als traditionelle Familien gelten, kommt es zu ei-
ner Akzentuierung dieser Zeitbudgetkonkurrenz. Zudem
führt die gestiegene Kinderlosigkeit dazu, dass ein wach-
sender Teil des Pflegebedarfs außerhalb von Eltern-Kind-
Strukturen bewältigt werden muss.
Bei der Weiterentwicklung einer längerfristig orientierten
Familienpolitik sind viertens auch deren Auswirkungen
auf die Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau zu be-
rücksichtigen. Eine zeitgemäße Familienpolitik, das zei-
gen die Beispiele der skandinavischen Länder, kann nicht
auf eine aktiv betriebene Gleichstellungspolitik der Ge-
schlechter verzichten, die darauf ausgerichtet ist, Frauen
und Männern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erleichtern.45 Im Kern der sehr beständigen traditionellen
Geschlechterordnung steht der Mann als Ernährer, der
„von Vereinbarkeitsaufgaben ‚freigesetzt‘“ ist.46 Seit eini-
gen Jahren zeichnet sich jedoch ein neues Vaterbild ab,
das auch die Erzieherrolle des Vaters einbezieht und bei
immer mehr Männern auf Zustimmung stößt.47 Um diese
Entwicklung zu befördern, ist aktive Gleichstellungspoli-
tik als Doppelstrategie zu entwickeln: Väter, die sich stär-
ker ihren Erziehungsaufgaben und der Familienarbeit
widmen wollen48, sind dahingehend zu unterstützen, dass
sie dadurch keine beruflichen Nachteile in Kauf nehmen
müssen. Für Mütter sollte als Ziel gelten, dass sie sich in
dem von ihnen gewünschten Umfang am Erwerbsleben
beteiligen können. Da es bei einer so verstandenen akti-
ven Gleichstellungspolitik dezidiert auch um „habit
formation“ geht, also um eine Veränderung kollektiv ge-
wachsener Verhaltensweisen, gehört zu einer nachhalti-
gen Familienpolitik auch eine angemessene Kommunika-
tionspolitik, die das Bild und die Bedeutung von Familie
zum Gegenstand macht und eine Veränderung der sozia-
len Wertigkeit von Familienarbeit anstrebt.
1.3.2 Familienzeitpolitische Handlungsfelder
Diese familienzeitpolitischen Zielsetzungen sind in allge-
meine familienpolitische Handlungsfelder zu integrieren.
Gemeinsamer Bezugspunkt dafür ist, dass die Wahlfrei-
heit der Lebensführung als allgemeines Oberziel fami-
lienpolitischen Handelns sichergestellt wird. Eine diesem
Ziel verpflichtete Politik ist darauf auszurichten, Struktu-
ren zu entwickeln, die im Rahmen allgemeiner gesell-
schaftlicher Grundsätze, wie etwa der elterlichen Für-
sorge- und Erziehungspflichten, Menschen befähigen, ihr
Leben und insbesondere auch ihr Familienleben so zu ge-
stalten, wie es ihren Vorstellungen und Präferenzen ent-
spricht. Gleichzeitig geht es darum, Strukturen zu verän-
dern, die die Wahlfreiheit beeinträchtigen. Dies geschieht
etwa dann, wenn berufstätige Männer, die Aufgaben in
der Familie in größerem Umfang erfüllen wollen, da-
durch systematisch berufliche Nachteile erfahren. Wahl-
freiheit ist ebenfalls beeinträchtigt, wenn Frauen unfrei-
willig nur eingeschränkt für den Arbeitsmarkt zur
Verfügung stehen, da sie von ihren familialen Verpflich-
tungen nur unzureichend entlastet werden.
Zur Erreichung der genannten Ziele von Familienzeitpoli-
tik gibt es zur Sicherung der Wahlfreiheit nach Auffas-
sung der Kommission vier konkrete Handlungsfelder:
– Erhöhung der Zeitsouveränität: Die Erhöhung von
Zeitsouveränität kann als zentrales Handlungsfeld von
Zeitpolitik und als wesentliches Element zur Förde-
rung der Wahlfreiheit der Lebensführung gesehen
werden. Im Kern geht es nicht darum, Leitbilder vor-
zugeben, sondern Rahmenbedingungen zu schaffen,
die es Menschen erleichtern, Familie im Rahmen all-
gemeiner Grundsätze so zu leben und zu gestalten, wie
sie es wünschen. Die freie Verwendung von Zeit ist
durch gesellschaftliche Strukturen beeinträchtigt. Da-
durch entstehen systematische Zeitknappheiten, Stres-
soren und Zeitkonflikte, die unter anderem auch dazu
führen, dass sich Familie nicht in der gewünschten
Weise entwickeln kann. Dort wo in sozialverträglicher
Form Effizienzreserven bei der Verwendung von Zeit
bestehen, sind diese zu bestimmen und nutzbar zu ma-
chen, auch mit dem Ziel, Familien im Alltag zu entlas-
ten. Bislang stehen zahlreiche Hindernisse dieser Ziel-
setzung entgegen. Dazu gehören das nicht der
Nachfrage entsprechende Angebot an familienexterner
Kinderbetreuung sowie das eingeschränkte Angebot
von Beschäftigungsmöglichkeiten, auch an Führungs-
positionen, unterhalb der Vollerwerbstätigkeit.
– Umverteilung von Zeit: Zeit ist nicht per se knapp.
Verfügbare Zeit ist aber im Lebensverlauf und zwi-
schen sozialen Gruppen ungleich verteilt. Generatio-
nen, Geschlechter, Alters- und andere soziale Gruppen
verfügen oftmals in unterschiedlichem Umfang über
Zeitressourcen. Soweit diese im Sinne der Präferenzen
der Beteiligten inter- und intrapersonal umverteilt
werden können, sind Reallokationen erstrebenswert.
Strategien zur Umverteilung von Zeit sind auch dort
überlegenswert, wo gesellschaftlich erforderliche,
aber gegenwärtig sozial wenig wertgeschätzte Tätig-
keiten, etwa im Rahmen der Familienarbeit, zwischen
den Geschlechtern ungleich verteilt sind. In der Folge
können sich die im Hinblick auf Familienarbeit weit-
gehend freigestellten Männer beruflich oftmals besser
entwickeln als Frauen, die nach wie vor die Hauptver-
antwortung für die Kindererziehung tragen. Dieser
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Aspekt sozialer Ungleichheit kann auch durch Verän-
derungen der gesellschaftlichen Wertschätzung von
Zeitverwendungen verringert werden.
– Mit Blick auf Zeitbudgetengpässe in bestimmten Le-
bensphasen stellt sich die Frage, inwieweit Zeit in-
trafamiliär, interpersonal wie auch intertemporal um-
verteilt und damit politisch gestaltet werden kann. Zeit
ist in gegebenen Perioden nicht vermehrbar. Ein Tag
hat 24 Stunden, das gilt für alle Menschen unabhängig
von Alter, Familiensituation und sozialstruktureller
Lage. Zeit im Lebensverlauf dagegen ist durch Um-
verteilung vermehrbar. Die Länge des Lebens und da-
mit die insgesamt zur Verfügung stehende Zeit haben
in den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen. Da-
durch ergeben sich neue Möglichkeiten einer lebens-
phasenbezogenen Zeitgestaltung, die es zu entwickeln
und zu nutzen gilt. Die klassische Dreiteilung des Le-
benslaufs in Ausbildung, Erwerbs- und Ruhestands-
phase ist so nicht mehr sinnvoll. Der Lebenslauf ist
heute wesentlich vielgliedriger und dynamischer.
– Darauf kann eine moderne Zeitpolitik Rücksicht neh-
men, indem sie die Länge von Perioden sowie Art und
Timing von Übergängen zwischen Zuständen neu de-
finiert. So kann der Renteneintritt weiterhin fix an ein
„kalendarisches“ Alter geknüpft werden oder aber fle-
xibel gestaltet und damit besser an individuelle Präfe-
renzen angepasst werden. In einer intertemporalen Le-
benslaufperspektive können ferner Zeitressourcen
durch Zeitkontenregelungen erschlossen werden, in-
dem in Lebensphasen mit geringem Bedarf an Eigen-
und Familienzeit mehr Erwerbsarbeit geleistet wird,
dagegen in Phasen mit hohem familialen Zeitbedarf
weniger. Durch eine solche Zeitpolitik, die den Gedan-
ken der Familienzeitkonten systematisiert, können Fa-
milien in die Lage versetzt werden, Perioden mit be-
sonderen Aufgaben und Belastungen auch dadurch zu
bewältigen, dass sie mehr Zeitressourcen erhalten, die
sie in anderen Zeiten angespart haben oder ansparen
werden. Zeitkonten können in diesem Sinne lebens-
phasenbezogen weiter entwickelt werden, gleichsam
zu einer „Zeittankstelle“ im Lebensverlauf werden.
– Zeit tanken kann aber auch bedeuten, interpersonal
Zeitguthaben zu erarbeiten, die in anderen Phasen ein-
gelöst werden können. Ähnlich wie Güter oder Geld
kann Zeit gelagert, gespart und getauscht werden. Zeit-
konten können deshalb auch interpersonal angelegt
werden, wodurch die Tauschmöglichkeiten von Zeit
zwischen Personen verbessert werden können. Über
Arbeits- und Dienstleistungen kann zudem Zeit ver-
und gekauft werden. Hier bieten sich Ansatzpunkte für
zeitpolitisches Handeln. Zeit kann nicht nur im Lebens-
verlauf, sondern auch zwischen Familienmitgliedern
und zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pen umverteilt werden. Beispiele sind im Pflegezeitge-
setz angelegt oder in der Möglichkeit, dass auch Groß-
eltern Erziehungszeit für die Enkel nehmen und damit
die mittlere Generation entlasten. Ferner ist es prinzi-
piell möglich, etwa im Rahmen zivilgesellschaftlichen
Engagements, Zeit zwischen Personengruppen umzu-
verteilen. So kann etwa unentgeltlich eingebrachte Zeit
im Rahmen von Nachbarschaftshilfen in anderen Pe-
rioden in Form entsprechender Dienstleistungen wie-
der „rückerstattet“ werden.
– Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, mehr Arbeits-
zeit von zu Hause leisten zu können, liefern ebenfalls
einen Beitrag zur Zeitsouveränität in Familien. Da-
rüber hinaus können auch durch Maßnahmen, wie das
Elterngeld, Impulse zur veränderten intrafamiliären
Zeitverteilung ausgelöst werden, deren Wirkungen
durch eine gleichmäßigere Verteilung der Elterngeld-
monate noch verstärkt werden könnten. Auch die in
letzter Zeit wiederholt diskutierte, empirisch aber
schwer zu belegende „Präsenzkultur“ verhindert bis-
her die intrafamiliäre Zeitumverteilung. Eine Abkehr
davon könnte daher Gegenstand zeitpolitischer Maß-
nahmen werden.
– Alles in allem können durch zeitpolitische Umvertei-
lungsmaßnahmen Divergenzen, die infolge unter-
schiedlicher Einbindungen in gesellschaftliche und fa-
miliale Zeitstrukturen bestehen, abgemildert werden.
Hierin liegt ein grundsätzlicher Ansatzpunkt für politi-
sche Gestaltung. Ein anderer besteht in der Veränderung
der sozialen Bewertung unterschiedlicher Zeitverwen-
dungsmuster. So könnten besondere Verpflichtungen
oder Erfahrungen im Rahmen der Familienarbeit An-
sprüche in der Sozial- oder Rentenversicherung unab-
hängig vom Erwerbsleben generieren.
– Es sollte nicht verkannt werden, dass Zeitumverteilung
im Sinne der Gestaltung der Dauer bestimmter Lebens-
abschnitte bereits an vielen Stellen stattfindet. Bei-
spiele sind die Verkürzung der Schulzeit bis zum Abitur
auf zwölf Jahre, der Wegfall der Wehrpflicht oder die
Ablösung des bis zu drei Jahre dauernden Erziehungs-
urlaubs durch die Elternzeit. Familienzeitpolitisch
kommt es aber mehr denn je darauf an, die zeitpoliti-
schen Wirkungen solcher Maßnahmen angemessen zu
reflektieren und zu koordinieren, um die unintendierten
Konsequenzen für die Zeitbudgets von Familien zu
vermeiden.
– Verbesserung der Synchronisation disponibler Zeit:
Die Einbindung in bestimmte Muster der Zeitverwen-
dung, etwa in ein starres betriebliches Dreischichtsys-
tem, führt regelmäßig dazu, dass frei verfügbare Zeit-
ressourcen nicht kompatibel sind mit den sonst
üblichen Mustern und Rhythmen der Zeitverwendung.
Gemeinsame Zeit als wesentlicher Teil des Familien-
lebens ist dahingehend zu fördern, dass starre Zeitre-
gimes gelockert und Zeitstrukturen so verändert wer-
den, dass gemeinsame Familienzeit erleichtert wird. In
der Optimierung der Passung von Zeittakten und Zeit-
rhythmen gesellschaftlicher Strukturen besteht ein
wesentlicher Aspekt von Zeitpolitik. Eine optimierte
Passung externer Zeitregimes kann durch eine zeiteffi-
ziente Gestaltung der Infrastruktur erreicht werden.
Durch die räumliche Anordnung von Institutionen
können Wegezeiten verkürzt werden, durch die nutzer-
orientierte Gestaltung von Zeitstrukturen, wie etwa im
Falle von Arbeitszeiten und Öffnungszeiten von Be-
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treuungseinrichtungen, kann deren Nutzung überhaupt
erst ermöglicht werden. Auch können durch Bürokra-
tieabbau oder -vereinfachung zusätzliche familiale
Zeitressourcen erschlossen werden.
– Stärkung der Zeitkompetenz: Im Rahmen dieses
Handlungsfeldes geht es darum, Maßnahmen zu ent-
wickeln, die die Fähigkeiten der Menschen verbes-
sern, ihre Zeit möglichst kompetent verwenden zu
können, dass sie ihre Handlungsziele dadurch mög-
lichst gut verwirklichen können. Das gilt für die Be-
wältigung des Alltags wie für die Steuerung der eige-
nen Biografie und der von Kindern.49 Grundsätzlich
können Zeitressourcen im Familienkontext durch eine
effizientere Gestaltung des Alltags in der Familie und
durch eine verbesserte Passung unterschiedlicher Zeit-
regimes außerhalb der Familie vergrößert werden.
Eine zeiteffizientere Alltagsgestaltung in der Familie
kann durch eine erhöhte Zeitkompetenz der Familien-
mitglieder erreicht und durch entsprechende Angebote
gefördert werden.
– Zeit kompetent zu verwenden ist eine individuelle Fä-
higkeit, die es gezielt zu entwickeln gilt. Sie kann auf
einer Stufe mit anderen Fähigkeiten wie Sprach-, So-
zial- oder Mobilitätskompetenz gesehen werden. Die
Entwicklung von Zeitkompetenz erfolgt hauptsächlich
in der Familie, sie kann aber in den klassischen Bil-
dungsinstitutionen wie Schule und Erwachsenenbil-
dung, auch im betrieblichen Kontext, gefördert und
verbessert werden. Zeitkompetenz ist nicht identisch
mit Zeiteffizienz. Es geht nicht nur darum, Zeit als
knappe Ressource möglichst effizient zu nutzen, son-
dern auch darum, zu lernen, was und wie viel in einer
vorgegebenen Zeitspanne machbar und zumutbar ist.
Zeitkompetenz umfasst auch die Fähigkeit, Strategien
zur Entschleunigung und zur kontrollierten Muße und
„Verschwendung“ von Zeit zu entwickeln. Eine hohe
Zeitkompetenz hilft Zeitstress zu reduzieren, sie
schafft eine größere Wahlfreiheit und trägt damit zur
Erhöhung der Lebensqualität bei.
Diese vier Handlungsfelder bestehen nicht unabhängig
nebeneinander, vielmehr sind sie eng miteinander verwo-
ben. Familienzeitpolitik sollte jedes dieser Handlungsfel-
der in den Blick nehmen, sie strategisch aneinander aus-
richten und konkrete Handlungsziele in den genannten
Handlungsfeldern entwickeln.
1.4 Eckpunkte eines Gesamtkonzepts 
„Zeit für Familie“
1.4.1 Grundsätzliche Erwägungen
Bei der Entwicklung eines Gesamtkonzepts „Zeit für Fa-
milie“ ist zu berücksichtigen, dass nicht von einer gene-
rellen Zeitknappheit aller Familien ausgegangen werden
kann. Auch muss ein solches Konzept darauf abgestellt
werden, dass einerseits die Vielfalt von Zeitkonflikten,
wie sie sozialstrukturell und lebensphasenbezogen zu be-
obachten sind, in angemessener Weise berücksichtigt
wird. Andererseits hat eine Umwidmung von alternativ
verwendeten Zeitbudgets für mehr Familienzeit stets
Auswirkungen auf konkurrierende Zeitbudgets, die bei
der Gestaltung von Familienzeitpolitik bedacht werden
müssen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass Form
und Ausmaß möglicher Zeitkonflikte durch die Familien-
form in erheblicher Weise moderiert werden und die Fa-
milienmitglieder davon in sehr unterschiedlicher Weise
betroffen sind.
Vor diesem Hintergrund ist eine familienorientierte Zeit-
politik zielgruppenorientiert zu gestalten, strategisch auf
das Ziel „Erhöhung der Zeitsouveränität“ auszurichten
und konzertiert so anzulegen, dass möglichst viele Ak-
teure aus Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft und
letztlich auch die Menschen selbst beteiligt werden. Fa-
milienzeitpolitik setzt dabei eher auf die Schaffung von
geeigneten Anreizen als auf gesetzliche Regulierungen.
Allerdings sind dabei stets die Grenzen zu bedenken, die
von knappen öffentlichen Mitteln gezogen werden.
Ferner ist sich Familienzeitpolitik bewusst, dass Zeitver-
wendung zwar objektiv messbar, die subjektive Empfin-
dung von Zeitverwendung aber individuell sehr unter-
schiedlich ist. Handlungsempfehlungen, soweit sie in
diesem Bericht ausgesprochen werden, erfolgen daher
nicht nur mit dem Ziel, konkrete Einzelmaßnahmen zu
empfehlen, sondern vor allem mit der Intention, Richtun-
gen und Ansatzpunkte einer effektiven Familienzeitpoli-
tik aufzuzeigen.
Für die Beurteilung einer möglichen Reallokation von
Zeit im Lebensverlauf ist ferner bedeutsam, dass mehr
Zeitsouveränität für Familien durchaus zu volkswirt-
schaftlich nachteiligen Effekten, etwa durch eine Arbeits-
zeitverkürzung oder eine Senkung der Arbeitsproduktivi-
tät, führen kann. Eine Zeitverwendung in Form bezahlter
Erwerbsarbeit stellt letztlich die Grundlage materiellen
Wohlstands dar. Der mögliche Zielkonflikt zwischen ma-
teriellem Wohlstand und Zeitwohlstand sollte bei der
Ausgestaltung einer Familienzeitpolitik im Auge behalten
werden. Eine Umverteilung von Zeitbudgets entlang ei-
nes Lebensverlaufs wird daher dann eher akzeptiert wer-
den können, wenn diese nachteiligen Folgen vermieden
oder durch positive Effekte an anderer Stelle kompensiert
werden können.
Weiterhin hängt die Beurteilung einer größeren Zeitsou-
veränität für Familien davon ab, ob die erforderliche Re-
allokation von Zeitbudgets im Lebensverlauf selbststän-
dig erfolgt oder ob Anreize oder Regeln geschaffen oder
geändert werden müssen, um Umwidmungen von Zeit-
budgets vorzunehmen. So sind zum Beispiel gänzlich un-
terschiedliche Vorkehrungen denkbar, um Zeitressourcen
für Menschen zu erschließen und diese unter anderem
auch für mehr Zeitsouveränität von Familien nutzbar zu
machen. Ein Ansatz ist der Bundesfreiwilligendienst, zu
dem sich (junge) Menschen bereit erklären können. Ein
grundständig anderer Ansatz könnte die Unterstützung
für Senioren dadurch attraktiver machen, dass sich ent-
sprechende Aktivitäten Renten steigernd auswirken kön-
nen. Die beiden Beispiele verdeutlichen die Bandbreite
und auch die Eingriffstiefe alternativer Maßnahmen zur
Umverteilung von Zeitbudgets. 
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Stets ist dabei zu bedenken, wie weit der Staat in einer
freiheitlichen Gesellschaft legitimiert ist, menschliches
Handeln und individuelle Präferenzen gezielt zu beein-
flussen. Wird beispielsweise die Erhöhung der Geburten-
rate politisch für wünschenswert erachtet, geht es darum,
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen so zu gestal-
ten, dass Menschen, die Kinder wollen, nicht aus struktu-
rellen Gründen daran gehindert werden, ihren Wunsch zu
realisieren. 
1.4.2 Akteure, Hauptansatzpunkte und 
Instrumente einer Familienzeitpolitik
Zur besseren Ausschöpfung sowohl der in der Familie
selbst liegenden Familienzeitpotentiale wie auch zur Ge-
winnung zusätzlicher Familienzeitbudgets – etwa durch
Umverteilung im Lebensverlauf – bedarf es eines ge-
meinsam getragenen Verständnisses darüber, welche Ak-
teure einer Familienzeitpolitik zuträglich sind, auf wel-
chen grundsätzlichen Handlungsfeldern die einzelnen
Akteure schwerpunktmäßig ansetzen und welche Instru-
mente dabei in einen konsistenten Gesamtzusammenhang
gebracht werden können. 
Auf der Akteursebene geht es vor allem um eine Ver-
schränkung der vier Ebenen Zivilgesellschaft, Unterneh-
men und Sozialpartner, Politik und Institutionen sowie
der Individuen entlang der Wirkungskette von familien-
zeitpolitischen Inputs zur Ermöglichung und Schaffung
von „Zeit für Familie“ (Abbildung 1.1).
Diesen vier Akteursebenen entsprechend können als grö-
ßere Ansatzpunkte die Förderung des bürgerschaftlichen
Engagements, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
die finanziellen und rechtlichen Rahmenregeln sowie die
indirekten Einwirkungsversuche auf die individuellen
Präferenzen zugeordnet werden. Auf der Instrumentene-
bene kann dies weiter ausdifferenziert werden. Hier gibt
es eine Fülle zeitpolitischer Inputs, um zu mehr „Zeit für
Familie“ beitragen zu können. Familienzeitpolitik als ei-
nem eigenständigen Politikfeld kommt dabei die Aufgabe
zu, die einzelnen Instrumente in einen systematischen
Gesamtzusammenhang zu bringen und so zu koordinie-
ren, dass sie einen größtmöglichen Beitrag zu mehr „Zeit
für Familie“ zu leisten imstande sind.
Zeitpolitische Impulse – eröffnet insbesondere durch die
gewonnenen Lebensjahre – können zunächst vom zivilge-
sellschaftlichen Engagement der Bürgerinnen und Bürger
ausgehen. Wer sich in welchem Umfang bürgerschaftlich
engagiert und damit auch Zeit für andere einbringt, leistet
einen Beitrag zu den zeitlichen Grundstrukturen einer Ge-
sellschaft. Instrumente könnten etwa weiche Anreize zur
Übernahme von Zeitverantwortung auf der Ebene von
Vereinen, Verbänden und Parteien geben. Es kann aber
auch eine gesellschaftlich bindende Vorkehrung geben,
die direkt auf die Verwendung von Zeitbudgets von Indi-
viduen einwirkt, wie es etwa durch die bisherige Wehr-
pflicht geschehen ist. Ein Freiwilligendienst, der an die
Stelle der Wehrpflicht tritt, kann per saldo zusätzliche
Zeitbudgets für familienunterstützende Dienstleistungen
mobilisieren, ist aber als freiwillige Leistung bei weitem
weniger bindend als der bisherige Wehrdienst respektive
der Zivildienst. Zeitbudgets ehrenamtlich Tätiger, auch
für familienunterstützende Dienste, stellen mithin eine
strategische Ressource dar, deren Erschließung öffentlich
unterstützt werden könnte.
Der zweite zeitpolitisch hochrelevante Akteur sind die
Unternehmen und Sozialpartner, die über die Gestaltung
von Arbeitszeiten und andere Maßnahmen maßgeblichen
Einfluss auf die „Zeit für Familie“ nehmen können. Für
die Unternehmen gibt es auf der Instrumentenebene eine
Vielzahl von vereinbarkeitsorientierten Maßnahmen, die
von Arbeitszeitregeln bis zu einer lebensphasenorientier-
ten Personalpolitik reichen. Unternehmen verfügen durch
die Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen hinsichtlich
Lage und Dauer der Arbeitszeit, der Ausgestaltung der
Arbeitsverträge im Rahmen der gesetzlichen Möglichkei-
ten sowie der Maßnahmen im Rahmen einer lebenspha-
senorientierten Personalpolitik über eine ganze Palette
von Instrumenten, um die Arbeitszeit- und Beschäfti-
gungsorganisation familienzeitbewusster zu gestalten.
Mit Blick auf die Unternehmen wird es familienzeitpoli-
tisch vor allem darum gehen müssen, das Ziel der Verein-
barkeit von Beruf und Familie noch mehr als einen „busi-
ness case“ zu verankern, welches sich in Zeiten eines
schrumpfenden Arbeitsangebots als ein harter Wettbe-
werbsfaktor erweist.
Auf der Ebene der gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen erstreckt sich die Palette der Maßnahmen von rechtli-
chen Regelungen, den Angeboten der Betreuungs- und
Unterstützungsinfrastruktur über die Öffnungszeitenpoli-
tik von öffentlichen Einrichtungen sowie die Familienbe-
wusstheit von Ausbildungsinstitutionen bis zur Infrastruk-
turpolitik für erwerbstätige Familien, die auch die Frage
der Mobilität im Dreieck Familie-Arbeit-Betreuung ein-
schließt. Bei der Ausgestaltung von Familienzeitpolitik
gibt es teilweise funktionale Äquivalente zwischen einem
finanziellen Mitteleinsatz und einer rechtlichen Vorkeh-
rung. Beim Ausbau familienunterstützender Dienstleis-
tungen etwa kann einerseits an steuerliche Hilfestellungen
für den privaten Haushalt als Betrieb gedacht werden. An-
dererseits üben arbeitszeitrechtliche Maßnahmen wie etwa
die Bestimmungen zur Elternzeit einen Einfluss auf die
Verfügbarkeit von Zeit für Familien aus. Eine solche Prü-
fung funktionaler Äquivalente zwischen lenkenden finan-
ziellen oder rechtlichen Eingriffen erscheint generell emp-
fehlenswert. Wichtig ist dabei, dass die Politik auf allen
föderalen Ebenen ganz entscheidenden Einfluss auf die
Zeitregimes nimmt, denen sich Familien gegenüber sehen.
Dazu zählen Öffnungs-, Betreuungs-, Schul- und Ferien-
zeiten ebenso wie Angebote im Rahmen von Notfallhilfen,
haushaltsnahen Dienstleistungen und Anstrengungen, We-
gezeiten zwischen Institutionen, die regelmäßig aufge-
sucht werden, optimierend zu verkürzen.
Kritisch zu prüfen sind rechtliche Regelungen auf ihre
möglichen unintendierten Effekte bei der Zeitverwen-
dung. So kann dem Ehegattensplitting ein traditionalisie-
render Effekt auf die Geschlechterrollen und das Ge-
schlechterverhältnis in Deutschland unterstellt werden. Es
trägt dazu bei, dass sich zahlreiche Frauen mit geringem
Einkommen überhaupt nicht am Erwerbsleben beteiligen,
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da es ihnen nicht lohnend erscheint, bei Steuerklasse V er-
werbstätig zu sein. Das seit 2010 mögliche Faktorverfah-
ren ermöglicht es zwar, dass die Lohnsteuerverteilung der
familienrechtlichen Verteilung der Steuerlast im Innenver-
hältnis der Ehegatten entspricht. Dennoch geht nach wie
vor von der steuersystematisch bedingten Verteilung der
Einkommensanteile auch ein Einfluss auf die Arbeitstei-
lung in einer Ehe aus. Wer diese Folgen des Ehegatten-
splittings nicht wünscht, wird nicht umhin können, seine
Weiterentwicklung – etwa einen Umbau in ein Familien-
splitting, das die Kinderzahl und die Erziehungstätigkeit
berücksichtigt – zu betreiben. Die jetzige Form des Ehe-
gattensplittings begünstigt den Rückzug der Frauen in die
Familie. Das ist per se dann kein Problem, wenn die
Frauen dies unabhängig von der rechtlichen Situation
wünschen. Es wird jedoch zum Problem, wenn sich Frauen
dadurch veranlasst sehen, sich gegen eine Erwerbstätigkeit
zu entscheiden, die sie unter anderen Umständen anstre-
ben würden.
Im Hinblick auf das Individuum schließlich fängt Zeitpo-
litik grundsätzlich bei der Zeitkompetenz an, also der Fä-
higkeit, sich selbst, seine Familie und auch die Interaktion
von Familie und anderen Zeitbudgetverwendungen mög-
lichst gut organisieren zu können. Der Umgang mit All-
tags- und Lebenszeit ist heute bereits eine wichtige soziale
Kompetenz und vielfach ein zentrales Kriterium für Er-
folg, das deshalb durch Bildungsangebote unterstützt wer-
den kann. Darüber hinaus muss es familienzeitpolitisch
vor allem darum gehen, die unterschiedlichen Zeitpräfe-
renzen in den Blick zu nehmen und die Möglichkeiten ih-
rer Realisierung zu verbessern. Zurückhaltung erscheint
angebracht gegenüber politischen Versuchen, direkt auf
die Präferenzen der Zeitverwendung einzuwirken. Hinge-
gen erscheint es legitim, durch die Gestaltung der gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen indirekt Einfluss neh-
men zu wollen. Die individuelle Bereitschaft, Kinder zu
bekommen und sich um sie zu kümmern oder Pflegever-
antwortung für andere Familienmitglieder zu übernehmen,
basiert letztlich auf Präferenzen und Werthaltungen, die
sich als Folge gesellschaftlicher Wertedebatten ergeben.
Auf diese kann auch mit Mitteln der öffentlichen Kommu-
nikation eingewirkt werden. Gleichwohl gibt es auch auf
der individuellen Ebene sehr wichtige Anreize und Fakto-
ren, die über Zeit für Familie entscheiden. Hier sind vor
allem die materielle Ausstattung für den Zukauf von fami-
lienunterstützenden Dienstleistungen und das Unterstüt-
zungsnetzwerk, das durch Freunde, Verwandte und Nach-
barn bereitgestellt werden kann, zu nennen.
Querbezüge zwischen einzelnen Akteuren sind möglich.
So wirkt etwa eine Entscheidung des Gesetzgebers über
einen Bundesfreiwilligendienst stark auf das bürger-
schaftliche Engagement der Zivilgesellschaft ein. Das
gleiche gilt auch für die Auswirkungen des Teilzeit- und
Befristungsgesetzes auf die Arbeitszeitallokation in den
Betrieben. Darüber hinaus gibt es Wirkungsketten, die
erst in einem Lebenslaufbezug wirksam werden: Bil-
dungsentscheidungen sind pfadabhängig, deshalb kön-
nen Öffnungszeiten von Bildungseinrichtungen den fami-
lialen Lebensverlauf entscheidend beeinflussen. Auch mit
einer gesetzlichen Regelung der Familienpflegezeit wer-
den individuelle Zeitbudgets intertemporal umverteilt.
Die Instrumente können entlang von drei Ebenen adres-
siert werden: (1) Zeitstrukturen, die die Alltagsgestaltung
beeinflussen, etwa Öffnungszeiten und Arbeitszeiten;
(2) Zeitstrukturen, die den Jahresablauf takten, etwa Fe-
rienzeiten und Urlaubszeiten; (3) zeitliche Taktgeber des
Lebenslaufs, wie etwa Ausbildungszeiten und das Renten-
eintrittsalter. Zeitkonten sind ein Instrument zum Aus-
gleich und zur Bewältigung von im Lebensverlauf variie-
renden Zeitknappheiten. Neben Anstrengungen für eine
bessere Passung der Zeitstrukturen wird es zukünftig auch
darum gehen, Zeit für Verantwortung für Familie durch die
Entwicklung und Förderung gezielter Substitutionsmög-
lichkeiten zu schaffen. Substitutionen von Familienarbeit
und von haushaltsnahen Tätigkeiten können durch öffentli-
che Einrichtungen, marktwirtschaftliche Angebote, zivilge-
sellschaftliche Formen der Unterstützung, etwa im Rahmen
von Nachbarschaftshilfe, sowie durch Familienmitglieder
erbracht werden. Die Schaffung von Anreizstrukturen zur
Entwicklung solcher Angebote erscheint dabei durchaus
überlegenswert.
Die vorstehenden Eckpunkte eines Konzepts von Famil-
ienzeitpolitik haben verdeutlicht, dass es um ein neues
Politikfeld geht, mit dem verschiedene Ziele verfolgt
werden können und das eine Reihe von Handlungsfel-
dern, Akteuren, Ansatzpunkten und Instrumenten adres-
siert. Darin liegt ein erheblicher Systematisierungsbedarf.
Um diesem gerecht zu werden und das Politikfeld Famili-
enzeitpolitik zu entwickeln, wäre ein Abgleich familien-
zeitrelevanter Bestimmungen, Gesetze, Verordnungen
und Normen sowohl in den verschiedenen unmittelbaren
familienpolitischen Handlungsfeldern wie auch in an-
grenzenden Politikfeldern hilfreich, um herauszufinden,
inwiefern vom bestehenden Recht konsistente Anreize für
„Zeit für Familie“ ausgehen oder inwiefern sich mögli-
cherweise einzelne rechtliche Bestimmungen familien-
zeitpolitisch gegenläufig auswirken. Es könnte überlegt
werden, ob eine solche rechtliche Bestandsaufnahme
nicht ein erster Schritt in die Richtung eines „family
mainstreaming“ sein könnte, mit dem eine Art Abschät-
zung der Folgen von Programmen und Gesetzen der
Familienpolitik50 sowie anderer Politikfelder auf die mit
Familienzeitpolitik intendierten Ziele auf den Weg ge-
bracht werden könnte. Eine solche Rechtsfolgenabschät-
zung könnte die strukturelle Blindheit zahlreicher Rechts-
bereiche gegenüber familiären Belangen abmildern und
eine neue Perspektive auf die Bedürfnisse von Familien
eröffnen.
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2 Zahlen und Fakten zur Zeitgestaltung 
von Familien in Deutschland
Für alles, was Menschen tun, brauchen sie Zeit. Ein
Großteil des Lebens, alltägliche Tätigkeiten, genauso wie
emotionale Zuwendung und Sozialisation, spielt sich in
der Familie ab. Die Erwerbstätigkeit und viele Freizeitak-
tivitäten finden aber auch räumlich und funktional außer-
halb der Familie statt. Es gibt Aktivitäten, die den Cha-
rakter einer Verpflichtung oder Notwendigkeit haben,
etwa wenn es um die Erwerbstätigkeit geht, während an-
dere Aktivitäten, wie z. B. die Mediennutzung im Bereich
der Freizeit, frei gestaltet werden können. Bei manchen
Aktivitäten können Personen den Zeitpunkt frei wählen,
etwa bei der Wäsche- und Raumpflege, während sie bei
anderen, wie der Versorgung von Kleinkindern oder der
Erwerbsarbeit, weitestgehend an bestimmte Zeitraster ge-
bunden sind.
Der Zeitbedarf und die Zeitgestaltung einer Person hän-
gen sehr stark vom Alter und der Familienkonstellation
ab, in der sie lebt. Jugendliche und junge Erwachsene
sind oftmals noch im Bildungssystem, sodass die (Hoch-)
Schule der wichtigste (externe) Taktgeber für ihre Zeitge-
staltung ist. Mit dem Eintritt ins Erwerbsleben übernimmt
die Arbeit diese Rolle. In diese Lebensphase fallen häufig
auch einschneidende Veränderungen in der Zeitgestaltung
im familiären Bereich. Der Auszug aus dem Elternhaus
und die Gründung eines eigenen Haushalts führen in der
Regel zu deutlich mehr Hausarbeit für junge Erwachsene,
wobei das Zusammenziehen mit einer Lebenspartnerin
oder einem Lebenspartner die Zeitanforderungen im
häuslichen Bereich nochmals ändert. Eine substantielle
Änderung der Zeitgestaltungsmöglichkeiten ergibt sich
mit der Geburt des ersten Kindes bzw. mit der Familien-
gründung, da die Versorgung und Betreuung des Kindes
einen völlig neuen Zeitbedarf einfordert. Einschnitte in
die Zeitgestaltung von Personen gibt es auch in der zwei-
ten Lebenshälfte. Hierzu zählen vor allem das Ausschei-
den aus dem Beruf und die Übernahme von Pflegeverant-
wortung für einen Angehörigen.
2.1 Zeitgestaltung im Lebenslauf
In  und  sind die Übergänge eines stilisierten Lebenslaufs
vom Bildungssystem in die Erwerbstätigkeit und von der
Erwerbstätigkeit in den Ruhestand dargestellt. Während
sich mit 17 Jahren noch 93 Prozent aller Männer und
94 Prozent aller Frauen in Ausbildung befinden, sind es
mit 22 Jahren noch 42 Prozent der Männer und 43 Pro-
zent der Frauen und mit 27 Jahren nur noch 18 Prozent
der Männer und 13 Prozent der Frauen. Die öffentliche
Meinung, dass befristete Beschäftigung zu einem gene-
rellen Problem für Arbeitnehmer geworden ist, kann die
Statistik nicht belegen. Der Anteil der befristet Beschäf-
tigten an der Gesamtbevölkerung beträgt im Jahr 2008 le-
diglich 8,4 Prozent bei Männern und 9,5 Prozent bei
Frauen. Zwar lässt sich keine ausgeprägte Phase befriste-
ter Beschäftigung im Lebenslauf ausmachen, doch die
Zeit zwischen dem Ende der Ausbildung und der Etablie-
rung am Arbeitsmarkt ist oft durch befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse geprägt. So wurden im Jahr 2008 mehr
als 44 Prozent aller neu Eingestellten nur mit einem be-
fristeten Vertrag ausgestattet.1
A b b i l d u n g  2.1
Männer – Ausbildung, Erwerbstätigkeit und Ruhestand im Lebenslauf
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  2.1
Männer – Ausbildung, Erwerbstätigkeit und Ruhestand im Lebenslauf
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
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Der Austritt aus dem Erwerbsleben erfolgt in der Regel
zwischen dem 60. und dem 65. Lebensjahr. Mit 60 Jahren
sind 26 Prozent der Männer und 33 Prozent der Frauen
nicht mehr erwerbstätig und beziehen eine Rente, mit
65 Jahren trifft dies auf jeweils 84 Prozent der Männer
und Frauen zu. Auch während der überwiegend vom Er-
werbsleben geprägten Lebensphase befindet sich ein be-
stimmter Prozentsatz der Bevölkerung im Status der
Nichterwerbstätigkeit. Dies ist vor allem dann der Fall,
wenn Phasen der Arbeitslosigkeit auftreten oder wenn
Mütter zur Betreuung von Kindern vorübergehend oder
ganz aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Wie  zeigt, tre-
ten diese Nichterwerbszeiten gehäuft bei Frauen zwi-
schen dem 25. und 40. Lebensjahr auf.
Auch der Umfang der Erwerbstätigkeit ändert sich im
Zeitverlauf. Zwischen dem 25. und 60. Lebensjahr arbei-
ten Männer fast ausschließlich in Vollzeittätigkeiten, wo-
hingegen sie zu Beginn ihres Erwerbslebens und zum
Ende hin verstärkt in geringfügiger und regulärer Teilzeit
tätig sind (Abbildung 2.3 und Abbildung 2.4). Bei weibli-
chen Erwerbstätigen ergibt sich ein anderes Bild. Hier
steigt die Teilzeitquote zwischen dem 20. und 35. Lebens-
jahr sukzessive an. Während nur 34 Prozent der 20- bis
24-jährigen Arbeitnehmerinnen Teilzeit arbeiten, sind
54 Prozent der 35- bis 39-Jährigen in dieser Form be-
schäftigt. Zwischen dem 40. und 60. Lebensjahr liegt die
Teilzeitquote relativ konstant im Bereich von 50 Prozent
bis 60 Prozent und steigt erst im höheren Alter, wie bei
den Männern, nochmals an. Frauen sind also zwischen
dem 30. und 60. Lebensjahr nicht nur seltener am Ar-
beitsmarkt aktiv als Männer, sondern ihre Erwerbsbeteili-
gung findet auch in einem geringeren Zeitumfang statt.
Die familiären Rahmenbedingungen ändern sich mehr-
fach und nachdrücklich im Lebenslauf. Bis weit in die
dritte Lebensdekade hinein lebt ein Großteil der Deut-
schen im Haushalt der Eltern. Danach befinden sich die
meisten in Paarbeziehungen mit oder ohne Kinder. Ein
beachtlicher Anteil lebt jedoch auch ohne Partner. In der
Dekade zwischen dem 40. und 50. Lebensjahr befinden
sich viele Männer in einer Partnerschaft mit Kindern, wie
zeigt. Am größten ist dieser Anteil mit 56 Prozent im Al-
ter von ca. 45 Jahren. Bei den Frauen liegt die Phase mit
der größten Wahrscheinlichkeit, Kinder im Haushalt zu
haben, um das 40. Lebensjahr herum und damit 5 Jahre
früher als bei Männern. Im Alter von 40 Jahren leben
60 Prozent der Frauen in einem Paarhaushalt mit Kin-
dern. Hinzu kommt eine große Zahl von Frauen, die in
diesem Altersbereich als Alleinerziehende mit Kindern
leben – bei den 40-Jährigen sind es 13 Prozent (Abbil-
dung 2.6). In späteren Jahren leben die meisten Männer in
Paarbeziehungen ohne Kinder und erst nach dem 85. Le-
bensjahr steigt der Anteil der Männer in Singlehaushalten
und Gemeinschaftsunterkünften (vor allem Alterspflege-
heimen), vorwiegend aufgrund des Todes der Partnerin-
nen, deutlich an. Allerdings leben immer noch 51 Prozent
der 90-jährigen Männer in einem Paarhaushalt.
Bei den Frauen ergibt sich im höheren Alter ein anderes
Bild. Bereits bei den 80-Jährigen leben nur noch 32 Pro-
zent in Paarhaushalten und bis zum 90. Lebensjahr sinkt
dieser Anteil auf 5 Prozent. Der überwiegende Teil der
A b b i l d u n g  2.2
Frauen – Ausbildung, Erwerbstätigkeit und Ruhestand im Lebenslauf
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
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A b b i l d u n g  2.3
Männer – Umfang der Erwerbstätigkeit im Lebenslauf
Quelle: IAB Arbeitszeitrechnung 2011, Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  2.4
Frauen – Umfang der Erwerbstätigkeit im Lebenslauf
Quelle: IAB Arbeitszeitrechnung 2011, Berechnungen des ifo Instituts.
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A b b i l d u n g  2.5
Männer – Lebensformen nach Alter im Lebensverlauf
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  2.6
Frauen – Lebensformen nach Alter im Lebensverlauf
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
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Frauen über 80 Jahre lebt in Singlehaushalten, bei den
85-Jährigen beträgt der Anteil schon 75 Prozent. Dieser
Unterschied zwischen Männern und Frauen ist vorwie-
gend darauf zurückzuführen, dass Frauen eine höhere Le-
benserwartung haben als Männer und in der Regel jünger
als ihre Partner sind.
Das Zeitarrangement in einer Partnerschaft oder in einer
Familie wird durch die Geburt eines Kindes erheblich
verändert. Die Versorgung und Erziehung des Kleinkin-
des nimmt so viel Zeit in Anspruch, dass Paare ihren All-
tag neu gestalten müssen. Die meisten Frauen bekommen
ihr erstes Kind zwischen dem 25. und 35. Lebensjahr
(Abbildung 2.7). 17 Prozent aller Frauen bleiben bis zum
50. Lebensjahr und damit wahrscheinlich dauerhaft kin-
derlos. Bei den Akademikerinnen fällt dieser Anteil mit
26 Prozent besonders hoch aus. Für ein Kind haben sich
bis zum 50. Lebensjahr 24 Prozent, für zwei Kinder
41 Prozent und für drei und mehr Kinder 18 Prozent der
Frauen entschieden.
Die Geburtenzahlen in Deutschland sind im internationa-
len Vergleich niedrig. Während die zusammengefasste
Fruchtbarkeitsrate 2008 im EU-Durchschnitt bei 1,60 Kin-
dern je Frau liegt, beträgt sie in Deutschland nur 1,38 Kin-
der je Frau (Tabelle 2.1). Nur in einigen osteuropäischen
EU-Ländern liegen die Fruchtbarkeitsraten noch niedriger.
Im Gegensatz hierzu erreichen in Frankreich und im Ver-
einigten Königreich die Fruchtbarkeitsraten beinahe das
Reproduktionsniveau von 2,1 Kindern je Frau. In den
EU-Ländern mit vergleichsweise hohen Fruchtbarkeitsra-
ten werden immer weniger Kinder in einer Ehe geboren. In
Frankreich und Schweden ist die außereheliche Geburt be-
reits der Normalfall und auch in Deutschland werden nur
noch zwei Drittel der Kinder ehelich geboren. Dies zeigt,
dass die Ehe in den letzten Jahren an Bedeutung für die Fa-
miliengründung verloren hat.
Die Lebensläufe von Männern und Frauen in Deutschland
ähneln einander. Sie werden beide von den Übergängen
in die Erwerbstätigkeit und die selbständige Lebensfüh-
rung nach der Jugendphase, der Familiengründung und
schließlich dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben und
dem Übergang in die Altersphase strukturiert. Allerdings
sind die Frauenerwerbsbiografien im Vergleich zu denen
von Männern von geringerer Erwerbsbeteiligung und hö-
herer Teilzeitbeschäftigung geprägt, obwohl die Ausbil-
dungszeiten von Frauen und Männern nahezu identisch
sind. Zudem lebt ein beachtlicher Teil der Frauen in der
mittleren Lebensphase als Alleinerziehende mit Kindern.
Während Männer sich auch nach der Geburt eines Kindes
auf ihre Karriere und auf die Einkommenserzielung kon-
zentrieren, übernehmen Frauen noch immer den Großteil
der Familien- und Erziehungsarbeit und schränken sich
bei der Erwerbstätigkeit ein. Vor dem Hintergrund insta-
biler Partnerschaften und unzureichender Betreuungsan-
gebote für Kinder bedeutet damit die Entscheidung für
ein Kind ein „biographisches Risiko“ für Frauen. Dies ist
möglicherweise ein Grund für die im internationalen Ver-
gleich sehr niedrige Geburtenzahl in Deutschland.
A b b i l d u n g  2.7
Zahl der geborenen Kinder nach Alter der Mütter
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
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2.2 Zeit in der Familie
2.2.1 Zeitverwendung in der Familie
Die Betrachtung der Zeitverwendung soll auf drei Le-
bensphasen fokussiert werden. Die erste Phase ist die Fa-
miliengründungsphase, in der junge Erwachsene Partner-
schaften eingehen und die Entscheidung für oder gegen
Kinder fällen. Es gibt keine eindeutige Abgrenzung für
die Familiengründungsphase. Daher wird im Folgenden
angenommen, dass sich alle Personen zwischen 20 und
40 Jahren, die keine eigenen Kinder haben, in dieser
Phase befinden. Die zweite betrachtete Phase ist die ak-
tive Familienphase. In dieser befinden sich Personen, die
mit ihren minderjährigen Kindern in einem Haushalt le-
ben. Ein besonderes Augenmerk wird auf die Phasen mit
Kleinkindern (unter 3 Jahre), mit Kindergartenkindern
(3 bis 6 Jahre) und mit Grundschulkindern (6 bis
10 Jahre) gerichtet. Die dritte betrachtete Phase ist die
Zeit nach dem Ende der aktiven Familienphase und dem
Austritt aus dem Erwerbsleben. Im Folgenden wird davon
ausgegangen, dass diese Lebensphase mit dem Alter von
60 Jahren erreicht wird.
Eine Auswertung der derzeit aktuellsten Zeitbudgeterhe-
bung aus dem Jahr 2001/02 ergibt, dass Männer aller Al-
tersgruppen im Durchschnitt über alle Wochentage 3:51
Stunden für Erwerbsarbeit, 2:21 Stunden für Hausarbeit
und 0:16 Stunden für Kinderbetreuung und/oder Pflege
aufwenden (Tabelle 2.2). Bei Frauen entfällt mit durch-
schnittlich 2:20 Stunden deutlich weniger Zeit auf Er-
werbsarbeit und/oder Aus- und Weiterbildung. Dafür
wenden sie mit 3:52 Stunden für Hausarbeit und 0:29
Stunden für Kinderbetreuung und/oder Pflege erheblich
mehr Zeit für innerfamiliäre Verpflichtungen auf. Für
Freizeitaktivitäten bleibt ihnen eine halbe Stunde weniger
als Männern. Bei einer Gegenüberstellung von Personen
in der Familiengründungsphase und Personen mit min-
derjährigen Kindern ergibt sich folgendes Bild: Während
die Zeitverwendung von Frauen und Männern in der Fa-
miliengründungsphase relativ ähnlich ist, unterscheidet
sich die Zeitverwendung von Eltern deutlich zwischen
den Geschlechtern. Für Erwerbsarbeit und Weiterbildung
verwenden Männer mit Kindern 5:17 Stunden, für Haus-
arbeit 2:18 und für Kinderbetreuung und Pflege 0:40
Stunden, während Frauen mit Kindern nur 2:12 Stunden
mit Erwerbsarbeit, aber 4:32 Stunden mit Hausarbeit ver-
bringen. In allen Familien mit minderjährigen Kindern
verwenden Frauen im Mittel 1:25 Stunden für Kinderbe-
treuung und Pflege. Der relativ niedrige Zeitaufwand für
Kinderbetreuung resultiert daraus, dass große Teile davon
simultan zu anderen Tätigkeiten, wie der Einnahme von
Mahlzeiten (sonstige Eigenzeit) oder der Hausarbeit er-
folgen und damit nicht als Kinderbetreuung erfasst sind.
Personen über 60 Jahre wenden im Durchschnitt nur we-
nig Zeit für Erwerbsarbeit und Ausbildung auf. Damit
stehen ihnen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung zu-
sätzliche Zeitressourcen zur Verfügung. Interessanter-
weise verbringen über 60-Jährige nur etwa eine Stunde
mehr als der Gesamtdurchschnitt mit Freizeitaktivitäten
und wenden jeweils etwa eine Stunde mehr für Hausar-
beit und eine halbe Stunde mehr für sonstige Eigenzeiten
(also Essen und Körperpflege) auf. Mit den vorliegenden
Daten lässt sich aber nicht sagen, inwieweit ältere Men-
schen aufgrund von Gebrechlichkeit mehr Zeit für diese
Aktivitäten benötigen oder sich mehr Zeiten für Haushalt
und Mahlzeiten nehmen.
Zum Erhebungszeitpunkt 2001/02 wurden Hausarbeit,
Kinderbetreuung und Pflege vorwiegend von Frauen
übernommen. Auch bei den jüngeren Paaren übernimmt
die Frau in der Regel den Großteil der Hausarbeit (Abbil-
dung 2.8). Im Rahmen der Panelstudie zur Beziehungs-
und Familienentwicklung in Deutschland (pairfam) wur-
den 2008/09 Personen im Alter von 25 bis 29 Jahren und
von 35 bis 39 Jahren nach der Aufteilung der Hausarbeit
in der Partnerschaft gefragt. Nach den Angaben von
67 Prozent der Frauen und 58 Prozent der Männer über-
nimmt die Partnerin den überwiegenden Teil oder die ge-
Ta b e l l e  2.1
Geburten im europäischen Vergleich
a Zahl bezieht sich auf 2009.
Quelle: Eurostat; Bevölkerungsstatistik 1980, 2000, 2008.
EU27 Deutschland Frankreich Italien Niederlande Schweden Vereinigtes Königreich
Gesamtfruchtbarkeitsraten (Kinder je Frau)
1980 1,44 1,95 1,64 1,60 1,68 1,90
2000 1,38 1,87 1,26 1,72 1,54 1,64
2008 1,60 1,38 1,99 1,42 1,77 1,91 1,96
Anteil der außerehelichen Geburten in Prozent
1980 12 11  4  4 40 12
2000 27 23 43 10 25 55 39
2008  37a 32 52 19 41 55 45
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samte Hausarbeit. Betrachtet man nur Personen mit
Hochschulabschluss, sagen immer noch 59 Prozent der
Frauen und 56 Prozent der Männer, dass die Frau den
überwiegenden Teil oder die gesamte Hausarbeit über-
nimmt. Auch bei jungen Akademikern ist Hausarbeit also
vorwiegend Frauenarbeit. Berufstätigkeit und Hausarbeit
zusammengenommen, antworten 33 Prozent der Frauen,
dass sie mehr als ihren „gerechten Anteil“ und nur
4 Prozent, dass sie weniger übernehmen (Abbildung 2.9).
Interessanterweise sind die Antworten von Männern fast
spiegelbildlich: 21 Prozent geben an, dass sie weniger
und nur 8 Prozent, dass sie mehr als ihren „gerechten An-
teil“ übernehmen.  zeigt, dass dies auch für Paare mit
Kindern gilt.
Ta b e l l e  2.2
Zeitverwendung nach Lebensphase
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02; Berechnungen des ifo Instituts.
Insgesamt
Personen zwi-
schen 20 und 
40 Jahren 
ohne Kinder
Personen mit 
minderjährigen 
Kindern
Personen über 
60 Jahre
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen
Angaben in Stunden:Minuten je Wochentag 2001/2002
Schlafen 08:23 08:30 08:18 08:21 07:56 08:14 08:33 08:35
Sonstige Eigenzeit 02:32 02:44 02:14 02:28 02:27 02:34 03:04 03:05
Erwerbsarbeit/Weiterbildung 03:51 02:20 05:28 04:55 05:17 02:12 00:41 00:13
Hausarbeit 02:21 03:52 01:35 02:15 02:18 04:32 03:41 04:55
Kinderbetreuung und Pflege 00:16 00:29 00:09 00:14 00:40 01:25 00:14 00:14
Freizeit 06:34 06:03 06:14 05:43 05:19 04:59 07:44 06:56
Summe 24:00 24:00 24:00 24:00 24:00 24:00 24:00 24:00
A b b i l d u n g  2.8
Aufteilung der Hausarbeit (bei jüngeren Paaren)
Anmerkung: „Wie haben Sie und Ihr Partner sich die Arbeit im Bereich der Hausarbeit (Waschen, Kochen, Putzen) aufgeteilt?“
Quelle: pairfam 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
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2.2.2 Betreuung von Kindern außer-
halb der Kernfamilie
Wie viel Zeit für Kinderbetreuung notwendig ist und in-
wieweit diese zeitlich flexibel gestaltet werden kann,
hängt vom Kindesalter ab. Mit zunehmendem Alter
nimmt in der Regel der unmittelbare Betreuungsbedarf
ab, wodurch die zeitliche Flexibilität der Eltern steigt.
Während für Kleinkinder rund um die Uhr eine Betreu-
ungsperson zur Verfügung stehen muss, können und wol-
len ältere Schulkinder größere Zeitspannen im Tagesab-
lauf allein und eigenverantwortlich gestalten. Allerdings
sind Betreuung, Erziehung und Bildung von Kindergar-
ten- und Schulkindern auch mit einem großen Zeitauf-
wand verbunden, der weitgehend von öffentlichen Ein-
richtungen übernommen wird. Im Jahr 2010 nehmen
23 Prozent der 0- bis 3-Jährigen und 92 Prozent der 3- bis
6-Jährigen eine öffentlich geförderte Kinderbetreuung in
Anspruch. Bei der Nutzung öffentlich geförderter Kinder-
betreuung gibt es starke regionale Unterschiede. Bei den
0- bis 3-Jährigen liegt der Anteil der Kinder, die eine Kin-
derkrippe besuchen in Sachsen-Anhalt mit 56 Prozent am
höchsten, dahinter liegen Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern mit je 51 Prozent. Die Schlusslichter bilden
Nordrhein-Westfalen (14 Prozent), Niedersachen und
Bremen (jeweils 16 Prozent).2
Die regionalen Unterschiede in der Nutzung von öffent-
lich geförderter Kinderbetreuung erklären sich vorwie-
gend durch das jeweilige Angebot an Kinderbetreuung.
Vor allem in den westlichen Bundesländern stehen für
viele Kinder, deren Eltern eine institutionelle Kinderbe-
treuung wünschen, keine entsprechenden Plätze bereit.
38 Prozent der Eltern mit Kindern zwischen 1 und 2 Jah-
ren und 74 Prozent der Eltern mit Kindern zwischen
2 und 3 Jahren wünschen sich 2009 einen Kitaplatz für
ihre Kinder, während nur 23 Prozent bzw. 48 Prozent
auch einen Kitaplatz haben (vgl. auch Abbildung 4.2).
Auch beim Kindergartenbesuch gibt es regionale Unter-
schiede. Mit einem Anteil von nur 81 Prozent der 3- bis
6-Jährigen ist Hamburg das Bundesland mit dem gerings-
ten Kindergartenbesuch; auch in Bremen, Bayern, Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen liegen die Anteile unter
90 Prozent.3 In Rheinland-Pfalz ist der Anteil mit
97 Prozent am höchsten, er liegt aber auch in Sachsen und
Thüringen über 95 Prozent. Auf einen Kindergartenplatz
besteht ab dem dritten Lebensjahr des Kindes ein An-
spruch, der aber, möglicherweise wegen regionaler Un-
terschiede bei den Kindergartenpreisen, unterschiedlich
genutzt wird.
Für die Zeitgestaltung von Familien ist nicht nur ent-
scheidend, ob Kinderbetreuung genutzt wird, sondern
auch, wie flexibel deren Inanspruchnahme gestaltet wer-
den kann. Vor allem der zeitliche Umfang der Betreuung
und das Zeitfenster, welches durch die Öffnungszeiten
der Einrichtung abgedeckt werden kann, stehen dabei im
Vordergrund. Das Betreuungsangebot in staatlichen Be-
treuungseinrichtungen hat für die meisten Kinder einen
A b b i l d u n g  2.9
Einschätzung der Arbeitsteilung (bei jüngeren Paaren)
Anmerkung: „Wenn Sie einmal alles zusammennehmen, also Hausarbeit und Berufstätigkeit: Wie gerecht finden Sie die Arbeitsteilung zwischen Ih-
nen und Ihrem Partner insgesamt?“
Quelle: pairfam 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
g g g ( j g )
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Umfang, der die klassische Halbtagsbetreuung über-
schreitet. Für 77 Prozent der Kinder in Kinderkrippen und
78 Prozent der Kindergartenkinder liegt die vereinbarte
tägliche Betreuungszeit bei über 5 Stunden (Abbil-
dung 2.10). 79 Prozent der unter 3-Jährigen und 59 Pro-
zent der 3- bis 6-Jährigen erhalten in den Betreuungsein-
richtungen ein Mittagessen. Die Betreuung konzentriert
sich jedoch auf den Vormittag. Es werden 37 Prozent der
Kinder in Kinderkrippen und 45 Prozent der Kinder in
Kindergärten überwiegend morgens und vormittags und
nur 2 Prozent bzw. 1 Prozent überwiegend nachmittags
betreut. Neben Kinderkrippen und Kindergärten fördert
der Staat auch die Betreuung durch Tagesmütter/-väter
(Kindertagespflege). Rund 3 Prozent aller unter 3-Jähri-
gen aber nur weniger als 1 Prozent aller 3- bis 6-Jährigen
werden durch eine öffentlich geförderte Kindertages-
pflege betreut. Werden Eltern von unter 3-Jährigen nach
dem gewünschten wöchentlichen Umfang der Kinderbe-
treuung gefragt, ergibt sich ein interessantes Bild: ein
Drittel der Eltern wünscht eine Betreuung unter 19 Stun-
den, ein Drittel eine Betreuung zwischen 19 und 28 Stun-
den und ein Drittel eine Betreuung von über 28 Stunden.4
Die meisten Eltern bevorzugen also eine Halbtagsbetreu-
ung.
Neben dem Umfang des staatlichen Betreuungsangebots
für unter 6-Jährige, gibt es auch bei den Angeboten für
Schulkinder regionale Unterschiede. Im Schuljahr 2009/
2010 besuchen 22 Prozent aller Schüler und fast ebenso
viele der Grundschüler in Deutschland eine Ganztags-
schule.5 Der Anteil der Grundschüler, die eine Ganztags-
schule besuchen, liegt in Sachsen mit 70 Prozent, in Berlin
mit 72 Prozent und in Thüringen mit ebenfalls 72 Prozent
am höchsten. In Bayern und Mecklenburg-Vorpommern
liegt er jeweils unter 5 Prozent.6 Neben Ganztagsschulen
bietet der Staat auch Betreuung für Schulkinder in Form
von Kinderhorten an. Rund 11 Prozent der Schulkinder bis
11 Jahre besuchen 2010 einen Kinderhort.7 Leider liegen
keine Angaben zu den konkreten Öffnungszeiten von
Ganztagsschulen und Kinderhorten vor.
Das Angebot an öffentlich geförderter Kinderbetreuung
wurde in den letzten Jahren erheblich ausgeweitet. In den
nächsten Jahren soll sie, unter anderem im Zuge des
Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz (Kindertages-
einrichtung oder Tagesmutter/-vater) für Kinder im Alter
von 1 bis 3 Jahren, ab August 2013, weiter ausgebaut
werden. Deutschland liegt im Europäischen Vergleich bei
der staatlichen Betreuung für Kleinkinder noch weit zu-
rück. 2009 wurden im EU-Durchschnitt 28 Prozent der
unter 3-Jährigen extern betreut (Tabelle 2.3). In den skan-
dinavischen Ländern, deren Bildungssysteme als vorbild-
lich gelten, werden weit mehr Kinder unter 3 Jahren in
staatlichen Einrichtungen betreut.
Der zeitliche Umfang der Nutzung formaler Kinderbe-
treuung für unter 3-Jährige liegt in Deutschland mit
30 Stunden pro Woche über dem EU-Durchschnitt – Kin-
A b b i l d u n g  2.10
Vereinbarter Umfang der Kinderbetreuung nach Alter der Kinder
Anmerkung: Die Anteile addieren sich nicht zu 100 Prozent, da die Residualkategorie aus Übersichtlichkeitsgründen ausgelassen wurde.
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010b; Berechnungen des ifo Instituts.
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dergarten- und Schulkinder jedoch befinden sich wö-
chentlich knapp zwei Stunden weniger in Betreuung als
im EU-Mittel. Insgesamt zeigt sich, dass Deutschland vor
allem bei der Betreuungsverfügbarkeit und -inanspruch-
nahme, nicht aber beim Betreuungsumfang für unter
3-Jährige Defizite aufweist. Im Gegensatz dazu werden
im europäischen Vergleich überdurchschnittlich viele
Kinder im Kindergartenalter formal betreut, allerdings
nur in einem unterdurchschnittlichen zeitlichen Umfang.
Großeltern und weitere Familienangehörige, Freunde und
Bekannte und nicht-staatlich geförderte Tageseltern über-
nehmen Teile der Kinderbetreuung. Laut den Daten des
Sozioökonomischen Panels (SOEP) 2009 werden knapp
ein Drittel der Kinder regelmäßig von Verwandten und
etwa 5 Prozent von Freunden und Bekannten betreut (Ta-
belle 2.4). Bezahlte Betreuungspersonen außerhalb der
staatlichen Betreuungseinrichtungen werden nur sehr sel-
ten in Anspruch genommen.
Großeltern übernehmen häufig einen Teil der Kinderbe-
treuung. Rund ein Drittel aller Paare erhalten deren Un-
terstützung. Bei Alleinerziehenden ist dieser Anteil noch
geringfügig höher, der zeitliche Umfang dieser Unterstüt-
zung jedoch deutlich höher. Eltern in Paarbeziehungen,
deren Kinder von den Großeltern betreut werden, erhalten
meist bis zu 10 Stunden Betreuung je Woche, Alleinerzie-
hende dagegen meist mehr als 10 Stunden (Tabelle 2.5).8
Ta b e l l e  2.3
Kinderbetreuung im europäischen Vergleich
Quelle: Eurostat, Einkommen und Lebensbedingungen; Organisation der Kinderbetreuung 2009.
EU27 Deutsch-land Frankreich Italien
Nieder-
lande Schweden
Vereinigtes 
Königreich
Ausschließliche Betreuung durch die Eltern in Prozent
Unter 3 Jahre 51 68 45 56 22 34 42
3 Jahre bis
Schulpflicht
10 9 4 6 8 3 5
Nutzung formaler Kinderbetreuung in Prozent
Unter 3 Jahre 28 19 41 25 49 63 35
3 Jahre bis 
Schulpflicht
83 89 95 92 87 94 91
Durchschnittliche Nutzungsdauer formaler Kinderbetreuung pro Woche in Stunden (wenn genutzt)
Unter 3 Jahre 25,8 29,7 30,4 30,4 16,1 29,2 12,4
3 Jahre bis 
Schulpflicht
28,6 26,9 29,4 33,3 19,8 32,9 17,9
Schulpflicht bis 
12 Jahre 
29,7 27,8 30,4 33,6 27,2 35,2 29,1
Ta b e l l e  2.4
Informelle Kinderbetreuung
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
Alter der betreuten Kinder
unter 3 Jahre 3 bis 6 Jahre 6 bis 11 Jahre
Angaben in Prozent
Betreuung durch 
– Verwandte 34 29 26
– Freunde, Bekannte und Nachbarn 3 4 6
– bezahlte Betreuungsperson im Haushalt 2 2 2
– bezahlte Betreuungsperson außerhalb des Haushalts 5 1 2
Keine Betreuung außer Eltern und Betreuungseinrichtungen 58 64 67
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Institutionen und Personen außerhalb des Haushalts über-
nehmen in einem bedeutenden zeitlichen Umfang Kinder-
betreuung sowie Erziehungs- und Bildungsaufgaben. Mit
dem Ausbau der staatlichen Kinderbetreuung haben die
durchschnittlichen Zeiten, die Kinder außerhalb des Haus-
halts betreut werden, in den letzten Jahren stark zugenom-
men. Dies führt zu einer Veränderung der zeitlichen Ge-
staltungsmöglichkeiten für Familien und insbesondere für
Mütter. Die Betreuungsarrangements erleichtern, oder er-
möglichen sogar erst, eine Erwerbstätigkeit der Mütter.
2.2.3 Familien mit Hilfebedürftigen
2009 sind 2,3 Millionen oder 3 Prozent der deutschen Be-
völkerung nach den Kriterien der deutschen Pflegeversi-
cherung (SGB XI) pflegebedürftig. 69 Prozent von ihnen
werden im Rahmen häuslicher Pflege und 46 Prozent aus-
schließlich durch Angehörige versorgt. Von den zu Hause
Versorgten sind 61 Prozent erheblich pflegebedürftig
(Pflegestufe 1), 30 Prozent schwerpflegebedürftig (Stufe 2)
und 9 Prozent schwerstpflegebedürftig (Stufe 3). Nicht
alle Personen, die laufend Hilfe im täglichen Leben benö-
tigen, sind auch pflegebedürftig. Auswertungen des SOEP
deuten darauf hin, dass die Gesamtzahl der Hilfebedürfti-
gen in Privathaushalten etwa anderthalb mal so hoch ist
wie die Zahl der Pflegebedürftigen.9 Die benötigten Hilfe-
leistungen reichen von Hilfe bei Besorgungen außerhalb
des Haushalts bis zu schwierigen Pflegetätigkeiten wie
Hilfe bei der Körperpflege. Ein Viertel aller Hilfebedürfti-
gen nimmt schwierige Pflegetätigkeiten in Anspruch, der
Großteil benötigt vorwiegend Hilfe im Haushalt. Bei den
Beziehern von Leistungen der Pflegeversicherung, liegt
der Anteil derer, die schwierige Pflegetätigkeiten brau-
chen, bei 35 Prozent (Tabelle 2.6). Die meisten Hilfebe-
dürftigen werden von Angehörigen innerhalb des Haus-
halts (55 Prozent) und/oder außerhalb des Haushalts
(26 Prozent) versorgt. Ein beachtlicher Anteil der Hilfebe-
dürftigen wird, zumindest zum Teil, von Freunden und Be-
kannten (10 Prozent) und/oder Nachbarn (4 Prozent) be-
treut. Folglich spielen Wahlfamilien bei der Versorgung
von Pflegebedürftigen eine große Rolle.
Betrachtet man die Altersstruktur der Hauptpflegeperso-
nen (Abbildung 2.11) zeigt sich, dass vor allem ältere
Menschen häusliche Pflege übernehmen. Hauptpflege-
personen waren 2010 im Mittel 58,5 Jahre alt; nur 27 Pro-
zent sind jünger als 50 Jahre. Ein relativ geringer Teil der
Hilfe- und vor allem Pflegebedürftigen nimmt institutio-
nelle Hilfe in Anspruch. Es wurden 34 Prozent der zu
Hause betreuten Pflegebedürftigen von einem ambulan-
ten Pflegedienst versorgt.10
Häusliche Pflege ist mit einem großen Zeitaufwand für
die Hauptpflegepersonen verbunden. In der Repräsenta-
tiverhebung von 2010 zu Wirkungen des Pflegeweiterent-
wicklungsgesetzes wurden Hautpflegepersonen gefragt,
wie viel Zeit sie in der Woche für die häusliche Pflege
aufwenden. 30 Prozent der Personen, die Pflegebedürf-
tige mit einem erheblichen Pflegebedarf (also potenzielle
Bezieher von Leistungen aus der Pflegeversicherung) be-
treuen, und 20 Prozent der Personen, die weniger stark
Pflegebedürftige betreuen, geben an, 40 Stunden und
mehr mit Pflege zu verbringen. Nur 24 Prozent bzw.
46 Prozent wenden weniger als 20 Stunden auf. Im
Durchschnitt liegt der Zeiteinsatz bei 37,5 bzw.
26,9 Stunden. Somit entspricht der Zeitaufwand für die
Pflege eines erheblich Pflegebedürftigen im Durchschnitt
dem Zeitaufwand für eine Vollzeiterwerbstätigkeit. Der
Aufwand für weniger stark Pflegebedürftige überschreitet
die Belastung durch eine klassische Teilzeiterwerbstätig-
keit.
Insgesamt überwiegt bei der Übernahme von Aufgaben
und Verantwortung in der Familie, trotz aller Veränderun-
gen, noch immer ein klassisches Rollenverhalten. Die zeit-
liche Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Pflege ist vor-
wiegend ein Problem von Frauen. Institutionen und
Personen außerhalb des Haushalts übernehmen zwar in ei-
nem bedeutenden zeitlichen Umfang Kinderbetreuungs-,
Erziehungs-, Bildungs- und Pflegeaufgaben, jedoch muss
ein großer Teil der Aufgaben auch in der Familie bewältigt
werden. Während mit dem Ausbau der staatlichen Kinder-
betreuung die durchschnittliche Zeiten, in denen Kinder
außerhalb des Haushalts betreut werden, in den letzten
Jahren stark zugenommen haben, hat sich im Bereich der
Übernahme von Pflegezeiten wenig getan. Noch bleibt das
Angebot an staatlicher Kinderbetreuung aber weit hinter
dem in vergleichbaren Ländern zurück.
Ta b e l l e  2.5
Umfang der Betreuung durch Großeltern
Quelle: AID: A– DJI-Survey 2009; Alter der Zielperson 0-6 Jahre; n=5.244 bzw. n=1.582 Berechnungen des DJI.
Betreuung durch die 
Großeltern Umfang pro Woche
ja nein unter 10 Stunden
10 bis 
20 Stunden
20 bis 
40 Stunden
über 
40 Stunden
Angaben in Prozent
Paar 34 66 61 24 11 4
Alleinerziehende 36 64 41 28 16 15
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Ta b e l l e  2.6
Anforderungen Hilfebedürftiger
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  2.11
Alter von Hauptpflegepersonen
Quelle: Schneekloth 2012.
Insgesamt
Ohne Bezug von 
Leistungen aus der 
Pflegeversicherung
Mit Bezug von 
Leistungen aus der 
Pflegeversicherung
Angaben in Prozent
Benötigte Hilfeleistung
Besorgungen und Erledigungen außer Haus 90 89 90
Haushaltsführung, Versorgung mit Mahlzeiten 
und Getränken
81 68 86
Einfachere Pflegetätigkeiten, z. B. Hilfe beim 
An- und Auskleiden, Waschen, Kämmen und 
Rasieren
65 32 78
Schwierigere Pflegetätigkeiten, z. B. Hilfe beim 
Umbetten, Stuhlgang etc.
26 5 35
Person erhält Hilfe von
Angehörigen im Haushalt 55 55 55
Angehörigen außerhalb des Haushalts 26 32 23
privatem Pflegedienst 19 5 26
öffentlicher/kirchlicher Gemeindeschwester, 
Sozialhelfer 
16 9 19
Freunden/Bekannten 10 11 9
Nachbarn 4 6 3
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2.3 Zeit und Erwerbstätigkeit
2.3.1 Tatsächliche und gewünschte 
Teilhabe am Arbeitsmarkt
Die Erwerbstätigkeit ist der wichtigste externe Taktgeber
für die Zeitgestaltung von Familien. In vielen Familien
sind mehrere Familienmitglieder im erwerbsfähigen Alter
auch erwerbstätig, sodass die Koordination gemeinsamer
Familienalltage und die Abstimmung mit Betreuungsan-
geboten für Kinder oder pflegebedürftige Angehörige eine
Herausforderung darstellen. Allerdings arbeiten Frauen,
die überwiegend die Verantwortung für Kinder oder pfle-
gebedürftige Angehörige tragen, häufig nur Teilzeit. Eine
Teilzeittätigkeit ist mit niedrigeren zeitlichen Anforderun-
gen verbunden und kann daher leichter mit familiären Ver-
pflichtungen abgestimmt werden.
Im Folgenden wird die gewünschte und tatsächliche Teil-
habe von Familienmitgliedern am Arbeitsmarkt im Detail
betrachtet, wobei der Schwerpunkt auf Familien mit Kin-
dern liegt. Da für die Gestaltung des Familienlebens nicht
nur der Umfang, sondern auch die Lage der Arbeitszeiten
der Familienmitglieder entscheidend ist, werden in Ab-
schnitt 2.3.2 die Lage von Arbeitszeiten und die Möglich-
keiten von Arbeitnehmern, Einfluss auf sie zu nehmen,
thematisiert.
Tabelle 2.8 zeigt eine Auswertung des Mikrozensus 2008.
Rund 80 Prozent der Männer und 68 Prozent der Frauen
zwischen 20 und 65 Jahren sind erwerbstätig, jeweils
6 Prozent arbeitslos und jeweils 1 Prozent nicht erwerbs-
tätig aber arbeitssuchend. 13 Prozent der Männer und
26 Prozent der Frauen sind nicht erwerbstätig und nicht
arbeitssuchend. Die Beschäftigungsquote von Frauen und
Männern in der Familiengründungsphase ist mit jeweils
78 Prozent identisch, unterscheidet sich aber bei Familien
mit Kindern deutlich. Mit Kindern sind 91 Prozent der
Männer erwerbstätig, aber nur 65 Prozent der Frauen. Die
Erwerbsbeteiligung von Frauen hängt in erster Linie vom
Alter ihres jüngsten Kindes ab. So sind 42 Prozent der
Frauen mit Kindern unter 3 Jahren und 71 Prozent der
Frauen mit Kindern zwischen 6 und 11 Jahren erwerbs-
stätig. Der Umfang der Aktivität am Arbeitsmarkt unter-
scheidet sich zwischen den Geschlechtern. Im Durch-
schnitt arbeiten 92 Prozent der beschäftigten Männer,
aber nur 55 Prozent der Frauen im erwerbsfähigen Alter
in Vollzeit. Der mittlere Arbeitsumfang11 liegt bei
40 Stunden für Vollzeittätigkeiten und bei 20 Stunden für
Teilzeittätigkeiten. Dieser wiederum variiert kaum zwi-
schen den Geschlechtern oder Familienphasen. In der Fa-
miliengründungsphase liegen die Anteile der in Vollzeit
arbeitenden Männer und Frauen näher beisammen als in
anderen Phasen, unterscheiden sich aber noch um 10 Pro-
zentpunkte. Bei Familien mit Kindern ist die Differenz
besonders groß. 95 Prozent der beschäftigten Männer,
aber nur 33 Prozent der Frauen sind vollzeiterwerbstätig.
Insgesamt sind also beinahe alle Männer in Deutschland
vollzeiterwerbstätig und kaum ein Mann wechselt wegen
familiärer Verpflichtungen in die Teilzeit. Dagegen redu-
zieren viele Frauen ihre Erwerbstätigkeit auf Teilzeittätig-
keiten, sobald Verantwortung für ein Kind übernommen
werden muss.
Die vereinbarten Arbeitsstunden von Männern und
Frauen in der Familiengründungsphase bzw. mit minder-
jährigen Kindern sind in Abbildung 2.12 dargestellt. Da-
bei wurde auf eine Differenzierung nach Alter des jüngs-
ten Kindes verzichtet, da die Verteilungen sehr ähnlich
sind. Es zeigt sich, dass die 40-Stunden-Woche bei Män-
nern (42 Prozent) und Frauen in der Familiengründungs-
phase (38 Prozent) die bei weitem am stärksten verbrei-
tete Arbeitsform ist. Ein anderes Bild ergibt sich bei den
Frauen mit Kindern. Hier ist neben der 40-Stunden-Wo-
che auch die 20-Stunden-Woche eine häufig genutzte Ar-
beitsform (jeweils 15 Prozent). Weitere häufig auftre-
tende Arbeitszeitarrangements haben einen geringeren
Umfang als die 20-Stunden-Woche (die 10-Stunden-Wo-
che mit 6 Prozent, die 15-Stunden-Woche mit 5 Prozent),
aber auch Teilzeitregelungen mit einem größeren Stun-
denumfang kommen vor (die 25-Stunden-Woche mit
5 Prozent und die 30-Stunden-Woche mit 9 Prozent).
Während es also für Männer und junge Frauen in Vollzeit
mit der 40-Stunden-Woche ein Standardarbeitszeitmodell
gibt, ist die Arbeitszeit bei Müttern mit Kindern aufgrund
der Verbreitung von Teilzeitarrangements uneinheitlich
verteilt.
Ta b e l l e  2.7
Durchschnittlicher Zeitaufwand für häusliche Pflege durch Hauptpflegeperson 
nach Schwere der Pflegebedürftigkeit
Quelle: Schneekloth 2012.
unter 7 
Stunden
7 bis 
14 Stunden
14 bis 20 
Stunden
20 bis 30 
Stunden
30 bis 40 
Stunden
40 und 
mehr 
Stunden
keine 
Angabe
Angaben in Prozent
Erheblicher Pflege-
bedarf
3 10 11 27 14 30 5
Sonstiger Pflege-
bedarf
17 16 13 24 5 20 5
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Ta b e l l e  2.8
Gewünschte und tatsächliche Teilhabe am Arbeitsmarkt
Quelle: Mikrozensus 2000, 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
Altersgruppe und Familiensituation
20- bis 65-Jährige
(insgesamt)
20- bis 40-Jährige
(Familiengründungsphase)
20- bis 65-Jährige
(mit minderjährigen Kin-
dern)
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen
2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000
Angaben in Prozent
Arbeitsmarktbeteiligung
Erwerbstätig 80 76 68 61 78 79 78 78 91 90 65 63
Nicht erwerbstätig 
suchend
7 7 7 7 8 7 6 5 6 6 8 7
Nicht erwerbstätig 
nicht suchend
13 16 26 33 14 13 16 17 3 5 27 30
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Anteil der nicht Suchenden mit Arbeitswunsch
13 8 13 8 16 14 15 12 26 16 21 15
Anteile Voll- und Teilzeit Erwerbstätiger
Vollzeit 92 95 55 62 88 93 79 85 95 97 33 45
Teilzeit 8 5 45 38 12 7 21 15 5 3 67 55
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Wunsch nach Mehrarbeit bei Teilzeit
42 28 37 39 52 25
20- bis 65-Jährige
(mit Kindern unter 3 Jah-
ren)
20- bis 65-Jährige
(mit Kindern von 3 bis unter 
6 Jahren)
20- bis 65-Jährige
(mit Kindern von 6 bis unter 
10 Jahren)
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen
2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000
Angaben in Prozent
Arbeitsmarktbeteiligung
Erwerbstätig 89 86 42 48 91 92 64 57 92 92 71 61
Nicht erwerbstätig 
suchend
7 6 7 4 6 5 12 10 5 8 8
Nicht erwerbstätig 
nicht suchend
3 8 51 48 3 3 24 34 3 21 32
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Anteil der nicht Suchenden mit Arbeitswunsch
26 13 19 15 35 24 24 16 20 20 21 15
Anteile Voll- und Teilzeit Erwerbstätiger
Anteil Vollzeit 94 97 47 57 95 98 26 31 95 97 26 33
Anteil Teilzeit 6 3 53 43 5 2 74 69 5 3 74 67
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Wunsch nach Mehrarbeit bei Teilzeit
55 17 55 22 51 25
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Im internationalen Vergleich sind Teilzeittätigkeiten in
Deutschland sehr verbreitet. Während 2007 im EU-Durch-
schnitt 30 Prozent der erwerbstätigen Frauen zwischen
250und 59 Jahren einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen,
sind es in Deutschland 48 Prozent (Tabelle 2.9). Auf die
Frage, warum sie einer Teilzeittätigkeit nachgehen, geben
61 Prozent der betroffenen deutschen Frauen familiäre
Gründe an. Dies ist zwar häufiger als das EU-Mittel von
56 Prozent, aber seltener als etwa in den Niederlanden und
im Vereinigten Königreich.
In Deutschland sind die meisten Frauen mit dem Umfang
ihrer Teilzeittätigkeit zufrieden. Dennoch geben 28 Pro-
zent aller teilzeitbeschäftigten Frauen an, gerne mehr
Stunden arbeiten zu wollen (vgl. Tabelle 2.8). Bei Frauen
mit Kindern liegt der Anteil mit 25 Prozent etwas niedri-
ger. Ein Vergleich der Verteilungen von tatsächlicher und
gewünschter Arbeitszeit auf Basis des SOEP 2009 deutet
darauf hin, dass viele der unzufriedenen Frauen mit Kin-
dern ein Beschäftigungsverhältnis im Umfang von etwas
mehr als 30 Wochenstunden wünschen (Abbildung 2.13).
Teilzeitverhältnisse mit einem Umfang von unter 15 Stun-
den sind eher unattraktiv. Betrachtet man nur Frauen mit
Kindern unter 6 Jahren, verstärkt sich dieses Bild noch
(Abbildung 2.14). Ein Vergleich von gewünschter und tat-
sächlicher Arbeitszeit von Männern mit Kindern zeigt,
dass beinahe alle Väter Vollzeit arbeiten und nicht die Ab-
sicht haben in Teilzeit zu wechseln (Abbildung 2.15).
Viele Männer möchten ihre Arbeitszeit etwas einschrän-
ken und um die 40 Stunden pro Woche arbeiten. Nicht ge-
wünscht jedoch sind Arbeitszeiten über 45 Wochenstun-
den.
Der Wunsch von Männern, ihre Erwerbstätigkeit einzu-
schränken, betrifft überwiegend die geleisteten Überstun-
den. Überstunden führen zu einer Erhöhung des Zeitbe-
darfs für die Erwerbstätigkeit und fallen häufig spontan an,
sodass die Zeitkoordination in der Familie zusätzlich er-
schwert wird. Tabelle 2.10 zeigt die Häufigkeit und den
Umfang von Überstunden im Jahr 2007.12 64 Prozent der
männlichen und 59 Prozent der weiblichen Beschäftigten
machen zumindest gelegentlich Überstunden. Bei Män-
nern betragen diese monatlich durchschnittlich 22 Stun-
den, bei Frauen 15 Stunden. Dies entspricht ungefähr der
halben Wochenarbeitszeit einer Vollzeitstelle. Eltern un-
terscheiden sich nicht grundlegend vom Rest, auch wenn
Frauen mit Kindern etwas weniger Überstunden leisten.
Bei etwa der Hälfte der Personen werden die Überstunden
durch Freizeitausgleich abgegolten.
Ein Arbeitszeitkonto bietet die Möglichkeit den Freizeit-
ausgleich für Überstunden in die Zukunft zu übertragen
und Überstunden entsprechend persönlichen oder familiä-
ren Bedürfnissen auszugleichen. Rund zwei Drittel der
Beschäftigten, die Überstunden leisten, können diese in
ein Arbeitszeitkonto übernehmen. Rund drei Viertel der
Arbeitnehmer haben bis zum Jahresende oder noch länger
Zeit, um ihr Konto auszugleichen.
A b b i l d u n g  2.12
Verteilung der (normalen) Arbeitszeiten
Quelle: Mikrozensus 2008, Berechnungen des ifo Instituts.
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Ta b e l l e  2.9
Umfang der Arbeitszeit im europäischen Vergleich
a Altersgruppe der 25- bis 59-Jährigen.
Quelle: Eurostat, Arbeitsmarktstatistik 2007.
A b b i l d u n g  2.13
Verteilung der gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten von Frauen mit Kindern
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
EU27 Deutsch-land
Frank-
reich Italien
Nieder-
lande Schweden
Vereinig-
tes König-
reich
Erwerbsquotea
Männer 84 85 84 84 91 88 86
Frauen 68 73 73 56 76 82 73
Anteil der Teilzeit Beschäftigtena
Männer 5 7 4 4 14 8 5
Frauen 30 48 30 27 74 37 40
Gründe für Teilzeittätigkeit von Frauen in Prozenta
Kein Vollzeit Arbeits-
platz verfügbar
20 19 29 35 4 24 7
Familiäre 
Verpflichtungen
56 61 55 47 63 44 70
Sonstiges 24 20 16 19 33 32 23
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Durchschnittliche Arbeitsstunden pro Woche (Erwerbstätige)a
Männer 41,1 40,0 41,2 41,5 36,1 38,7 41,8
Frauen 33,9 30,2 34,6 33,8 24,4 34,0 31,4
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A b b i l d u n g  2.14
Verteilung der gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten von Frauen mit Kindern unter 6 Jahren
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  2.15
Verteilung der gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten von Männern mit Kindern
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
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Der Zeitbedarf, der durch die Erwerbstätigkeit entsteht,
umfasst nicht nur die reine Arbeitszeit. Auch Arbeits-
wege sind häufig mit einem großen Zeitaufwand verbun-
den. 27 Prozent der Männer und 21 Prozent der Frauen
wenden mehr als eine halbe Stunde für die Hinfahrt zur
Arbeit auf und haben damit insgesamt Wegezeiten von
mehr als einer Stunde am Tag (Tabelle 2.11). Väter legen
ähnlich lange Wege zurück wie Männer ohne Kinder,
während Mütter häufiger kurze Anfahrten haben. Frauen,
die nur Teilzeit arbeiten, haben kürzere Wegezeiten als
Frauen, die Vollzeit arbeiten. Insgesamt sind Wegezeiten
von Frauen geringer als die Wegezeiten von Männern,
vermutlich weil Frauen wegen der übernommenen Fami-
lienpflichten häufiger Teilzeit arbeiten und den Arbeits-
platz so auswählen, dass er im Verhältnis zur Arbeitszeit
und zu den Haushalts- und Kinderbetreuungspflichten
keine übermäßigen Wegezeiten mit sich bringt.
Ta b e l l e  2.10
Überstunden
a Rundungsbedingte Abweichungen von 100 möglich.
Quelle: SOEP 2000, 2007; Berechnungen des ifo Institut.
2007 2000
Insgesamt
Personen mit 
minderjährigen 
Kindern
Personen mit 
Hochschul-
abschluss
Insgesamt
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen
Leistung von Überstunden (Angaben in Prozent)
ja 64 59 67 55 63 64 65 54
nein 24 34 22 38 18 22 23 40
trifft nicht zu da Selbständiger 12 7 12 8 19 14 11 6
Insgesamta 100 100 100 100 100 100 100 100
Anzahl der Überstunden im Vormonat (wenn geleistet, Angaben in Stunden)
22 15 22 14 25 16 22 16
Art der Abgeltung (Angaben in Prozent)
Freizeitausgleich 43 60 42 61 33 50
Ausbezahlung 23 16 26 18 18 14
Teils/Teils 12 8 11 9 5 5
Keine Abgeltung 22 16 21 13 44 31
Insgesamta 100 100 100 100 100 100
Übernahme der Überstunden in ein Arbeitszeitkonto möglich (Angaben in Prozent)
ja 62 65 66 68 48 53 - -
nein 38 35 34 32 52 47 - -
Insgesamta 100 100 100 100 100 100 - -
Ausgleichsfrist für das Arbeitszeitkonto (Angaben in Prozent)
mit Ausgleich bis zum Jahres-
ende
35 36 34 34 32 35 - -
kürzere Ausgleichszeit 24 28 22 26 24 35 - -
längere Ausgleichszeit 40 36 43 40 44 30 - -
Insgesamta 100 100 100 100 100 100 - -
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2.3.2 Möglichkeiten und Grenzen der indi-
viduellen Zeitgestaltung im Beruf
Nicht nur der Umfang, sondern auch die Lage der Ar-
beitszeit hat großen Einfluss auf die zeitlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten von Familien. Die Betreuung von
Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen und ge-
meinsame Zeiten in der Familie müssen mit den Arbeits-
zeiten der Familienmitglieder abgestimmt werden. Die
Datenlage ermöglicht kein umfassendes Bild der Lage
von Arbeitszeiten in Deutschland. Allerdings können auf
Basis des Mikrozensus Aussagen zur Verbreitung von
Abend-, Nacht- und Wochenendarbeit getroffen werden.
2008 haben 30 Prozent der Männer und 15 Prozent der
Frauen regelmäßig oder ständig zwischen 18:00 Uhr und
23:00 Uhr gearbeitet (Tabelle 2.12). Bei Männern mit
minderjährigen Kindern ist der Anteil der regelmäßig
oder ständig abends Arbeitenden mit 33 Prozent sogar
noch höher, während er bei Frauen mit Kindern mit
21 Prozent niedriger ausfällt. Dies bedeutet einen Anstieg
um 8 bzw. um 7 Prozentpunkte gegenüber dem Jahr 2000.
Nachtarbeit ist weniger verbreitet als Abendarbeit und hat
in den letzten Jahren nur geringfügig zugenommen. 2008
arbeiten 12 Prozent der Männer und 6 Prozent der Frauen
regelmäßig oder ständig zwischen 23:00 Uhr und
6:00 Uhr. Wie Abendarbeit ist auch Nachtarbeit bei Män-
nern mit Kindern stärker und bei Frauen mit Kindern we-
niger stark verbreitet als bei anderen Gruppen. Insgesamt
machen die Daten deutlich: Männer haben weniger fami-
lienbewusste Arbeitszeiten als Frauen. Insbesondere Vä-
ter müssen weniger familienbewusste Arbeitszeiten in
Kauf nehmen.
International verglichen ist Abendarbeit in Deutschland
relativ gebräuchlich. Während im EU-Mittel 2007
56 Prozent der Männer und 67 Prozent der Frauen nie
abends arbeiten, sind dies in Deutschland nur 44 Prozent
und 60 Prozent (Tabelle 2.13). Bei Samstags- und Sonn-
tagsarbeit liegt Deutschland im EU-Durchschnitt. Die
Verbreitung von atypischen Arbeitszeiten variiert sehr
stark in Europa. Während sie im Vereinigten Königreich
häufig genutzt werden, sind sie in Italien und Schweden
relativ selten.
Allein aus der Lage von Arbeitszeiten kann nicht auf ihre
Familienfreundlichkeit geschlossen werden. Insbeson-
dere vor dem Hintergrund des zunehmenden Wettbe-
werbs um Fachkräfte haben Unternehmen in Deutschland
in den letzten Jahren vermehrt familienbewusstere Ar-
beitszeitpolitiken etabliert. So sind flexible Arbeitszeiten,
wie die Ergebnisse des „Unternehmensmonitors Famili-
enfreundlichkeit“ zeigen, inzwischen Standard in deut-
schen Unternehmen (Abbildung 2.16). Auch die Verbrei-
tung von Vertrauensarbeitszeit hat zwischen 2003 und
2009 von 22 Prozent auf 46 Prozent der Unternehmen zu-
genommen. Dennoch, gerade bei der Frage Arbeitszeit-
flexibilität, hat man es mit einem ambivalenten Instru-
ment zu tun, und es steht nicht fest, ob die betrieblichen
Maßnahmen letztlich auch wirklich den Bedürfnissen der
Familien entsprechen.13
Für die Gestaltung des Familienlebens hat nicht nur die
Lage der Arbeitszeiten an sich Bedeutung, sondern auch
die Möglichkeit, über Arbeitszeiten mitzubestimmen.
Eine Auswertung des SOEP 2009 zeigt, dass 38 Prozent
der männlichen und 40 Prozent der weiblichen Erwerbstä-
tigen ein Arbeitsverhältnis mit festem Beginn und festem
Ende der täglichen Arbeitszeiten haben (Tabelle 2.14).
18 Prozent der Männer und 24 Prozent der Frauen weisen
vom Betrieb festgelegte, teilweise wechselnde Arbeitszei-
ten auf. Gleitzeit in Form eines Arbeitszeitkontos mit einer
teilweisen Selbstbestimmung über die tägliche Arbeitszeit
trifft auf 19 Prozent der Männer und 20 Prozent der Frauen
zu, während 24 Prozent bzw. 16 Prozent ihre Arbeitszeiten
Ta b e l l e  2.11
Zeitbedarf für den Weg zur Arbeit
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
Insgesamt
Personen mit 
minderjährigen 
Kindern
Paarhaushalte
Beide Vollzeit 
erwerbstätig
Beide erwerbs-
tätig, aber nicht 
beide Vollzeit
Allein-
verdie-
ner
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer
Angaben in Prozent
Unter 10 Minuten 25 30 23 33 24 25 25 38 23
10 bis 30 Minuten 48 49 48 49 47 49 47 49 48
30 bis 60 Minuten 21 17 23 15 23 21 22 12 22
1 Stunde und länger 6 4 6 3 6 5 6 2 6
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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Ta b e l l e  2.12
Lage der Arbeitszeit
Quelle: Mikrozensus 2008; Berechnungen des ifo Instituts.
Insgesamt Personen mit minderjährigen Kindern
Männer Frauen Männer Frauen
2008 2000 2008 2000 2008 2000 2008 2000
Angaben in Prozent
Abendarbeit
Ständig 9 8 7 6 10 8 6 6
Regelmäßig 21 14 18 12 23 16 15 11
Gelegentlich 23 19 16 12 24 20 14 10
Nein 48 60 59 70 42 56 66 73
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100
Nachtarbeit
Ständig 3 3 1 2 3 3 1 2
Regelmäßig 9 6 5 3 10 8 4 3
Gelegentlich 9 8 4 3 9 8 3 3
Nein 80 83 90 92 77 80 91 92
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100
Samstagsarbeit
Ständig 10 10 9 10 10 11 8 10
Regelmäßig 16 12 18 15 17 13 17 14
Gelegentlich 26 24 17 14 28 25 16 14
Nein 48 54 56 61 44 52 59 63
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100
Sonntagsarbeit
Ständig 4 4 3 4 4 5 3 4
Regelmäßig 10 7 11 8 11 8 10 8
Gelegentlich 17 14 12 9 18 14 11 9
Nein 69 74 74 79 66 73 76 79
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100
Schichtarbeit
Ständig 9 8 7 5 10 10 6 5
Regelmäßig 6 4 5 4 6 5 4 4
Gelegentlich 2 2 1 1 1 2 1 1
Nein 83 86 87 89 82 83 88 90
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100
Drucksache 17/9000 – 38 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Ta b e l l e  2.13
Lage der Arbeitszeit im europäischen Vergleich
a Altersgruppe der 25- bis 59-Jährigen.
Quelle: Eurostat, Arbeitsmarktstatistik 2007.
EU27 Deutsch-land Frankreich Italien Niederlande Schweden
Vereinigtes 
Königreich
Angaben in Prozent
Abendarbeit
Männera
Gewöhnlich 22 31 19 18 32 16 30
Manchmal 22 25 24  7 15 13 28
Nie 56 44 58 76 53 72 43
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Frauena
Gewöhnlich 17 24 14 11 27 14 23
Manchmal 16 16 14  4 14 17 20
Nie 67 60 72 85 59 69 57
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Arbeit an Samstagen
Männera
Gewöhnlich 27 27 28 38 26 11 22
Manchmal 25 28 27 12 19 15 40
Nie 48 45 44 50 55 74 38
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Frauena
Gewöhnlich 26 27 33 36 25 14 17
Manchmal 17 16 17 7 13 17 25
Nie 57 57 50 57 62 69 58
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Arbeit an Sonntagen
Männera
Gewöhnlich 13 14 13 13 17 10 11
Manchmal 16 18 19  7 14 14 30
Nie 71 68 68 80 70 77 60
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
Frauena
Gewöhnlich 13 14 14 12 18 12 11
Manchmal 12 11 14  5 11 17 18
Nie 75 74 72 83 71 71 71
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100
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A b b i l d u n g  2.16
Verbreitung familienbewusster Arbeitszeitmodelle
Quelle: Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2010.
Ta b e l l e  2.14
Gestaltung der Arbeitszeit
Quelle: SOEP 2009, Mikrozensus 2008, Berechnungen des ifo Instituts.
Insgesamt Personen mit minderjähri-gen Kindern
Männer Frauen Männer Frauen
Angaben in Prozent
Gestaltung der Arbeitszeit
Beginn und Ende der Arbeitszeit fest 38 40 38 39
Wechselnde Arbeitszeit vom Betrieb festgelegt 18 24 16 24
Arbeitszeit selbst festgelegt 24 16 24 18
Arbeitszeitkonto 19 20 22 19
Insgesamt 100 100 100 100
Arbeit von zu Hause
Hauptsächlich 4 5 4 6
Manchmal 11 8 14 8
Nie 84 87 82 86
Insgesamt 100 100 100 100
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frei bestimmen können. Der überwiegende Teil der Arbeit-
nehmer, 57 Prozent der männlichen und 64 Prozent der
weiblichen, haben keinen Einfluss auf die Lage ihrer Ar-
beitszeiten. Zudem liegt der Anteil derjenigen, die ihre Ar-
beitszeiten beeinflussen können, bei Frauen deutlich nied-
riger als bei Männern. Nur eine Minderheit der Frauen mit
Kindern kann flexible Arbeitszeiten nutzen, um Betreu-
ungszeiten mit dem Beruf abzustimmen.
Neben flexiblen Arbeitszeiten können familiäre Zeitan-
forderungen manchmal besser mit dem Beruf vereinbart
werden, wenn die Tätigkeit von zu Hause aus, sei es in
Form von echter Heim- oder Telearbeit oder in Form von
spontanen Arrangements, erledigt werden kann. Aus dem
Mikrozensus 2008 geht hervor, dass 4 Prozent der Män-
ner und 5 Prozent der Frauen hauptsächlich und 11 Pro-
zent bzw. 8 Prozent manchmal von zu Hause aus ihrer Er-
werbstätigkeit nachgehen. Bei Männern und Frauen mit
Kindern liegen die Anteile etwas höher. Frauen arbeiten
zwar häufiger regelmäßig von zu Hause aus, Männer kön-
nen diese Möglichkeit aber häufiger kurzfristig nutzen.
2.3.3 Zeitliche Gestaltung des Familienalltags
Die zeitliche Gestaltung des Alltags kann eine Herausfor-
derung für Familien darstellen, wenn eine permanente
Betreuung von Kindern oder Pflegebedürftigen gewähr-
leistet sein muss. Zudem brauchen Familien auch Ge-
meinschaftszeiten, die frei von Aufgaben und Pflichten
sind. Die wichtigsten externen Taktgeber bei der Gestal-
tung von Familienzeiten sind die Arbeitszeiten der er-
werbstätigen Familienmitglieder und die Öffnungs- und
Unterrichtszeiten in Betreuungs- und Bildungseinrichtun-
gen. Hinzu kommen noch Behörden- und Ladenöffnungs-
zeiten als weitere externe Taktgeber. Darüber hinaus sind
in vielen Fällen auch die Bedürfnisse der Familienmit-
glieder bei der individuellen Freizeitgestaltung nicht zu
vernachlässigen. So gehen 44 Prozent der Männer und
45 Prozent der Frauen mit Kindern regelmäßigen wö-
chentlichen Freizeitaktivitäten, wie sportlichen, musi-
schen bzw. künstlerischen und ehrenamtlichen Tätigkei-
ten in Vereinen, Parteien und Ähnlichem, nach.14 Auch
für Kinder entstehen in vielen Fällen über den Kindergar-
ten- und Schulbesuch hinausgehende Zeitanforderungen.
So müssen für 38 Prozent der unter 3-Jährigen, 64 Pro-
zent der 3- bis 6-Jährigen und 79 Prozent der 6- bis
11-Jährigen Zeiten für Musikunterricht, Kunsterziehung,
Sport- und Jungendgruppen bei der Gestaltung von Fami-
lienalltagen berücksichtigt werden.15
Familien verbringen vorwiegend am frühen Abend und
an den Wochenenden gemeinsame Zeit (Abbildung 2.17
und Abbildung 2.18). Neben gemeinsamen Zeiten mit der
Familie benötigen Paare in der Regel auch „Beziehungs-
zeiten“. Wie Abbildung 2.17 zeigt, verbringen Paare vor-
wiegend am späten Abend gemeinsame Zeit ohne Kinder.
Somit kann Abend- und Nachtarbeit für Familien proble-
matisch sein.
A b b i l d u n g  2.17
Gemeinsame Zeit in Paarhaushalten mit Kindern an Werktagen
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02; Berechnungen des ifo Instituts.
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 41 – Drucksache 17/9000
2.3.4 Zeitliche Belastung verschiedener 
Familienkonstellationen
Je mehr und je größeren Zeitbedarf eine Person berück-
sichtigen muss, desto schwieriger ist es für sie, ihren eige-
nen Alltag zeitlich zu gestalten. Sie gerät unter Zeitdruck
und Zeitstress, was sich negativ auf das Wohlbefinden aus-
wirken kann. Auch für Familien gilt, dass es in der Regel
umso eher zu einer zeitlichen Belastung kommt, je weni-
ger Familienmitglieder sich an der Bewältigung dieser He-
rausforderungen beteiligen und je mehr Aufgaben über-
nommen werden müssen. Die zeitliche Belastung von
Familien ist nur schwer direkt messbar. Allerdings wird im
SOEP danach gefragt, wie häufig sich eine Person im Vor-
monat unter Zeitdruck gefühlt hat. Tabelle 2.15 zeigt, dass
Personen in der Familiengründungsphase im Durchschnitt
häufiger unter Zeitdruck stehen als die Gesamtbevölke-
rung. Mehr als ein Drittel der Personen in der Familien-
gründungsphase (33 Prozent der Männer und 43 Prozent
der Frauen) geben an, oft oder immer unter Zeitdruck zu
leiden. Für Eltern mit minderjährigen Kindern ergibt sich
ein sehr ähnliches Bild. 40 Prozent der Väter und 42 Pro-
zent der Mütter leiden unter Zeitdruck.
Unterscheidet man zwischen verschiedenen Erwerbskon-
stellationen, fällt folgendes auf: Mütter leiden in Doppel-
verdiener-Paarhaushalten häufiger unter Zeitdruck als in
Einzelverdiener-Paarhaushalten, während sich der Zeit-
druck bei Vätern im Vergleich dazu kaum unterscheidet.
Wie zu erwarten, leiden Alleinerziehende besonders häu-
fig unter Zeitdruck. 51 Prozent aller alleinerziehenden
Frauen und 61 Prozent der alleinerziehenden, erwerbstäti-
gen Frauen leiden immer oder oft unter Zeitdruck. Für äl-
tere Menschen, die in der Regel weder erwerbstätig sind
noch Kinder zu versorgen haben, gilt dies nur sehr selten.
Nur 8 Prozent der Männer und 10 Prozent der Frauen
über 60 Jahre geben an, sich immer oder oft gehetzt zu
fühlen (Tabelle 2.16).
Zeitliche Belastungen führen häufig dazu, dass Personen
ihren Zeitbedarf im privaten Bereich nicht mehr in ausrei-
chendem Maße decken können. Konkret kann das bedeu-
ten, dass Personen zu wenig Zeit für ihre Kinder haben.
Genauso kann Zeit für die Pflege der Partnerschaft und
von Freundschaften oder für Freizeitaktivitäten fehlen. In
der Zeitbudgeterhebung 2001/02 wurden Personen ge-
fragt, ob sie genug oder zu wenig Zeit für diese Bereiche
aufwenden. Nach der Freizeit gefragt, gab etwa die Hälfte
der Gesamtbevölkerung an, genügend Zeit zu haben (Ta-
belle 2.15). Eltern empfinden ihre Freizeit seltener als
ausreichend. Während rund zwei Drittel der befragten El-
tern gefühlt zu wenig Freizeit haben, geben Personen
über 60 Jahre in der Regel an, dass ihnen genug Freizeit
bleibt. Bei der Zeit für den Partner und der Zeit für
Freunde ergibt sich ein sehr ähnliches Bild. Nicht nur der
überwiegende Teil der Personen mit Kindern, sondern
auch die Mehrheit der kinderlosen Paare in der Familien-
gründungsphase gibt an, zu wenig Zeit für den Partner zu
haben.
A b b i l d u n g  2.18
Gemeinsame Zeit in Paarhaushalten mit Kindern an Wochenenden
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02; Berechnungen des ifo Instituts.
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Anders als Zeit für Freizeit oder Freunde ist Zeit für Kin-
der nicht nur für das Wohlbefinden der betreffenden Per-
son, sondern auch für die Entwicklung des Kindes wichtig.
Aus der World Vision Kinderstudie 2010 geht hervor, dass
aus Sicht der Kinder zwei Drittel der Väter zu wenig Zeit
für ihre Kinder haben (Abbildung 2.19), während dies nur
für ein Drittel der Mütter gilt. Dies deckt sich mit den Er-
gebnissen der Zeitbudgeterhebung, in der rund zwei Drit-
tel der Väter und ein Drittel der Mütter angeben, nicht
genug Zeit für ihre Kinder zu haben. Mütter in Doppelver-
diener-Haushalten und erwerbstätige Alleinerziehende
empfinden genauso häufig, dass die Zeit für ihre Kinder
nicht ausreicht, wie Väter in dieser Situation. Werden Kin-
der danach gefragt, ob ihre Eltern genügend Zeit für sie ha-
ben, zeigt sich, dass Kinder in den meisten Fällen den Um-
fang der Zeit mit ihren Eltern ähnlich einschätzen wie die
Eltern selbst. Auch Kinder von erwerbstätigen Alleiner-
ziehenden und Doppelverdiener-Paaren geben häufiger als
Kinder von Paaren mit nur einem Vollzeit arbeitenden
Partner an, dass ihre Eltern zu wenig Zeit für sie hätten. Al-
lerdings fällt auf, dass Kinder mit zwei nicht erwerbstäti-
gen Elternteilen noch häufiger als Kinder von Doppelver-
diener-Paaren der Meinung sind, dass ihre Eltern nicht
genügend Zeit für sie aufbringen (Abbildung 2.20: Feh-
lende Zeit für Kinder nach Erwerbstätigkeit der Eltern).
Dies deckt sich nicht mit der Sicht der nicht erwerbstätigen
Ta b e l l e  2.15
Zeitliche Belastung von Personen nach Familienkonstellationen
Quelle: SOEP 2008, Zeitbudgeterhebung 2001/02; Berechnungen des ifo Instituts.
Insgesamt
Personen zwischen 
20 und 40 Jahren 
ohne Kinder
Paare mit minder-
jährigen Kindern
Alleiner-
ziehende
Personen über 
60 Jahre
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Frauen Männer Frauen
Angaben in Prozent
Haben Sie sich in den letzten vier Wochen gehetzt oder unter Zeitdruck gefühlt?
Immer 3 4 3 6 5 6 10 1 2
Oft 23 25 30 37 35 36 41 7 8
Manchmal 35 35 39 35 41 40 27 26 29
Fast nie 24 22 18 15 14 13 15 37 33
Nie 14 14 9 6 5 5 7 29 29
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für (persönliche) Freizeit
Zu wenig 45 44 55 54 67 68 62 18 20
Ausreichend 55 56 45 46 33 32 38 82 80
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für den (Ehe) Partner
Zu wenig 44 40 53 58 63 59 59 15 12
Ausreichend 56 60 47 42 37 41 41 85 88
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für Kinder
Zu wenig 48 32 62 37 47
Ausreichend 52 68 38 63 53
Insgesamt 100 100 100 100 100
Zeit für Freunde
Zu wenig 47 46 60 60 60 60 59 32 28
Ausreichend 53 54 40 40 40 40 41 68 72
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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Eltern, von denen über vier Fünftel angeben, ausreichend
Zeit für das Kind oder die Kinder zu haben.
2.3.5 Zeit für Verantwortung außerhalb 
der eigenen (Kern-)Familie
In den vorangegangen Abschnitten lag der Fokus auf dem
Zeitbedarf, der innerhalb der (Kern-)Familie und durch die
Erwerbstätigkeit entsteht. Allerdings übernehmen vielfach
Menschen auch Aufgaben außerhalb der (Kern-) Familie,
die mit einem beachtlichen Zeitaufwand verbunden sind
und nicht den Charakter einer Erwerbstätigkeit haben.
Hierzu zählen vor allem ehrenamtliche Tätigkeiten und
Nachbarschaftshilfe. Tabelle 2.17 zeigt die Verbreitung
des (institutionalisierten) ehrenamtlichen Engagements in
Deutschland. Weniger als ein Drittel der Bevölkerung en-
gagiert sich überhaupt und weniger als ein Fünftel häufiger
als einmal im Monat. Hilfe bei Freunden, Verwandten und
Nachbarn ist dagegen weiter verbreitet. Ein gutes Drittel
engagiert sich hier mehr als einmal im Monat.
Ta b e l l e  2.16
Zeitliche Belastung von Eltern nach Erwerbstätigkeitsstatus
Quelle: SOEP 2008, Zeitbudgeterhebung 2001/02; Berechnungen des ifo Instituts.
Beide Vollzeit Beide erwerbstätig, einer Teilzeit Einer erwerbstätig
Alleiner-
ziehende 
Erwerbs-
tätige
Keine Erwerbs-
tätigkeit
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Frauen Männer Frauen
Angaben in Prozent
Haben Sie sich in den letzten vier Wochen gehetzt oder unter Zeitdruck gefühlt?
Immer 6 14 4 5 5 6 11 1 3
Oft 40 42 35 40 36 31 50 14 24
Manchmal 37 32 45 41 40 43 24 28 35
Fast nie 14 9 12 12 15 15 12 23 19
Nie 4 4 3 2 5 5 2 34 19
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für (persönliche) Freizeit
Zu wenig 73 85 71 68 62 64 70 30 57
Ausreichend 27 15 29 32 38 36 30 70 43
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für den (Ehe) Partner
Zu wenig 66 72 65 59 65 57 62 31 29
Ausreichend 34 28 35 41 35 43 38 69 71
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für Kinder
Zu wenig 69 68 66 37 59 26 66 22 18
Ausreichend 31 32 34 63 41 74 34 78 82
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Zeit für Freunde
Zu wenig 65 74 61 59 59 55 67 45 67
Ausreichend 35 26 39 41 41 45 33 55 33
Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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A b b i l d u n g  2.19
Einschätzung von Kindern über die Zeit mit ihren Eltern
Anmerkung: „Meine Mutter/mein Vater hat für mich …“ Kinder im Alter von 6 bis 11 Jahren in Deutschland, Angaben in Prozent.
Quelle: World Vision Kinderstudie 2010, TNS Infratest Sozialforschung.
A b b i l d u n g  2.20
Fehlende Zeit für Kinder nach Erwerbstätigkeit der Eltern
Anmerkung: „Meine Eltern haben beide zu wenig Zeit/ein Elternteil hat zu wenig Zeit/ein Elternteil hat zu wenig Zeit, der andere mal so, mal so“.
Kinder im Alter von 6 bis 11 Jahren in Deutschland, Angaben in Prozent.
Quelle: World Vision Kinderstudie 2010, TNS Infratest Sozialforschung.
 
 
Den Ergebnissen zur zeitlichen Belastung aus Abschnitt
Zeitliche Belastung verschiedener Familienkonstellatio-
nen folgend, würde man erwarten, dass vor allem Perso-
nen über 60 Jahre Zeit für die Übernahme von Aufgaben
außerhalb der (Kern-)Familien haben, wohingegen bei
Familien mit Kindern kaum Zeit für solches Engagement
bleiben sollte. Diese Erwartung wird nicht bestätigt. Per-
sonen mit Kindern engagieren sich sogar häufiger ehren-
amtlich und in der Nachbarschaftshilfe als Personen über
60 Jahre. Gesundheitliche Probleme von Älteren sind ein
Grund dafür, dass sie sich nicht ehrenamtlich engagieren.
Jedoch geben in einer Befragung zwei Drittel der Älteren
als Grund auch an, nie angesprochen worden zu sein.16
2.4 Zeitgestaltung von Familien in 
Deutschland – Ein Fazit
Die Bestandsaufnahme zur Zeitverwendung zeigt, wie
sich die individuelle und gemeinsame Zeitgestaltung mit
den Lebensphasen und Lebenssituationen ändert. Mar-
kante Übergänge sind die soziale und ökonomische Ver-
selbstständigung in und nach der Jugendphase, die Fami-
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liengründung, die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und
schließlich der Übergang in die Altersphase. Die Lebens-
läufe von Männern und Frauen gleichen sich bis zu dem
Zeitpunkt, in dem eine Familie gegründet wird und die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie in den Fokus rückt.
Frauenerwerbsbiografien sind im Vergleich zu denen von
Männern von geringerer Erwerbsbeteiligung und höherer
Teilzeitbeschäftigung geprägt, obwohl die Ausbildungs-
zeiten von Frauen und Männern nahezu identisch sind.
Zudem lebt ein beachtlicher Teil der Frauen in der mittle-
ren Lebensphase als Alleinerziehende mit Kindern. Wäh-
rend Männer sich auch nach der Geburt eines Kindes auf
ihre Karriere und auf die Einkommenserzielung konzen-
trieren, übernehmen Frauen noch immer den Großteil der
Familien- und Erziehungsarbeit und schränken sich bei
der Erwerbstätigkeit ein. Vor dem Hintergrund instabiler
Partnerschaften und unzureichender Betreuungsangebote
für Kinder bedeutet damit die Entscheidung für ein Kind
ein „biographisches Risiko“ für Frauen.
Beide Elternteile sind mit dieser Aufgabenteilung nicht
unbedingt zufrieden. Befragungen zu den tatsächlichen
und gewünschten Arbeitszeiten zeigen immer wieder die-
selbe Tendenz: Väter wollen den Umfang ihres zeitlichen
Arbeitseinsatzes reduzieren und Mütter wünschen sich oft
Arbeitsarrangements, die es ihnen ermöglichen, in der
vollzeitnahen Teilzeit zu arbeiten. Arbeitswochen von
mehr als 40 Stunden scheinen gerade für Männer mit Kin-
dern unter 6 Jahre unattraktiv zu sein. Überwiegend bevor-
zugen Eltern eine flexible Gestaltung ihrer Arbeitszeiten.
Obwohl diese von Unternehmensseite verstärkt angeboten
werden, bleibt offen, inwieweit sie den Bedürfnissen von
Eltern tatsächlich entsprechen und deren Zeitsouveränität
erhöhen.
Die zeitliche Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Pflege
ist immer noch ein Problem vorwiegend für Frauen, ob-
wohl mehr und mehr Institutionen und Personen außerhalb
des Haushalts Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungs-
aufgaben übernehmen. Mit dem Ausbau der staatlichen
Kinderbetreuung haben die durchschnittlichen Zeiten, in
denen Kinder in den letzten Jahren extern betreut wurden,
stark zugenommen. Bei deutlichen regionalen Unter-
schieden ist die Betreuungssituation in Deutschland im
Durchschnitt immer noch schlechter als in manch anderen
europäischen Ländern. Eltern können ihre Betreuungs-
wünsche, gerade was die zeitliche Lage angeht, zu subs-
tantiellen Teilen nicht realisieren. Daneben stellen die
Hilfe- und Pflegebedürftigen ein drängendes Problem dar.
Die meisten Pflegebedürftigen wünschen sich Pflege zu
Hause. Dies ist aber für berufstätige Angehörige mit gro-
ßen Belastungen zusätzlich zur Erwerbsarbeit verbunden.
Zwischen Familie, Beruf und Pflege kommt es oft zu sub-
jektiv empfundener und objektiv belegbarer Zeitknapp-
heit von Familienmitgliedern. Zwei Drittel der Väter und
ein Drittel der Mütter haben zu wenig Zeit für ihre Kin-
der. Kinder nehmen diesen Mangel meist genauso wahr
wie ihre Eltern. Mit dem Eintritt in die dritte Lebens-
phase, die ungefähr mit 60 Jahren oder mit dem Übergang
in die Nacherwerbsphase beginnt, entspannt sich die Zeit-
situation meist etwas. Ältere Menschen verfügen über
mehr Zeitsouveränität, sie können wählen, was sie und
wie lange sie etwas tun wollen. Das eröffnet auch Chan-
cen für eine Entlastung der Familien, wenn es gelingt, die
Zeit älterer Menschen für verwandtschaftliche Dienste
oder für Dienste im Rahmen einer Nachbarschaftshilfe
oder ehrenamtlichen Tätigkeit zu gewinnen.
Ta b e l l e  2.17
Ehrenamt und Nachbarschaftshilfe
Quelle: SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
Ehrenamtliche Tätigkeit in Vereinen, Verbän-
den oder sozialen Diensten
Mithelfen, wenn bei Freunden, Verwandten
 oder Nachbarn etwas zu tun ist
über 60 Jahre unter 60 Jahre mit Kindern
unter 60 Jahre 
ohne Kinder über 60 Jahre
unter 60 Jahre 
mit Kindern
unter 60 Jahre 
ohne Kinder
Män-
ner Frauen
Män-
ner Frauen
Män-
ner Frauen
Män-
ner Frauen
Män-
ner Frauen
Män-
ner Frauen
Angaben in Prozent
Jede Woche 10 7 13 7 11 8 9 11 8 9 12 11
Jeden Monat 8 5 8 8 8 8 24 18 40 35 36 33
Seltener 11 8 14 16 13 14 47 42 48 50 45 48
Nie 70 80 65 69 68 70 20 29 5 7 6 8
Insg. 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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1 Hohendanner 2010.
2 Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011; Berechnungen
des ifo Instituts.
3 Vgl.: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011; Berech-
nungen des ifo Instituts.
4 Datenquelle: AID:A 2009, Berechnungen des ifo Instituts.
5 Kultusministerkonferenz (KMK) 2011.
6 Vgl. dazu auch Kapitel 4, genauer Tabelle 4.2.
7 Vgl. Statistisches Bundesamt 2010b.
8 Die höhere Betreuungsquote durch Großeltern in AID:A im Ver-
gleich zum SOEP ist auf die unterschiedliche Stichprobenziehung
zurückzuführen und deutet auf Grenzen in der Messgenauigkeit hin.
9 Laut MuG III waren 2002 dreimal so viele Personen hilfebedürftig
wie pflegebedürftig.
10 Statistisches Bundesamt 2011a.
11 Dies entspricht dem Median der Arbeitsstunden.
12 Um durch die Wirtschafts- und Finanzkrise bedingte Verzerrungen zu
vermeiden, werden hier nicht die Zahlen des Krisenjahres 2008 ver-
wendet. Es ist davon auszugehen, dass in wirtschaftlichen Ab-
schwungphasen Überstunden nicht oder nur sehr eingeschränkt ge-
leistet werden müssen. Das Vorkrisenjahr 2007 hingegen liefert
verlässlichere Daten zur tatsächlichen Verbreitung von Überstunden
bei deutschen Arbeitnehmern.
13 Bellmann et al. 2012.
14 SOEP 2009; Berechnungen des ifo Instituts.
15 SOEP 2008; Berechnungen des ifo Instituts. 
16 Kruse und Schmitt 2008.
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3 Der Faktor Zeit im Kontext von 
Fertilitätsentscheidungen
In der dem Bericht zugrunde liegenden lebenslaufbezoge-
nen Analyse der Bedeutung von Zeit für Familie weist die
Phase der Familiengründung Spezifika auf, in deren Fo-
kus die Fertilitätsentscheidung steht. Mit anderen Worten
kann sich die Analyse auf die Frage konzentrieren, ob
zeitbezogene Variablen Fertilitätsentscheidungen beein-
trächtigen und wie gegen diese Beeinträchtigungen ange-
gangen werden kann. Die Fertilitätsentscheidung weist
eine hohe Komplexität auf, der im Rahmen einer empiri-
schen Modellierung nicht vollständig Rechnung getragen
werden kann. Die Ausführungen bewegen sich somit in
einem Spannungsfeld empirischer Erkenntnis über einen
komplexen Sachverhalt und der dem Berichtsauftrag in-
newohnenden gestaltungsorientierten Handlungsempfeh-
lungen. Vor diesem Hintergrund werden zunächst theore-
tische Zugänge zu Fertilitätsentscheidungen vorgestellt,
um Hinweise auf die Relevanz zeitlicher Komponenten in
Relation zu sonstigen Wirkungsparametern und damit
auch zur Reichweite der später abgeleiteten Handlungs-
empfehlungen zu erhalten. Anschließend werden aus ei-
ner Perspektive des Zeitwettbewerbs grundsätzliche
Handlungsoptionen für potenzielle Eltern abgeleitet. In
einem dritten Abschnitt werden dann auf Grundlage von
Sekundär- und Primärdaten empirische Analysen zur zeit-
lichen Situation potenzieller Eltern, zur Relevanz zeitbe-
zogener Variablen für die Fertilitätsentscheidung sowie
zur Evaluation zeitbezogener Handlungsoptionen vorge-
stellt. Diese Analysen dienen als Grundlage praktisch-
normativer Schlussfolgerungen zur Generierung konkre-
ter Handlungsempfehlungen.
3.1 Einordnung von Zeit in theoretische 
Zugänge zur Erklärung von 
Fertilitätsentscheidungen
Fertilitätsentscheidungen werden bereits auf individueller
Ebene durch zahlreiche Variablen beeinflusst, die unter-
einander Wechselwirkungen aufweisen. Darüber hinaus
handelt es sich in der Regel um eine multipersonale Ent-
scheidung unter Beteiligung von Mann und Frau. Schließ-
lich ist die Entscheidung im Rahmen der biologisch defi-
nierten Fertilitätsphase verschiebbar, sodass es sich um
einen dynamischen Entscheidungsprozess handelt. Der
skizzierten Komplexität der Entscheidung entsprechend,
haben sich unterschiedliche Disziplinen mit der Erklärung
von Fertilitätsentscheidungen befasst. Als zentral können
dabei ökonomische, soziologische und (sozial-)psycholo-
gische Zugänge bezeichnet werden.1
Aus der Sicht der ökonomischen Theorie der Fertilität
unterliegen Entscheidungen über Geburten grundsätzlich
einem Optimierungskalkül der Eltern.2 Die richtungswei-
senden Arbeiten dazu haben Leibenstein und insbesondere
Becker geliefert.3 Leibenstein unterscheidet drei Arten
von Nutzen, die Kinder für potenzielle Eltern stiften: Kon-
sum-, Einkommens- und Sicherheitsnutzen. Diesem Nut-
zen stehen direkte Kosten und Opportunitätskosten gegen-
über. Direkte Kosten setzen sich aus den kindbezogenen
Ausgaben für Essen, Kleidung, Wohnung etc. zusammen.
Opportunitätskosten ergeben sich aus der Erwerbsunter-
brechung zur Geburt, Betreuung und Erziehung und dem
damit verbundenen Einkommensverzicht. Nach Leiben-
stein verringert sich mit steigendem Einkommen der Nut-
zen zusätzlicher Kinder, während die Kosten gleichzeitig
steigen. Das Resultat dieser Kosten-Nutzen basierten Fer-
tilitätsentscheidung sind sinkende Geburtenraten in entwi-
ckelten Volkswirtschaften. Auch bei Becker et al. wird die
generative Entscheidung als Resultat einer rationalen, dem
Streben nach Nutzenmaximierung unterliegenden Denk-
weise interpretiert.4 Kinder sind in ihrer Perspektive lang-
fristige Konsumgüter, die bei gegebenem Einkommen mit
anderen Gütern konkurrieren. Jedoch hat Becker die Kos-
ten-Nutzen-Analyse um eine Qualitätsdimension erwei-
tert. In seinem Fertilitätsmodell sind Eltern nicht nur an
der Zahl ihrer Kinder interessiert, sondern auch an ihrer
„Qualität“. Wenn Eltern aufgrund ihrer Präferenzen auf
die qualitätssteigernden Ausgaben (etwa für Bildung) der
Kinder achten, dann kann das zu Lasten der Quantität, also
der Kinderzahl, gehen. Mit steigendem Einkommen
wächst die Kinderzahl unterproportional oder geht sogar
zurück, weil sich die qualitätsgetriebenen direkten Kosten
je Kind erhöhen.
Becker und Barro haben das statische, auf eine Periode
bezogene Fertilitätsmodell zu einem Lebenszyklusmodell
weiterentwickelt, bei dem zusätzlich zur Quantität und
Qualität der Kinder auch der Geburtszeitpunkt in das Kal-
kül eingeht.5 John Caldwell ergänzte die Fertilitätstheorie
um „intergenerative Vermögensströme“.6 In einer moder-
nen Gesellschaft muss mehr in die Erziehung der Kinder
investiert werden, als die Elterngeneration später zurück
erhält. Die rationale Fertilitätsentscheidung führt zu einer
Reduktion der Kinderzahl und zur modernen Familien-
struktur mit wenigen Kindern. Ursachen für den Über-
gang zwischen der traditionellen und der modernen Ge-
sellschaft und den damit verbundenen Familienstrukturen
sieht Caldwell in der Verbreitung von individualistischen
Werten, in der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Bil-
dungsstand.
Neuere ökonomische Arbeiten beschäftigen sich verstärkt
mit dem Phänomen der „Lowest-Low-Fertility“, worun-
ter das Absinken der zusammengefassten Geburtenziffer
unter den Wert von 1,3 Kindern je Frau gemeint ist. Als
Hauptgrund für diese sehr niedrige Geburtenziffer wird
das Aufschieben der ersten Geburt auf einen späteren
Zeitpunkt im weiblichen Lebenslauf betrachtet. Einige
Modelle argumentieren, dass die niedrigen Geburtenraten
ein vorübergehendes Phänomen sind, das verschwindet,
sobald die Verschiebung des Erstgeburtsalters einen End-
punkt erreicht hat.7 Andere Modelle halten auch einen da-
rüber hinausgehenden Rückgang der Geburtenrate für
möglich. Sie sehen die niedrige Fertilität im Kontext ei-
nes wenig kinderfreundlichen sozioökonomischen und
kulturellen Umfelds8 und warnen davor, dass die man-
gelnde Präsenz von Kindern in der Gesellschaft sogar zu
noch weniger Kinderfreundlichkeit führen kann.9 Rainer
et al. erweitern das Modell um Karriereperspektiven, so-
dass länderspezifische Fertilitätsmuster erklärt werden
können.10
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Ein weiterer theoretischer Ansatz aus dem Bereich der
Ökonomie, der sich an der Grenze zur Soziologie bewegt,
ist die „Easterlin-Hyphothese“11 Sie besteht aus einem
Angebots-/Nachfrage-Modell, integriert aber darüber hi-
naus die für eine ökonomische Analyse untypische Be-
deutung der Sozialisation (Normen, Werte, Status, Ein-
stellung). Postuliert wird ein negativer Zusammenhang
zwischen der Größe der Elterngeneration und ihrer Kin-
derzahl. Es entstehen „Fertilitätswellen“, weil aus der
generationenspezifischen Knappheits- und Konkurrenzer-
fahrung heraus geburtenstarke Elternjahrgänge geburten-
schwache Kinderjahrgänge produzieren und vice versa.
Eine geburtenstarke Generation wird sowohl in der Fami-
lie als auch in der Schule und am Arbeitsmarkt stärker um
begrenzte Ressourcen – materielle wie immaterielle Gü-
ter – konkurrieren müssen als geburtenschwache Jahr-
gänge. Relativ zur vorherigen Generation führt das dazu,
dass im Durchschnitt Bildungserfolge weniger leicht zu
erreichen sind, die Arbeitsmarktaussichten schlechter
sind und der Lebensstandard vergleichsweise niedriger
ausfällt. Der Bogen zur Geburtenrate wird über die rela-
tive Einkommenshypothese gespannt. Das erwartete Ein-
kommen und die materiellen Ansprüche werden gegenei-
nander abgeglichen. Da die Ansprüche während der
Sozialisation geprägt wurden und vom Einkommen der
Eltern abhängen, kann die relative Einkommensposition
der Kindergeneration gegenüber der Elterngeneration als
Variable zur Erklärung der Veränderung der Geburtenzif-
fern herangezogen werden.
Im Vergleich zur ökonomischen Theorie gehen soziologi-
sche und sozialpsychologische Fertilitätstheorien intensi-
ver auf individuelle Präferenzen, Orientierungen, Werte
und Einstellungen der Individuen ein, unterstellen aber
grundsätzlich auch ein rationales Entscheidungsverhalten.
Im Zusammenhang soziologischer Zugänge zu Fertilitäts-
entscheidungen sollen hier drei Theoriestränge skizziert
werden. Der erste rückt ein verändertes Geschlechterver-
hältnis in den Fokus.12 Eine egalitäre Geschlechterorientie-
rung wirkt sich dabei über unterschiedliche Wirkungspfade
auf Fertilitätsentscheidungen aus. So führen egalitäre Ge-
schlechterrollen zu einer höheren Bildungs- und Erwerbs-
beteiligung von Frauen, wodurch erstens die eheliche
Reproduktionsphase typischerweise verkürzt wird und
zweitens Druck auf die ehemals frauenlastige Arbeitstei-
lung im Kontext der Familienarbeit ausgelöst wird. Erhö-
hen Männer nicht in dem Maße ihre Beteiligung an der
Familienarbeit wie Frauen ihre Beteiligung an der Er-
werbsarbeit, entstehen geschlechterspezifische Mehrbe-
lastungen, denen u. a. durch eine Reduktion des Familien-
arbeitsvolumens durch geringere Fertilität begegnet wird.
Analog wird in der Gender-Equity-Theorie auf die Inko-
härenz zwischen individuell orientierten Institutionen, wie
Bildungs- und Arbeitsmarktsystemen, die sich in Richtung
eines egalitären Geschlechterverständnisses entwickelt
haben, und familienorientierten Institutionen, wie dem Ar-
beitsrecht oder dem Steuer- und Sozialsystem, die eher
noch am Ernährermodell ausgerichtet sind, als Grund für
niedrige Geburtenraten verwiesen.
Ein zweiter soziologisch geprägter Ansatz rückt verän-
derte Normen und Einstellungen einer Gesellschaft in den
Mittelpunkt.13 Im Kern wird die in vielen Industrienatio-
nen zu beobachtende rückläufige Fertilität auf eine Ab-
nahme traditioneller Familienformen sowie eine höhere
Bedeutung von Selbstverwirklichungszielen in Kombina-
tion mit der besseren technischen Möglichkeit von Verhü-
tung zurückgeführt. In diesem Sinne wird Elternschaft zu
einer Option, die gewählt oder aber eben auch nicht ge-
wählt werden kann.
In der Individualisierungsthese schließlich wird vor allem
das Spannungsfeld zwischen den wachsenden Wahlmög-
lichkeiten und -zwängen des Individuums, verbunden mit
hohen Mobilitäts- und Flexibilitätsanforderungen, insbe-
sondere im Kontext des Arbeitsmarktes, und den dazu im
Widerspruch stehenden Anforderungen eines Familienle-
bens thematisiert.14
Sozialpsychologische Ansätze beleuchten Motive und ko-
gnitive Prozesse im Kontext von Fertilitätsentscheidun-
gen.15 Ein prominentes Modell ist der „Value-of-Child-
ren-Ansatz“ (VOC), wonach der Kinderwunsch zentral
durch den „Wert von Kindern“ determiniert wird.16 Die-
ser Wert wird durch die Funktionen, die Kinder für ihre
Eltern erfüllen, sowie die Bedürfnisse der Eltern, die
durch die Kinder befriedigt werden, geprägt. Hoffmann
und Hoffmann entwickelten ein Werteschema, indem sie
die Werteinstellungen von Eltern gegenüber Kindern em-
pirisch erheben. Diese Wertekategorien werden zusam-
men mit den Kosten der Kinder, den Nutzen und Kosten
alternativer Güter zur Bedürfnisbefriedigung im Kontext
der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen bewertet.
Verschiedene Neufassungen der Wertekategorien haben
die Operationalisierbarkeit für empirische Studien ver-
bessert. Weit verbreitet ist die Zusammenfassung der Nut-
zenkategorien von Nave-Herz in die drei Dimensionen
ökonomisch-utilitaristischer, psychologischer und sozial
normativer Nutzen.17 Die Kombination des VOC-Ansatz
mit der Idee einer sozialen Produktionsfunktion, die auf
Nauck zurückgeht, teilt die Nutzenarten, die Kinder stif-
ten, in die lang- und kurzfristigen Beiträge zur sozialen
Wertschätzung und dem physischen Wohlbefinden der El-
tern auf.18
Ebenfalls der sozialpsychologischen Ebene zuzuordnen
sind Interaktionsansätze, die Fertilitätsentscheidungen
aus der Perspektive der Interaktion zwischen Mann und
Frau analysieren.19 Dabei wird die Fertilitätsentscheidung
als ein durch Ambivalenzen gekennzeichneter dynami-
scher Prozess interpretiert, in dem die Machtverteilung
zwischen den Partnern sowie Kommunikationsprozesse
zwischen ihnen einen wesentlichen Einfluss auf Fertilität
ausüben.
In den hier nur sehr rudimentär skizzierten theoretischen
Zugängen wird in unterschiedlicher Intensität die Bedeu-
tung zeitbezogener Variablen für Fertilitätsentscheidun-
gen thematisiert.20 Besondere Prominenz erlangen sie in
den ökonomischen Modellen von Fertilität, bei denen die
Entscheidung für Kinder im Wettbewerb zu anderen Ein-
kommens- und Zeitverwendungen betrachtet wird. Zeitbe-
zogene Variablen sind somit konzeptionell für Fertilitäts-
entscheidungen relevant; gleichwohl darf ihre Reichweite
angesichts der Vielzahl weiterer Einflussgrößen auch nicht
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überschätzt werden. Die ökonomische Perspektive des
Zeitwettbewerbs ist prägend für nachfolgende Ausführun-
gen des Berichts. Ergänzend werden insbesondere sozial-
psychologische Erklärungsansätze im Hinblick auf Ferti-
lität als Ergebnis bewusster Entscheidungsprozesse, aber
auch hinsichtlich der Interaktion zwischen Mann und Frau
herangezogen.
3.2 Konzeptionelle Ableitung zeitbezogener 
Handlungsalternativen für Paare mit 
Kinderwunsch
Die Realisierung eines Kinderwunsches wird hier aus der
Perspektive des Wettbewerbs unterschiedlicher Zeitver-
wendungen beleuchtet. Mit anderen Worten geht es um
ein besseres Verständnis der Frage, unter welchen Bedin-
gungen der Wettbewerb zwischen Zeit für potenzielle
Kinder und sonstigen Zeitverwendungen (grundsätzlich
gewünschte) Fertilitätsentscheidungen negativ beein-
trächtigt. Dabei stellt sich zunächst die Frage, welchen
Zeitraum eine solche Wettbewerbsbetrachtung adressiert.
Da die Versorgung und Erziehung von Kindern betrachtet
wird, wird hier eine auf tägliche Zeitverwendung abzie-
lende Modellierung als adäquat erachtet. Dabei ist aller-
dings zu beachten, dass die Entscheidung für eine Eltern-
schaft nicht an einen bestimmten Zeitpunkt gekoppelt ist,
sondern dieser von den Eltern im Rahmen biologisch ge-
setzter Grenzen grundsätzlich frei wählbar ist. Im Zeit-
raum einer potenziellen Elternschaft verändern sich die
Bedingungen des Zeitwettbewerbs, da auch die Zeitver-
wendungen sowie die dahinter liegenden Rahmenbedingun-
gen und Zeitverwendungspräferenzen variieren. Hieraus re-
sultiert ein dynamisches Moment des Zeitwettbewerbs:
Es geht nicht nur um eine absolute Vorteilhaftigkeit einer
Zeitverwendung für Kinder in Relation zu anderen Zeit-
verwendungen, die als notwendige Bedingung einer Ent-
scheidung für eine Elternschaft interpretiert werden kann.
Hinzu tritt eine vermutete relative Vorteilhaftigkeit eines
bestimmten Zeitpunktes im Vergleich zu allen anderen
denkbaren Zeitpunkten für eine Elternschaft aus Sicht po-
tenzieller Eltern als hinreichende Bedingung. Ungeachtet
der skizzierten Modifikationen des Zeitwettbewerbs im
Zeitraum biologisch möglicher Fertilität, nimmt die Ver-
sorgung und Erziehung eines Kindes erhebliche tägliche
Zeitbudgets der Eltern in Anspruch, die zudem häufig
A b b i l d u n g  3.1
Zeitbudget- vs. Zeitlagenwettbewerb
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hinsichtlich ihrer Lage im Tagesablauf determiniert sind.
Hieraus ergeben sich zwei grundsätzliche zeitliche Kon-
fliktlinien, die Ausgangspunkt zeitbezogener Handlungs-
alternativen darstellen.
Die erste Konfliktlinie bezieht sich auf die Frage von
Zeitbudgets. Damit ist die Frage angesprochen, ob das sui
generis limitierte Zeitbudget durch die Realisierung des
Kinderwunsches vor dem Hintergrund bisheriger Zeitver-
wendungen aus Sicht potenzieller Eltern überbeansprucht
würde (oberer Teil in Abbildung 3.1)21. Die zweite Kon-
fliktlinie adressiert die Frage, ob unterschiedliche Zeit-
verwendungen zeitgleich Anspruch auf das Zeitbudget
der Eltern erheben (unterer Teil in Abbildung 3.1). Der
Konflikt ergibt sich hierbei also weniger aus einer grund-
sätzlichen als vielmehr einer punktuellen Zeitknappheit
im Sinne eines Zeitlagenwettbewerbs.
3.2.1 Zeitbudgetbezogene 
Handlungsalternativen
Mit Blick auf zeitbudgetbezogene Konfliktlinien lassen
sich analytisch drei Handlungsalternativen im Falle der
Realisierung eines Kinderwunsches unterscheiden. Die
erste Handlungsoption adressiert den Verzicht auf bishe-
rige Zeitverwendungen. Mit anderen Worten wird der
durch das Kind induzierte Zeitbedarf durch den Verzicht
auf bisherige Zeitverwendungen, wie z. B. Arbeitszeit
oder bestimmte Komponenten der Freizeit, kompensiert.
Dabei kann der Verzicht entweder primär durch ein El-
ternteil oder eher symmetrisch durch beide Elternteile er-
folgen. Diese Differenzierung ist als Kontinuum zu ver-
stehen. Das heißt der erforderliche Verzicht auf bisherige
Zeitverwendungen kann entweder zu 100 Prozent bei ei-
nem Elternteil erfolgen oder zu jeweils 50 Prozent bei
beiden Elternteilen. Zwischen diesen beiden Endpunkten
sind vielfältige Zwischenformen denkbar. Neben dem
Verzicht auf bisherige Zeitverwendungen ist die Verdich-
tung von Aktivitäten eine zeitbudgetbezogene Hand-
lungsalternative. Bei dieser Option wird nicht auf eine
bisherige Zeitverwendung verzichtet, sondern die im
Rahmen der Zeitverwendung aufgewandte Zeit bei glei-
chem respektive ähnlichem Ergebnis reduziert. Es han-
delt sich somit um eine Produktivitäts- respektive Effi-
zienzsteigerung des Faktors Zeit. Beispiele hierfür
könnten in der Erledigung haushaltsbezogener Tätigkei-
ten liegen. Ebenso wie bei der Verzichtsoption kann auch
die Verdichtung eher asymmetrisch oder eher symmet-
risch zwischen den Elternteilen organisiert werden. Drit-
tens schließlich können zeitbudgetbezogene Konfliktli-
nien durch die Beschaffung zusätzlicher Zeitressourcen
reduziert werden. Damit wird das persönlich limitierte
tägliche Zeitbudget von 24 Stunden respektive 48 Stun-
den durch Rückgriff auf Zeitbudgets anderer Personen er-
weitert. Der Kreis potenzieller Zeitgeber ist dabei sehr
groß. Er reicht von Geschwistern, Großeltern, Nachbarn
und Freunden bis zu Unternehmen aus unterschiedlichen
Dienstleistungsbranchen.22 Aus entscheidungsorientier-
ter Sicht scheint dabei eine Differenzierung zwischen un-
entgeltlich (z. B. Familie) und entgeltlich organisierten
Zeitbudgets (z. B. Haushaltshilfe) sinnvoll.
3.2.2 Zeitlagenbezogene 
Handlungsalternativen
Zeitlagenbezogene Konfliktlinien resultieren nicht aus ei-
ner grundsätzlichen Zeitknappheit, sondern aus zeitglei-
chen Zeitbudgetansprüchen unterschiedlicher Zeitver-
wendungen, die inhaltlich oder räumlich in Konflikt
zueinander stehen. Das Zeitbudget reicht somit prinzipiell
zur Abdeckung aller Zeitverwendungswünsche aus, aller-
dings ergeben sich zu bestimmten Zeitpunkten Konflikte
zwischen unterschiedlichen Zeitverwendungen, da diese
gleichzeitig Anspruch auf das Zeitbudget erheben, aber
die Gleichzeitigkeit dieser Zeitverwendungen unmöglich
ist (z. B. Präsenz am Arbeitsplatz und Beaufsichtigung ei-
nes kranken Kindes zu Hause). Auch hierbei sind unter-
schiedliche Handlungsstrategien denkbar. Die erste Op-
tion adressiert den Aspekt der Flexibilität und damit die
Zeitsouveränität. Der punktuelle Zeitkonflikt wird in die-
sem Falle durch das Verschieben einer Zeitverwendung in
eine Zeitlage erreicht, in der freie Zeitbudgets verfügbar
sind. Im skizzierten Beispiel hieße dies etwa, dass ein Be-
schäftigter sein krankes Kind zu Hause pflegt und die
nicht geleistete Arbeitszeit zu einem späteren Zeitpunkt
nachholt. Die zweite Option bezieht sich auf den interper-
sonalen Zeittausch. Ein im Konflikt zu anderen Zeitver-
wendungen stehender Anspruch an das Zeitbudget wird
hierbei durch eine andere Person übernommen. Im Ge-
gensatz zu der Beschaffung zusätzlicher Zeitressourcen
wird hierbei das Zeitbudget vom Zeitgeber jedoch nicht
verkauft oder verschenkt, sondern verliehen. Der Zeitneh-
mer wird also in Zeitlagen, in denen er selber über freie
Zeitbudgets verfügt, die ihm zuvor zur Verfügung ge-
stellte Zeit in einer Zeitwährung erstatten. Im Beispielfall
könnte ein Zeittausch mit Freunden oder Nachbarn statt-
finden. Die Zeit für die Beaufsichtigung des kranken Kin-
des wird in einer Zeitwährung zurückerstattet. Die dritte
Option schließlich adressiert die Substitutionsintensität
unterschiedlicher Zeitverwendungen, die zeitgleich An-
spruch an das Zeitbudget eines Elternteils stellen. Be-
zugspunkt ist hierbei also das Ausmaß des Wettbewerbs
zeitgleicher Zeitverwendungen, das vermindert wird. So
reduziert etwa die Möglichkeit von Heimarbeitsplätzen
das Ausmaß des Substitutionswettbewerbs zwischen der
Zeitverwendung für Erwerbstätigkeit und der Zeitver-
wendung für die Pflege eines kranken Kindes.
3.3 Empirische Befunde und Analysen zur 
Relevanz und Gestaltung zeitbezogener 
Variablen im Kontext von 
Fertilitätsentscheidungen
3.3.1 Datenbasis der empirischen Analysen
Die empirischen Analysen im Rahmen dieses Kapitels
sollen im Kern auf drei Fragen Antworten geben:
1. Wie verwenden Menschen in einer potenziellen Fa-
miliengründungsphase ihre Zeit?
2. Welchen Einfluss haben zeitbezogene Variablen auf
Fertilitätsentscheidungen?
3. Welche zeitbezogenen Handlungsstrategien können
Fertilitätsentscheidungen begünstigen?
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Während die erste Frage deskriptiven Charakter besitzt
und zu einem besseren Verständnis des Wettbewerbs un-
terschiedlicher Zeitverwendungen beitragen soll, ist die
zweite Frage eher explikativer Natur und soll Hinweise auf
die Reichweite zeitbezogener Handlungsempfehlungen
liefern. Die dritte Frage stellt den Übergang zur Ableitung
praktisch-normativer Handlungsempfehlungen dar. Vor
dem Hintergrund einer Abschätzung der Relevanz zeitbe-
zogener Variablen für Fertilitätsentscheidungen gilt es zu
reflektieren, welche Handlungsalternativen aus Sicht der
Betroffenen geeignet sind, zeitbezogene Problemlagen im
Zusammenhang mit Fertilitätsentscheidungen zu mindern.
Die Vielschichtigkeit der skizzierten Fragen führte im
Abgleich mit vorhandenen Daten zu der Entscheidung,
neben der Auswertung von Sekundärdaten auch Primär-
daten zu erheben. Diese sollten insbesondere Antworten
zur dritten Frage ermöglichen, die aus Sicht der Kommis-
sion über Sekundärdaten nur unbefriedigend beantwortet
werden konnte. Vor diesem Hintergrund wurden einer-
seits einschlägige Sekundärdaten (insbesondere die Zeit-
budgeterhebung 2001/2002 sowie die Daten des
pairfam23-Projektes), andererseits Primärdaten herange-
zogen (vgl. Tabelle 3.1).
Im Hinblick auf die Primärdaten wurde angesichts der
Komplexität der Fragestellungen zu zeitbezogenen Hand-
lungsstrategien ein gemischt qualitativ-quantitatives
Design gewählt. Auf diese Weise sollten einerseits tiefer-
gehende Einsichten (qualitativer Untersuchungsteil), an-
dererseits statistisch belastbare Aussagen (quantitativer
Teil) gewonnen werden. Gleichzeitig galt es, die zeitli-
chen und finanziellen Restriktionen des Berichtsauftrages
zu beachten. Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen
des qualitativen Untersuchungsschrittes vier Fokusgrup-
pen mit insgesamt 24 Teilnehmerinnen und Teilnehmern
durchgeführt.24 Die quantitative Primärerhebung bestand
in einer standardisierten Telefonbefragung von insgesamt
408 Probanden.
Die Fokusgruppen wurden am 24. und 25. Februar 2011
in den Räumen eines auf Gruppendiskussionen speziali-
sierten Instituts in Berlin durchgeführt. Die Diskussions-
runden wurden durch eine im Raum anwesende Protokol-
lantin dokumentiert und audio-visuell aufgezeichnet. Jede
Fokusgruppe dauerte rund 2 Stunden. Moderiert wurden
die Gruppen durch eine freiberufliche Moderatorin, die
mehrjährige Erfahrung in der Moderation von Fokusgrup-
pen besitzt. Die Probanden wurden zuvor über ein Berli-
ner Marktforschungsinstitut rekrutiert, wobei der Hinter-
grund der Untersuchung zunächst unerwähnt blieb. Als
Stratifizierungsmerkmale wurden aufgrund konzeptionel-
ler Überlegungen das Geschlecht und der Bildungsstatus
(Akademiker vs. Nicht-Akademiker) festgelegt, wodurch
sich die vier Diskussionsrunden konstituierten. Darüber
hinaus sollten die Befragten keine leiblichen Kinder ha-
ben. Tabelle A 3 im Anhang zeigt die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer der Untersuchung im Überblick.
Grundlage der Fokusgruppen war ein zuvor in Zusam-
menarbeit mit der Moderatorin entwickelter Leitfaden
(vgl. Anhang A 1), der die Diskussion in sieben Einheiten
gliederte (vgl. Tabelle 3.2).
Ta b e l l e  3.2
Inhaltliche Struktur der Fokusgruppen
Die Diskussionsrunden wurden auf Grundlage der Proto-
kolle sowie der Video-Mitschnitte durch die Moderatorin
ausgewertet.25 Zwei der vier Diskussionen wurden durch
Mitglieder der Kommission persönlich verfolgt, die ande-
ren beiden per Ansicht der Video-Mitschnitte nachvollzo-
gen.
Die quantitative Primärerhebung fand im Zeitraum vom
14. bis 31. März 2011 statt. Die Befragung wurde als tele-
1. Einleitung 10 Minuten
2. Grundsätzliche Wahrnehmung von 
Zeit
5 Minuten
3. Zeitbudgets im Tagesverlauf 15 Minuten
4. Entscheidungsprozess bei der Kinder-
planung
20 Minuten
5. Rolle von Zeit bei der Kinderplanung 40 Minuten
6. Ideen für eine Ausbalancierung von 
Zeitbudgets (mit Kindern)
25 Minuten
7. Verabschiedung 5 Minuten
Ta b e l l e  3.1
Fragestellungen und zugrunde liegende Daten im Kontext von Fertilitätsentscheidungen
Sekundärdaten Primärdaten
Wie verwenden Menschen in einer potenziellen 
Familiengründungsphase ihre Zeit?
Zeitbudgeterhebung Fokusgruppen Telefoninterviews
Welchen Einfluss haben zeitbezogene Variablen 
auf Fertilitätsentscheidungen?
pairfam-Daten Fokusgruppen Telefoninterviews
Welche zeitbezogenen Handlungsstrategien kön-
nen Fertilitätsentscheidungen fördern?
– Fokusgruppen Telefoninterviews
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fonbasiertes Interview (CATI) durch ein Münsteraner
Marktforschungsinstitut durchgeführt. Die durchschnittli-
che Interviewdauer betrug 14 Minuten. Der Stichproben-
plan wurde auf Grundlage der Verteilung der Gesamtbe-
völkerung nach Region und Geschlecht stratifiziert. Als
Rekrutierungsfilter wurden das Alter (20 bis 40 Jahre)
und der Beziehungsstatus (in einer festen Partnerschaft
lebend) definiert. Darüber hinaus sollten die Teilnehmer
keine eigenen leiblichen Kinder besitzen. Insgesamt wur-
den 408 Personen befragt. Tabelle A 4 im Anhang zeigt
den Aufbau der Stichprobe im Überblick.26 Der Fragebo-
gen besteht aus insgesamt 33 Fragen. Neben Fragen zur
Modellierung des Kinderwunsches enthält er Fragen zu
zeitbezogenen Handlungsstrategien in einer Situation mit
Kindern, zur Zeitverwendung des Befragten und seines
Partners, zu zeitbezogenem Stress sowie zur soziodemo-
grafischen Situation des Befragten.27 Die konkreten Fra-
gen können dem im Anhang dokumentierten Fragebogen
entnommen werden (vgl. Anhang A 2).
3.3.2 Beschreibung der zeitlichen Aus-
gangsituation von Paaren in der 
Familiengründungsphase
Ausgangspunkt der Beschreibung der zeitlichen Aus-
gangssituation von Paaren in der Familiengründungsphase
ist die Analyse der Zeitverwendung auf Grundlage der
Zeitbudgeterhebung 2001/200228. Diese Ergebnisse wer-
den sukzessive um Befunde aus den Primäruntersuchun-
gen angereichert. Abbildung 3 zeigt zunächst differenziert
nach Geschlecht und Bildungsstand die durchschnittliche
werktägliche Zeitverwendung in sechs Verwendungsarten.
In einer ordinalen Auswertung ergeben sich zwischen den
Gruppen nur geringfügige Unterschiede: grundsätzlich
wird am meisten Zeit für Schlafen verwendet, gefolgt von
Erwerbs- respektive Bildungszeit, Freizeit, sonstiger Ei-
genzeit, Hausarbeit und Ehrenamt. Bezüglich dieser Rei-
henfolge zeigt sich nur bei Akademikern eine Ausnahme.
Erwerbsarbeit ist in dieser Gruppe die zentrale Zeitver-
wendung. Darüber hinaus ist zunächst zu konstatieren,
dass – abstrahiert man von der Zeit für Schlafen – die
werktägliche Zeitverwendung durch Erwerbsarbeit domi-
niert wird: auf sie entfallen rund 30 Prozent der werktäg-
lichen Zeitverwendung. Rund 20 Prozent des werktägli-
chen Zeitbudgets – also knapp 5 Stunden entfallen auf
Freizeitaktivitäten. Sonstige Eigenzeit, hierzu zählen
Zeitverwendungen wie Körperpflege oder Nahrungsauf-
nahme, nehmen mit rund 2,5 Stunden etwas mehr Zeit in
Anspruch als Hausarbeit (knapp 2 Stunden). Ehrenamtli-
che Tätigkeiten fallen unter Zeitbudgetaspekten ange-
sichts einer durchschnittlichen Dauer von knapp 30 Mi-
nuten pro Werktag kaum ins Gewicht.
Im Geschlechtervergleich ist insbesondere die Zeitver-
wendung für Hausarbeit bei Frauen größer als bei Män-
nern. Dies geht vor allem zu Lasten der Zeit für Erwerbs-
arbeit respektive Aus- und Weiterbildung, ein Stück weit
aber auch auf Kosten der Freizeit. Im Vergleich zwischen
Akademikern/Akademikerinnen und Nicht-Akademikern/
Nicht-Akademikerinnen ist insbesondere das höhere Bud-
get für Erwerbsarbeit bei Akademikern/Akademikerinnen
auffällig, was bei dieser Gruppe zu Lasten der Freizeit
geht. Dabei ergeben sich noch einmal deutliche Unter-
schiede zwischen den Geschlechtern: Akademikerinnen
verrichten mit 2:29 zu 1:19 Stunden fast doppelt so viel
Hausarbeit wie ihr männlicher Gegenpart, wohingegen sie
1,5 Stunden pro Tag weniger für Aus- und Weiterbildung
und Arbeit verwenden (6:57 zu 8:29 Stunden). Vergleicht
man die Zeitverwendung von Akademikern/-innen und
Nicht-Akademikern/-innen zeigt sich, dass in der Fami-
liengründungsphase Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern bei Nicht-Akademikern weniger ausgeprägt
sind. Zwar arbeiten auch hier Männer mehr (6:59 zu 6:31
Stunden) und sind weniger im Haushalt tätig (1:32 zu 2:11
Stunden), aber bei Nichtakademiker-/innen ist die Ge-
schlechterdifferenz bei der Hausarbeit bzw. der Erwerbs-
arbeit kleiner. Im Ergebnis führt dies dazu, dass Akademi-
kerinnen von allen hier untersuchten Gruppen über am
wenigsten Freizeit verfügen (4:11 Stunden).
Auch in den Fokusgruppen wurde die zentrale Position
von Erwerbsarbeit deutlich, die als dominierender Zeit-
block den Tag strukturiert. Im Hinblick auf die Verteilung
von Haushaltsaufgaben zeigte sich ungeachtet unter-
schiedlicher Rollenmuster auch hier eine größere zeitli-
che Beanspruchung von Frauen. Ausschlaggebend schei-
nen ein höherer Organisationsgrad von Frauen im
Hinblick auf Zeit, eine vermutete Unfähigkeit des Part-
ners, den hohen Ansprüchen im Hinblick auf Sauberkeit
gerecht zu werden sowie die Bereitschaft von Männern zu
ihrem Rückzug auf klassische Männerrollen.
„Ich kann nicht delegieren. Ich nehme es gerne an, wenn
mein Partner mich unterstützt, aber bitten kann ich ihn
nicht darum (F, A).“
„Männer und putzen geht nicht (F, NA).“
Ein zweites Charakteristikum der zeitlichen Ausgangs-
lage ist die Zufriedenheit mit der Zeitverwendung. Abbil-
dung 3 stellt auf Grundlage der Zeitbudgeterhebung die
Zufriedenheit der Befragten mit dem Umfang unter-
schiedlicher Zeitverwendungen dar.29
Die Mehrheit der Befragten empfindet, dass sie zu wenig
Zeit für Freizeit, Partner und Freunde haben. Gleichzeitig
ist bei diesen Zeitverwendungen nur ein sehr geringer An-
teil der Befragten der Meinung, hierfür zu viel Zeit aufzu-
wenden. Im Gegensatz hierzu gibt rund ein Drittel der
Befragten an, zu viel Zeit für Beruf und Ausbildung auf-
zuwenden. Insgesamt ergibt sich somit ein gespaltenes
Bild. Rund die Hälfte der Menschen in der Familiengrün-
dungsphase haben tendenziell ein Gefühl von Zeitknapp-
heit, das vor allem auf eine subjektive Überbeanspruchung
der Zeitverwendung für Beruf und Ausbildung zurückzu-
führen ist. Bei der anderen Hälfte hingegen zeigt sich ein
Gefühl von genügend Zeit für die unterschiedlichen Zeit-
verwendungen. Auch wenn die Ergebnisse angesichts ei-
nes vorgegebenen Spektrums von Zeitverwendungen und
der auf Relation abstellenden Antwortkategorien nur ein-
geschränkt Aussagen hinsichtlich objektiver Zeitreserven
erlauben, deuten die Daten darauf hin, dass Menschen in
der Familiengründungsphase keine gefühlten Zeitreserven
besitzen, die ohne das Gefühl eines verschärften Zeitwett-
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A b b i l d u n g  3.2
Durchschnittliche Zeitverwendung von 20- bis 40-Jährigen ohne eigene Kinder an einem 
Werktag in Prozent – nach Geschlecht und Bildungsstand
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02, Berechnungen des ifo Instituts.
A b b i l d u n g  3.3
Bewertung der Zeitverwendung von Menschen in der Familiengründungsphase
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02, Berechnungen des ifo Instituts.
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bewerbs für Erziehungs- und Betreuungsaufgaben zur
Verfügung stünden.
Im Hinblick auf eine Differenzierung zwischen Männern
und Frauen zeigen sich nur geringfügige Unterschiede
(vgl. Abbildung A 10 im Anhang). So haben Frauen in
stärkerem Maße als Männer das Gefühl, zu wenig Zeit für
ihren Partner zu haben. Umgekehrt sind Männer in größe-
rem Maße der Auffassung, zu wenig Zeit für ehrenamtli-
che Tätigkeiten und Hausarbeit aufzuwenden. Im Gegen-
satz zur Differenzierung nach dem Geschlecht, bei der
sich nur geringfügige Unterschiede hinsichtlich der Zu-
friedenheit mit der Zeitverwendung offenbarten, zeigen
sich bei einer Differenzierung nach dem Bildungsstatus
(Akademiker/Akademikerinnen vs. Nicht-Akademiker/
Nicht-Akademikerinnen) sehr deutliche Differenzen (vgl.
Abbildung A 11 im Anhang). So haben insbesondere
Akademikerinnen und Akademiker das Gefühl, zu viel
Zeit für Arbeit respektive Ausbildung aufzuwenden. Hie-
raus resultiert ein Gefühl von Zeitknappheit insbesondere
in den Bereichen „persönliche Freizeit“, „Zeit für den
Partner“, „Zeit für Freunde“ und mit Abstrichen auch für
ehrenamtliche Tätigkeiten.
Der auf Grundlage der Auswertung der Zeitbudgeterhe-
bung skizzierte Befund subjektiver Zeitknappheit für
zumindest einen Teil der Menschen in der Familiengrün-
dungsphase wird durch die Ergebnisse der Primärerhe-
bungen gestützt. So wurde in den Fokusgruppen Zeit
durchweg als äußerst knappes Gut wahrgenommen. Erste
Assoziationen waren durchgängig, man habe „zu wenig“.
Die wahrgenommene Zeitknappheit führt insbesondere
zu einem Verlust von Freiräumen für persönliche Ent-
spannung und Freizeit.
„Das Leben ist schnelllebig geworden. Da ist es schwer,
sich Zeit für sich zu nehmen (F, NA).“ 
„Zeitdruck, viel Stress. Hektik, Hektik, Hektik (M, NA).“
Der Anteil, den die Arbeit einnimmt, wurde von den Dis-
kussionsteilnehmern dabei häufig als zu hoch
empfunden30, so dass Freizeit, und hier insbesondere Zeit
für Freunde und Zeit für sich selbst, zu kurz kommen.
Auch wenn Zeitknappheit geschlechtsindifferent betont
wurde, zeigten sich in der Wahrnehmung von Zeitknapp-
heit geschlechtsspezifische Unterschiede. Bei Frauen
scheint das Gefühl weiter verbreitet, immer gehetzt und
gestresst zu sein.
„Ich habe immer was vor. Bin immer unterwegs. Party,
Geburtstage, und, und, und. Wo ist da meine Zeit? 
(F, A)“
„Man versucht ja immer, es allen Recht zu machen…
Dieses du musst, musst, musst setzt unter Druck 
(F, NA).“
Männer hingegen sehen sich häufig eher im positiven
Sinne ‚beschäftigt‘ als ‚gestresst‘. Es herrscht ein größe-
res Bewusstsein, dass der eigene Umgang mit Zeit letzt-
lich entscheidend für den persönlichen Stresslevel ist.
„Zeit muss man sich nehmen (M, NA).“
„Auch wenn die Leute meckern, ich lass keinen Stress
mehr an mich ran (M, NA).“
Auch im Hinblick auf den Umgang mit Zeitknappheit
zeigten sich geschlechtsspezifische Unterschiede. Frauen,
insbesondere Akademikerinnen, versuchen Zeitknapp-
heit durch Planung, auch im Kontext der Freizeit, zu be-
gegnen.
„Ich muss aufpassen, dass ich mir nicht zu viel in einen
Tag reinpacke, auch in meine freien. … Da ist manchmal
kein spontaner Kaffee drin (F, A).“
Männer hingegen entscheiden eher nach der situativen
Bedürfnislage, legen also großen Wert auf Flexibilität.
„Was nach der Arbeit übrig bleibt, versucht man so gut
wie möglich zu nutzen (M, A).“
„Ich versuche, mich gegen das Planen zu wehren (M,
NA).“
In den Telefoninterviews wurden die Befragten analog
zur Zeitbudgeterhebung gebeten anzugeben, wie sie die
eigene Zeitverwendung und diejenige des Partners in un-
terschiedlichen Lebensbereichen einschätzen (zu wenig
Zeit, gerade genug Zeit oder zu viel Zeit). Das Ergebnis
dieser Abfrage zeigt Tabelle 3.3.
Auch bei den Befragten der Primärerhebung ist rund ein
Drittel der Ansicht, zu viel Zeit für den Lebensbereich
Beruf/Ausbildung zu verwenden. Darüber hinaus sind
mehr als 40 Prozent der Befragten der Ansicht, insgesamt
über zu wenig Zeit zu verfügen. Schließlich zeigen sich
auch im Hinblick auf den jeweiligen Partner keine wahr-
genommenen Zeitreserven in dem Sinne, dass der Be-
fragte Bereiche in der Zeitverwendung seines Partners/
seiner Partnerin identifiziert, in denen dieser – mit Aus-
nahme des Bereiches Beruf/Ausbildung – zu viel Zeit
verwendet.31
In der Zusammenschau der drei empirischen Zugänge zur
Zeitverwendung von Männern und Frauen in der Fami-
liengründungsphase ergibt sich eine Lücke zwischen den
Daten zur objektiven Zeitverwendung und der subjekti-
ven Zeitwahrnehmung. Mit Blick auf die objektive Zeit-
verwendung kann nicht von einem Zeitnotstand gespro-
chen werden. Menschen in der Familiengründungsphase
haben laut Zeitbudgeterhebung 2001/2002 rund 5 Stun-
den werktägliche Freizeit. Dabei zeigen sich bereits in ei-
ner Phase ohne Kinder Differenzen zwischen den Ge-
schlechtern dahingehend, dass Frauen tendenziell mehr
Zeit für Hausarbeit und weniger Zeit für Erwerbsbeteili-
gung und Freizeit verwenden. Ungeachtet dieser eher
Zeitwohlstand induzierenden Befunde, ergeben sich aus
der Analyse der Zeitwahrnehmung der Betroffenen an-
dere Schlussfolgerungen. Menschen im Alter zwischen
20 und 40 Jahren habe auch ohne Kinder das Gefühl von
Zeitknappheit oder gerade hinreichender Zeit: 42,2 Pro-
zent der Befragten aus der Primärerhebung gaben an, ins-
gesamt zu wenig Zeit zu haben, zu viel Zeit hatten nach
eigenem Empfinden nur 3,2 Prozent. Auch ohne Kinder
fühlen sich rund ein Drittel der Menschen in der Fami-
liengründungsphase immer oder oft unter Zeitdruck (vgl.
Auswertung der Zeitbudgeterhebung in Kapitel 2). Die
Ressource Zeit wurde auch in den Fokusgruppen primär
mit Knappheit und Stress verbunden. Hektik und Zeit-
druck sind wahrgenommene Alltagsphänomene. Frauen
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haben bereits ohne Kinder häufig das Gefühl im Alltag
stärker gefordert zu sein. Männer balancieren Stress ins-
besondere durch Spontaneität aus. Ein nicht unerhebli-
cher Teil der Befragten empfindet dabei, dass zu viel Zeit
für Erwerbsarbeit aufgebracht wird. Dies gilt insbeson-
dere für Akademikerinnen und Akademiker.
Zusammenfassend ist Zeit ein faktisch knappes Gut, dem
grundsätzlich unbegrenzte Verwendungswünsche gegen-
überstehen. Nicht zuletzt hieraus ergibt sich prinzipiell
ein Gefühl von Zeitknappheit. Ebenso trägt der gewach-
sene Optionsraum unterschiedlicher Zeitverwendungen
trotz objektiv größerer disponibler Zeitbudgets zum Ge-
fühl von Zeitstress bei. Angesichts der erheblichen Zeit-
aufwendungen für die Betreuung und Erziehung von Kin-
dern sollte hier beleuchtet werden, ob Menschen ohne
diese Zeitverwendungsrichtung das Gefühl von Zeitreser-
ven haben, um so Aufschluss über die Intensität des Wett-
bewerbs zwischen Zeit für potenzielle Kinder und sonsti-
gen Zeitverwendung zu erhalten. Im Ergebnis ist
festzuhalten, dass Menschen in der Familiengründungs-
phase Zeitrestriktionen wahrnehmen und somit die Zeit
für potenzielle Kinder in einem intensiven Wettbewerb
zur bisherigen Zeitverwendung steht. Dies gilt angesichts
der von den Betroffenen antizipierten geschlechterbezo-
genen Ungleichverteilung des Zeitaufwandes für Kinder-
betreuung insbesondere für Frauen.
3.3.3 Empirische Analysen zur Abschätzung 
der Relevanz zeitbezogener Variablen
für die Familiengründung
Zur Abschätzung der Relevanz zeitbezogener Variablen
für Fertilitätsentscheidungen wurden zunächst regressi-
onsanalytische Untersuchungen mit Sekundär-32 und Pri-
märdaten durchgeführt. Die dort ermittelten Befunde
werden anschließend um die Ergebnisse der Fokusgrup-
pen angereichert, um zu einem integrativen Gesamtfazit
zu gelangen.
Im Zuge der Analyse von Sekundärdaten wurde die Ferti-
litätsentscheidung über vier unterschiedliche Variablen
operationalisiert: Unter Familiengründungsversuch in den
letzten 12 Monaten (1) wird subsumiert, ob der weibliche
Partner angibt, schwanger zu sein oder ob im letzten Jahr
gezielt versucht wurde, eine Schwangerschaft herbeizu-
führen. Familiengründungsversuch in den nächsten zwei
Jahren (2) nimmt den Wert 1 an, wenn nach Auskunft der
Befragten in den nächsten zwei Jahren versucht wird, Va-
ter bzw. Mutter zu werden. Aus einem Vergleich der ge-
wünschten mit der als realistisch eingeschätzten Kinder-
zahl (3) wird ein Indikator erstellt, der angibt, ob ein Paar
davon ausgeht weniger Kinder zu haben, als es sich unter
idealen Bedingungen wünschen würde. Das geplante Ti-
ming der Elternschaft kann mit Hilfe des erwarteten Alters
bei Erstgeburt (4) analysiert werden. Diese vier Variablen
werden darauf hin untersucht, ob Zusammenhänge mit ei-
ner Reihe von unabhängigen Variablen gefunden werden
können. Inwieweit persönliche Einstellungen eine Rolle
spielen, soll durch die Bereitschaft für ein Kind im Beruf
zu verzichten sowie drei Fragen zum Rollenbild innerhalb
der Familie/Partnerschaft dargestellt werden.33 Im Mittel-
punkt der Untersuchung jedoch steht der Faktor Zeit.
Hierzu wird zum einen die zeitliche Belastung im Beruf
(regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit größer oder kleiner
42 Stunden) sowie der Zugang zu flexibler Kinder-
betreuung34 herangezogen. Zusätzlich werden eine Reihe
von Kontrollvariablen, die den sozioökonomischen Hinter-
grund der Befragten abbilden sollen, in die Regressions-
analysen aufgenommen. Dazu zählen das Geschlecht,
Ta b e l l e  3.3
Bewertung der Zeitallokation auf unterschiedliche Lebensbereiche
a Etwaige Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt.
Befragter Partner/Partnerin
n zu wenig Zeit
gerade 
genug 
Zeit
zu viel 
Zeit n
zu wenig 
Zeit
gerade 
genug 
Zeit
zu viel 
Zeit
Angaben in Prozenta
Beruf/Ausbildung 395 10,6 52,4 37 396 10,1 55,3 34,6
Hausarbeit 404 35,9 58,4 5,7 403 34,5 58,6 6,9
Freizeit 407 35,9 53,6 10,6 406 40,6 51,5 7,9
Zeit für Partner/-in 406 29,1 65,8 5,2 405 22,5 73,8 3,7
Zeit für Freunde 408 43,6 53,9 2,5 406 38,9 58,6 2,5
Ehrenamt 232 56,5 36,6 6,9 205 57,6 36,1 6,3
Zeit für Nachbarn 318 40,6 57,9 1,6 311 35,4 62,1 2,6
Insgesamt 405 42,2 54,6 3,2 405 34,8 60,7 4,4
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Alter, Wohnort (städtisch mit mehr als 50 000 Einwohnern
oder ländlich), Region (Ost- oder Westdeutschland), die
Bildung in Jahren, die Religionszugehörigkeit sowie der
Erwerbsstatus. Zudem kann auf das Alter, Erwerbsstatus
und die Bildungsjahre des Partners sowie das Haushalts-
einkommen zurückgegriffen werden.
Die Ergebnisse der Regressionsanalysen35 zum Zusam-
menhang zwischen den einbezogenen unabhängigen Vari-
ablen und den vier unterschiedlichen Modellierungen von
Fertilitätsentscheidungen zeigt Tabelle 3.4.
Tabelle 3.4 verdeutlicht in Anbetracht der Vielzahl nicht-
signifikanter Zusammenhänge zunächst die Komplexität
von Fertilitätsentscheidungen und damit die sui generis
beschränkte Reichweite zeitpolitischer Instrumente. Aller-
dings weisen zwei unabhängige Variablen durchgängig
signifikante Zusammenhänge auf: der Zugang zu Kinder-
betreuung begünstigt demnach den Versuch einer Schwan-
gerschaft in den letzten 12 Monaten, Schwangerschafts-
pläne in den nächsten zwei Jahren, vermindert das
vermutete Alter bei Erstgeburt und senkt die Wahrschein-
lichkeit, weniger Kinder zu bekommen als potenzielle El-
tern unter idealen Bedingungen gerne hätten. Ähnliches
gilt für die Bereitschaft für Kinder im Beruf zu verzichten.
Mit ihr wächst die Wahrscheinlichkeit eines Schwanger-
schaftsversuchs in den letzten 12 Monaten respektive den
nächsten zwei Jahren und es sinkt das vermutete Alter bei
Erstgeburt. Im Gegensatz zum Zugang zu Kinderbetreu-
ung steigt bei Bereitschaft zu beruflichem Verzicht aller-
dings die Wahrscheinlichkeit, weniger Kinder zu bekom-
men als gewünscht. Möglicherweise ist die Zustimmung
zur Bereitschaft zugunsten von Kindern berufliche Einbu-
ßen hinzunehmen, auch Ausdruck der Anerkenntnis ge-
sellschaftlicher Realitäten, die dazu führen, dass die Wahr-
scheinlichkeit einer Realisierung der Kinderwunschzahl
zurückgeht. Darüber hinaus ergeben sich zwei weitere si-
gnifikante Zusammenhänge, die sich beide auf das Ver-
hältnis zwischen gewünschter und erwarteter Kinderan-
zahl beziehen. Demnach begünstigen erstens Überstunden
die Wahrscheinlichkeit, dass die realisierte Kinderanzahl
kleiner der vermuteten ist. Zweitens geht der gleiche Ef-
fekt von der Zustimmung zu einer egalitären Verteilung
der Hausarbeit aus.36
Analog zur Auswertung der Sekundärdaten wurden auch
die Primärdaten der Telefoninterviews über Regressions-
analysen ausgewertet. Die abhängige Variable Kinder-
wunsch wurde dabei abermals über insgesamt vier unter-
schiedliche Fragen modelliert (vgl. zu den konkreten
Frageformulierungen Anhang A 2). Dabei wurden drei
der vier Variablen vor den Zusammenhangsanalysen
transformiert. Die Frage nach einem grundsätzlichen Kin-
derwunsch (1) wurde in zwei Subgruppen aufgeteilt: Pro-
banden mit Kinderwunsch („sicher ja“, „vermutlich ja“)
und ohne Kinderwunsch („vermutlich nein“, „sicher
nein“). Die Differenz zwischen gewünschtem Alter bei
Erstgeburt respektive gewünschter Kinderzahl und dem
vermuteten Alter (2) respektive der vermuteten Kinder-
zahl (3) wurde dahingehend kategorisiert, ob ein Befrag-
ter vermutet, dass er Wunschalter bzw. Wunschanzahl tat-
Ta b e l l e  3.4
Ergebnisse der Regressionsanalysen zu zeitbezogenen Einflussgrößen 
von Fertilitätsentscheidungen – Sekundärdaten
Anmerkung: Vorzeichen der durchschnittliche marginalen Effekte, robuste Standardfehler, * bedeutet Signifikanz auf mindestens 10-Prozent-Ni-
veau, n.s.: nicht signifikant, in allen Schätzungen wurde für Geschlecht, Bildungsjahre, Religion, Ostdeutschland, wohnhaft in Stadt, Erwerbsstatus,
Haushaltseinkommen sowie Alter, Bildungsjahre und Erwerbsstatus des Partners kontrolliert.
Quelle: pairfam 2009, Berechnungen des ifo Instituts.
Schwanger-
schaftsversuch 
in den letzten 
12 Monaten
Schwanger-
schaft geplant in 
den nächsten 
2 Jahren
vermutetes Alter 
bei Erstgeburt
erwartete Kin-
derzahl kleiner 
als gewünschte
Überstunden n.s n.s. n.s. +*
Zugang zu flexibler Kinderbetreuung 
vorhanden
+* +* –* –*
Bereitschaft für Kinder im Beruf zu 
verzichten
+* +* –* +*
Frauen sollten sich stärker um die Fa-
milie kümmern als um ihre Karriere
n.s. n.s. n.s. n.s.
Männer sollten sich genauso an der 
Hausarbeit beteiligen wie Frauen
n.s. n.s. n.s. +*
Ein Kind unter 6 Jahren wird darunter 
leiden, wenn seine Mutter arbeitet
n.s. n.s. n.s. n.s.
Beobachtungen 1.497 1.228 1.160 1.420
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sächlich realisieren kann oder nicht. Viertens schließlich
wurden die auf einer 10er-Skala erhobenen Angaben zur
Wahrscheinlichkeit der Realisierung eines Kinderwun-
sches herangezogen (4).
Angesichts zeitlicher und finanzieller Restriktionen im
Rahmen der Primärerhebung fanden drei zeitbezogene un-
abhängige Variablen Eingang in die Berechnungen37. Ers-
tens die von Cohen et al. entwickelte Kurzform der Skala
zur Messung von Stress (Percieved Stress Scale), die vier
auf einer 5er-Skala erhobene Items enthält.38 Zweitens die
wahrgenommene Rollenüberforderung, die insbesondere
auf die Frage einer möglichen Arbeitsüberlastung abzielt
(Role Overload Scale) und drei ebenfalls auf einer 5er-
Skala gemessene Items beinhaltet.39 Drittens schließlich
zwei zu Faktorwerten verdichtete Items, die einen mögli-
chen Verzicht auf bisherige Zeitverwendungen (eigene
Zeit, Zeit für den Partner/die Partnerin) adressieren. Ta-
belle 3.5 fasst die Ergebnisse der Regressionsanalysen40
zur Relevanz zeitbezogener Variablen zusammen.41
Die Ergebnisse zeigen, dass zeitbezogene Variablen auf
die unterschiedlichen Modellierungen der abhängigen Va-
riable Einfluss nehmen. Stress beeinträchtigt somit so-
wohl den grundsätzlichen Kinderwunsch als auch dessen
Realisierungswahrscheinlichkeit und das Verhältnis von
Wunschalter zu vermutetem Alter bei Erstgeburt negativ.
Die wahrgenommene Arbeitsüberlastung senkt die Wahr-
scheinlichkeit eines Kinderwunsches sowie die Vermu-
tung, dass die tatsächliche Kinderzahl der gewünschten
Kinderzahl entspricht. Die Frage nach dem Verzicht auf
gewohnte Zeitverwendung beeinflusst Fertilität ebenfalls
negativ.
In den Fokusgruppen wurden die Teilnehmer zunächst
gebeten, den Umgang mit einer potenziellen Kinderent-
scheidung zu diskutieren. Hierbei offenbarten sich sehr
deutliche Unterschiede zwischen Männern und Frauen.
Für Männer scheint die Fragestellung nur latent virulent.
Sie machen sich aktiv wenig Gedanken darüber und tau-
schen sich wenig aus. Wenn überhaupt, beobachten Män-
ner eher andere Eltern, um sich ein eigenes Urteil zum
Thema zu bilden. Oder sie werden zu bestimmten Zeit-
punkten zur Auseinandersetzung mit dem Thema durch
die Partnerin oder auch die eigenen Eltern gedrängt. So
ist für die wenigsten männlichen Probanden tatsächlich
endgültig entschieden, ob sie sich ein Kind wünschen
oder nicht. Die Entscheidung wird aufgeschoben. Frauen
hingegen haben deutlich konkretere Vorstellungen von ih-
ren Wünschen in Bezug auf Kinder. Es geht im Allgemei-
nen eher um die Frage des ‚wann’ als des ‚ob’. So wird
gedanklich auch durchgespielt, wie ein Leben mit Kind
aussehen könnte. Insbesondere Akademikerinnen versu-
chen dies auch mit ihren Partnern zu besprechen. Freun-
dinnen scheinen eine ganz entscheidende Rolle bei der
Abwägung zu spielen. Das Thema scheint mit diesen so-
gar intensiver diskutiert zu werden als mit dem eigenen
Partner.
Nach der Reflexion des Entscheidungsprozesses wurden
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer gebeten, über
Gründe zu diskutieren, die für oder gegen ein Kind spre-
chen. Für die meisten Männer in der Stichprobe und auch
einige Frauen sind die Gründe, die für ein Kind sprechen,
sehr abstrakt und daher nicht greifbar. Oft erscheinen ge-
nannte Gründe eher ‚gelernt‘ als wirklich selbst empfun-
den. Für Frauen, die sich viel mit Freundinnen austauschen
und einigen, wenigen Männern mit direktem, engerem Be-
zug zu Kindern, gibt es auch konkrete Gründe. Im Gegen-
satz zu den für viele nur abstrakten Gründen, die für ein
Kind sprechen, sind Hinderungsgründe viel reeller. Da-
durch wiegen sie meist schwerer:
„Das ist genau mein Problem, irgendwie sehe ich nur
Contras (F, A).“
Um Hinderungsgründe zu explorieren, wurde eine Bilder-
übung durchgeführt: Aus einem Pool von insgesamt
Ta b e l l e  3.5
Ergebnisse der Regressionsanalysen zu zeitbezogenen Einflussgrößen 
von Fertilitätsentscheidungen – Primärdaten
1 Logistische Regression; 2 Lineare Regression
* signifikant auf mindestens 10-Prozent-Niveau, n. s.: nicht signifikant.
abhängige Variablen
unabhängige Variablen grundsätzlicher Kinderwunsch 1
Wahrscheinlich-
keit der Realisie-
rung eines Kin-
derwunsches 2
Wunschalter zu 
vermutetem Al-
ter bei Erstge-
burt 1
Wunschanzahl 
zu vermuteter 
Kinderzahl 1
wahrgenommener Stress 
(Percieved Stress Scale)
–* –* –* n.s.
wahrgenommene Arbeitsüberlastung 
(Role Overlaod Scale)
–* n.s. n.s. –*
zeitbezogene Konsequenzen einer Fer-
tilitätsentscheidung (Faktorwerte) 
–* –* n.s. –*
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60 Bildern sollte jeder Teilnehmer/jede Teilnehmerin ein
Bild auswählen, das die für ihn gewichtigste Barriere in
Bezug auf die Kinderfrage symbolisierte. Die Bilder wur-
den dann gemeinsam in der Gruppe interpretiert. So ergab
sich ein sehr umfassendes Bild von offensichtlichen und
auch latenten Hinderungsgründen:
Auch im Hinblick auf obige Barrieren und Ängste sind
die Unterschiede zwischen Männern und Frauen groß.
Männer fürchten am stärksten die notwendige Fokussie-
rung auf das Kind, von der sie vermuten, dass diese einen
Zwang zur Organisation und Regelmäßigkeit und damit
den Verlust an persönlicher Spontaneität und Unbe-
schwertheit im Leben mit sich bringt. Die größten Ängste
haben also unmittelbar mit dem Thema Zeit zu tun: die
Sorge um Einbußen an Flexibilität und reell zur Verfü-
gung stehender Zeit.
„Meine größte Angst ist es, meine Leidenschaft und die
Lust an meinem Leben zu verlieren. Ich übernehme dann
richtig Verantwortung. Bin nicht flexibel, spontan, hab
weniger Neugier. Man ist mit Verantwortung zugekleis-
tert (M, A).“
Die Sorgen der Frauen sind vorrangig existentieller Natur:
Sie befürchten Jobnachteile und daraus resultierend einen
Verlust an beruflicher Selbstverwirklichung und finanziel-
ler Unabhängigkeit. Auch die Angst davor, alleinerzie-
hend zu enden, spielt eine große Rolle. Der Zeitaspekt
wird vor allem im Hinblick auf verringerte Arbeitszeit be-
trachtet:
„Wir haben die Arbeitszeitmodelle unserer Eltern, aber
das ist schwer zu vereinen mit der modernen Welt 
(F, NA).“
Generell wird der Begriff ,Zeit‘ in der Diskussion über
Kinderplanung spontan kaum zur Sprache gebracht. Be-
grifflichkeiten, die häufig fallen, und eng mit Zeit ver-
knüpft sind, sind dagegen ,Spontaneität‘, ,Flexibilität‘,
,Organisation‘, ,Regelmäßigkeit‘, ,Freizeit‘, ,Erwachsen
sein‘, ,Jugend‘ oder auch ,Umstellung‘. So lassen sich
vier Dimensionen von Zeit identifizieren, die zum Tragen
kommen, wenn die Entscheidung über Kinder abgewogen
wird: zwei konkrete und zwei eher abstrakte Dimensio-
nen.
Ein Kind fordert Zeit und bringt eine Veränderung von
Zeitbudgets mit sich – so viel ist allen Teilnehmern klar.
Da Zeit auch ohne Kinder bereits knapp erscheint, löst
der Gedanke eines weiteren, besonders großen ,Zeitfres-
sers‘ oft Stress aus.
„Wenn ich ein Kind habe, habe ich noch weniger Zeit für
mich (F, A).“
„Freiräume werden aufgebraucht (M, A).“
Von der zeitlichen Veränderung betroffen sind aus Sicht
der Probanden sowohl Arbeits- als auch Freizeit. Etwaige
Veränderungen bei der Arbeitszeit sind für Frauen das
Thema schlechthin, wenn es um die Kinderfrage geht. Da
Frauen sich im Allgemeinen schon Gedanken darüber ge-
macht haben, wie ein Leben mit Kind aussehen könnte,
haben sie bereits gewisse Vorstellungen davon entwi-
ckelt, wie sie sich im Arbeitsleben darauf einstellen wür-
den. Eine Reduzierung von Arbeitszeit in den ersten Jah-
ren wäre für die Mehrheit eine Selbstverständlichkeit, um
dem Kind ein gewisses Maß an Zeit widmen zu können.
Aber genau hieraus entwickeln sich Ängste in Bezug auf
einen Karriereknick, mangelnde Selbstverwirklichung im
Job, finanzielle Probleme oder sogar den Jobverlust. Un-
terschiede zwischen Akademikerinnen und Nicht-Akade-
mikerinnen sind hierbei nicht erkennbar.
„Mein Beruf ist mir noch sehr wichtig (F, NA).“
„Ich muss nach einem Kind erst mal Teilzeit anfangen, ei-
nen Kitaplatz finden. Man steigt als Assistentin ein …
(F, A)“
Nur Frauen, die Flexibilität am Arbeitsplatz genießen,
stehen dem Thema Arbeitszeit einigermaßen entspannt
gegenüber:
Unvorhersehbare, endgültige Veränderungen durch 
ein Kind
Kontrollverlust, Risiko, Angst vor Unumkehrbarkeit
Notwendigkeit zur (unbequemen) Lebensumstellung
Job-/Karrierenachteile durch Reduktion von Ar-
beitszeit
Übernahme von Verantwortung, dadurch
Verlust an Spontaneität, Flexibilität, Kontrolle über
die eigene Zeit
Verzicht auf persönliche Zeit und Selbstverwirkli-
chung
Verantwortlichkeit, Verlust an Sorglosigkeit und un-
beschwerter Freizeit 
Beanspruchung
Antizipation von emotionalem Stress, Konflikten mit
Kind und Partner(in) und Gefühlen von Überforde-
rung
Persönlich hohe zeitliche Beanspruchung
Notwendigkeit zur perfekten Organisation und Dis-
ziplin
Misstrauen in Stabilität der Partnerschaft
Frauen: Sorgen vor dem Status der Alleinerziehen-
den und damit verbundene existentielle Ängste
Männer: Angst vor Veränderungen in der Beziehung
Dimensionen mit konkre-
tem Effekt auf den Alltag
Dimensionen mit eher 
abstraktem Effekt auf 
Wahrnehmung und 
Identität
– Veränderung von Zeit-
budgets
– Einbußen an Flexibilität
und Kontrolle über Zeit
– Zeitliche Zäsur im Le-
ben
– Veränderung der Zeit-
wahrnehmung
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„Ich könnte das Kind auch mal mit in die Kanzlei nehmen
(F, A).“
„Bei der Arbeiterwohlfahrt wäre ich gut versorgt. Man
kann reduzieren, wie man will (F, A).“
Es besteht der Wunsch, den Beruf soweit aufrecht zu er-
halten, dass die Karriere und persönliche Ambitionen
nicht leiden, die Unabhängigkeit vom Partner gewährleis-
tet ist, und dass das Kind zur Not auch vom eigenen Ge-
halt aufgezogen werden könnte, falls es zur Trennung
vom Partner kommen sollte. Für viele ein Ideal, das nur
schwer oder gar nicht zu erreichen scheint.
„Ich möchte im Fall des Alleinerziehens total abgesichert
sein. Als Alleinerzieher bin ich total verloren. Ich habe
hier keine Familie, die mir helfen könnte (F, NA).“
„Man muss vom Alleinerziehen ausgehen, auch wenn das
der schlimmste Fall ist (F, NA).“
Männer haben keine schwerwiegenden Bedenken in Be-
zug auf den Aspekt Arbeitszeit. Auch wenn viele Männer
durchaus bereit wären und sich wünschen würden, Ar-
beitszeit für ein potentielles Kind zu reduzieren, so behal-
ten sie selber die Kontrolle über diese Entscheidung. Sie
beschließen, ob sie versuchen Überstunden zu vermeiden,
mit dem Arbeitgeber aushandeln, weniger zu arbeiten
oder ihm Flexibilität abzuverlangen. In Bezug auf die
Männer gibt es allerdings auch Befürchtungen, dass die
Arbeit nicht genug Zeit für ein Kind lassen würde. Es
wird also gerade keine Reduktion der Arbeitszeit antizi-
piert, die für Frauen so selbstverständlich erscheint.
„Viele Arbeitgeber sind stur, wenn Männer Elternzeit
nehmen wollen. Die Männer haben es dann doppelt
schwer, wenn sie zurück in den Beruf wollen.“ (F, A)
Der Großteil der Teilnehmer erwartet, dass durch ein
Kind weniger Zeit für persönliche Freizeit bleiben würde.
Diese vermutete Verschiebung wird jedoch recht unter-
schiedlich bewertet. Die meisten Frauen, insbesondere
Akademikerinnen, zeigen hier zwar klare Bedenken, aber
keine allzu großen Befürchtungen. Sie erwarten mit ei-
nem Kind eine Veränderung von Prioritäten, die sie die
Zeit mit dem Kind genießen lassen und das Gefühl von
Verzicht in Grenzen hält.
„Die Natur hat das so eingerichtet, dass es keine Rolle
spielt (F, NA).“
„Ich sehe an meinem Umfeld, dass es klappen kann und
dass es bereichernd sein kann (F, NA).“
„Ich glaube, die Notwendigkeit ist gar nicht da, dass man
für was anderes Zeit haben will (F, A).“
Männer haben oft größere und vielfältigere Ängste, was
einen Zeitmangel in Bezug auf ihre Freizeit angeht. Die
Bereitschaft hier auf etwas zu verzichten, ist bei der
Mehrheit der Männer klar begrenzt, da konkrete Vorzüge
und die Freude, die ein Kind möglicherweise bereiten
würde, nur eingeschränkt gesehen werden. Im Gegenteil,
glückliche Väter werden oft recht skeptisch beäugt. Die
mit einer Vaterschaft verbundene Emotionalität ist vielen
suspekt. Männer, die ein Mehr an Spaß antizipieren, sind
in der Minderheit und müssen sich in der Diskussion mit
ihren Ansichten geradezu behaupten.
Zusammenfassend lässt sich in Bezug auf die Verschie-
bung von Zeitbudgets sagen, dass dem Thema durchaus
eine hohe Relevanz zukommt, nicht zuletzt weil aus der
Verknappung von Zeit negative Konsequenzen antizipiert
werden:
Die individuelle Relevanz der veränderten Zeitbudgets ist
eng mit den wahrgenommenen Einbußen an Flexibilität
und Kontrolle über die Zeit verbunden. In der Wahrneh-
mung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer schafft die
Geburt eines Kindes einen Bedarf an Organisation, Diszi-
plin und Regelmäßigkeit. So wird antizipiert, dass es mit
einem Kind feste Zeitblöcke wie Schlafens- oder Schul-
zeiten gibt, die den Tag und somit auch das Leben struk-
turieren.
„Es gibt dann feste, nicht verschiebbare Zeitblöcke (M,
A).“
„Man hat die Zeit nicht mehr selbst in der Hand (M, A).“
Viele Frauen scheinen ihren Alltag stärker zu verplanen
als Männer. Während ein Großteil der Frauen, vor allem
Akademikerinnen, versucht Zeitknappheit durch Organi-
sation in den Griff zu bekommen, balancieren die meisten
Männer Zeitmangel häufig mit Spontaneität in ihrer Frei-
zeit aus. Vor diesem Hintergrund ist zu bewerten, welche
Rolle der Aspekt von erzwungener Regelmäßigkeit und
der Verlust von Flexibilität spielt: Für die ‚Alltagsplaner’,
vorwiegend Frauen, stellt ein Mehr an benötigter Organi-
sation eher eine Herausforderung als ein Problem dar.
„Man wächst mit der Aufgabe. Ich habe auch sehr viel
Positives gehört. Es verändert sich was (F, NA).“
„Man wird Multitaskingfähig, wenn man Kinder hat (F,
NA).“
antizipierte Veränderung von Zeitbudgets vermutete Konsequenzen
weniger Arbeitszeit weniger Geld, Karriereknick, weniger Sicherheit
weniger Zeit für Freunde weniger sozialer Rückhalt, weniger Spaß
weniger Zeit für den Partner Beziehungsbeeinträchtigungen
weniger Zeit für einen selbst möglicherweise Verlust an Attraktivität
weniger Zeit für Erholung weniger Energie und Ausstrahlung
weniger Zeit für Hobbys weniger Lebensfreude/Selbstverwirklichung
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Bei den ‚Organisationsverweigerern‘, vorwiegend Män-
ner, führt der Gedanke in Planung und Regelmäßigkeit
gezwungen zu werden, hingegen zu Beklemmungen bis
hin zu einer deutlichen Abwehrhaltung.
„Man kann nicht mehr spontan sein (M, NA).“
„Man ist dann fremdbestimmt (M, A).“
Interessanterweise scheint das Thema Flexibilität und
Kontrolle für die ‚Organisationsverweigerer’ ein gewich-
tigerer Zeitaspekt als die vermuteten Verschiebungen von
Zeitbudgets zu sein. Eine Beschneidung von Flexibilität,
Spontaneität und Freiheiten beeinträchtigt unmittelbar
das eigene Selbstverständnis sowie die vermutete Fremd-
wahrnehmung.
„Also wenn ich mit meinen Kumpels nicht mehr einfach
ein Bier trinken gehen kann… (M, NA).“
„Man will kein langweiliges Leben (M, NA).“
Wie bereits angedeutet, hängen die beiden alltagskonkre-
ten Zeitdimensionen sehr eng zusammen: Ein effektives
Zeitmanagement, das auch persönliche Bedürfnisse be-
rücksichtigen kann, scheint nur möglich, sofern so flexi-
ble Rahmenbedingungen wie möglich gegeben sind, die
ein gewisses Maß an Eigen-Kontrolle über die Zeit erlau-
ben. Das Gefühl von Kontrolle würde ein Stück Freiheit
zurückgeben und damit auch den Eindruck von Zeit-
knappheit mindern.
Drittens wird ein Kind als Zäsur im Leben wahrgenom-
men, die deutliche Veränderungen mit sich bringt.
„Die Welt, wie sie vorher war, wird geteilt (F, NA).“
„Man muss sich damit anfreunden, dass man sich von
ganz vielen Dingen verabschieden muss (M, A).“
In diesem Zusammenhang kommen mit dem Sicherheits-
bedürfnis und der Angst vor dem „Erwachsen werden“
zwei psychologisch bedeutsame Bedürfnisse zum Tragen.
Generell herrscht großer Respekt vor der Endgültigkeit
einer Entscheidung für ein Kind, die als eine neue Zeit-
rechnung und Reise in eine ungewisse Zukunft empfun-
den wird. Daran gekoppelt ist das Gefühl, Selbstbe-
stimmtheit und Freiheit zu verlieren.
„So ein Kind habe ich ein Leben lang... (F, NA).“
„Das ist kein Experiment, das man einfach beenden kann
(M, A).“
Für Frauen rankt sich um die Lebensumstellung insbeson-
dere die Angst vor Stillstand im Job. Männer befürchten
die endgültige Abkehr von Lebensträumen. Ein Kind be-
deutet Verantwortung und Disziplin und Verantwortung
und Disziplin bedeuten Erwachsen sein, so eine weit ver-
breitete Wahrnehmung in den Gruppendiskussionen.
Folglich führt ein Kind zum Verlust der Jugend, die ge-
prägt ist von Spontaneität, Freiheit, Spaß und Unbe-
schwertheit – für viele, insbesondere Männer, eine psy-
chologisch ganz entscheidende Zäsur.
„Die Verantwortung lässt die Freiheit schwinden (M,
NA).“
Die umgekehrte Sicht von einer Wiederkehr der eigenen
Jugend, die durch das Kind noch einmal neu erlebt wer-
den kann („Ein Kind hält jung!“), ist eher unterrepräsen-
tiert. Es überwiegt das Gefühl einer mehr oder weniger
drückenden Verantwortung.
Insbesondere ‚moderne’ Männer, vor allem die Akademi-
ker, scheinen hier in einem Dilemma gefangen: Sie wol-
len eigentlich keine Verantwortung übernehmen und ihre
Jugend nicht aufgeben. Auf der anderen Seite sind sie
sich bewusst, dass die Gesellschaft und ihre Partnerin
eine hohe Erwartungshaltung an ihre Vaterrolle hätte, und
oft haben sie diese sogar selbst. Sie würden dieser Erwar-
tungshaltung auch gerecht werden wollen.
„Ich hätte den Anspruch an mich, zu unterstützen so gut
ich kann. Es soll ja unser Kind sein (M, NA).“
„Ich kann nicht einfach sagen, du bist die Frau, du bist für
das Kind zuständig! (M, NA)“
Die Lösung dieses oft sogar reflektierten Dilemmas lautet
für viele, das Thema Kind erst einmal komplett von sich
zu weisen.
Wie erläutert, wird ein Kind als Zäsur im Leben wahrge-
nommen. Daraus leitet sich für die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer viertens auch eine veränderte Zeitwahrneh-
mung ab. Interessanterweise halten sich antizipierte posi-
tive und negative Aspekte hierbei die Waage. Positive
Aspekte werden aber nicht nur von Akademikerinnen ge-
sehen, die sich in ihrer derzeitigen Lebensphase oft ge-
hetzt und gestresst fühlen. Dies betrifft vor allem einen
Gewinn an Ruhe und Gelassenheit sowie einen bewusste-
ren und damit intensiveren Umgang mit freien Zeitres-
sourcen. Negative Aspekte basieren auf der Vorstellung,
dass ein Kind zu einer Vermehrung von Aktivitäten/Tä-
tigkeiten und damit einem hohen Maß an Beschäftigung
führt.
Zusammenfassend ergibt sich aus den drei empirischen
Zugängen zur Relevanz zeitbezogener Variablen für Fer-
tilitätsentscheidungen folgendes Bild: Zeit ist eine grund-
sätzlich relevante Variable im Kontext der Entscheidung
für Kinder. Gleichwohl haben die regressionsanalytischen
Auswertungen der quantitativen Primär- und Sekundärda-
ten gezeigt, dass es sich bei der Zeit nicht um die „Super-
variable“ handelt, die Fertilitätsentscheidungen umfas-
send zu erklären vermag: Zeit ist eine relevante Variable
im Kontext der Entscheidung für Elternschaft, die zudem
über unterschiedliche Kanäle wirkt. Auch in den Fokus-
gruppen hat sich die grundsätzliche, aber dennoch eher
indirekte Relevanz von Zeit bestätigt. Dabei traten deutli-
che Unterschiede zwischen den Geschlechtern zu Tage.
Dies gilt nicht nur im Hinblick auf den Entscheidungspro-
zess der Elternschaft, der bei Frauen eher aktiv, bei Män-
nern hingegen eher passiv verläuft, sondern auch im Hin-
blick auf zeitbezogene Konsequenzen einer Elternschaft.
Frauen beschäftigt eher die Möglichkeit einer Ausbalan-
cierung von Arbeitszeit mit dem Kind, Männer eher die
einer Ausbalancierung von Freizeit mit dem Kind. Dem
Thema Flexibilität kommt eine außerordentlich hohe Be-
deutung zu. Die vermutete Flexibilität im Falle einer El-
ternschaft entscheidet maßgeblich über die Vorstellung,
Zeit managen und Verzicht in Grenzen halten zu können,
sowie über das eigene Selbstverständnis, Selbstbild und
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vermutetes Fremdbild. Je ‚starrer’ die Vorstellung vom
Leben mit Kind, desto größer ist die Angst davor, von der
Verantwortung und dem Korsett erdrückt zu werden. Ins-
gesamt beeinflussen zeitbezogene Variablen Fertilitäts-
entscheidungen. Den Probanden der Fokusgruppen waren
die zeitbezogenen Konsequenzen einer Elternschaft be-
wusst und wurden von ihnen in erster Linie als riskant
empfunden. In dieser Perspektive sind Kinder offenbar
ein antizipiertes Zeitrisiko.
3.3.4 Empirische Analysen zur Evaluation 
zeitbezogener Handlungsalternativen für 
Paare in der Familiengründungsphase
In den Fokusgruppen wurde zunächst deutlich, dass Vor-
stellungen darüber, wie sich Zeitbudgets verlagern wür-
den, und wie man sich einen Umgang damit konkret vor-
stellen würde, bei potentiellen Eltern klar begrenzt sind.
Es gibt auch nur ungefähre Ideen, wie viel Zeit ein Kind
in Anspruch nehmen würde. Klar ist auch, dass dies von
den einzelnen Lebensphasen abhängen würde. Neben ei-
gentlichen Tätigkeiten wie Windeln wechseln oder späte-
ren Aktivitäten mit dem Kind wie Sport wird auch erwar-
tet, dass es viel Zeit kosten würde, eine optimale
Erziehung auch außerhalb des Elternhauses zu gewähr-
leisten.
Hinsichtlich der Neuordnung von Zeitbudgets, kommt
spontan Reduktion in den Sinn: in Bezug auf die Arbeits-
zeit (vor allem Frauen) und in Bezug auf die Freizeit. Nur
eine Art der Aufgabendelegation ist wirklich offensicht-
lich: Kinderbetreuung durch Kitas und eventuell durch
potenzielle Großeltern. Weitere Möglichkeiten der Be-
wältigung von Zeitknappheit mit Kindern werden erst
nach und nach bewusst, während das Thema in der Dis-
kussion reflektiert wird. Es gibt also wenig Gespür für
den Umgang mit Zeit mit einem Kind. Generell lassen
sich vier Bewältigungsstrategien ausmachen: Reduktion,
Verdichtung, Delegation und Flexibilisierung.
Die Reduktion von Arbeitszeit ist für Frauen in den ersten
Jahren mit einem Kind selbstverständlich, für die meisten
Männer durchaus erstrebenswert oder eine Option. Von
Frauen wird eine zwischen den Partnern gleich verteilte
Reduktion der Arbeitszeit als ideal angesehen. Allerdings
gibt es oft Zweifel, ob dies in der Realität möglich sein
würde. Die Reduktion von persönlicher Freizeit erscheint
unvermeidlich, da vermutet wird, dass ein Kind viel Zeit
fordert.
Zeitverdichtung erscheint als wahrscheinlichste Strategie,
wenn es um Basistätigkeiten (Körperpflege, Essen, We-
gezeiten) oder Aufgaben im Haushalt geht. Hier kommt
ein Verzicht oder eine Reduktion nicht in Frage, da diese
Tätigkeiten grundlegender Teil des Lebens sind. 
„Einkaufen würde man vielleicht schneller oder nebenbei
auf dem Arbeitsweg erledigen (F, NA).“
Delegation kommt in zwei Bereichen in Frage: der Kin-
derbetreuung und bei Aufgaben im Haushalt. Um ein
Mindestmaß an Freizeit sicher zu stellen, steht die Dele-
gation der Kinderbetreuung an den Partner, an andere El-
tern und die potentiellen Großeltern an erster Stelle.
Frauen reflektieren eine Delegation an andere Parteien al-
lerdings deutlich mehr als Männer.
„Meine Freundin schiebt sich mit anderen Müttern die
Zeit zu (F, A).“
„Mit Hilfe von der Familie ist das wie bei Zahnrädern, die
müssen ineinander greifen (F, NA).“
„Das Kind auch mal abgeben ist wichtig (F, NA).“
„Großeltern sind dazu da, wenn man Zeit für sich braucht
(F, A).“
Die Delegation von Aufgaben im Haushalt wäre für die
allermeisten Teilnehmer, wenn es finanziell möglich er-
scheint, klar erstrebenswert.
„Wenn jemand anders die Wohnung putzt, fänd‘ ich das
schon gut (M, NA).“
Wo möglich, würde es eine flexiblere Arbeitszeitgestal-
tung erlauben, den Alltag mit Kind zu bewältigen. Dies
betrifft die Möglichkeit im Home Office zu arbeiten, das
Kind mit zur Arbeit zu bringen oder auch die Aushand-
lung von flexiblen Arbeitszeiten. Insbesondere Frauen
haben hierzu konkretere Vorstellungen entwickelt, wie
dies im persönlichen Fall aussehen könnte.
„Vielleicht bin ich da naiv, aber ich würde das Kind auch
mal mit zur Arbeit nehmen (F, A).“
„Ich würde mehr im Home Office arbeiten (F, A).“
Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse der Fokusgrup-
pen große Befürchtungen, was die zeitliche Bewältigung
des Alltags mit einem Kind angeht – aber nur wenig kon-
krete Überlegungen und Vorstellungen dazu, die über den
Faktor Arbeit hinausgehen. Frauen haben sich im Allge-
meinen gedanklich zumindest schon an das Thema heran-
getastet, Männer hingegen weisen hier meist jegliche
Planbarkeit von sich. Dies wiederum erhöht beim weibli-
chen Geschlecht existentielle Ängste und die Befürch-
tung, im Ernstfall die deutlich größeren Opfer bringen zu
müssen. Konkrete Aussagen über tatsächliche Bewälti-
gungsstrategien lassen sich aufgrund der sehr hypotheti-
schen Diskussion nicht treffen. Möglichkeiten der zeitli-
chen Bewältigung scheinen in Reduktion, Verdichtung,
Delegation und Flexibilisierung zu bestehen.
Zur konkreten Evaluation dieser Handlungsmöglichkei-
ten wurde den Befragten der Telefoninterviews eine Liste
mit 11 Aussagen zu zeitbezogenen Handlungsoptionen in
Folge der Geburt eines Kindes mit der Bitte vorgelegt,
diese zunächst hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlich-
keit (1=sehr wahrscheinlich bis 7=sehr unwahrscheinlich)
und anschließend im Hinblick auf ihre subjektive Attrak-
tivität (1=sehr gut bis 7=sehr schlecht) zu bewerten. Die
11 Aussagen beschrieben dabei unterschiedliche Ausprä-
gungen der Optionen Verzicht (Reduktion), Verdichtung
oder Delegation (vgl. Tabelle A 8 im Anhang zu den de-
skriptiven Befunden).
Um aus den Ergebnissen Handlungsempfehlungen ablei-
ten zu können, wurden anschließend die Bewertung der
Attraktivität und der Eintrittswahrscheinlichkeit in Bezie-
hung zueinander gesetzt. Hierzu wurden Attraktivität und
Eintrittswahrscheinlichkeit auf Grundlage des Skalenmit-
telpunktes (4) in kategoriale Variablen transformiert (eher
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gut vs. eher schlecht respektive eher wahrscheinlich vs.
eher unwahrscheinlich). So entsteht für jede der 11 Hand-
lungsalternativen eine 4-Felder-Matrix, die unmittelbaren
Handlungsbezug aufweist (vgl. Tabelle 3.6).
So erscheint es sinnvoll bei Handlungsalternativen, die
von den Befragten als eher attraktiv und eher wahrschein-
lich erachtet werden, die Wahrscheinlichkeit der tatsächli-
chen Realisierung zu stabilisieren. Bei Alternativen, die
von den Befragten als eher attraktiv empfunden werden,
deren Eintrittswahrscheinlichkeit aber als eher gering ein-
gestuft wird, gilt es, Optionen zur Erhöhung der Realisie-
rungschance zu prüfen. Wird eine Alternative von den
Befragten als eher unattraktiv, gleichzeitig aber als eher
wahrscheinlich eingestuft, können Maßnahmen entweder
darauf abzielen, die wahrgenommene Attraktivität zu er-
höhen oder die Wahrscheinlichkeit des Eintreffens zu re-
duzieren. Wird eine Option schließlich gleichzeitig als
eher unattraktiv und eher unwahrscheinlich eingestuft,
scheint es angezeigt, die Unwahrscheinlichkeit dieser Op-
tion zu stabilisieren.
Auf Grundlage der vorgestellten Logik, wurden die
11 Handlungsoptionen für jeden Befragten einem der vier
Felder zugeordnet (vgl. Abbildung 3.4). Richtet sich der
Blick zunächst auf die Einordnung als eher attraktiv, aber
eher unwahrscheinlich, ergibt sich ein relativ eindeutiger
Befund. Fast die Hälfte der Befragten, empfindet die
potenzielle Unterstützung durch Nachbarn als grundsätz-
lich attraktiv, aber als eher unwahrscheinlich. Im Hinblick
auf diese Handlungsoption gilt es somit, die Realisie-
rungschance nachbarschaftlicher Unterstützung zu erhö-
hen. Ähnliches gilt für die Unterstützung durch den Ein-
kauf haushaltsnaher Dienstleistungen, die von mehr als
30 Prozent der Befragten als eher attraktiv, aber eher un-
wahrscheinlich eingestuft wird. Insbesondere im Hinblick
auf die Stärkung nachbarschaftlicher Unterstützungsnetz-
werke muss allerdings beachtet werden, dass fast 25 Pro-
zent der Befragten diese Alternative auch als eher unat-
traktiv (und gleichzeitig eher unwahrscheinlich) erachten.
Maßnahmen zur Erhöhung der Wahrscheinlichkeit nach-
barschaftlicher Unterstützung sollten daher durch attrakti-
vitätssteigernde Instrumente flankiert werden. Bemer-
kenswert erscheinen darüber hinaus die Ergebnisse zu
den Handlungsoptionen „Unterstützung durch Freunde“
und „partnerschaftliche Zeitverdichtung“, die jeweils von
mehr als 80 Prozent der Befragten als eher attraktiv und
eher wahrscheinlich angesehen wurden. Bei beiden
Handlungsoptionen gilt es somit, die Wahrscheinlichkeit
der Realisierung zu stabilisieren. Hinsichtlich der Kombi-
nation aus geringer Attraktivität und hoher Eintrittswahr-
scheinlichkeit fällt auf, dass die Werte mit einer Aus-
nahme gering bis sehr gering ausfallen. Die Ausnahme
bezieht sich auf die Befürchtung der Befragten, dass in
erster Linie sie persönlich auf bisherige Zeitverwendun-
gen verzichten müssten, die von 11 Prozent der Befragten
artikuliert wurde.
Um abzuschätzen, ob die Problemlagen und damit die re-
sultierenden Handlungsempfehlungen differenziert wer-
den müssen, wurden obige Berechnung nach Geschlecht,
Region (Ost- vs. Westdeutschland) und Bildungsstatus
differenziert. Während sich in Bezug auf den Vergleich
ost- und westdeutscher Befragter bei keiner der 11 Hand-
lungsoptionen signifikante Differenzen zeigten, ergaben
sich hinsichtlich der Differenzierung nach dem Ge-
schlecht bei 5 der 11 Handlungsalternativen signifikante
Unterschiede (vgl. Abbildung A 12 im Anhang).
Der erste Unterschied bezieht sich auf die Einschätzung
des eigenen Zeitverwendungsverzichts und desjenigen
des Partners. Dabei halten Frauen es zunächst für deutlich
wahrscheinlicher, dass sie in Folge der Geburt eines Kin-
des auf bisherige Zeitverwendungen verzichten, als ihr
Partner. Im Hinblick auf die Bewertung des eigenen Ver-
zichts durch Frauen zeigt sich ein relativ klares Bild: Die
höhere Wahrscheinlichkeit führt dazu, dass die Kombina-
tion aus „eher schlecht und eher wahrscheinlich“ bei
Frauen mehr als doppelt so groß ist wie bei Männern. Al-
lerdings steht ein Teil der Frauen diesem vermuteten Ver-
zicht auf bisherige Zeitverwendungen offenbar weniger
skeptisch gegenüber, da die Kombination „eher gut und
eher wahrscheinlich“ um knapp 8 Prozentpunkte größer
ist als bei den Männern. Diese Varianz innerhalb der
weiblichen Befragten zeigt sich auch in den Antworten
im Hinblick auf den Zeitverwendungsverzicht des Part-
ners. Insgesamt halten Frauen dies für unwahrscheinli-
cher als umgekehrt Männer dies von ihren Partnerinnen
denken. Bei der Bewertung zeigen sich große Divergen-
zen: Einerseits ergibt sich eine Gruppe von 17,2 Prozent,
die dies für „eher schlecht und eher unwahrscheinlich“
halten, andererseits eine Gruppe von 22,2 Prozent, die es
für „eher gut und eher unwahrscheinlich“ halten, wenn in
Ta b e l l e  3.6
Kategorisierung zeitbezogener Handlungsoptionen
Handlungsalternative ist...
eher gut eher schlecht
Handlungsalterna-
tive ist …
eher 
wahrscheinlich
Wahrscheinlichkeit 
stabilisieren
Attraktivität erhöhen oder Wahr-
scheinlichkeit senken
eher 
unwahrscheinlich
Wahrscheinlichkeit 
erhöhen
Unwahrscheinlichkeit 
stabilisieren
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erster Linie der männliche Partner auf bisherige Zeitver-
wendungen verzichten würde.
Der zweite Unterschied adressiert die Zeitorganisation.
Hierbei ist die Gruppe von Befragten, die vermuten, dass
in erster Linie sie selber sorgfältiger mit der Zeit umge-
hen und dies auch gut finden, bei den Frauen signifikant
größer als bei den Männern. Drittens stehen Frauen einer
Unterstützung durch die Eltern des Partners signifikant
skeptischer gegenüber als Männer. Der letzte und ange-
sichts der Handlungsempfehlungen möglicherweise weit-
reichendste Unterschied zeigt sich hinsichtlich der Unter-
stützung durch Nachbarn. Frauen und Männer halten
diese Option für eher unwahrscheinlich, wobei Frauen es
noch unwahrscheinlicher einschätzen als Männer. Frauen
stehen einer Unterstützung durch Menschen aus der
Nachbarschaft gleichzeitig auch signifikant skeptischer
gegenüber als Männer, woraus ein relativ großer Anteil
von befragten Frauen (30,4 Prozent) resultiert, der diese
Option als „eher schlecht und eher unwahrscheinlich“
einschätzt. Maßnahmen, die an dieser Handlungsalterna-
tive ansetzen, sollten daher geschlechtsspezifisch diffe-
renziert sein.
In Bezug auf den Bildungsstatus wurde zwischen Befrag-
ten mit Hochschulreife respektive einem abgeschlossenen
Studium (n=298) auf der einen Seite und Befragten ohne
Hochschulreife (n=104) auf der anderen Seite differen-
ziert. Auf Grundlage dieser Differenzierung zeigten sich
bei nur einer der 11 Handlungsoptionen signifikante Un-
terschiede (vgl. Tabelle A 9 im Anhang). Demnach schät-
zen Befragte ohne Abitur die Wahrscheinlichkeit, Zeitbe-
darfe durch den Einkauf haushaltsnaher Dienstleistungen
abdecken zu können, signifikant geringer ein als Befragte
mit Abitur.
Die Ergebnisse der Fokusgruppen und der Telefoninter-
views zusammenfassend (vgl. Tabelle 3.7) erzeugt die
Reflektion eines möglichen Verzichts auf bisherige Zeit-
verwendung bei den Betroffenen eher Abwehrhaltungen.
In den Fokus rückt hierbei zunächst die Arbeitszeit, wo-
bei dies für Frauen selbstverständlicher erscheint als für
Männer. Damit verbunden sind Fragestellungen einer
besseren und selbstverständlicheren Vereinbarkeit von
Beruf und Familie (auch für Männer). Vor dem Hinter-
grund der auch ohne Kinder nach wie vor nicht ge-
schlechtsneutralen Aufteilung der Hausarbeit überrascht
A b b i l d u n g  3.4
Attraktivität und Wahrscheinlichkeit zeitbezogener Handlungsalternativen
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11,0
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mein Partner und ich gleichermaßen sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen
in erster Linie ich sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen
uns meine Eltern durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten
uns unsere Freunde durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten
in erster Linie ich auf bisherige Zeitverwendungen verzichten
in erster Linie mein Partner sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen
mein Partner und ich gleichermaßen auf bisherige Zeitverwendungen verzichten
uns die Eltern meines Partners durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten
in erster Linie mein Partner auf bisherige Zeitverwendungen verzichten
wir uns Hilfe einkaufen und uns dadurch zeitlich entlasten
uns Menschen aus der Nachbarschaft durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten
Wenn ich Mutter oder Vater wäre, dann würde(n)... 
eher schlecht 
und eher un-
wahrscheinlich
eher schlecht 
und eher 
wahrscheinlich
eher gut 
und eher 
wahrscheinlich
eher gut 
und eher un-
wahrscheinlich
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es nicht, dass Frauen tendenziell eher damit rechnen, auf
bisherige Zeitverwendungen zu verzichten. Ähnliches gilt
für den Bereich der Verdichtung bisheriger Zeitverwen-
dungen, die erstens als eher selbstverständlich charakteri-
siert wird, zweitens in der partnerschaftlichen Variante
die größte Zustimmung erfährt, drittens allerdings von
Frauen eher bei sich selbst als beim Partner vermutet
wird. Insofern erscheinen im Hinblick auf Zeitverwen-
dungsverzicht und Zeitverdichtung insbesondere Fragen
der gleichmäßigeren Lastenverteilung zwischen den Ge-
schlechtern virulent.
Mit Blick auf die Beschaffung zusätzlicher Zeitressour-
cen ist festzuhalten, dass die Unterstützung durch die ei-
genen Eltern von den Betroffenen antizipiert wird, diesen
Aspekt gilt es damit eher zu konservieren. Spielraum
scheint insbesondere im Hinblick auf Unterstützung
durch Nachbarn und haushaltsnahe Dienstleitungen zu
bestehen. Hinsichtlich nachbarschaftlicher Unterstützun-
gen gilt es allerdings zu beachten, dass diese von den Be-
troffenen als unwahrscheinlich, aber auch nicht als attrak-
tivste Variante betrachtet werden. Die Unterstützung
durch haushaltsnahe Dienstleistungen erscheint für poten-
zielle Mütter und Väter attraktiv, allerdings werden klare
finanzielle Restriktionen antizipiert, insbesondere von
Betroffenen mit mittlerem oder niedrigem Bildungsni-
veau.
3.4 Schlussfolgerungen 
Abschließend sollen auf Grundlage der unterschiedlichen
empirischen Zugänge zum Zusammenhang von Zeit und
Fertilitätsentscheidungen Schlussfolgerungen gezogen
werden, die als Brücke zu konkreten Handlungsempfeh-
lungen dienen sollen (vgl. Tabelle 3.8).
Die adressierten Fragestellungen weisen somit nur einen
mittelbaren Handlungsbezug auf, sind aber gleichwohl
als Leitlinien für eine konkrete Verbesserung der zeitbe-
zogenen Ausgangssituation von Menschen in der Famili-
engründungsphase zu verstehen. Als Systematisierungs-
kriterien werden dabei zum einen die in der Einleitung
angelegten fünf zeitpolitischen Handlungsfelder, zum an-
deren die zentralen Adressaten im Sinne zeitpolitischer
Akteure herangezogen. Zusätzlich sind die Leitlinien mit
einem Zeithorizont als Anhaltspunkt für mögliche Umset-
zungszeiträume versehen. Ungeachtet ihrer analytischen
Trennung sind die dargestellten Schlussfolgerungen in-
haltlich nicht vollständig unabhängig, sondern stehen un-
tereinander in unterschiedlichen Wechselwirkungen. Die
in Tabelle 3.8 enthaltene Nummerierung dient ausschließ-
lich der besseren Orientierung im Hinblick auf den erläu-
ternden Text und ist nicht Ausdruck einer Priorisierung.
ad 1) Vor dem Hintergrund der volumenbezogen hohen
Bedeutung der Arbeitszeit und den Befürchtungen poten-
zieller Eltern, insbesondere der Mütter, hinsichtlich einer-
seits zeitlicher (Doppel-)Belastungen und andererseits be-
ruflicher Existenzängste, scheint es ratsam, den Anteil
von Beschäftigten, die über die zeitbezogenen Rahmen-
bedingungen der Beschäftigung (Länge, Lage, Ort) sub-
stanziell mitbestimmen können, zu erhöhen. Dies gilt
auch und insbesondere vor dem Hintergrund der Unter-
schiede zwischen gewünschter und tatsächlicher Arbeits-
zeit bei einem erheblichen Anteil der Beschäftigten.
Nicht zuletzt gilt es dabei, die traditionelle Klassifikation
des Erwerbsstatus in Voll- und Teilzeit zugunsten eines
stärker an den individuellen Vorstellungen ausgerichteten
Arbeitsvolumens, das flexibel an sich wandelnde Lebens-
umstände angepasst werden kann, zu überwinden.
ad 2) Da Zeit eine knappe Ressource für die Herstellungs-
leistung von Familie ist, gilt es zeitproduktivitätsstei-
gernde Ansatzpunkte zu identifizieren und zu mobilisie-
ren. Eine Handlungsrichtung stellt dabei die individuelle
Ta b e l l e  3.7
Zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse zu zeitbezogenen Handlungsalternativen
Fokusgruppen CATI-Interviews
Verzicht auf bisherige Zeitverwendungen
wenig attraktiv, Frauen antizipieren im Gegensatz zu 
Männern (begrenzten) Verzicht auf Erwerbstätigkeit im 
Kontext der Geburt
wenig attraktiv, am ehesten noch gemeinsamer Verzicht, 
Frauen vermuten, dass sie stärker verzichten müssen als 
ihr Partner
Verdichtung bisheriger Aktivitäten
Verdichtung von Basistätigkeiten wird antizipiert
(erscheint selbstverständlich)
partnerschaftliches Modell erscheint attraktiv, wird von 
Frauen aber weniger stark vermutet als von Männern
Beschaffung zusätzlicher Zeitressourcen
erscheint attraktiv, Kinderbetreuung (institutionell) und 
durch Großeltern, Haushaltnahe Dienstleistungen attrak-
tiv, erscheinen aber teuer
attraktivste Variante (eigene Eltern und Freunde), Unter-
stützung durch Eltern erscheint gleichzeitig sehr wahr-
scheinlich, durch Freunde auch eher wahrscheinlich, 
Hilfe aus Nachbarschaft erscheint akzeptabel, aber sehr 
unwahrscheinlich
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Kompetenz im Umgang mit Zeitressourcen dar. Analog
zu anderen Zeitverwendungen (insbesondere im Berufsle-
ben), bei denen Unterstützungen für den effizienten Um-
gang mit der Ressource Zeit gewährt werden, wäre zu
überprüfen, inwieweit solche Angebote auch von (poten-
ziellen) Müttern und Vätern als attraktives Angebot zur
Verbesserung ihrer Lebensumstände angesehen werden.
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Fokusgruppen
scheinen dabei insbesondere Männer, über zeitbezogene
Produktivitätsreserven zu verfügen, die möglicherweise
für Familie nutzbar gemacht werden könnten.
ad 3) Tätigkeiten im Haushalt werden auch in Partner-
schaften ohne Kinder immer noch in größerem Maße von
Frauen als von Männern durchgeführt. Die antizipierte
Fortschreibung und Eskalation dieses Ungleichgewichtes
für den Fall einer Elternschaft stellt für Frauen ein nen-
nenswertes Fertilitätshindernis dar.
ad 4) Die zeitliche Belastung variiert im Lebenslauf sehr
deutlich. Insbesondere die Phase einer möglichen Eltern-
schaft ist einem intensiven Wettbewerb durch andere, vor
allem beruflich induzierte Zeitverwendungen ausgesetzt.
Es gilt zu prüfen, inwieweit die individuellen Möglich-
keiten zur Anlage und Auflösung von Zeitguthaben – ins-
besondere, aber nicht ausschließlich im Hinblick auf Ar-
beitszeiten – gestärkt werden können.
ad 5) Familien sind nicht zuletzt aufgrund zeitbezogener
Engpässe auf Unterstützungsnetzwerke mit Zeitreserven
angewiesen. Dabei richtet sich der Blick zunächst auf El-
tern und Schwiegereltern. Allerdings stehen dieser Form
der Unterstützung zunehmend prohibitiv große Distanzen
zwischen dem Wohnort der (Schwieger-)Eltern und dem-
jenigen der Kinder entgegen. Lässt die räumliche Entfer-
nung eine Unterstützung zu, wird sie von potenziellen
Müttern und Vätern antizipiert. Im Gegensatz dazu wer-
den nachbarschaftliche Unterstützungsnetzwerke von den
Betroffenen noch als eher exotisch betrachtet (vgl. hierzu
Ta b e l l e  3.8
Zeit im Kontext der Familiengründungsphase – Schlussfolgerungen im Überblick
Nr. Schlussfolgerung primärer Adressat Zeithori-zont
Zeitsouveränität
1 Ausbau und Stärkung des Beschäftigteneinfluss auf Länge, Lage 
der Arbeitszeit sowie auf den Arbeitsort
Tarifvertragsparteien, 
Politik
kurzfristig
Zeitkompetenz
2 Stärkung von Zeitkompetenz, insbesondere bei Männern (öffentliche und private) Bil-
dungsträger
langfristig
Zeitumverteilung
3 Intrapartnerschaftlich
Stärkere Beteiligung von Männern an Hausarbeit und (antizipier-
ten) Betreuungsaufgaben
Individuum,
Gesamtgesellschaft
mittelfristig
4 Intrapersonal
Ausbau der Möglichkeiten Zeit zu sparen respektive zu entsparen
Tarifvertragsparteien,
Politik
kurzfristig
5 Interpersonal 
Stärkung nachbarschaftsbezogener Unterstützungsnetzwerke
(Kommunal-)Politik,
Individuum
kurzfristig
6 Interpersonal
Erleichterung der Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistun-
gen
Politik, Entrepreneure kurzfristig
Zeitsynchronisation
7 Systematische Abschätzung und Aktivierung einer informations-
technologisch basierten Steigerung der Familienzeitproduktivität
Unternehmen, Politik kurz- bis 
mittelfristig
Zeitpräferenz
8 Stellenwert von Familienzeit in Relation zu sonstigen Zeitverwen-
dungen (insbesondere Arbeitszeit und Freizeit)
Gesamtgesellschaft, Politik langfristig
9 Neu-Bewertung bezahlter und unbezahlter Zeitverwendungen Gesamtgesellschaft, Politik langfristig
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auch die Befunde in Kapitel 2). Gelingt es, die hier lie-
genden Zeitreserven im Sinne von Zeitgeber und Zeitneh-
mer zu aktivieren, wäre eine nennenswerte Verbesserung
der zeitlichen Ausgangssituation junger Eltern zu erwar-
ten.
ad 6) Neben nicht monetär ausgerichteten Unterstüt-
zungsnetzwerken (vgl. ad 5), ist auch der Zugang von
Familien zur Unterstützung durch haushaltsnahe Dienst-
leistungen zu stärken. Dieser Themenbereich ist – insbe-
sondere im Hinblick auf finanzielle Unterstützung durch
den Staat – vielfältig erörtert worden. Hier soll im Hin-
blick auf die Adressaten ein komplementärer Akzent ge-
setzt werden. Es bedarf in diesem Handlungsfeld offenbar
auch mehr unternehmerischer Kreativität im Sinne der
Entwicklung neuer Geschäftsmodelle. Es wäre zu über-
denken, wie die Aufmerksamkeit kreativer Eliten mit
Existenzgründungsabsicht und -kompetenz in das Feld
haushaltsnaher Dienstleistungen gelenkt werden kann.
ad 7) Analog zu den Ausführungen zur Zeitkompetenz
adressiert diese Schlussfolgerung die Frage von höherer
Zeiteffizienz für Familien. Es gilt zu prüfen, inwieweit die
fortschreitende Diffusion moderner Informations- und
Kommunikationstechnologien zeitbezogene Engpässe
(auch) von Familien lindern können. Dies bezieht sich
nicht nur auf den Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie, sondern auf zahlreiche andere Fragestellungen
vor allem im Kontext der zeitlichen Synchronisationsan-
forderungen in Familien.
ad 8) Die Beeinflussung von Präferenzen für unterschied-
liche Zeitverwendungen stellt einen Eingriff in individu-
elle Freiheiten dar und ist dementsprechend kritisch zu
hinterfragen. Gleichwohl ist zu fragen, ob die zentrale
Position von Erwerbs- und Freizeit in der Zeitverwen-
dung gesellschaftlich funktional ist. Insbesondere im Hin-
blick auf eine mögliche Elternschaft dominieren bei den
Betroffenen offenbar zeitbezogene Ängste, sei es im Hin-
blick auf berufliche Nachteile oder Einbußen in der Flexi-
bilität. Zeit für Familie wird insofern eher mit Verzicht
auf andere Zeitverwendungen assoziiert und nicht mit
Gewinn einer familienbezogenen Zeit.
ad 9) Insbesondere das starke geschlechterbezogene Un-
gleichgewicht im Hinblick auf Zeitverwendungen im
Kontext der Hausarbeit kombiniert mit dem Befund, dass
ein Großteil der Männer eher weniger, ein Großteil der
Frauen eher mehr Zeit für Erwerbsarbeit verwenden
möchte, lenkt den Blick auf die Bewertung dieser unter-
schiedlichen Zeitverwendungen. Es gilt deutlich zu machen,
dass neben der Bezahlung auch andere, möglicherweise be-
deutsamere Kriterien für die Wertigkeit unterschiedlicher
Zeitverwendungen existieren.
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1 Neben den hier skizzierten Theorien wird auch die Theorie des
„Zweiten Demographischen Übergangs“ zur Darstellung der Gebur-
tenentwicklung verwendet. Da ihr Fokus nicht auf der Modellierung
der individuellen Fertilitätsentscheidung, sondern auf der demogra-
phischen Entwicklung liegt wird hier auf ihre Darstellung verzichtet.
Für eine systematisierende Bestandsaufnahme unterschiedlicher
Theorien der Bevölkerungsentwicklung vgl. Bujard 2011.
2 Tivig et al. 2011.
3 Vgl.: Leibenstein 1957, 1974, 1975; Becker 1960.
4 Becker und Lewis1973.
5 Becker und Barro 1988.
6 Caldwell 1976, 1980, 1982. In einer traditionellen Gesellschaft be-
wegen sich die Nettovermögensströme von der Elterngeneration
überwiegend zu der Altengeneration. Aufgrund der kulturellen Werte
und Normen ist die mittlere Generation zu diesem intergenerativen
Altruismus gegenüber den Alten verpflichtet. Es ist für sie aber auch
rational selbst viele Kinder zu haben, die für sie in der späteren Le-
bensphase sorgen werden. Die Richtung der Nettowohlfahrtsströme
kehrt sich in einer modernen Gesellschaft um.
7 Sobotka 2004.
8 McDonald 2006.
9 Kohler et al. 2002.
10 Rainer et al. 2011.
11 Easterlin 1969, 1975, 1980, 1987.
12 Vgl.: Scanzoni 1978; Beck-Gernsheim 2006; Hakim 2000; Mason
2001; McDonald 2000.
13 Vgl.: van de Kaa 1996; Lesthaege 1980.
14 Beck 1986; Hoffmann-Novotny 1988; Miegel und Wahl 1993.
15 Vgl.: Miller 1992; von Rosenstiel et al. 1986.
16 Hoffman und Hoffmann 1973.
17 Nave-Herz 2004.
18 Nauck 2001.
19 Beckman 1979; Bagozzi und van Loo 1978; Hass 1974; Miller et al.
2004.
20 Bujard 2011.
21 Wie dargelegt, variieren die Bedingungen des Zeitwettbewerbs nicht
nur interpersonal, sondern zeitraumbezogen auch intrapersonal. Der
in Abbildung 3.1 dargestellte Wettbewerb des Zeitbedarfes für ein
Kind mit anderen Zeitverwendungen besitzt somit nur prototypi-
schen Charakter. Am abgeleiteten Optionsraum potenzieller Eltern
ändert dieser Sachverhalt allerdings nichts.
22 Aus einer Makroperspektive sind dabei Skaleneffekte möglich, wenn
der Zeitbedarf mehrerer Kinder durch eine Person gedeckt wird (z. B.
Betreuung in Kitas). Damit reduziert sich der gesamtgesellschaftlich
erforderliche Zeitaufwand für die Versorgung und Erziehung von
Kindern. Aus einer Mikroperspektive handelt es sich aber auch bei
derartigen auf Skaleneffekten ausgelegten externen Betreuungen um
die Beschaffung zusätzlicher Zeitressourcen.
23 Panel Analysis of Intimate Relationships and Family Dynamics. Die-
se Repräsentativerhebung wurde in den Jahren 2008 und 2009 zum
ersten Mal durchgeführt und umfasst über 12 000 Personen, die bis
zum Jahr 2022 jährlich zu Themen rund um Partnerschaft und Fami-
lienleben befragt werden sollen.
24 In der Dokumentation einzelner Aussagen ist die Gruppenzugehörig-
keit jeweils in Klammern hinter dem Zitat dokumentiert: Frauen,
Nicht-Akademikerrinnen (F, NA); Frauen, Akademikerrinnen (F, A);
Männer, Nicht-Akademiker (M, NA); Männer, Akademiker (M, A).
25 Rogacki 2012.
26 Im Vorfeld der Hauptstudie wurde unter kinderlosen Studierenden
der Steinbeis-Hochschule Berlin, die ihr Studium durchweg berufs-
begleitend absolvieren und somit untersuchungsrelevante Probanden
darstellen, ein als Online-Befragung konzipierter Pretest durchge-
führt (n = 64), um Verständlichkeit und Vollständigkeit des Fragebo-
gens zu überprüfen. Im Nachgang dieses Pretests wurde die Reihen-
folge der Fragen und einzelne Frageformulierungen verändert, sowie
Skalen zum wahrgenommen Zeitstress in die Untersuchung integ-
riert.
27 Zu einer Analyse milieuspezifischer Einflussfaktoren zeitlicher Di-
mensionen der Familiengründung vgl. Burkart 2012.
28 Da in der Zeitbudgeterhebung 2001/02 nicht ermittelt wurde, ob die
Befragten einen festen Partner haben, kann im Folgenden lediglich
die zeitliche Ausgangslage von Personen in der Familiengründungs-
phase unabhängig vom Status der Partnerschaft dargestellt werden.
Als in der Familiengründungsphase befindlich werden Frauen und
Männer im Alter von 20 bis 40 Jahren definiert, die entweder noch
bei den Eltern oder in einem Einzel- bzw. Paarhaushalt ohne Kinder
leben. Eine Partnerschaft ließe sich zwar über die gemeinsame Haus-
haltsführung bestimmen, jedoch leben Paare in der Familiengrün-
dungsphase in vielen Fällen (noch) nicht in einem gemeinsamen
Haushalt.
29 Angaben erfolgen nur soweit betreffendes zutrifft, also etwa ein Part-
ner vorhanden ist oder ehrenamtliche Tätigkeiten geleistet werden.
30 Unabhängig vom Akademikerstatus waren Arbeitswochen von deut-
lich mehr als 40 Stunden in der Stichprobe nicht unüblich.
31 Sowohl im Hinblick auf die Zeitverwendung in der Dimension Be-
ruf/Ausbildung als auch in der Gesamteinschätzung der Zeitverwen-
dung zeigen sich keine signifikanten Unterschiede zwischen Män-
nern und Frauen.
32 Für die sekundärstatistischen Analysen zur Relevanz zeitbezogener
Variablen auf Fertilitätsentscheidungen wird der Datensatz „pairfam –
das Beziehungs- und Familienpanel“ verwendet. Da hier die Fami-
liengründungsphase von Interesse ist, werden nur Befragte der zwei-
ten Kohorte (Personen zwischen 25 und 28 Jahren) ohne Kinder be-
rücksichtigt, die zum Zeitpunkt der Erhebung einen Partner haben,
nicht mehr in Ausbildung sind und deren Partner nicht mehr in Aus-
bildung ist.
33 Für die Regressionen werden die auf einer 5er-Skala abgebildeten
Fragen in eine 0/1-Variable transformiert. Die 1 steht dabei für hohe
und sehr hohe Zustimmung, d. h. die Werte 4 und 5 auf der ursprüng-
lichen Skala.
34 Darin enthalten ist sowohl das Angebot an staatlich geförderter Kin-
derbetreuung als auch die Möglichkeit, die Kinder Verwandten oder
Freunden zur Beaufsichtigung zu geben.
35 Für eine differenzierte Analyse der Zusammenhänge nach Ge-
schlecht und Bildungsstatus vgl. Tabelle A 5 und Tabelle A 6 im An-
hang.
36 Eine mögliche Erklärung hierfür wäre, dass Personen mit modernem
Familienbild und Geschlechterrollen zwar ebenso Kinder wollen,
wenn allerdings die Voraussetzungen (finanziell oder infrastruktu-
rell) dafür nicht gegeben sind, wird es wahrscheinlicher, dass sie
nicht mehr ihre präferierte Kinderzahl erreichen.
37 An dieser Stelle soll noch einmal betont werden, dass es nicht Ziel
der nachfolgenden Analysen ist, die Fertilitätsentscheidung mög-
lichst gut, sprich vollständig zu erklären. Vielmehr geht es darum, die
Relevanz zeitbezogener Variablen für Fertilitätsentscheidungen ab-
zuschätzen. Im Fokus stehen somit die zeitbezogenen unabhängigen
und nicht die abhängige Variable „Fertilität“.
38 Cohen et al. 1983.
39 Bolino und Turnley 2005.
40 Angesichts unterschiedlicher Skalenniveaus der abhängigen und un-
abhängigen Variablen sowie des auf grundsätzliche Relevanz ausge-
richteten Erkenntnisinteresses wurden hier lediglich Partialanalysen
durchgeführt.
41 Für eine differenzierte Analyse der Zusammenhänge nach Ge-
schlecht und Bildungsstatus vgl. Tabelle A 7 im Anhang.
Drucksache 17/9000 – 68 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
4 Zeit für Familie mit Kindern
In der Familienphase, in der Eltern Klein- und Schulkin-
der zu versorgen haben, manifestieren sich Zeitkonflikte
sowohl auf der synchronen Dimension (Zeitorganisation
des Alltags von Familien) als auch auf der diachronen
Dimension (innerhalb einer vergleichsweise kurzen Le-
bensphase, in der Elternschaft und Berufseinstieg oder
Karriere zeitgleich zu bewältigen sind).
Familien mit Klein- und Schulkindern sind in vielfältige,
teilweise in Widerspruch zueinander stehende Zeitsysteme
eingebunden, die das Familienleben mehr oder weniger di-
rekt beeinflussen. Die Herstellung eines gemeinsamen
Alltags erfordert Synchronisations- und Koordinierungs-
leistungen zwischen verschiedenen Zeittaktgebern im
familialen Umfeld sowie das Zusammenfügen der indivi-
duellen Zeitstrukturen der Familienmitglieder als Voraus-
setzung für ein Familienleben.1
Das notwendige Zeitbudget einzelner Familienmitglieder
lässt sich nicht pauschal quantifizieren, sondern ist ab-
hängig von der familiären und beruflichen Konstellation
und individuellen Bedürfnissen und Wünschen in Bezug
auf das jeweilige Familienkonzept. Nur wenn Quantität,
Qualität, Platzierung, soziale Passung und inhaltliche Ge-
staltung der Zeitverwendung den subjektiven Interessen
der Familie entsprechen, kann Familie ihre unverzichtba-
ren Aufgaben erfüllen.
Familienzeiten sind maßgeblich durch den dominanten
Taktgeber Erwerbsarbeit bestimmt, aber auch durch Öff-
nungszeiten von Betreuungseinrichtungen und Schulen,
Behörden und Geschäften, Freizeitangeboten oder der
Taktung öffentlicher Verkehrsmittel. Die Umbrüche in
der Arbeitswelt führen zur Entgrenzung und Entstandar-
disierung von Erwerbsarbeit, die auch die Koordinaten
der familialen Lebensführung deutlich verschieben. Da-
bei erweisen sich sowohl Familienkonstellationen mit
Zeitknappheit wie Doppelverdiener-Haushalte oder be-
rufstätige Alleinerziehende, ebenso wie Familien, denen
Zeitstruktur oder sinnstiftende Zeitverwendung fehlt, als
zeitlich besonders belastet.2
In der vorfamilialen Phase (Kapitel 3) zeichnen sich die
Zeitkonfliktlinien für Familien mit Kindern bereits ab.
Insbesondere die Zeitkonkurrenz zwischen notwendiger
Arbeitszeit und Freizeit, aber auch die ungleiche Vertei-
lung der Zeitverwendung für Haus- oder Erwerbsarbeit
zwischen Männern und Frauen sind Zeitproblemfelder,
die in der Familienphase mit Klein- und Schulkindern
noch akuter werden können.
4.1 Die Bedeutung von Zeit für 
Familie mit Kindern
Familie ist ein Ort, an dem Zeit für Versorgung, Fürsorge,
Bildung und Erholung nicht nur verwendet, sondern auch
deren Qualität fühlbar wird. Die Qualität des Zusammen-
lebens von Familien ist prinzipiell untrennbar verbunden
mit den zeitlichen Ressourcen, Zeitbindungen sowie Zei-
terfahrungen ihrer Mitglieder.3 Der Familienalltag – Kin-
dererziehung und -betreuung, Haushalt, Freizeit, soziales
Leben etc. – muss organisiert werden. Zeit ist dabei ein
zentrales Medium, um diese Aktivitäten zu strukturieren,
damit der Alltag der Familienmitglieder jeweils für sich
und miteinander funktioniert.
Dieser komplexe familiale Lebenszusammenhang muss
täglich neu kreiert und hergestellt werden. Der Begriff
„doing family“ stellt genau diesen Umstand des aktiven
Gestaltens von Familienbeziehungen durch Mütter und
Väter, Eltern und Kinder nach innen und nach außen dar.
Diese alltäglichen Herstellungsleistungen binden einen
nicht unerheblichen Teil der Lebenszeit familialer Ak-
teure. Es ist nach wie vor meist die Zeit der Mütter, die
für Versorgungsaufgaben gegenüber Kindern oder eines
pflegebedürftigen Familienmitglieds gebunden ist und so-
mit nicht für andere Aktivitäten, etwa der Erwerbsarbeit,
zur Verfügung steht.4
Galten lange Zeit alle Formen mütterlicher Erwerbstätig-
keit als schädlich für kindliche Entwicklungsbedingun-
gen, hat sich der Forschungsstand mittlerweile in eine an-
dere Richtung entwickelt. Erstens zeigen Metaanalysen5,
dass eine mütterliche Erwerbstätigkeit im Durchschnitt
betrachtet keine signifikanten negativen Effekte auf Kin-
der hat. Zweitens treten immer deutlicher die Vorteile ei-
ner ein gewisses Mindestmaß an Qualifikationen und
komplexen Arbeitstätigkeiten erfordernden Erwerbstätig-
keit in den Vordergrund.6 So sind Mütter mit Kindern, die
einer solchen Erwerbstätigkeit nachgehen, mit ihrem Le-
ben insgesamt zufriedener als Mütter, die aus familiären
Gründen nicht erwerbstätig sein können.7 Die Kinder die-
ser Mütter profitieren nicht nur von der Verbesserung der
finanziellen Lage der familiären Ressourcen. Sie lernen
auch von der Fähigkeit der Alltagsbewältigung ihrer Müt-
ter, ziehen vielfältige Gewinne aus einer Anreicherung ih-
res Alltags in Bezug auf Kultur und profitieren vom be-
ruflichen Erfahrungswissen und der hohen Motivation
ihrer Mütter.8 Nicht zuletzt werden die für eine gelin-
gende Lebensführung immer wichtiger werdenden Zeit-
kompetenzen grundlegend in der Familie erlernt.9
Eltern, vor allem Mütter, geraten in Zeitnot, da Familien-
zeiten nicht nur mit Arbeitszeiten in Einklang gebracht
werden müssen, sondern auch mit dem Zeitraster von Kin-
derinstitutionen (wie Schule, Kindergarten, Vereine etc.).
Neben Erwerbsarbeitszeiten sind es also vor allem die
Taktgeber im sozialen Nahraum, die die Zeitknappheit von
Familien im Alltag steigern. Betreuungs- und Bildungs-
zeiten von Kindertagesstätten und Schulen, Öffnungszei-
ten von Geschäften, Behörden, Ärzten, Handwerkern,
Sportvereinen, Musikschulen – all diese Bereiche haben
eigene Zeitlogiken, die oftmals weder aufeinander abge-
stimmt sind, noch sich mit den zunehmend entgrenzten
Arbeitszeiten von Eltern synchronisieren lassen. Hinzu
kommen Wegezeiten, die sich aus der Trennung von
Wohnorten, Orten der Erwerbsarbeit und Orten öffentli-
cher und privater Dienstleistungen ergeben und die in vie-
len Familien ebenfalls erhebliche Zeitfresser darstellen.10
Das „Taxi Mama“11 spielt immer noch eine nicht zu unter-
schätzende Rolle für die Bewältigung familialer Zeit- und
Bewegungsanforderungen. Frauen sind damit auch oft die
Logistik- und Mobilitätsmanagerinnen innerhalb des Fa-
milienalltags.12
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Familien mit mehreren Kindern stehen hierbei vor spezi-
fischen Organisationsaufgaben: nicht nur der Zeitbedarf
steigt mit der Kinderanzahl, es ergeben sich auch spezifi-
sche Problemlagen aufgrund der Altersunterschiede zwi-
schen den Kindern. Je nach Alter der Kinder werden
unterschiedliche Betreuungs-, Bildungs- und Freizeitar-
rangements benötigt, die von verschiedenen Institutionen
mit ihren mehr oder weniger flexiblen bzw. starren Zei-
trastern angeboten werden. So mag etwa die Betreuung
für das jüngste Kind durch eine Tagesmutter erfolgen, das
mittlere Kind ist in einem Kindergarten untergebracht,
während das älteste Kind bereits die Schule besucht.
Weder Orte noch Öffnungs- und Ferienzeiten sind aufei-
nander abgestimmt und es bedarf ein hohes Maß an Orga-
nisationsgeschick, diese Unstimmigkeiten zur Zufrieden-
heit aller in Einklang zu bringen.13
4.1.1 Der Bezugsrahmen von Zeit 
und Familie mit Kindern
In den folgenden Kapiteln werden die zeitlichen Bedin-
gungen und Herausforderungen von Familien mit Klein-
und Schulkindern hinsichtlich der bestehenden zeitrele-
vanten familienpolitischen und infrastrukturellen, der öko-
nomischen sowie der lokalen Rahmenbedingungen be-
trachtet und aus den unterschiedlichen Perspektiven der
Kinder, der Eltern(-teile), der Betriebe und der Kommunen
bewertet. Dabei müssen Unterschiede hinsichtlich der Le-
benslagen, Lebensformen, Lebensläufe und Regionen be-
rücksichtigt werden. Abbildung 4.1 fasst den in diesem
Kapitel gewählten Bezugsrahmen grafisch zusammen.
Zeitrelevante familienbezogene und infrastrukturelle
Rahmenbedingungen werden insbesondere für die Alters-
A b b i l d u n g  4.1
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gruppen der 0- bis 3-Jährigen sowie Kinder ab 6 Jahren
betrachtet, da sich hier die größten Veränderungen und
auch Bedarfe von Familien abzeichnen. Daneben finden
sich die nicht minder bedeutsamen zeitrelevanten ökono-
mischen Rahmenbedingungen (auf der Ebene der Be-
triebe sowie gesamtgesellschaftlich) sowie die Rahmen-
bedingungen der lokalen Zeitpolitik und deren jeweilige
Wechselspiele.
Aus den Perspektiven der Kinder, der Eltern, der Betriebe
und der Kommunen werden Handlungsmöglichkeiten auf
den Gestaltungsfeldern Zeitsouveränität, Zeit(um)vertei-
lung, Zeitsynchronisation und Zeitkompetenz aufgezeigt.
Dabei ist zu beachten, dass diese Gestaltungsfelder mitei-
nander verbunden und verschränkt sind. So ist beispiels-
weise die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit im Zu-
sammenhang mit Fragen der Zeitsouveränität und
intrafamilialen Zeit(um)verteilung zu betrachten.
Vor dem Hintergrund der angeführten unterschiedlichen
Dimensionen und Perspektiven, die für das Gelingen von
Familie relevant sind, werden weitere Fragestellungen
betrachtet. Hierbei geht es um die Nutzung des Elterngel-
des und der Partnermonate, um die Betreuungssituation
von Klein- und Schulkindern sowie um die Vereinbarkeit
von Familienzeit und Arbeitszeit. Neben der Situation am
Arbeitsmarkt für Eltern werden auch die Folgen von Er-
werbsunterbrechungen für den weiteren beruflichen Wer-
degang analysiert und dabei unterschiedliche Chancen
und Risiken für Männer und Frauen dargestellt. Die Rolle
der Unternehmens- und Führungskultur wird dabei eben-
falls beleuchtet. Schließlich wird die Verantwortung der
Kommunen bei der Bereitstellung von Infrastruktur und
der Koordination von Hilfen für Familien untersucht.
Über allen Betrachtungen steht dabei das Ziel, Familien
Zeit einzuräumen, um sich durch Austausch und Zuwen-
dung als Familie erfahren zu können. Genauer: Es bedarf
einer verlässlichen Zeit für Interaktionen, um die Grund-
lagen für eine adäquate Entwicklung und Bildung von
Kindern zu legen, aber auch um stabile Partnerschaften
zu sichern und so letztlich die verantwortungsvolle ge-
sellschaftliche Funktion von Familien zu gewährleisten.14
4.1.2 Betrachtung aus verschiedenen 
Perspektiven 
Familien mit Klein- und Schulkindern müssen simultan
eine Vielzahl an Anforderungen erfüllen. Es ist ihre
Pflicht und Aufgabe, die Bedürfnisse ihrer Kinder zu be-
friedigen und eine Atmosphäre zu schaffen, in der diese
gut aufwachsen können. Dabei haben sie Anspruch auf
gesellschaftliche Unterstützung. Sofern die Familie auf
einer Paarbeziehung beruht, brauchen Eltern aber auch
Zeit als Paar, denn die Qualität der Partnerschaft ist eine
der wichtigsten Voraussetzungen für das Funktionieren
der Familie und für die positive Entwicklung der Kinder.
Gleichzeitig müssen Väter und zunehmend auch Mütter
die Existenz ihrer Familie sichern und sich beruflich be-
währen. Inwiefern sich die beruflichen Anforderungen
mit denen der Familie verbinden lassen, hängt stark von
den ökonomischen Bedingungen ab und den daraus resul-
tierenden Perspektiven und Möglichkeiten der Betriebe,
in denen Eltern arbeiten.
Welche die möglicherweise konfligierenden Zeitansprü-
che der Kinder, Eltern, Betriebe und Kommunen sind,
soll im Folgenden näher betrachtet werden.
Perspektive des Kindes
Kinder brauchen Zeit mit ihren Eltern, um eigene Kom-
petenzen entwickeln zu können – Kompetenzen, die für
die kulturelle Teilhabe und soziale Anschlussfähigkeit in
der Gesellschaft erforderlich sind.
Je jünger ein Kind ist, desto stärker ist es von der bestän-
digen feinfühligen Fürsorge und Pflege durch seine Eltern
abhängig, um sowohl seine körperlichen als auch seeli-
schen Grundbedürfnisse nach Bindung, Autonomie und
Kompetenzerfahrung zu befriedigen.15 Die Befriedigung
der Grundbedürfnisse des Kindes durch seine Hauptbe-
zugspersonen ist Voraussetzung dafür, dass das Kind sich
gesund entwickeln kann, Kompetenzen erwirbt und die
jeweils alterstypischen Entwicklungsschritte bewältigt.
Die gelungene Bewältigung von Entwicklungsaufgaben
in einem Lebensabschnitt schafft die Grundlage für güns-
tigere Entwicklungen in den folgenden Lebensabschnit-
ten.
Während in den ersten sechs Monaten das Erlangen grund-
legender Regulierungsfähigkeit (wie Schlaf-Wachrhyth-
mus und Regulation von Anspannung), bei der die Eltern
als externe Regulationsinstanzen fungieren, eine grundle-
gende Entwicklungsaufgabe darstellt, steht vom sechsten
Lebensmonat an der Aufbau von Bindungsbeziehungen
im Vordergrund. Die erfolgreiche Bewältigung dieser
Entwicklungsaufgabe erleichtert wiederum die Entwick-
lung von Autonomie. Ab dem 18. Lebensmonat zeigen
Kinder zunehmend Explorationsverhalten und äußern den
Wunsch, etwas selbst und nach dem eigenen Willen zu tun.
Ab diesem Alter profitieren Kinder zunehmend von Inter-
aktionen mit anderen Kindern und den Anregungen ande-
rer Bezugspersonen, z. B. in Kindertageseinrichtungen.
Im Alter von drei bis sechs Jahren stehen die Beziehungen
zu Gleichaltrigen und die Entwicklung der Impulskon-
trolle als wichtige Entwicklungsaufgaben im Vordergrund
und bilden die Grundlage für die weitere Entwicklung der
körperlichen, kognitiven sowie motivationalen und sozia-
len Kompetenzen in der Grundschulzeit ab dem Alter von
6 Jahren.
Säuglinge und Kleinkinder brauchen die intensivste Be-
treuung durch ihre Eltern, d. h. 24 Stunden Pflege, Versor-
gung und Zuwendung pro Tag an sieben Tagen in der Wo-
che. Vertraute Bezugspersonen können die Eltern bei der
Pflege und Betreuung unterstützen und ablösen, jedoch
können Kinder in den ersten Lebensjahren nicht Zeit al-
leine, also ohne die Anwesenheit und Verfügbarkeit einer
Bezugsperson, verbringen. Eine Kindertageseinrichtung
kann ein vertrauter Lebens- und Bildungsort werden, auch
wenn sich die Bedürftigkeit des Kindes nach der vollen
Zuwendung durch die Eltern nach wie vor in der Abholsi-
tuation zeigt. Mit zunehmendem Alter des Kindes steigt
auch seine Selbstständigkeit, aber auch für Kinder im
Grundschulalter bleiben die gemeinsamen Zeiten mit den
Eltern von zentraler Bedeutung. Sie sind Voraussetzung
für qualitätsvolle Beziehungen zu den Eltern. Allerdings
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gilt hierbei auch für Kinder, was für die ganze Familie gilt:
Die reine Quantität an gemeinsamer Familienzeit ist noch
kein Beleg für die Zufriedenheit mit der gemeinsam ver-
brachten Zeit. Aus der Perspektive der Kinder geht es um
die richtige Mischung aus verschiedenen Zeitqualitäten im
Alltag, die sich zudem in der richtigen Dosierung und Ver-
teilung über den Tag oder die Woche erstrecken müssen.
Kinder wünschen sich in Bezug auf ihre Eltern:
– aktiv miteinander genutzte, qualitativ hochwertige
Zeiten im Familienkreis (Spiele, Gespräche, Unter-
nehmungen),
– bloße Anwesenheitszeit der Eltern im Hintergrund
(Eltern bei Bedarf erreichbar),
– Zeiten, in denen die Eltern Anteil an den Erlebnissen
der Kinder nehmen,
– Versorgungs- und Begleitzeiten durch die Eltern (z. B.
Mahlzeiten, Wegbegleitung) sowie
– strikt elternfreie Zeiten (freies Spielen, Allein-Sein).16
Eine Befragung von Grundschulkindern zu ihren Wün-
schen bezüglich der elterlichen Arbeitszeiten ergab, dass
sie sich etwas kürzere Arbeitszeiten wünschen, die regel-
mäßig auf familiale Routinen und Rituale Rücksicht neh-
men – also auch arbeitsfreie Feiertage und die Möglich-
keit, spontan auf besondere Ereignisse reagieren zu
können.17
Perspektive der Eltern
Die zeitliche Strukturierung des Familienlebens muss so-
wohl täglich (z. B. durch gemeinsame Mahlzeiten) als
auch wöchentlich (z. B. durch gemeinsame Aktivitäten
am Wochenende) sowie über das Jahr (Gestaltung von
Urlaubs- und Ferienzeiten sowie von Feiertagen) koordi-
niert und organisiert werden. Für die Qualität des Fami-
lienlebens sind vorhersagbare Abläufe und Rituale, die
den sich verändernden Bedürfnissen der Familienmitglie-
der angepasst werden, wichtig. Sie spielen auch und ge-
rade bei der Bewältigung von Entwicklungsaufgaben eine
entscheidende Rolle. Für Paare mit kleinen Kindern steht
die Anpassung des Paarsystems an die Pflege und Betreu-
ung der eigenen Kinder, die Differenzierung zwischen
Partner- und Elternrolle und die Ausübung einer funk-
tionsfähigen Elternallianz im Mittelpunkt. Paare mit älte-
ren Kindern stehen vor der Aufgabe, sich dem Wandel im
Umgang mit selbstständiger werdenden Kindern zu stel-
len. Die Qualität des Familienlebens wird entscheidend
durch die Qualität der elterlichen Paarbeziehung geprägt,
die wiederum einen starken Einfluss auf die Entwicklung
der Kinder hat.18
Eltern werden nicht nur für die Bildungserfolge ihrer Kin-
der verantwortlich gemacht, sie müssen sich auch den ge-
stiegenen Anforderungen eines flexiblen und unsicheren
Arbeitsmarktes stellen, der sowohl die verfügbare Zeit als
auch die Energie von Eltern für ihre Kinder einschränkt.
Das Rollenverständnis von Müttern und Vätern in
Deutschland befindet sich zwar im Wandel, ist in der
Mehrheit aber nach wie vor traditionell geprägt. Die
Mehrzahl der Väter versteht sich in erster Linie als Ver-
sorger der Familie, will sich aber auch bei der Erziehung
ihrer Kinder engagieren.19 Insbesondere beim Übergang
zur Elternschaft lässt sich eine Traditionalisierung in der
Aufgabenteilung zwischen Müttern und Vätern feststel-
len.20 Frauen verwenden unabhängig vom Ausmaß der
Berufstätigkeit beider Partner den größeren Zeitanteil für
Aufgaben der Kinderbetreuung und des Haushalts.21 Die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist in erster Linie
also ein Problem der Mütter – und (noch) nicht der Väter.
Die Aufgabenteilung zwischen Müttern und Vätern ist ein
zentraler Aspekt der Partnerschaftsqualität, der Bezie-
hungsqualität zwischen Vater und Kind und der Lebens-
zufriedenheit der Mütter, die sich wiederum auf die Ent-
wicklung des Kindes auswirkt.
Neben der Familie selbst ist die Arbeitswelt der wohl
wichtigste Bezugspunkt von Müttern und Vätern. Auf der
einen Seite nimmt die Teilnahme am Erwerbsleben einen
Großteil des verfügbaren Zeitbudgets in Anspruch und
verlangt gerade bei Familien mit kleinen Kindern ein ho-
hes Maß an innerfamiliärer Organisation und Abstim-
mung mit dem externen Taktgeber Arbeitswelt. Auf der
anderen Seite sichert die Erwerbsarbeit in der Regel nicht
nur die materielle Grundlage, sondern bestimmt wesent-
lich auch die gesellschaftliche Teilhabe. Stiftung von
Identität und Sinnbestimmung, Karrierechancen, Erhalt
der Beschäftigungsfähigkeit und Absicherung gegen Le-
bensrisiken sind weitere wichtige Aspekte. 
Auswertungen des sozioökonomischen Panels (SOEP) be-
züglich des Einflusses von familienbedingter Nichter-
werbstätigkeit und Teilzeiterwerbstätigkeit auf die allge-
meine Lebenszufriedenheit von Müttern zeigen, dass
familienbedingt nichterwerbstätige und in Teilzeit er-
werbstätige Mütter mit ihrem Leben unzufriedener sind als
in Vollzeit erwerbstätige Mütter. Die Effekte sind beson-
ders deutlich für Frauen in Niedrigeinkommenshaushalten
und für Frauen, die um ihre Arbeitsmarktchancen fürch-
ten. Die Lebenszufriedenheit der Mutter erweist sich als
wichtige Determinante frühkindlicher Entwicklung. Es
zeigt sich ein Zusammenhang zwischen mütterlicher Le-
benszufriedenheit einerseits und den Entwicklungsmaßen
von 2- bis 3-jährigen und 5- bis 6-jährigen Kindern ande-
rerseits: Kinder von zufriedeneren Müttern weisen bessere
verbale Fähigkeiten und weniger sozio-emotionale Auffäl-
ligkeiten auf als Kinder von weniger zufriedenen Müttern;
die Zusammenhänge sind für Jungen deutlicher als für
Mädchen. Die Ergebnisse sind auch dann robust, wenn
Unterschiede zwischen den Müttern in Bezug auf ihre Per-
sönlichkeit und ihre kognitiven Fähigkeiten berücksichtigt
werden22.
Für Alleinerziehende stellt sich die Situation noch ver-
schärft dar, da sie die intensiven Erziehungs- und Bil-
dungsleistungen für ihre Kinder alleine erbringen und
gleichzeitig auch den Lebensunterhalt für sich und ihre
Kinder sicherstellen müssen. Hinzu kommt, dass durch
die Unterhaltsrechtsreform die nacheheliche Solidarität
eingeschränkt wurde, sodass Alleinerziehende weitge-
hend selbst für ihre Existenzsicherung verantwortlich
sind. Dem Elternteil mit Sorgerecht fällt es jedoch häufig
schwer, einen Betreuungsplatz zu finden, der es ihm er-
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laubt, einer gezwungenermaßen umfangreichen Arbeit
nachzugehen.23
Perspektive der Betriebe
Für Arbeitgeber steht per se der wirtschaftliche Erfolg des
Unternehmens im Fokus, d. h. alle Maßnahmen, die von
betrieblicher Seite zur Verbesserung der Vereinbarkeit des
Berufes mit der aktiven Familienphase angeboten wer-
den, müssen im Einklang mit den Gegebenheiten, Zielen
und auch gewissen externen Zwängen (z. B. tarifvertrag-
liche Regelungen) seitens des Betriebes stehen. Dabei ist
allerdings hervorzuheben, dass Arbeitgeber in zunehmen-
dem Maße realisieren, dass ihre Wettbewerbsfähigkeit
heute und in Zukunft davon abhängt, für potenzielle und
bereits beschäftigte Mitarbeiter attraktiv zu sein. Diese
Attraktivität wiederum manifestiert sich gerade für die
jüngere Generation immer stärker in einer gelungenen
Vereinbarkeit beruflicher und privater Belange. Aufgrund
dieses Zusammenhangs erhöht sich der Handlungsdruck
in Bezug auf Maßnahmen zur Unterstützung der aktiven
Familienphase bereits seit einigen Jahren, was sich auch
an einem zunehmenden Engagement von Arbeitgebern
zeigt.
Perspektive der Kommunen
Kommunale Zeitpolitik setzt auf lokaler Ebene direkt am
Alltag von Menschen an, um deren Zeitsouveränität zu
verbessern. Da insbesondere einzelne Familienmitglieder
in unterschiedliche Zeitsysteme integriert sind (Kinderta-
geseinrichtungen, Schule, Erwerbsarbeit, Sportverein
etc.), entstehen Konflikte an den Schnittstellen der ver-
schiedenen Lebensbereiche. Veränderungen in einem Le-
bensbereich (z. B. Arbeitszeiten oder Geschäftsöffnungs-
zeiten) wirken sich auf die für andere Lebensbereiche
verfügbaren bzw. erforderlichen Zeiten aus (z. B. Betreu-
ungsmöglichkeiten oder Nahverkehr). Kommunale Zeit-
politik muss deswegen das politikfeldübergreifende Ziel
haben, eine Ausbalancierung der zeitlichen Bedürfnisse
aller Familienmitglieder zu ermöglichen.24 
Dennoch wird die Notwendigkeit einer familienorientier-
ten lokalen Zeitpolitik häufig übersehen. Zentrale Anlauf-
stellen für Familien, etwa Familienzentren oder kommu-
nale Familienbüros, die Familien aus einer Hand beraten
und betreuen, wären wünschenswert. Einige wenige Mo-
dellprojekte kommunaler Zeitpolitik sehen sich häufig
mit knappen kommunalen Haushaltsmitteln konfrontiert.
Dabei stellt gerade aus der Perspektive der Kommunen
eine innovative lokale Zeitpolitik im Wettbewerb um Un-
ternehmen und junge Familien einen Standortvorteil
dar.25
4.2 Zeitrelevante familienbezogene und 
infrastrukturelle Rahmenbedingungen
Für Familien, in die heute ein Kind geboren wird, bietet
sich zunächst die Nutzung von Elterngeld in verschiede-
nen partnerschaftlichen Kombinationen an.
4.2.1 Elterngeld
Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG)
wurde am 5. Dezember 2006 erlassen und wird auf alle seit
dem 1. Januar 2007 geborenen Kinder angewendet. Das
Elterngeld wird an Väter und Mütter für maximal
14 (12+2) Monate gezahlt und kann frei untereinander
aufgeteilt werden. Ein Elternteil kann dabei zwischen zwei
und zwölf Monate für sich in Anspruch nehmen, zwei wei-
tere (Partner-) Monate können beansprucht werden, wenn
sich der Partner an der Betreuung des Kindes ebenfalls
beteiligt. Während der Bezugsphase muss sich das Er-
werbseinkommen vermindern, bis zu 30 Wochenstunden
Erwerbstätigkeit sind dabei jedoch möglich. Alleinerzie-
hende erhalten ebenfalls bis zu 14 Monate Elterngeld. Die
Höhe des Elterngeldes orientiert sich am durchschnittli-
chen monatlichen Erwerbseinkommen, welches der be-
treuende Elternteil im Jahr vor der Geburt erzielt hat. Das
Elterngeld ersetzt gegenwärtig einkommensabhängig zwi-
schen 65 Prozent und 100 Prozent des Erwerbseinkom-
mens. Es beträgt mindestens 300 Euro und höchstens
1800 Euro. Den Mindestbetrag von 300 Euro erhalten
auch Personen, die vor der Geburt nicht erwerbstätig wa-
ren. Seit dem 1. Januar 2011 wird dieser Mindestbetrag
beim Arbeitslosendgeld II, bei der Sozialhilfe und beim
Kinderzugschlag angerechnet.
Das Elterngeld zielt auf die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie ab. Das kommt einerseits durch die maximal
l4-monatige Bezugsdauer zum Ausdruck: Eine länger an-
dauernde Phase des Erwerbsverzichts, in der die neu ge-
gründete Familie für einen längeren Zeitraum im Mittel-
punkt steht und die Erwerbstätigkeit erst später wieder
eine Rolle spielt, wird dadurch nicht gefördert. Anderer-
seits wird mit der Möglichkeit, bis zu 30 Wochenstunden
erwerbstätig zu bleiben, ein durchgehender Kontakt zur
Berufswelt aufrechterhalten, was die Arbeitsmarktpartizi-
pation fördern und Anreize für einen frühen Wiederein-
stieg in den Beruf setzen soll.26
Damit leistet das Elterngeld potentiell einen Beitrag zur
Zeitsouveränität von Eltern indem es Entscheidungen ent-
lang ihrer jeweiligen Präferenzen und finanziellen Not-
wendigen ermöglicht. Es trägt zudem zu einer möglichen
Zeitumverteilung zwischen Müttern und Vätern in Bezug
auf Familien- und Arbeitszeit bei.
Inanspruchnahme des Elterngeldes 
durch Mütter und Väter
Mit der Einführung des Elterngeldes im Jahr 2007 hat
sich die Situation von Eltern im ersten Lebensjahr nach
der Geburt eines Kindes grundlegend gewandelt. Insge-
samt führt das Elterngeld zu einem signifikanten Rück-
gang der Erwerbsbeteiligung von Müttern in den ersten
Monaten nach der Geburt, gleichzeitig aber zu einer hö-
heren Erwerbsquote nach Auslaufen des Elterngeldes.
Das Elterngeld übt somit in den ersten 12 Monaten nach
der Geburt eines Kindes eine Schutzfunktion aus, führt
aber nach Ablauf von zwölf Monaten zu einem verstärk-
ten und schnelleren Wiedereinstieg in die Berufstätigkeit
der Frauen.27
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Die Elterngeldstatistik zeigt einen stetig wachsenden An-
teil an Vätern, die, wenn auch nur für kurze Zeit, Eltern-
geld in Anspruch nehmen. Die durchschnittliche Bezugs-
dauer betrug für im ersten Vierteljahr 2010 geborene
Kinder insgesamt 10 Monate, bei den Vätern 3,4 und den
Müttern 11,7 Monate. Der Anteil der Väter, die Eltern-
geld in Anspruch nehmen, hat sich kontinuierlich erhöht:
Betrug der Väteranteil für im Jahr 2008 geborenen Kinder
noch 21 Prozent, ist dieser Anteil in 2009 bereits auf
23,6 Prozent gestiegen und lag im 1. Quartal 2010 bei
24,4 Prozent.28
Das statistische Zahlenmaterial deutet auch auf einen
Wandel in der Einschätzung, Bewertung und Bereitschaft
zur Nutzung des Elterngeldes und damit auch der Eltern-
zeit durch Väter hin. So hat die Einführung des Elterngel-
des nicht nur die Bereitschaft zur Nutzung von Elternzeit
erhöht, sondern auch die Einstellung gegenüber familiä-
rem Engagement als väterliche Aufgabe wahrnehmbar
verändert. Die Motive für die väterliche Inanspruchnahme
von Elterngeld und Elternzeit liegen sowohl in der Familie
als auch in dem Bestreben, sich die staatliche Unterstüt-
zung nicht entgehen zu lassen.29 Insbesondere wenn beide
Partner berufstätig sind, unbefristete Verträge im öffentli-
chen Dienst oder in großen Betrieben haben, steigt die
Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme von Elterngeld
durch den Vater. Als Barriere für die Elterngeldinan-
spruchnahme wird in erster Linie die fehlende Möglichkeit
zur Reduktion der Arbeitszeit aus betrieblichen und finan-
ziellen Gründen angegeben. Nur in einem geringen Aus-
maß ist das Festhalten am traditionellen Familienbild der
ausschlaggebende Grund.30 Die gleichstellungspolitischen
Zielsetzungen, Müttern die Reintegration ins Erwerbsle-
ben zu erleichtern und Väter verstärkt in die Familienar-
beit miteinzubeziehen, scheinen somit durch das Eltern-
geld erreicht zu werden, bedürfen aber zusätzlicher
Maßnahmen auf betrieblicher Ebene.
In der Untersuchung „Junge Familie 2009“31 zeigt sich,
dass in der ersten Generation der Elterngeldbezieher Vä-
ter insbesondere dann Elterngeld beanspruchen, wenn es
sich um das erste Kind im Haushalt handelt, wenn Mutter
und Vater Akademiker sind, wenn Mutter und Vater ähn-
liche Bildungsabschlüsse haben, wenn die Mutter vor der
Geburt Vollzeit erwerbstätig war und wenn der Vater vor
der Geburt in Teilzeit oder nicht erwerbstätig war. Mit ei-
ner zunehmenden Zahl an Geschwisterkindern sinkt die
Wahrscheinlichkeit einer Väterbeteiligung. Ohne statis-
tisch signifikanten Einfluss sind das Alter des Vaters, ein
Migrationshintergrund, das Haushaltseinkommen vor der
Geburt, die Region (d. h. Ost- oder Westdeutschland) so-
wie das Vorliegen einer Mehrlingsgeburt.
Chancen der Inanspruchnahme 
von Elterngeld für Familien
Das Elterngeld gewährt Familien mit der Geburt eines
Kindes bis zu 14 Monate Zeit bei finanzieller (Teil-) Ab-
sicherung. Durch die flexiblen Gestaltungsmöglichkeiten
der Partnermonate und der Kombinationsmöglichkeiten
mit Teilzeitarbeit erhalten Familien in dieser sensiblen
Phase Unterstützung zur Bewältigung der vielfältigen
Aufgaben, die die Geburt eines Kindes mit sich bringt.
Gleichzeitig bietet das Elterngeld einen zeitlichen Schutz-
raum, der den Bedürfnissen des Kindes in seinen ersten
Lebensmonaten nach intensiver Zuwendung und Pflege
durch seine Eltern entspricht, da genau in diesen Zeit-
raum der Aufbau der Bindungsbeziehung zu den Eltern
fällt.
Für Väter erweist sich das Elterngeld als Chance, Verant-
wortung für ihr Kind zu übernehmen, eine intensivere
Beziehung zu ihrem Kind aufzubauen und durch ihr Enga-
gement zu einer gleichmäßigen Verteilung der Familien-
aufgaben beizutragen. Väter, die Elterngeld in Anspruch
genommen haben, lernen die Leistungen ihrer Partnerin-
nen in der Betreuung der Kinder und in der Hausarbeit zu
schätzen und übernehmen danach häufiger Verantwortung
in der Familienarbeit. Auch beurteilen sie die Beziehung
zu ihrem Kind als gefestigter und teilen sich nach der El-
ternzeit ihre Arbeitszeit effektiver und familienfreundli-
cher ein als zuvor.32
Das aktive Engagement der Väter wirkt sich auf das
Kind, die Mutter, die Qualität der Partnerschaft und das
Familienleben insgesamt aus. Aus der Väterforschung ist
seit über 30 Jahren bekannt, dass sich die Auswirkungen
von väterlichem und mütterlichem Engagement auf die
kindliche Entwicklung nicht unterscheiden.33 Väter sind
genauso wie Mütter in der Lage, gegenüber ihren Kindern
von Geburt an feinfühliges Engagement zu zeigen. Der
Beziehungsaufbau zum Neugeborenen wird auch bei Vä-
tern über hormonelle Prozesse moduliert und unterstützt.
Feinfühlige väterliche Zuwendung sagt die kognitiven
und sozio-emotionalen Kompetenzen des Kindes genauso
voraus wie mütterliche Feinfühligkeit.34 Auch zwischen
einem direkten und einem indirekten Einfluss des Vaters
auf das Kind kann man ähnlich wie bei der Mutter unter-
scheiden. Ein direkter Einfluss entsteht, indem der Vater
mit seinen Einstellungen, seinem Engagement und sei-
nem Verhalten auf das Kind einwirkt. Durch die emotio-
nale Unterstützung der Mutter wirkt der Vater indirekt auf
die Entwicklung des Kindes, da er dadurch die Qualität
der Mutter-Kind-Beziehung verbessert. Darüber hinaus
wirkt auch das Engagement des Vaters im Haushalt posi-
tiv auf das Kind, indem es zu einer Entlastung der Mutter
führt und das Rollenverständnis des Kindes beeinflusst.
Bei fehlender väterlicher Unterstützung ist die Beziehung
von Mutter und Kind durch mehr Konflikte belastet.35
4.2.2 Infrastruktur und Betreuungsbedarfe 
von Familien mit Kleinkindern
Kinderbetreuungsplätze für Kinder in den ersten drei Le-
bensjahren tragen zur Zeitsouveränität der Eltern und ins-
besondere der Mütter bei und ermöglichen eine Wieder-
aufnahme der Berufstätigkeit und damit auch eine
Zeitumverteilung zwischen den Eltern. Sie erfüllen dabei
aber auch einen familienergänzenden Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag. Insbesondere für Kinder aus belasteten
Lebenslagen kann der frühe Besuch einer Kindertagesein-
richtung kompensatorisch wirken, wenn diese eine hohe
pädagogische Qualität aufweist.36
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Im Folgenden wird dargestellt, wie viele Kinder mit wel-
cher regionalen Verteilung eine außerfamiliäre Betreuung
in einer Kindertageseinrichtung oder in Tagespflege in
Anspruch nehmen, und welche Rolle Migrations- und
Bildungshintergrund spielen. Ebenso wird auf die von El-
tern geäußerten Betreuungswünsche und ihre Beurteilung
der Betreuungssituation für unter 3-Jährige eingegangen.
Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für 
Kinder unter drei Jahren und für 3- bis 6-Jährige
Sowohl die Angebote für die Betreuung von Kindern in
den ersten drei Lebensjahren als auch für die Betreuung
von (Grund-)Schulkindern in Ganztagsschulen und Hor-
ten befinden sich in Deutschland in einem dynamischen
Ausbau. Für Familien mit Kleinkindern bieten sich zu-
nehmend Möglichkeiten der außerfamiliären Betreuung –
wenn auch noch mit großen regionalen Unterschieden.
Während beim Besuch des Kindergartens im Alter von
drei bis sechs Jahren vor allem in den beiden Jahren vor
der Einschulung die Besuchsquoten bundesweit nahezu
90 Prozent erreichen und zunehmend auch Ganztags-
plätze in Anspruch genommen werden, stellt die Einschu-
lung insbesondere für Familien, in denen beide Eltern be-
rufstätig sind, hinsichtlich ihres Zeitbudgets eine Zäsur
dar. Im Unterschied zum Kindergarten endet die Schule
nicht selten am Vormittag und es müssen bis zu 14 Wo-
chen pro Jahr an Schulferien organisatorisch überbrückt
werden. Daher soll die Situation von Familien mit Kin-
dern in diesen beiden Altersphasen – unter drei Jahren
und über sechs Jahren – hinsichtlich ihrer zeitlichen Res-
sourcen und der bestimmenden Taktgeber ausführlicher
dargestellt werden. 
Die Betreuungsquote (Tageseinrichtungen und Tages-
pflege zusammengenommen) lag in Deutschland im Jahr
2010 für Kinder unter drei Jahren bei 23 Prozent. Von den
betreuten Kindern besuchten etwa 85 Prozent eine Kin-
dertageseinrichtung und 15 Prozent waren in Tages-
pflege. Die Quote der Ganztagsbetreuung bei unter 3-Jäh-
rigen lag bei 12 Prozent. Bei der Inanspruchnahme von
Betreuungsangeboten für Kinder unter drei Jahren gibt es
große regionale Unterschiede, insbesondere zwischen
Ost- und Westdeutschland (vgl. Tabelle 4.1). Während die
Betreuungsquote der 0- bis 3-Jährigen in Westdeutsch-
land 2010 bei lediglich 17 Prozent lag, betrug diese in
Ostdeutschland bereits 48 Prozent. Erheblich unterschei-
det sich auch die Quote der ganztagsbetreuten Kinder un-
ter drei Jahren mit 7 Prozent im Westen und 35 Prozent
im Osten37.
Mütter mit Migrationshintergrund und Haushalte mit vie-
len Kindern nutzen für unter 3-Jährige seltener Tagesein-
richtungen und Tagespflege als vergleichbare Haushalte
ohne Migrationshintergrund bzw. mit lediglich einem
oder keinem älteren Geschwisterkind. Demgegenüber
zeigt sich, dass Mütter mit höherem Bildungsabschluss
ihre Kinder öfter durch Tageseinrichtungen/Tagespflege
betreuen lassen als anderweitig vergleichbare Mütter mit
niedrigem oder mittlerem Bildungsabschluss.38
Die Besuchsquoten für Kinder zwischen 3 und 6 Jahren in
Kindertageseinrichtungen lagen 2010 bundesweit bei
etwa 92 Prozent, in Ostdeutschland bei 95 Prozent und in
Westdeutschland bei 91 Prozent. Während im Osten über
70 Prozent der 3- bis 6-jährigen Kinder mehr als sieben
Stunden täglich betreut werden, sind es im Westen ledig-
lich 28 Prozent.39
Betrachtet man die Betreuungszeiten nach Alter des Kin-
des und Bildung der Eltern in Stunden, zeigen sich kaum
Unterschiede in den Kita-Betreuungszeiten. Sie liegen für
Kinder zwischen 1 und 6 Jahren durchschnittlich bei etwa
25 Stunden die Woche. Lediglich jüngere Kinder und
Kinder, deren Eltern eine geringere Bildung haben, wer-
den in einem etwas geringeren Umfang betreut. Aller-
dings gibt es deutliche Unterschiede in den Kita-Betreu-
ungszeiten zwischen Alleinerziehenden, nichtehelichen
Lebensgemeinschaften und verheiratet zusammenleben-
den Eltern. Während 2- bis 6-jährige Kinder von Allein-
erziehenden durchschnittlich 32 Stunden pro Woche be-
treut werden, sind es bei Kindern von verheirateten Eltern
durchschnittlich 24 Stunden pro Woche. In den neuen
Bundesländern sind die Betreuungszeiten über alle Al-
tersgruppen deutlich länger als in den alten Bundeslän-
dern, am deutlichsten fällt der Unterschied bei der
Gruppe der 2- bis 3-Jährigen mit 21 Stunden in West-
deutschland und 33 Stunden in Ostdeutschland aus.40
Bewertung der Betreuungsmöglichkeiten für 
Kleinkinder: Diskrepanz zwischen 
Wunsch und Realisierung
Fragt man nach den Betreuungswünschen der Eltern,
zeigt sich eine deutliche Diskrepanz zwischen der aktuel-
len Realisierung und der Wunschvorstellung (vgl. Abbil-
dung 4.2). Dies trifft sowohl bei Eltern, deren Kinder in
einer Kindertagesstätte betreut werden, wie bei einer al-
ternativen Kindertagespflege zu. Die Diskrepanz zwi-
schen Wunsch und Realisierung nach Kindertagesbetreu-
ung nimmt mit dem Alter ab und verschwindet mit dem
Rechtsanspruch für über 3-Jährige nahezu komplett. Ta-
gespflege wird für das erste, zweite und dritte Jahr ge-
wünscht. Je höher die Bildung der Eltern, desto früher im
Leben der Kinder – dann insbesondere auch ab dem ers-
ten Lebensjahr – wird eine Betreuung in einer Kinderta-
geseinrichtung von den Eltern gewünscht.
Berechnungen des RWI aus der Befragung „Junge Fami-
lie 2009“41 zeigen, dass 26 Prozent der Mütter die Betreu-
ungsmöglichkeiten für ihre 2-jährigen Kinder als für ihre
Bedürfnisse ausreichend beurteilen. 65 Prozent beurteilen
die Betreuungsmöglichkeiten hingegen als nicht ausrei-
chend.42 Der unterschiedlich starke Ausbau der Betreu-
ungslandschaft in Ost und West spiegelt sich in der Beur-
teilung wider: Mütter in Ostdeutschland bewerten die
Betreuungsmöglichkeiten eher als ausreichend als Mütter
in Westdeutschland.
Auch die Gründe für die nicht als ausreichend empfun-
dene Betreuungsmöglichkeiten unterscheiden sich teil-
weise stark zwischen Ost und West. Besonders groß fal-
len die Unterschiede bei folgenden Aspekten aus: Kosten
der Kinderbetreuung, zeitlicher Umfang, Flexibilität der
Betreuungszeiten und Stichtagslösung für den Einstieg in
die Betreuung. Die Bewertung der Qualität dagegen un-
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terscheidet sich kaum. Jeweils am häufigsten wird die als
zu gering empfundene Anzahl an Betreuungsplätzen ge-
nannt, in den neuen Bundesländern von 36 Prozent der
Mütter und in den alten Bundesländern von 43 Prozent.
Die unzureichenden Betreuungsmöglichkeiten haben für
Mütter eine konkrete Auswirkung auf den Wiedereinstieg
in den Beruf. Mehr als jede zweite Mutter, die die Kinder-
betreuungsmöglichkeiten als nicht ausreichend bezeich-
net, gibt an, dass die fehlende Passgenauigkeit den eige-
nen Wiedereinstieg in den Beruf beeinflusst hat. Genauer:
Bei einem passgenaueren Betreuungsangebot wäre jede
fünfte Mutter früher in den Beruf eingestiegen und jede
achte Mutter wäre mit größerem Stundenumfang einge-
stiegen.
Damit wird deutlich, dass die bestehenden Betreuungs-
möglichkeiten für Kinder unter drei Jahren den Eltern
keine ausreichende Zeitsouveränität bieten, da sie mit ih-
ren Betreuungswünschen oft nicht kompatibel sind.
Die Effekte außerfamiliärer Betreuung: 
Chancen und Risiken für Kinder
Die Forschungsresultate zu den Effekten institutioneller
Kinderbetreuung sind nicht eindeutig. Die Mehrzahl der
hauptsächlich im US-amerikanischen Raum durchgeführ-
ten Studien deutet auf eine positive Wirkung der frühkind-
lichen Kinderbetreuung auf kognitive und sprachliche Fä-
higkeiten – zum Teil auch mit Auswirkungen auf den
Ta b e l l e  4.1
Kinder unter 3 Jahren in Kinderbetreuung nach Ländern (Stand 1. März 2010)
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011, Kinderbetreuung regional 2010.
Insgesamt
Davon
in Kindertages-
einrichtungen
in öffentlich geförder-
ter Kindertagespflege
Anzahl
Betreu-
ungsquote 
in Prozent
Anzahl Anteil in Prozent Anzahl
Anteil in 
Prozent
Baden-Württemberg 50.570 18,3 43.711 86,4 6.859 13,6
Bayern 59.436 18,5 53.260 89,6 6.176 10,4
Berlin 39.908 42,1 36.408 91,2 3.500 8,8
Brandenburg 29.276 51,0 25.171 86,0 4.105 14,0
Bremen 2.639 16,1 2.125 80,5 514 19,5
Hamburg 14.073 28,5 11.673 82,9 2.400 17,1
Hessen 30.078 19,3 24.602 81,8 5.476 18,2
Mecklenburg-Vorpommern 19.740 50,7 15.050 76,2 4.690 23,8
Niedersachsen 30.532 15,8 23.330 76,4 7.202 23,6
Nordrhein-Westfalen 62.415 14,0 46.140 73,9 16.275 26,1
Rheinland-Pfalz 19.365 20,1 17.702 91,4 1.663 8,6
Saarland 3.782 17,7 3.444 91,1 338 8,9
Sachsen 43.810 42,8 38.593 88,1 5.217 11,9
Sachsen-Anhalt 29.175 55,9 28.815 98,8 360 1,2
Schleswig-Holstein 12.444 18,1 7.997 64,3 4.447 35,7
Thüringen 23.158 45,1 22.315 96,4 843 3,6
Deutschland 470.401 23,0 400.336 85,1 70.065 14,9
Früheres Bundesgebiet
(ohne Berlin)
285.334 17,3 233.984 82,0 51.350 18,0
Neue Länder (ohne Berlin) 145.159 48,0 129.944 89,5 15.215 10,5
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langfristigen Schulerfolg – und gleichzeitig negative Aus-
wirkungen auf soziale Kompetenzen hin. Eine zuneh-
mende Zahl von Studien verweist dabei auf die entschei-
dende Bedeutung der Qualität der Kinderbetreuung
(Erzieherausbildung, Erzieherrate, Zuwendungszeit, Grup-
pengröße, Curriculum etc.).
Eine Metaanalyse zur Aufnahme von Erwerbsarbeit
durch Mütter in den ersten drei Lebensjahren des Kindes
(69 Studien aus den Jahren 1960 bis 201043) kommt zu
dem Schluss, dass Kinder, deren Mütter schon vor dem
dritten Lebensjahr an den Arbeitsplatz zurückkehren, spä-
ter nicht häufiger Schul- oder Verhaltensprobleme zeigen
als Kinder, deren Mütter zu Hause bleiben. Die Kinder
profitieren demnach sogar davon, dass die Mütter arbei-
ten gehen. Dies gilt vor allem für den Nachwuchs
 von Alleinerziehenden und aus Familien mit niedrigem
Einkommen. Diese Befunde unterstützen die Kompensa-
tionshypothese der Berufstätigkeit für Familien aus nied-
rigen sozioökonomischen Lebenslagen. Hier profitieren
die Kinder von den materiellen und persönlichen Res-
sourcen, die die Mutter durch ihre Berufstätigkeit (wie-
der)gewinnt.44 Die Kinder schneiden in Intelligenztests
sogar besser ab und sind seltener aggressiv oder übertrie-
ben ängstlich als die Sprösslinge von vergleichbaren Müt-
tern, die nicht arbeiten. Andere Analysen zeigen jedoch,
dass die Berufstätigkeit der Mütter mit negativen Ent-
wicklungsergebnissen des Kindes zusammenhängt, wenn
die Familien nicht in ökonomisch belasteten Situationen
sind (Mittel- und Oberschichtfamilien). Dies unterstützt
wiederum die „lost resource“ Hypothese für diese Famili-
entypen.45 Dem Kind entgeht also durch die außerfamili-
äre Betreuung die Bildung und Erziehung durch seine gut
gebildete und erziehungskompetente Mutter. Dieser Be-
fund deckt sich mit Studien, nach denen Kinder aus nied-
rigen sozioökonomischen Lebenslagen am meisten von
der Bildungsanregung der Kindertageseinrichtungen
profitieren, jedoch auch nur dann, wenn diese eine gute
Qualität aufweisen. Für Kinder aus der Mittel- und Ober-
schicht bleibt das Bildungsangebot in den Kindertages-
einrichtungen hinter der familiären Bildungsanregung zu-
rück.
Der Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Berufstätigkeit
erweist sich ebenfalls als wichtiger Aspekt: Der berufli-
che Wiedereinstieg während des ersten Lebensjahres des
Kindes steht in einem negativen Zusammenhang mit des-
sen Entwicklung, generell aber hat die Berufstätigkeit der
Mutter einen positiven Einfluss.46
Aus dem Einblick in den Forschungsstand zu den Aus-
wirkungen von früher außerfamiliärer Betreuung und
dem beruflichen Wiedereinstieg von Müttern werden die
besondere Schutzbedürftigkeit des Kindes im ersten Le-
bensjahr und die Bedeutung der Qualität außerfamiliärer
Betreuung, ebenso wie die unterschiedlichen Folgen je
nach Lebenslage des Kindes und seiner Familie deutlich.
Welche Bedeutung der Zeitkompetenz von Eltern zu-
kommt, deren Kinder in einer Kindertageseinrichtung
sind, zeigen Ahnert et al.47 Die Forscher erstellen ein Ta-
gesprofil sowohl von außerfamiliär betreuten Kleinkin-
dern als auch von Kleinkindern, die nur von ihren Müt-
A b b i l d u n g  4.2
Wunsch und Realisierung von Kinderbetreuung
Quelle: AID:A – DJI-Survey 2009; Berechnungen des DJI.
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 77 – Drucksache 17/9000
tern betreut werden. Sie stellen fest, dass das tägliche
Ausmaß der allgemeinen Aufmerksamkeit, Zuwendung
und Stimulation sowie der Gespräche mit der Betreuungs-
personen (u. a. der Mutter) sich in den Betreuungssituati-
onen nicht unterscheidet. Die Betreuungserfahrungen der
Kinder unterscheiden sich jedoch erheblich in Abhängig-
keit davon, zu welcher Zeit und an welchem Ort das Kind
betreut wird. In den Kindertageseinrichtungen erhalten
die Kinder deutlich weniger Betreuungsangebote, wenn
man sie dem gleichen zeitlichen Ausschnitt des Tagespro-
fils der hausbetreuten Kinder gegenüberstellt. Dies ver-
wundert nicht, da ja eine Erzieherin eine ganze Gruppe
von Kindern gleichzeitig betreuen muss. Überraschender-
weise zeigen die Mütter der Krippenkinder jedoch eine
Art kompensatorische Betreuung, in dem sie ihre Betreu-
ungsleistungen vor und nach dem Krippenbesuch deutlich
intensivieren. Die Forscher untersuchen auch den Emo-
tionsausdruck der Kinder – insbesondere das Weinen und
Quengeln – und beobachten die jeweilige Betreuungsre-
aktion der Mütter. Während Weinen eher sporadisch ent-
steht und gleich häufig bei Krippen- und hausbetreuten
Kindern ist, scheint Quengeln dagegen unterschiedliche
Funktionen in Abhängigkeit von Tageszeit und Betreu-
ungssituation zu haben. Es gibt keine Belege dafür, dass
die Krippenkinder im Vergleich zu den hausbetreuten
Kindern gestresster oder trauriger sind. Sie quengeln in
der Kindertageseinrichtung kaum, jedoch am ausgepräg-
testen, nachdem sie von ihren Müttern abgeholt wurden,
wahrscheinlich um die ungeteilte Aufmerksamkeit der
Mutter nun endlich auch für sich gewinnen zu können.
Leider zeigen die Betreuungsreaktionen, dass die Mütter
nur in geringem Maße auf diese Stress-Signale reagieren
bzw. reagieren können. Dies macht deutlich, wie wichtig
eine Balance zwischen familiärer und außerfamiliärer Be-
treuung ist. Schließlich brauchen die Eltern für die Inter-
aktionen mit ihrem Kind noch zeitliche und psychische
Ressourcen.48
Außerfamiliäre Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
angebote für Kleinkinder insbesondere im zweiten und
dritten Lebensjahr können anregende Ergänzungen zur
Familie darstellen. Auf die kindlichen Zeitbedürfnisse
muss dabei aber geachtet werden. Hier sollten also Zeit-
bedürfnisse der Eltern (und der Arbeitgeber) und tages-
zeitspezifische Bedürfnisse des Kindes abgestimmt wer-
den. Bei Betreuungsbedarfen an den Randzeiten, also
sehr früh morgens, spät abends oder nachts, eignet sich
(ergänzende) Tagespflege für Kleinkinder besser als die
Ausweitung der Öffnungszeiten der Kindertageseinrich-
tungen. Darüber hinaus brauchen Eltern und Kinder ins-
besondere in der Abholzeit am Nachmittag auch die Mög-
lichkeit, den Übergang zwischen Betreuungszeit und
Familienzeit gut gestalten zu können.
4.2.3 Infrastruktur und Betreuungsbedarfe von 
Familien mit Kindern ab 6 Jahren
Auch in Bezug auf die ganztägige Betreuung von Schü-
lern nimmt die Art und Qualität der Betreuungsangebote
eine entscheidende Rolle ein. Die Studie zur Entwicklung
von Ganztagsschulen (StEG) konstatiert: „Der Besuch
des Ganztags wirkt sich positiv auf die Entwicklung des
Sozialverhaltens, der Motivation sowie der schulischen
Leistungen aus, wenn er dauerhaft und regelmäßig erfolgt
und zudem die Qualität der Angebote hoch ist.“49 Die
Studie unterscheidet bei den Angeboten im Primarbereich
Hausaufgabenbetreuung und Förderung, fachbezogene
Angebote, fächerübergreifende Angebote sowie freizeit-
bezogene Angebote in freiwilliger oder gebundener
Form. Als Qualitätskriterium wird neben den im Unter-
richt eingesetzten Lehrmethoden sowie den Sozialbezie-
hungen in der Schule auch gewertet, inwieweit das beste-
hende Angebot das Interesse der Schüler weckt und ihnen
Möglichkeiten zur Mitgestaltung bietet sowie auf ihrem
vorhandenen Vorwissen aufbaut. Darüber hinaus sollten
Nachmittagsangebote einen möglichst umfassenden Be-
zug zum aktuellen Unterrichtsstoff aufweisen.50
Angebotsformen und Inanspruchnahme
von Ganztagsgrundschulen
Der Ganztagsschulausbau befindet sich seit 2004 in einer
Phase des Aufbaus. Nach Definition der Kultusminister-
konferenz (KMK) werden Schulen als Ganztagsschulen
geführt, wenn diese an mindestens drei Tagen in der Woche
ein ganztägiges Angebot für die Schülerinnen und Schüler
bereitstellen, das täglich mindestens sieben Zeitstunden
umfasst, wenn sie an allen Tagen des Ganztagsschulbe-
triebs den teilnehmenden Schülerinnen und Schülern ein
Mittagessen bereitstellen und wenn die Ganztagsangebote
unter der Aufsicht und Verantwortung der Schulleitung or-
ganisiert und in enger Kooperation mit der Schulleitung
durchgeführt werden sowie in einem konzeptionellen Zu-
sammenhang mit dem Unterricht stehen.51
Mit dem letzten Punkt sind auch Kooperationsmodelle
ganztägiger Bildung und Betreuung von Schulen mit Hor-
ten und anderen (Jugendhilfe-)Trägern angesprochen. Be-
deutsam ist auch die Unterscheidung von Organisations-
formen des Ganztagsbetriebs. Die KMK unterscheidet hier
zwischen voll gebundenen, teilweise gebundenen und of-
fenen Ganztagsmodellen. In voll gebundenen Ganztags-
schulen sind alle Schülerinnen und Schüler verpflichtet, an
mindestens drei Wochentagen für jeweils mindestens sie-
ben Zeitstunden an den ganztägigen Angeboten der Schule
teilzunehmen. In der teilweise gebundenen Form ver-
pflichtet sich ein Teil der Schülerinnen und Schüler (z. B.
einzelne Klassen oder Jahrgangsstufen), an diesem Be-
treuungsumfang teilzunehmen. In der offenen Form ist die
Teilnahme an den ganztägigen Angeboten freiwillig.52 In
der Regel ist an den offenen Ganztagsschulen eine Anmel-
dung zum Ganztagsbetrieb für jedes Schulhalbjahr erfor-
derlich.
Für ganz Deutschland weist die KMK-Statistik einen
Ganztagsschüleranteil in den Grundschulen von etwa
22 Prozent aus (vgl. Tabelle 4.2). Besonders hohe Anteile
mit jeweils über 70 Prozent finden sich vor allem in Sach-
sen, Thüringen und Berlin, drei Länder, die überwiegend
von der ostdeutschen Tradition einer nachmittäglichen
Schulbetreuung geprägt sind und die schon früh schuli-
sche Ganztagsbetreuung mit der Hortbetreuung ver-
schränkt haben. Demgegenüber stand 2009 ein eher sehr
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geringer Betreuungsgrad durch Ganztagsgrundschulen in
Mecklenburg-Vorpommern und Bayern (unter 5 Prozent).
Betrachtet man die Verteilung der Schüler auf die Organi-
sationsformen, so bestätigt sich, dass in Grundschulen
zumeist eine offene Angebotsform besteht (vgl. Abbil-
dung 4.3). Dort kann über die Teilnahme in jedem
Schul(halb)jahr neu entschieden werden. Stellt man die
Anteile der Ganztagsschulen an allen Schulen und Anteile
der Ganztagsschüler/-innen an allen Schüler/-innen ge-
genüber, so wird deutlich, dass der Grad des Ausbaus und
die Inanspruchnahme durch Schüler unterschiedliche Ent-
sprechungen ergeben. In Thüringen, Sachsen und Berlin
geht ein hoher Versorgungsgrad mit einem hohen Ganz-
tagsschüleranteil einher, in Saarland und in NRW sind bei
relativ breitem Ausbau nur etwa ein Viertel der Schüler
Ganztagsschüler (vgl. Abbildung 4.4).
Die Ganztagsschulteilnahme hängt immer auch vom Vor-
handensein ausreichender Ganztagsplätze ab. Quer durch
die Bundesländer lässt sich feststellen, dass an etwa
25 Prozent der Ganztagsschulen mehr Anmeldungen als
Plätze vorliegen und dieser Anteil seit 2005 relativ kon-
stant ist.
Untersuchungen zu Ganztagsgrundschulen zeigen, dass
offene Ganztagsangebote von Eltern mit unterschiedli-
chen Charakteristika verschieden stark in Anspruch ge-
nommen werden.53 Kinder aus Familien mit niedrigem
sozioökonomischem Status sind in offenen Ganztags-
schulen offensichtlich leicht unterrepräsentiert. Während
laut der StEG-Erhebung bei Vollzeittätigkeit der Mutter
etwa 75 Prozent der Kinder Ganztagsschüler/-innen sind,
trifft dies bei gering oder nicht erwerbstätigen Müttern
nur 51 Prozent zu. Bei Müttern in Familien mit höheren
Sozialstatus geht der Ganztagsschulbesuch des Kindes
mit einer Ausweitung der Berufstätigkeit einher, während
in Familien mit geringerem Sozialstatus vermehrt eine
Aufnahme von Erwerbstätigkeit berichtet wird.
Ta b e l l e  4.2
Entwicklung der Zahl und des Anteils von Ganztagsgrundschülern/-innen nach Ländern
* Für die Länder Hessen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt liegen für 2009 keine Angaben über private Ganztags-angebote vor, daher berechnet
die KMK in diesen Fällen keine Anteile an allen Schulen. Die Quoten für 2009 an öffentlichen Schulen belaufen sich für Hessen auf 11,9 Prozent,
für Niedersachsen auf 8,2 Prozent und für Sachsen-Anhalt auf 3,9 Prozent.
Quelle: Kultusministerkonferenz 2008, 2011.
Insgesamt Anteil an allen Grund-schüler/-innen in Prozent
2002/03 2009/10 Diff. Multipli-kator 2002/03 2009/10
Baden-Württemberg 2.496 52.480 49.984 21,0 0,5 13,0
Bayern 1.315 22.726 21.411 17,3 0,3 4,9
Berlin 22.691 74.260 51.569 3,3 22,4 72,4
Brandenburg 232 30.349 30.117 130,8 0,4 39,4
Bremen 64 4.460 4.396 69,7 0,3 20,9
Hamburg 976 9.333 8.357 9,6 1,9 18,2
Hessen 6.954 25.059 18.105 3,6 2,9 *
Mecklenburg-Vor-
pommern
427 2.050 1.623 4,8 1,1 4,3
Niedersachsen 3.228 24.700 21.472 7,7 0,9 *
Nordrhein-Westfalen 5.804 188.081 182.277 32,4 0,8 27,6
Rheinland-Pfalz 4.177 28.103 23.926 6,7 2,4 18,6
Saarland 1.118 7.846 6.728 7,0 2,7 24,1
Sachsen 55.642 84.926 29.284 1,5 58,5 70,3
Sachsen-Anhalt 532 2.349 1.817 4,4 0,9 *
Schleswig-Holstein 559 18.303 17.744 32,7 0,5 19,8
Thüringen 27.291 50.493 23.202 1,9 51,7 71,7
Deutschland 133.506 625.518 492.012 4,7 4,2 21,5
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A b b i l d u n g  4.3
Ganztagsschulen nach Organisationsform und Bundesländern im Schuljahr 2009/2010
Quelle: Kultusministerkonferenz 2011.
A b b i l d u n g  4.4
Anteile von Ganztagsschulen und Ganztagsschülern/-innen im Schuljahr 2009/2010
Anmerkung: Für Hessen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt werden von der KMK keine Anteile ausgewiesen. 
Quelle: Kultusministerkonferenz 2011.
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Auch mit Blick auf die Ferienbetreuung zeichnet sich in
den StEG-Daten eine Entwicklung ab: Während in der
StEG-Befragung von 2005 noch 23 Prozent der Schullei-
tungen der Ganztagsgrundschulen angaben, keine Ferien-
betreuung anzubieten, waren es 2007 und 2009 nur noch
jeweils 15 Prozent bzw. 14 Prozent. Dabei berichteten
44 Prozent der Schulleitungen von einem Umfang des Be-
treuungsangebots wie zu Schulzeiten, an 40 Prozent der
Schulen sind die Angebotszeiten eingeschränkt. Die Poli-
tik der Länder scheint dabei eine bedeutsame Rolle zu
spielen, da gerade in den Schulen in den neuen Bundeslän-
dern und in Berlin die Ferienbetreuung in höherem Maße
sichergestellt ist als in den alten Bundesländern.
Bewertung der Betreuungsangebote 
für Kinder über sechs Jahre
Die Ganztagsschule sichert für viele Familien die Betreu-
ung. Gerade im Grundschulalter kommt ihr eine hohe Be-
deutung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu.
Vielen Eltern gelingt es mit den von den Schulen vorge-
gebenen Rahmenbedingungen erwerbstätig zu bleiben,
erwerbstätig zu werden oder ihre Erwerbstätigkeit auszu-
bauen.
Die Ergebnisse zu den Lernerfolgen eines Ganztagsschul-
besuchs im Grundschulalter sind noch sehr heterogen.
Erste Studien weisen auf positive Effekte des Ganztag-
schulbesuchs auf Lesekompetenzen und Sozialverhalten
hin, wobei sich diese Wirkungen besonders für Kinder
mit Migrationshintergrund und aus Familien mit geringe-
ren sozioökonomischen Status abzeichnen. Es lassen sich
positive Effekte bei Kindern mit besonderem Förderungs-
bedarf feststellen, wenn pädagogische Prozesse in den
Ganztagsschulen bewusst gestaltet werden. Hier scheinen
sowohl die Bereitstellung und gute Strukturierung fachli-
cher Förderangebote (mit Blick auf Schulleistungen) als
auch partizipative Angebote (mit Blick auf soziales Ler-
nen) erfolgversprechend.
Der Bedarf an ganztägigen Schulangeboten stellt sich im
Rahmen einer Allensbach-Umfrage, des Familienreport
2010 und der StEG ähnlich dar. Besonders Eltern mit Ver-
einbarkeitsproblemen würden gerne Ganztagsbetreuungs-
angebote in Anspruch nehmen, vielen wäre bereits mit ei-
nem warmen Mittagessen geholfen.54 Verlässliche
Schulzeiten und eine Vermeidung von Unterrichtsausfall
sind vielen Eltern ein Anliegen.55 Besonders positive Er-
fahrungen im beruflichen Bereich (z. B. die Wiederauf-
nahme einer Tätigkeit oder die Aufstockung der Arbeits-
zeit) sowie positive Veränderungen im privaten Bereich
(z. B. durch Unterstützung bei Erziehungsproblemen oder
den Hausaufgaben) werden insbesondere von Müttern mit
niedrigem sozioökonomischem Status festgestellt. Neben
einer hohen Zufriedenheit der Schüler mit dem Ganztags-
betrieb ergibt sich auch eine Verbesserung der Beziehung
der Schüler zu den Eltern, das gemeinsame Familienleben
im Sinne von „Qualitätszeit“ wird bewusster wahrgenom-
men.56
In Deutschland zeigen sich dennoch deutliche Vorbehalte
gegen Ganztagsschulen, auch in Bezug auf das Wohlbe-
finden der Kinder. Die World Vision Kinderstudie 2010
kann diese aber nicht bestätigen. Die Befragung von Kin-
dern im Alter von 6 bis 11 Jahren macht deutlich, dass
diejenigen, die Ganztagsschulen besuchen, diese einer
Halbtagsschule vorziehen. Eine geringere Zustimmung
findet sich bei Kindern, die aufgrund der finanziellen Si-
tuation ihrer Familie nicht vollumfänglich an bestimmten
Angeboten teilnehmen können.57
Der Wunsch nach Ferienbetreuung ist stark verbreitet.58
Tatsächlich finden sich zur Überbrückung der Ferienzei-
ten von Schulkindern inzwischen zahlreiche Angebote
vor, wie z. B. Ferienprogramme von Unternehmen für
Mitarbeiterkinder, Kooperationen von Unternehmen mit
Anbietern der Region sowie unabhängige Angebote re-
gionaler Anbieter. Solche Anbieter sind beispielsweise
öffentliche Träger, gemeinnützige Vereine oder Wohl-
fahrtsverbände. Letztere bieten nicht selten auch subven-
tionierte Programme an.59 Ferienprogramme entlasten
nicht nur berufstätige Eltern zeitlich, sondern leisten auch
einen Bildungs- und Förderbeitrag für Kinder.60 Ein Pro-
blem bei der Teilnahme an solchen Programmen ist neben
der teils eingeschränkten Verfügbarkeit auch der Kos-
tenaspekt, da gerade Angebote mit Verpflegung bzw.
Übernachtung nicht selten mit beträchtlichen Kosten ver-
bunden und steuerlich nur eingeschränkt absetzbar sind.61
Ganztagsschulen leisten damit bei aller Heterogenität of-
fensichtlich einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der
Erwerbsmöglichkeiten der Eltern – in der Regel sind es
die Mütter, die davon sichtbar profitieren. Je umfangrei-
cher das über die Ganztagsschulen abgesicherte Betreu-
ungsangebot ist, desto höher wird auch die Wahrschein-
lichkeit für eine Vollzeittätigkeit der Mutter. Dabei lassen
sich die positiven Auswirkungen auf die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf besonders für Familien mit niedri-
gerem sozioökonomischem Status feststellen.62
4.2.4 Familienbezogene Leistungen und Be-
treuungsinfrastruktur in Schweden
Die höchste Rate an erwerbstätigen Frauen verzeichnet
im europäischen Vergleich Schweden (dicht gefolgt von
Dänemark), das in allen Altersgruppen von Kindern die
höchste Müttererwerbsquote aufweist. Gleichzeitig hat
Schweden den Ruf eines familienpolitischen Vorzeigelan-
des. 
Bereits während der Schwangerschaft erfahren junge
Familien in Schweden Unterstützung durch eine
Schwangerschaftszulage63, welche für maximal 50 Tage
während der letzten 60 Tage vor dem Geburtstermin ge-
leistet wird und 80 Prozent des Gehaltes beträgt. Väter er-
halten zehn Tage Vaterschaftsurlaub um den Geburtster-
min. Die Elternzeit beträgt 480 bezahlte Tage, bis das Kind
acht Jahre alt ist, wobei je 60 Tage nur der Mutter und nur
dem Vater vorbehalten sind. Die restlichen Tage können
aufgeteilt werden. 2007 wurden 390 Tage mit 80 Prozent
des Gehaltes abgegolten (bis max. 40 570 Euro jährlich).
Für die restlichen 90 Tage erhalten die Eltern eine Tages-
pauschale von 18 Euro. Derzeit nutzen nahezu alle Fami-
lien in Schweden die Elternzeit, die meisten in den ersten
beiden Lebensjahren des Kindes. 
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Die öffentlich geförderte Betreuung von Kindern im Alter
von 1 bis 12 Jahren schließt die Ganztagseinrichtungen,
die offenen Betreuungseinrichtungen für Kinder, Eltern
und Tageseltern, und die außerschulischen Einrichtungen
ein, die meist an Schulen untergebracht sind. Ebenfalls
dazu gehört die finanziell gut geförderte Kindertages-
pflege. Es besteht der Rechtsanspruch auf eine Ganztags-
betreuung für Kinder zwischen zwei und zwölf Jahren.
Der Anteil der Kinder unter dem Pflichtschulalter, die
frühpädagogische Einrichtungen besuchen, hat in den
letzten 20 Jahren ständig zugenommen. Ein überdurch-
schnittlich hoher Anteil der 1- und 2-Jährigen besuchen
Betreuungseinrichtungen. Der Besuch einer Vorschul-
klasse ist freiwillig und wird von ca. 96 Prozent der 6-Jäh-
rigen genutzt. Für Schulkinder gibt es ein öffentlich ge-
fördertes Freizeitangebot.64
Vergleicht man die Betreuungssituation in Schweden mit
der in Deutschland, zeigen sich vor allem in der Betreu-
ungsquote der Klein- und Schulkinder sehr große Unter-
schiede. In Schweden ist die Besuchsquote der 1-Jährigen
mit 46 Prozent bereits doppelt so hoch wie die Besuchs-
quote der unter 3-Jährigen in Deutschland (23 Prozent).
Bei den über 6-Jährigen liegt die außerschulische Betreu-
ungsquote in Schweden bei 76,5 Prozent, in Deutschland
nimmt nur ein Anteil von 21,5 Prozent der Kinder ein
vergleichbares Angebot, z. B. in Ganztagsschulen, war.
Die Zeit, in der Elterngeld bezogen werden kann, ist mit
der Zeit in Deutschland vergleichbar. Die (mindestens)
zwei Partnermonate werden in Schweden ebenfalls von
ca. einem Fünftel der Väter in Anspruch genommen, ähn-
lich dem Anteil der Elterngeld beziehenden Väter in
Deutschland. Allerdings liegt die Höhe des Elterngeldes
in Schweden mit 80 Prozent des Gehaltes höher als in
Deutschland.
Der im Vergleich zu Deutschland sehr hohe Anteil der er-
werbstätigen Mütter in Schweden scheint damit in erster
Linie auf die hohe Passung zwischen dem Bedarf an au-
ßerfamiliärere Betreuung von Klein- und Schulkindern
und dem vorhandenen quantitativen und qualitativen An-
gebot sowie dem damit einhergehenden Rechtsanspruch
auf Ganztagsbetreuung für Kinder bis zum Alter von
12 Jahren zurückzuführen zu sein.
4.2.5 Ableitung des Handlungsbedarfs
Bei den institutionellen Betreuungsmöglichkeiten von un-
ter 3-Jährigen in Tageseinrichtungen oder in Tagespflege
ist in den vergangenen Jahren eine deutliche Ausweitung
des Angebots zu verzeichnen. Insgesamt wird das Ange-
bot von vielen Müttern aber als für ihre Situation nicht
ausreichend bewertet. Gründe hierfür liegen in der An-
zahl der Betreuungsplätze, aber auch in Aspekten wie der
Flexibilität der Betreuung, im Zeitumfang der Betreuung
oder deren empfundener Qualität. Notwendig ist daher
ein bedarfsgerechter Ausbau an qualitativ hochwertigen
Betreuungsplätzen in Kindertageseinrichtungen und in
der Tagespflege, der den Bedürfnissen der Kinder und El-
tern entspricht und mit der lokalen Infrastruktur vernetzt
ist. Erst wenn für alle Kinder Ganztagsbetreuungsplätze
in hervorragender Qualität vorhanden sind, haben Eltern
tatsächlich eine Wahlmöglichkeit. Die zeitliche Flexibili-
tät der Betreuungsangebote sollte sich nach den Bedürf-
nissen der Kinder und ihrer Eltern ausrichten. Für lange
Betreuungsbedarfe im ersten Lebensjahr oder abends und
nachts eignet sich (ergänzend) eine Tagespflegefamilie,
die dem Kind eine familienähnliche, vertraute Umgebung
bietet, besser als eine Kindertageseinrichtung, in der
Kleinkinder schicht- und fluktuationsbedingtem Perso-
nalwechsel ausgesetzt sind.
Das bestehende deutsche Grundschulsystem mit Unter-
richtszeiten von 8 Uhr morgens bis 11:30 vormittags in
den ersten Klassen und 14 Wochen Schulferien im Jahr,
stellt berufstätige Eltern vor große zeitliche Herausforde-
rungen. Dieses Schulsystem erwartet zumindest von ei-
nem Elternteil (faktisch von der Mutter), dass sie die Be-
treuung der Schulkinder inklusive Bereitstellung von
Mittagessen und Unterstützung bei den Hausaufgaben
vollständig übernehmen und am Nachmittag weitere Frei-
zeitaktivitäten der Kinder organisieren. Notwendig ist
also auch hier ein bedarfsgerechter Ausbau an qualitativ
hochwertigen Ganztagsschulen, die Kindern Bildungs-
und Entwicklungschancen auch in außerschulischen Be-
reichen bieten und Eltern eine Vereinbarkeit von Beruf
und Familie ermöglichen. An Ganztagsschulen sollten
ähnlich wie in Schweden „Freizeitheime“ entstehen, die
sowohl in der Ganztagsbetreuung als auch in den Schulfe-
rien Freizeit- und Bildungsangebote für Schüler und Fa-
milien bereitstellen.
In der Gemeinde oder im Stadtteil – also auf kommunaler
Ebene – entscheidet sich, ob eine von Eltern für ihr Leben
und das ihrer Kinder vorhandene Option tatsächlich ge-
wählt werden kann. Ausschlaggebend für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sind dabei vor allem die Mög-
lichkeiten der Kinderbetreuung, die sie an ihrem Wohnort
bzw. Arbeitsplatz in guter Erreichbarkeit vorfinden. Eine
wichtige Voraussetzung, unter der örtliche Politik für Fa-
milien gelingen kann, ist die möglichst präzise Vermes-
sung der örtlichen Lebensverhältnisse und die Implemen-
tierung passender auf die Engpässe in den Lebenslagen
der Familien zugeschnittener Hilfen. Kommunale Fami-
lienpolitik braucht deshalb kommunale Familienbericht-
erstattung als feinkörniges Instrument einer Dauerbeob-
achtung der örtlichen Lebensverhältnisse von Kindern
und Familien.65
Die vielfältigen Bedürfnisse von Familien mit Klein- und
Schulkindern nach zeitlicher Entlastung, Abstimmung
und Vereinbarung lassen sich auch durch neue Formen
der kommunalen Planung, Steuerung, Vernetzung und
Kooperation beantworten. Dies kann in Familienzentren,
Mehrgenerationenhäusern oder auch in Ganztagsschulen
realisiert werden, in denen Kind fördernde und Eltern un-
terstützende Angebote organisiert werden, eine für Eltern
und Kinder anregungsreiche Mitwelt bereitgestellt wird
und familienergänzende Leistungen erbracht werden.66
Bislang fragmentierte und getrennt voneinander existie-
rende Angebotsstrukturen können in diesen Zentren ver-
netzt, unter einem Dach gebündelt oder aus einer Hand
bereitgestellt werden. Die Zentren wirken als „Katalysa-
tor“ für den Aufbau einer familienfreundlichen Infra-
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struktur und versuchen nach dem Prinzip des „one-stop-
shopping“ mit Angeboten aus einer Hand den komplexen
Bedürfnissen von Familien gerecht zu werden.67
Familienzentren und Mehrgenerationenhäuser haben das
Potenzial zu kommunalen Knotenpunkten für Familien-
dienstleistungen zu werden, in dem neben öffentlich ge-
förderten Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsangebo-
ten auch zivilgesellschaftliches Engagement z. B. im
Sinne von Nachbarschaftshilfe, aber auch privat-gewerb-
licher Angebote haushaltsnaher Dienstleistungen auf die
Bedürfnisse der Familien zugeschnitten werden.
Die zusätzlichen Angebote für Eltern und Kinder sind da-
bei prinzipiell ohne thematische Einschränkung denkbar
und sollten an den sozialräumlichen Bedarfen der Fami-
lien ausgerichtet sein. Eltern- und kindbezogene Dienst-
leistungen sind neben der klassischen Familienbildung
ebenso zentraler Bestandteil wie Elterncafés, gemein-
same Elternaktivitäten oder Partnerschaftsseminare.
Haushaltsnahe Dienstleistungen könnten Hol- und Bring-
dienste, Wäschedienste, Babysitting aber auch ambulante
Arztbesuche beinhalten. Zu den arbeitsweltbezogenen
Dienstleistungen zählen gezielte Weiterbildungen sowie
Unterstützung beim Wiedereinstieg in den Beruf. 
Durch das BMFSFJ angeregt und gefördert sind
500 Mehrgenerationenhäuser in ganz Deutschland ent-
standen. Damit verfügen fast alle Landkreise und kreis-
freien Städte über mindestens ein Mehrgenerationenhaus.
Mehrgenerationenhäuser aktivieren Zivilengagement und
setzen dabei auf einen Personalmix aus Festangestellten
und freiwillig Aktiven. Um die erfolgreiche Arbeit der
Mehrgenerationenhäuser weiterzuentwickeln und die Ein-
richtungen nachhaltig in die lokale Infrastruktur zu inte-
grieren, hat das BMFSFJ 2011 ein Folgeprogramm für
450 Mehrgenerationenhäuser aufgelegt.
Mit der Entwicklung von etwa 3 000 Familienzentren
nach den Gütesiegelkriterien „Familienzentrum NRW“
hat sich das Land NRW das Ziel gesteckt, die klassische
Aufgabentrias der Tageseinrichtungen Bildung, Erzie-
hung und Betreuung mit Angeboten der Beratung und
Unterstützung von Familien und zur Erleichterung der
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu erweitern. Die
Familienzentren sind dabei konzipiert als Knotenpunkte
in einem Netzwerk von Kooperation und Information, das
zugleich Bestandteil des kommunalen Präventionsnetzes
ist und so das soziale Unterstützungsnetz vor Ort wir-
kungsvoller gestalten kann.
Diese Entwicklungen weisen in die richtige Richtung,
auch wenn sie zahlenmäßig nur einen ersten Schritt dar-
stellen. Deutschland ist noch weit davon entfernt die ca.
50 000 Kindertageseinrichtungen in sozialraumspezifi-
sche Familienservice- oder Mehrgenerationenzentren
auszubauen oder mit diesen zu vernetzen. Dabei geht es
aber nicht „nur“ um den bedarfsgerechten Ausbau von
Kinderbetreuungsplätzen in Krippen, Kindergärten und
Ganztagsschulen, sondern vielmehr um ein neues Ver-
ständnis einer familienunterstützenden kommunalen Zeit-
politik. Familienservice- und Begegnungszentren müs-
sen also in ein familien(zeit)politisches Gesamtkonzept
der jeweiligen Kommune eingebunden sein und beispiels-
weise als Knotenpunkte lokaler Bündnisse für Familien,
präventiver Netzwerke oder kommunaler Bildungsland-
schaften fungieren. Dabei muss berücksichtigt werden,
dass kommunale, familienfreundliche Politik nicht nur
von den Kommunen abhängt, sondern in einer Wechsel-
wirkung mit den Vorgaben vom Bund und den Ländern
steht. Letztlich muss die Kommune die Daseinsvorsorge
auch und gerade für Familien bereithalten. Gleichzeitig
darf es nicht von der wirtschaftlichen Situation der jewei-
ligen Kommune oder des Bundeslandes abhängen, ob Fa-
milien unterstützende Rahmenbedingungen vorfinden
oder nicht.
4.3 Zeitrelevante lokale 
Rahmenbedingungen
4.3.1 Status-Quo-Analyse der zeitrelevanten 
lokalen Rahmenbedingungen 
Im Kontext der Zeit für Verantwortung in der Familie ste-
hen nachfolgend insbesondere familienunterstützende
Dienstleistungen, Lokale Zeitpolitik sowie Caring Com-
munities im Fokus.
4.3.1.1 Familienunterstützende Dienstleistungen
Familien, in denen beide Elternteile erwerbstätig sind, lei-
den vermehrt unter Zeitnot. Diese wird verstärkt durch
Flexibilitätsanforderungen und (über-)lange Arbeitszeiten
für Vollzeitkräfte. Diejenigen, die es sich leisten können,
greifen auf familienunterstützende Dienstleistungen zur
Entlastung zurück.68 Unter familienunterstützenden bzw.
haushaltsnahen Dienstleistungen sind dabei solche zu
verstehen, die einen engen Bezug zum Haushalt haben
und auch im Haushalt ausgeübt werden. Dazu zählen bei-
spielsweise Pflege- und Betreuungsleistungen, die Reini-
gung der Wohnung, aber auch Kosten für Handwerker,
z. B. für Reparaturen oder Gartenpflege.69 Familienunter-
stützende Dienstleistungen können insofern einen erheb-
lichen Beitrag zur Verbesserung der Zeitsouveränität,
Zeitsynchronisation und Zeit(um)verteilung leisten, als
sie Eltern(-teilen) eine höhere Variabilität in der Verein-
barung privater und beruflicher Zeiterfordernisse ermög-
lichen. So äußern auch in einer aktuellen Umfrage
67 Prozent derjenigen, die familienunterstützende Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen, dass sie dadurch Frei-
räume für ihre Familie bzw. für sich selbst sowie für ihre
beruflichen Aufgaben und Ziele gewinnen.70
Laut einer Studie des IW Köln hat jeder fünfte befragte
Haushalt schon einmal eine bezahlte Hilfe in Anspruch
genommen, etwa jeder zehnte tut es aktuell. Meist geht es
dabei um Tätigkeiten wie Putzen, Bügeln oder Garten-
pflege. Durchschnittlich wird Hilfe für 4,7 Stunden pro
Woche in Anspruch genommen, nicht selten erfolgt aller-
dings auch nur eine fallweise Unterstützung, z. B. einmal
monatlich. Unter Berücksichtigung von Umfragedaten,
die die Nachfrage erfassen, kann davon ausgegangen
werden, dass 95 Prozent der familienunterstützenden
Dienstleistungen von nicht angemeldeten Beschäftigten
ausgeübt werden und deshalb der Schattenwirtschaft zu-
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zuordnen sind.71 In ca. 14 Prozent der gemeldeten Fälle
handelt es sich um geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse (sogenannte haushaltsnahe Minijobs), in deutlich
geringerem Umfang um sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung. Für jeden achten Haushalt ist ein Dienst-
leistungsunternehmen tätig.72 Darüber hinaus vermitteln
Dienstleistungsagenturen familienunterstützende Dienst-
leistungen. Auch die Industrie- und Handelskammern so-
wie „Caring Communities“ (vgl. Kapitel 4.3.1.3) sind
vermittelnd tätig.73
Zahlen zu Kosten für diese Dienstleistungen liegen für das
Jahr 2005 vor, in dem sie bei ca. 16 Euro brutto pro Stunde
für die Nachfrager lagen. Der „Marktpreis“ für die Leis-
tungen bewegt sich allerdings nur zwischen 7,50 Euro und
9 Euro: Weitere Untersuchungen zeigen, dass die Nachfra-
ger nicht bereit sind, mehr als durchschnittlich 9,79 Euro
zu zahlen.74 Somit entsteht ein Zielkonflikt zwischen An-
bieter- und Nachfragerseite dahingehend, dass der von
Nachfragern gewünschte niedrigere Preis zu geringen
Qualifikations- und Entwicklungsniveaus auf der Anbie-
terseite führt.75 In diesem Zusammenhang ist zu konstatie-
ren, dass derzeit noch überwiegend Besserverdiener sowie
Menschen oberhalb einer bestimmten sozial-hierarchi-
schen Schwelle familienunterstützende Dienstleistungen
nutzen.76
Bei der Inanspruchnahme der Dienste Dritter durch Fami-
lien mit Kindern zeigen sich einige Spezifika:77
– Nur 17 Prozent der Familien zählen zu den regelmäßi-
gen Nachfragern familienunterstützender Dienstleis-
tungen, obgleich sie 25 Prozent aller Haushalte in
Deutschland stellen. Dabei zeigt sich, dass Eltern mit
bis zu zwei Kindern am seltensten familienunterstüt-
zende Dienstleistungen nutzen, während die Inan-
spruchnahme bei drei oder mehr Kindern ansteigt.
– In Doppelverdiener-Familien werden deutlich häufi-
ger familienunterstützende Dienstleistungen in An-
spruch genommen als in Alleinverdiener-Familien.
– Bei der Nutzergruppe der Familien mit drei und mehr
Kindern überwiegt das Bedarfsmotiv, d. h. sie nutzen
familienunterstützende Dienstleistungen vor allem
deshalb, weil sie sie benötigen. Bei Familien mit bis
zu zwei Kindern spielt zudem die finanzielle Mach-
barkeit eine Rolle.
– Bei Alleinerziehenden und Paaren mit Kindern liegen
in den Haushalten, die eine Haushaltshilfe beschäfti-
gen, die Arbeitszeiten deutlich höher als in Haushalten
ohne Haushaltshilfe.
Im Vergleich zu diesen aufgezeigten Zahlen wünschen
sich 43 Prozent der Eltern durchaus Unterstützung durch
entsprechende Dienstleistungen.78 In anderen europäi-
schen Ländern, wie z. B. Frankreich, fallen die Nutzungs-
zahlen deutlich höher aus.79 Es stellt sich die Frage nach
den Ursachen für die Diskrepanz zwischen gewünschter
und tatsächlicher Nutzung in Deutschland.
Die Hinderungsgründe für eine Inanspruchnahme fami-
lienunterstützender Dienstleistungen, die in Befragungen
genannt werden, sind vielfältig. Der finanzielle Aspekt
spielt für die Mehrzahl die wesentliche Rolle. Dabei wer-
den nicht selten vor der Inanspruchnahme die tatsächli-
chen Kosten überschätzt, die zeitliche Entlastung hinge-
gen unterschätzt („doppeltes Schwellenphänomen“).
Mehr als die Hälfte der Befragten in einer Allensbacher-
Umfrage sowie knapp 60 Prozent in einer aktuellen Um-
frage im Auftrag des BMFSFJ schließen es allerdings
auch für sich prinzipiell aus, auf fremde Menschen zur
Erledigung von Haushaltspflichten zurückzugreifen. Hier
spielt der Umstand eine Rolle, dass es noch immer als
Privileg gilt, Personal zu beschäftigen und es gerade
Menschen mit mittlerem Einkommen unangenehm ist, je-
manden für sich arbeiten zu lassen. Vielfach erledigen
auch mithelfende Familienmitglieder (z. B. Großeltern)
einen Großteil der Aufgaben. Hinzu kommt die Proble-
matik in Bezug auf den zeitlichen und bürokratischen
Aufwand, um eine passende Arbeitskraft zu finden, da
der Markt noch immer vergleichsweise unüberschaubar
ist und darüber hinaus bei vielen Menschen ausgeprägte
Sicherheitsbedenken bestehen, eine fremde Person im ei-
genen Haushalt zu haben. Nicht selten sind diejenigen,
die familienunterstützende Dienstleistungen in Anspruch
nehmen, unzufrieden mit der Qualität – dies gibt in der
Befragung des Allensbacher-Instituts jeder Zweite an. Le-
diglich 1 Prozent der Bevölkerung hat allerdings schon
einmal eine Dienstleistungsagentur bei der Suche nach ei-
ner Haushaltshilfe in Anspruch genommen. Neben den
allgemein vorzufindenden Hinderungsgründen spielt bei
Eltern mit Kindern wohl auch der Umstand eine Rolle,
dass viele Mütter keine Vollzeitbeschäftigung ausüben
und daher „nebenbei“ auch die Hausarbeit erledigen.80 
Ein Blick in das europäische Ausland macht Unterschiede
in der Herangehensweise deutlich: Während in Deutsch-
land die verstärkte Nutzung familienunterstützender
Dienstleistungen in erster Linie durch die Förderung von
Minijobs in Privathaushalten, die Schaffung von Dienst-
leistungsagenturen und die Ausweitung der steuerlichen
Absetzbarkeit zu fördern versucht wird,81 haben sich in
anderen europäischen Ländern, wie Frankreich, Belgien
und Österreich, Gutscheinmodelle etabliert. Diese zielen
insbesondere darauf ab, legale Beschäftigung im Dienst-
leistungsbereich zu unterstützen und finanzielle sowie bü-
rokratische Hürden zu verringern. In Skandinavien finden
sich überwiegend öffentliche Dienstleistungsangebote,
reguläre Beschäftigung im privaten Bereich ist rar.82 En-
gagement auf Unternehmensseite zeigt sich in Großbri-
tannien und Frankreich in Form sogenannter „service
vouchers“, die steuerprivilegiert sind und vom Arbeitge-
ber kofinanziert werden.83
4.3.1.2 Lokale Zeitpolitik 
Die Organisation des Familienalltags umfasst weit mehr
als die Betreuung von Kindern und Haushalt. Behörden-
gänge, Erledigungen und Einkäufe, aber auch die Taktge-
bung durch den öffentlichen Personennahverkehr belas-
ten das ohnehin knappe Zeitbudget berufstätiger Eltern
zusätzlich und erfordern die Berücksichtigung zeitlicher
Rahmenbedingungen bei den entsprechenden Anlaufstel-
len. Die zeitpolitische Forschung spricht von einem Kon-
flikt zwischen Zeitanbietern und Zeitnachfragern dahin-
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gehend, dass die Nachfrager ihre Zeitplanung nicht
unabhängig von den vorgegebenen Zeitstrukturen der An-
bieter gestalten können.84 In einer forsa-Umfrage im Auf-
trag der Zeitschrift „Eltern“ erachten 80 Prozent der Be-
fragten aufeinander abgestimmte Zeittakte von Ämtern,
Kinderbetreuungseinrichtungen und öffentlichen Ver-
kehrsmitteln für wichtig bzw. sehr wichtig.85 Dabei ist zu
bemerken, dass insbesondere die Neuverteilung der Ge-
schlechterrollen die Notwendigkeit einer Zeitsynchroni-
sation in diesem Bereich verstärkt hat. Denn die im Zuge
der Industrialisierung entstandene öffentliche Infrastruk-
tur folgt einem klassischen Geschlechtermodell, in dem
Frauen primär für die zeitliche Alltagsorganisation und
Männer für die Sphäre der Erwerbsarbeit zuständig
sind.86
Die lokale Zeitpolitik, in Deutschland seit Mitte der
1990er Jahre in den Fokus gerückt, nimmt sich diesen Pro-
blemstellungen an und strebt die Harmonisierung örtlicher
Zeitstrukturen an. Zu unterscheiden sind zeitstrukturpoli-
tische Ansätze, die auf die Harmonisierung öffentlicher
Zeittakte (z. B. Öffnungszeiten von Betreuungseinrichtun-
gen, Geschäften, Behörden, kulturellen Einrichtungen,
Sportstätten, Fahrpläne des öffentlichen Personennahver-
kehrs) abzielen sowie infrastrukturpolitische Ansätze zur
Verknüpfung und Bündelung von Angeboten und Dienst-
leistungen, um unnötige bzw. doppelte Wege und entspre-
chende Zeitaufwendungen zu vermeiden. Hinzu kommen
Ansätze bezogen auf den öffentlichen Raum zur qualitati-
ven Stadtentwicklung, informationsbezogene Ansätze für
eine größere Transparenz bestehender Angebote und
schließlich bildungspolitische Ansätze, die die individuel-
len Handlungskompetenzen im Umgang mit Zeit verbes-
sern möchten.87 Diese Bemühungen können insbesondere
einer verbesserten Zeitsynchronisation, aber auch einer
stärkeren Berücksichtigung der Zeitpräferenz und
Zeitsouveränität dienen. Zeitpolitik berücksichtigt dabei,
im Gegensatz zu Zeitmanagement, die gesellschaftliche
und nicht primär die individuelle Perspektive von Zeitkon-
flikten.88
In einigen Städten und Gemeinden sind in diesem Zusam-
menhang „Zeitbüros“ entstanden, die sich unter anderem
mit der Koordination der Zeiten öffentlicher und privater
Dienstleister sowie Kinderbetreuungs- und Mobilitätszei-
ten beschäftigen.89 Dies entspricht auch dem ausdrückli-
chen Wunsch des Europarates, der 2010 alle Regierungs-
ebenen zur Förderung einer aktiven Zeitplanungspolitik
aufgefordert hat. In Italien, dem europäischen Vorreiter in
lokaler Zeitpolitik, wurden Städte im Rahmen der natio-
nalen Gesetzgebung inzwischen zur Einrichtung von
„Zeitbüros“ verpflichtet sowie Zeitpolitik als kommunale
Aufgabe festgeschrieben. Auch Frankreich hat in dieser
Hinsicht in den vergangenen Jahren Fortschritte erzielt.90 
Mit Bezug zur Harmonisierung der Bedürfnisse unter-
schiedlicher Interessensgruppen sind inzwischen auch in
Deutschland immer mehr Städte und Kommunen daran
interessiert, Zeit- oder Mobilitätspakte zur lokalen Zeit-
politik zu schließen, die sich z. B. auf Ladenöffnungszei-
ten, aber auch auf Fragen der öffentlichen Fortbewegung
beziehen, wie die Entzerrung der Stoßzeiten im Schul-
und Berufsverkehr.91 Ebenso finden sich in Kommunen,
wie z. B. in der hessischen Stadt Bad Homburg, Initiati-
ven zur Netzwerkbildung von Unternehmen im Hinblick
auf die Schaffung gemeinsamer, überbetrieblicher Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten für ihre Mitarbeiter. Hier
bieten sich auch Lokale Bündnisse für Familien als Ver-
mittler an, da in diesen Bündnissen in der Regel ortsan-
sässige Unternehmen ebenso wie kommunale Anbieter
aktiv sind. In zunehmendem Maße orientieren sich Be-
hörden und Dienstleister inzwischen unter Nutzung digi-
taler Technologien an den zeitlichen Bedürfnissen der
Nachfrager. Mithilfe von Anwendungen des E-Business,
also der Möglichkeit des Online-Geschäfts, ebenso wie
des sogenannten E-Government (Möglichkeit des Online-
Behördengangs) lassen sich zahlreiche Erledigungen von
zu Hause „per Mausklick“ vornehmen. Nach Daten des
Statistischen Bundesamtes nutzten 78 Prozent der Deut-
schen im Jahr 2009 das Internet für Online-Einkäufe
(E-Commerce), 73 Prozent suchten nach Informationen,
37 Prozent tätigten ihre Bankgeschäfte (Online-Banking)
und 44 Prozent hatten Kontakt zu Behörden oder öffentli-
chen Einrichtungen (E-Government). Die meisten von ih-
nen kommen aus der Gruppe der Erwerbstätigen im Alter
zwischen 16 und 64 Jahren.92 Der Einkauf im Internet
wird immer stärker genutzt, insbesondere im Bereich von
Unterhaltungselektronik, Kleidung, Büchern etc., aber in
zunehmendem Maße auch für Artikel des täglichen Be-
darfs (z. B. über Online-Portale von Drogeriemarktket-
ten) und Lebensmittel. Hier besteht einerseits die Mög-
lichkeit, sich selbst zusammengestellte Kisten mit
frischen Produkten, z. B. von Bio-Anbietern, an die
Haustüre liefern zu lassen, andererseits bieten zwei große
deutsche Supermarktketten – derzeit noch in Form von
Pilotprojekten – an, sich bequem am PC den Einkauf zu-
sammenzustellen und zu einem beliebigen Zeitpunkt in
einer Art „Drive In“ abzuholen – ohne zusätzliche Kos-
ten.93 Was die Nutzung von E-Government anbelangt, so
hindern bislang der fehlende persönliche Kontakt, die
Sorge um die Sicherheit privater Daten, eine zu hohe
Komplexität und die Nichtauffindbarkeit bestimmter
Dienste noch viele Menschen daran, von diesen Gebrauch
zu machen. Dies gilt in besonderem Maße für sozioöko-
nomisch benachteiligte Menschen.94 Die rasante Entwick-
lung der Internetnutzung gerade in jüngster Zeit gibt al-
lerdings Anlass zu der Vermutung, dass sich auch diese
Hemmschwellen in Bezug auf E-Government immer
mehr verringern werden.
Nicht vergessen werden sollte, dass im Kontext lokaler
Zeitpolitik bei allen Bemühungen auch stets den Blick da-
rauf zu richten ist, die Zeitpräferenzen der Beschäftigten
auf Anbieterseite zu berücksichtigen.
4.3.1.3 Caring Communities
Unterstützung in der aktiven Familienphase erfahren El-
tern neben institutionellen Betreuungsmöglichkeiten und
dem Entgegenkommen ihrer Arbeitgeber auch durch Ca-
ring Communities, d. h. Großeltern und andere Ver-
wandte, aber auch Nachbarschaftshilfen und Netzwerke,
über die Familienunterstützung, -patenschaften oder -hil-
festellungen vermittelt werden. Die Beratungsleistung
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insbesondere der Nachbarschaftshilfen und Netzwerke ist
dabei im Vergleich zur Betreuungsleistung als gleichwer-
tig anzusehen, da nicht zuletzt gestiegene Anforderungen
an „Erziehungskompetenz“ erwerbstätige Eltern und ins-
besondere Mütter einem inhärenten Konflikt zwischen ih-
rer Zeitverwendung für Beruf und Erziehung aussetzen.95
Wie bereits in Kapitel 2 ausgeführt und in Kapitel 5 ver-
tieft, übernehmen gerade Großeltern und andere Ver-
wandte sowie in geringerem Umfang auch Freunde und
Bekannte einen Teil der Betreuung von Kindern. Dies gilt
insbesondere für Kinder unter drei Jahren und wird in hö-
herem zeitlichem Umfang von Alleinerziehenden in An-
spruch genommen.96 Diese informellen Hilfestellungen
bedeuten einen immensen Zugewinn an Zeitsouveränität,
eine Verbesserung der Zeitsynchronisation und Möglich-
keiten der Zeit(um)verteilung für Eltern(-teile). Sie kom-
men umso eher zum Tragen, als Eltern(-teile) in räumli-
cher Nähe zu ihrer Ursprungsfamilie leben. Dies ist nicht
immer der Fall – in einer forsa-Umfrage geben 35 Pro-
zent der Eltern an, dass sie bei der Kinderbetreuung nicht
auf die Hilfe der Großeltern zurückgreifen können, weil
diese zu weit entfernt wohnen. Forderungen nach erhöh-
ter beruflicher Mobilität spielen hier eine Rolle und tref-
fen in besonderem Maße die höher Qualifizierten, die
deutlich häufiger von diesem Umstand berichten.97
Im Bereich der organisierten Hilfestellungen werden
Nachbarschaftshilfen und sonstige familienunterstüt-
zende Netzwerke als Teil der Caring Communities in un-
terschiedlicher Intensität für Familien in der aktiven Fa-
milienphase tätig, z. B. in folgenden Feldern: 
– Kinderbetreuung für unterschiedliche Altersgruppen
– Vermittlung von Tagespflegepersonen
– Schülerbetreuung (z. B. Nachmittags- und Ferienbe-
treuung, Sprachförderkurse)
– Angebote für Jugendliche (z. B. Coaching für den Be-
rufseinstieg)
– Familienhilfe (z. B. Unterstützung bei Erkrankung ei-
nes Elternteils)
– Angebote für Eltern (z. B. Vermittlung von Paten für
Kinder, Erziehungsberatung, Eltern-Kind-Gruppen)
– Angebote für Frauen (z. B. Coaching für den berufli-
chen Wiedereinstieg, Netzwerke)
– Beratungsangebote (z. B. juristische Beratung, Ehebe-
ratung, allgemeine Lebensberatung)
– Haushaltsnahe Dienstleistungen (z. B. Abhol- und Be-
gleitdienste, Reinigungsarbeiten, Einkäufe)
– Integrationsangebote (z. B. Sprachförderung, Überset-
zungshilfen)
Gerade Kirchengemeinden und Wohlfahrtsverbände en-
gagieren sich in diesem Bereich zunehmend. Hervorzuhe-
ben sind insbesondere die „Lokalen Bündnisse für Fami-
lie“, die vielerorts wertvolle Beiträge für die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Pflege sowie
für ein familienfreundliches Lebensumfeld leisten. Dies
geschieht nicht zuletzt dadurch, dass sie unterschiedliche
Akteure und Förderer aus Kommunen, Unternehmen,
Kammern, Gewerkschaften, Arbeitsagenturen, Verbän-
den, Stiftungen, Hochschulen, Krankenhäusern, Kirchen
sowie freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe zusam-
menbringen und koordinieren.98 Die Schwerpunkte der
Bündnisarbeit liegen in der Information und Sensibilisie-
rung sowie in der Bedarfsermittlung vor Ort und der Ent-
wicklung und Unterstützung von Angeboten, Konzepten
und Kooperationen. Den hohen Wirkungsgrad der Loka-
len Bündnisse, auch auf übergeordneter Ebene, z. B. zur
Erhöhung der Standortattraktivität, bestätigt eine jüngst
durchgeführte Untersuchung im Auftrag des BMFSFJ.99
Eine spezielle Form der Nachbarschaftshilfe stellen soge-
nannte „Leih-Omas oder -Opas“ dar, die z. B. über private
Initiativen, Mütterzentren , Seniorenbüros, Wohlfahrtsor-
ganisationen oder über die zuständigen Jugendämter ange-
fordert werden können und je nach individueller Vereinba-
rung Kinderbetreuung oder auch Hausaufgabenhilfe
anbieten. Hier gibt es teils ehrenamtlich Engagierte, teils
fallen geringe Gebühren an.100 Zur Nachbarschaftshilfe
werden zum Teil auch Mehrgenerationenhäuser gezählt,
die sich in ähnlichen Fragestellungen engagieren.101
Derartige Angebote organisierter Hilfestellung sind in
vergleichsweise großer Zahl vorhanden, doch stellt sich
die Frage nach der Transparenz für den Suchenden. Zeit-
kompetenz kann insbesondere durch die Beratungsange-
bote privater, kirchlicher oder wohlfahrtsstaatlicher Trä-
ger zu Themen wie Organisation des Familienalltags,
Wiedereinstieg in den Beruf etc. vermittelt werden.
4.3.2 Ableitung des Handlungsbedarfs
Für familienunterstützende Dienstleistungen, lokale Zeit-
politik sowie Caring Communities lässt sich ein erhebli-
ches Potenzial bescheinigen, Eltern(-teile) in der aktiven
Familienphase bei der Synchronisation und (Um)vertei-
lung ihrer zeitlichen Bedarfe zu entlasten und ihnen die
Umsetzung ihrer Handlungsziele mit einem angemesse-
nen Maß an Zeitsouveränität zu ermöglichen. Allerdings
zeigt sich, dass mangelnde Transparenz der Angebote so-
wie die unzureichende Überwindung bestimmter Hemm-
schwellen die Inanspruchnahme von familienunterstüt-
zenden Dienstleistungen und Caring Communities derzeit
noch einschränken und auch im Bereich lokaler Zeitpoli-
tik noch ein weiterer Ausbau zu fördern ist. Trotz zahlrei-
cher positiver Beispiele ist zusammenfassend festzustel-
len, dass noch immer vergleichsweise wenige
Kommunen für die Notwendigkeit unterstützender Ange-
bote sensibilisiert sind und vielfach Modellprojekte keine
dauerhaften Veränderungen vor Ort erzeugen. Im Hin-
blick darauf, dass der Bedarf von Familien an einer zeitli-
chen Entlastung im Alltag beständig zunimmt, kann die-
ses Bild nicht zufriedenstellen, wie insbesondere der
Blick in Länder mit einer vorbildlichen Nutzung fami-
lienunterstützender Dienstleistungen oder ausgeprägten
Bemühungen im Bereich der lokalen Zeitpolitik zeigt.102
Ein besonderes Augenmerk sollte darauf gelegt werden,
eine Passung zwischen der Bezahlbarkeit familienunter-
stützender Dienstleistungen einerseits sowie einem ange-
messenen Einkommen für die Anbieter solcher Dienst-
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leistungen andererseits herzustellen, gegebenenfalls auch
durch entsprechende Subventionierungen. In den Alters-
gruppen, die sich üblicherweise in der aktiven Familien-
phase befinden, würden mehr als ein Drittel Unterstüt-
zung in Anspruch nehmen, wenn von staatlicher Seite
entsprechende finanzielle Entlastungen bereitgestellt
würden. Dabei wirken für Menschen aus mittleren Ein-
kommens- und Bildungsschichten insbesondere kurzfris-
tig wirkende Gutschein-Modelle attraktiv. Hinzu kommt
gerade in den mittleren Schichten Überzeugungsarbeit, da
hier die Nutzung familienunterstützender Dienstleistun-
gen nicht selten mit einem Stigma belegt ist und die tradi-
tionelle Rollenverteilung (noch) manifestiert wird. So
kann Müttern der Wiedereinstieg in den Beruf erleichtert
werden. Nicht zuletzt gilt es, bürokratische wie zeitliche
Aufwendungen zu reduzieren und für professionelle und
transparente Angebotsstrukturen zu sorgen, um die Nut-
zungszahlen auszuweiten.103
Für eine stärkere Verbreitung und Nutzung familienunter-
stützender Dienstleistungen, lokaler Zeitpolitik sowie von
Caring Communities und damit für die Verbesserung der
Handlungsdimensionen Zeitkompetenz, Zeitpräferenz,
Zeitsouveränität, Zeitsynchronisation und Zeit(um)vertei-
lung sollten positive Beispiele aus anderen europäischen
Ländern ebenso berücksichtigt werden wie „Leuchttürme“
auf kommunaler und regionaler Ebene, deren Erfahrungen
auch an anderer Stelle genutzt werden können. Studien
weisen übereinstimmend darauf hin, dass eine ganzheitli-
che und nachhaltige Strategie zu verfolgen ist, die über den
Modellcharakter hinausgeht.104 
Für sich genommen sind familienunterstützende Dienst-
leistungen, lokale Zeitpolitik oder Caring Communities
wichtige Bestandteile von Familienzeitpolitik. Ihre beste
Wirkung entfalten Sie jedoch in der Vernetzung unter-
einander und in Kombination mit den infrastrukturellen
Rahmenbedingungen (Betreuung von Klein- und Schul-
kindern), beispielsweise in Familienservicezentren oder
Mehrgenerationenhäusern.
4.4 Zeitrelevante ökonomische 
Rahmenbedingungen
Umfang und Art der Erwerbstätigkeit nehmen ebenso wie
die betrieblichen Rahmenbedingungen in erheblichem
Maße Einfluss auf die Zeit für Familie. Sie sind zentrale
Taktgeber. Im Folgenden werden deshalb die gesell-
schaftlichen Veränderungen in den geschlechtsspezifi-
schen Erwerbsmustern und den betrieblichen Gegeben-
heiten thematisiert. Dabei stellt sich auch die Frage nach
den unterschiedlichen beruflichen Werdegängen und Kar-
rierechancen von Müttern und Vätern, da diese unmittel-
bar auf die Zeitressourcen und -verwendung Rückwir-
kung haben.
4.4.1 Entwicklungen auf der gesamt-
wirtschaftlichen Ebene
4.4.1.1 Teilnahme am Erwerbsleben
Die Teilnahme am Erwerbsleben wird durch die Erwerbs-
quote widergespiegelt. Diese misst den Anteil der Perso-
nen, die sich für eine aktive Teilnahme am Erwerbsleben
entscheiden („Erwerbspersonen“), an der gesamten Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter („Erwerbsbevölkerung“).
Die Erwerbsquote von Männern und Frauen unterliegt in
den letzten Dekaden unterschiedlichen langfristigen Ver-
änderungen. In Westdeutschland steigt die auf Basis des
Mikrozensus berechnete Erwerbsquote der Frauen, unab-
hängig davon, ob Kinder vorhanden sind oder nicht, seit
den 1960er Jahren kontinuierlich an. Lag der Anteil der
auf dem Arbeitsmarkt aktiven Frauen 1970 noch bei
46 Prozent, so war er im Jahr 1980 bereits auf 50 Prozent,
im Jahr 2000 auf 61 Prozent und in 2009 auf 69 Prozent
gewachsen. Die Erwerbsquote der Männer ist von
88 Prozent in 1970 auf 79 Prozent im Jahr 2000 gefallen,
bis 2009 aber wieder auf 82 Prozent leicht angestiegen.
Bemerkenswert ist, dass sich insbesondere für Frauen die
Situation in Ostdeutschland in der Vergangenheit erheb-
lich von der im Westen unterschied. Zur Zeit der Wieder-
vereinigung waren in Ostdeutschland 86 Prozent der Män-
ner und 77 Prozent der Frauen zwischen 15 und 65
erwerbstätig. Die Erwerbsquoten beider Geschlechter
übertrafen also zu diesem Zeitpunkt die im Westen, die bei
83 Prozent für die Männer und 59 Prozent für die Frauen
lagen. Auch im internationalen Vergleich war die Erwerbs-
beteiligung der Frauen in Ostdeutschland zum Zeitpunkt
der Wiedervereinigung hoch. Bis 2009 haben sich die Ost-
West-Unterschiede deutlich reduziert: In den alten Bun-
desländern lag der Anteil bei Frauen bei 69 Prozent, in den
neuen Bundesländern bei 76 Prozent, bei Männern ent-
sprechend bei jeweils 82 Prozent.
Die Erwerbstätigkeit von Müttern, unabhängig davon, ob
es sich um Mütter aus Paarfamilien oder alleinerziehende
Mütter handelt, ist tendenziell umso höher, je älter die Kin-
der sind. So liegt der Anteil erwerbstätiger Mütter mit Kin-
dern unter 3 Jahren im Jahr 2009 bei etwas über 30 Prozent
und steigt auf Werte zwischen 70 Prozent und 80 Prozent
für Mütter, deren Kinder 10 bis 16 Jahre alt sind.105 Abbil-
dung 4.5 zeigt, dass nur etwa 15 Prozent der Mütter mit
Kindern unter 3 Jahren in Vollzeit oder vollzeitnaher Teil-
zeit beschäftigt sind. Ist das jüngste Kind in der Altersstufe
zwischen 3 und 6 Jahren, so springt dieser Anteil auf etwas
über 40 Prozent. Mit zunehmendem Alter des jüngsten
Kindes steigt der Anteil dann weiter monoton an. Erreicht
dieses die Altersstufe der 14- bis 16-Jährigen, so sind et-
was über die Hälfte der Mütter in Vollzeit oder vollzeitna-
her Teilzeit beschäftigt und weitere 24 Prozent in „kleiner“
Teilzeit. Eichhorst et al. betonen den hohen Anteil der Teil-
zeitbeschäftigung von Müttern auch bei höherem Alter des
jüngsten Kindes.106 Bei der reduzierten Erwerbstätigkeit
nach der Geburt eines Kindes handele es sich um ein „län-
gerfristiges Phänomen“.
Die unterschiedlich starke Arbeitsmarktaffinität von
Frauen in Ost- und Westdeutschland ist auch bei Frauen
mit Kindern und alleinerziehenden Müttern erkennbar.
Hier sticht hervor, dass die Neigung zur Vollzeittätigkeit
unter Müttern in den neuen Bundesländern deutlich aus-
geprägter als in den alten ist. Dort findet die Erwerbstä-
tigkeit von Müttern mit gut 75 Prozent in Teilzeit und nur
knapp 25 Prozent in Vollzeit statt, während in den neuen
Bundesländern knapp 55 Prozent der Mütter vollzeittätig
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und gut 45 Prozent teilzeittätig sind.107 Auch bei alleiner-
ziehenden Müttern zeigen sich Ost-West-Unterschiede.
So sind in den alten Bundesländern Alleinerziehende im
Vergleich zu Müttern in Paarfamilien deutlich häufiger in
Vollzeit tätig, die Anteile der Vollzeitbeschäftigten liegen
2009 bei 38 Prozent bzw. 22 Prozent. In den neuen Bun-
desländern findet sich mit Anteilen von 56 Prozent und
54 Prozent Vollzeittätigen ein eher ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen alleinerziehenden Müttern und solchen
in Paarfamilien. Problematisch erscheint, dass beinahe
20 Prozent der teilzeittätigen alleinerziehenden Mütter
nur deswegen in Teilzeit arbeiten, weil sie keine Vollzeit-
stelle finden konnten, bei Müttern in Paarfamilien ist die-
ser Anteil mit knapp 9 Prozent nicht halb so hoch.108 Für
Väter sind hingegen die Erwerbsquoten weitaus homoge-
ner: Unabhängig vom Alter der Kinder sind mehr als
80 Prozent erwerbstätig und dies in aller Regel in Voll-
zeit.109
Auf der regionalen Ebene zeigen empirische Studien,
dass die Erwerbsquoten der Frauen zum einen mit niedri-
ger Arbeitslosigkeit und höherem Lohnniveau korrelie-
ren, zum anderen aber auch mit der Infrastruktur für die
Betreuung von (Klein-)Kindern im Zusammenhang ste-
hen.
Neben ökonomischen Faktoren beeinflussen aber auch
längerfristige gesellschaftliche Prägungen das Erwerbs-
verhalten. Empirische Befunde belegen etwa110, dass auch
im zweiten Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung noch
deutliche Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen
zur Erwerbstätigkeit von Müttern bestehen. So ist die Zu-
stimmung zur Müttererwerbstätigkeit in den alten Bun-
desländern deutlich geringer als in den neuen.
Zudem besteht ein Zusammenhang zwischen Qualifika-
tionsniveau und Erwerbstätigkeit. Nach Daten des SOEP
steigt die Erwerbstätigkeit von Müttern mit ihrem Ausbil-
dungstand. In Vollzeit oder vollzeitnaher Teilzeit arbeiten
beispielsweise nur knapp 29 Prozent der Mütter ohne Be-
rufsabschluss, aber etwa 40 Prozent mit Berufsabschluss
und 47 Prozent mit höherer Bildung.111
4.4.1.2 Arbeitszeiten
Erwerbstätigkeit bemisst sich zudem nach der Arbeits-
zeit. Sozialversicherungsdaten erlauben eine Unterschei-
dung zwischen geringfügiger Beschäftigung, kleiner und
großer Teilzeit sowie Vollzeit. Diese und die folgenden
Zahlen beruhen auf der Beschäftigtenstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit. Der weltweiten Entwicklung ent-
sprechend zeigt sich auch in Deutschland unabhängig von
Alter und Geschlecht ein deutlich steigender Trend in den
Teilzeitquoten.112 Betrachtet man nur die vollzeitnahe
Teilzeit, so war diese bei westdeutschen Männern noch
bis etwa Mitte der 1990er Jahre quantitativ bedeutungs-
los. Seitdem stieg sie auf etwa 5 Prozent. Der Anstieg ist
am stärksten in der Gruppe der 20- bis unter 30-Jährigen
sowie bei den 50- bis unter 60-Jährigen. Insgesamt ist bei
den westdeutschen Männern am Ende des Beobachtungs-
zeitraums etwa jedes 20. Arbeitsverhältnis, das einen An-
spruch auf Sozialversicherungsleistungen begründet, ein
Teilzeitverhältnis. Bei den Frauen hat, wie schon oben bei
der Betrachtung der Mütter angeklungen, die Teilzeit ein
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weit höheres Gewicht. Insgesamt ist die Quote der voll-
zeitnahen Teilzeit von etwa 18 Prozent Mitte der 1980er
Jahre auf etwa 32 Prozent in 2008 angestiegen. Bei den
unter 30-jährigen westdeutschen Frauen ist dieser Trend
deutlich schwächer ausgeprägt als bei den höheren Al-
tersgruppen. So weisen die über 40-Jährigen Teilzeitquo-
ten von 40 Prozent und mehr am aktuellen Rand auf. Die
Entwicklung der Teilzeitquoten der Männer in Ost-
deutschland zeigen sowohl in der Trendentwicklung als
auch in der Struktur ähnliche Muster wie bei den Män-
nern in Westdeutschland. Bei den Frauen in Ostdeutsch-
land sind im Vergleich zu Westdeutschland hingegen teils
deutliche Niveauunterschiede zu konstatieren. Insgesamt
erreicht die Teilzeitquote für diese Gruppe am Ende des
Beobachtungszeitraums nur etwa 27 Prozent und liegt da-
mit um etwa 13 Prozentpunkte unter der vergleichbaren
westdeutschen.
4.4.1.3 Ökonomische Unsicherheit und Fertilität
Es erscheint unmittelbar plausibel, dass wirtschaftliche
Unsicherheit die Entscheidung von Eltern für ein Kind
beeinflusst. Zusammenhänge zwischen schweren ökono-
mischen Krisen und der Fertilität sind – etwa für die
Weltwirtschaftskrise in den 1920er Jahren – historisch be-
legt. Auch der Effekt der mit der deutschen Wiederverei-
nigung verbundenen ökonomischen und sozialen Unwäg-
barkeiten auf die Geburtenrate in Ostdeutschland kann als
Beispiel hierfür dienen.113 
In einer Reihe von neueren Studien wird die Bedeutung
von ökonomischer Unsicherheit für die Fertilität heraus-
gestellt. Die bisherigen empirischen Befunde für
Deutschland sind jedoch wenig belastbar.114 Zu unter-
scheiden sind objektive Indikatoren von Unsicherheit wie
Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäftigung oder geringes
Einkommen und die subjektive Empfindung von Unsi-
cherheit. Die Daten des SOEP zeigen, dass weder die ob-
jektiven noch die subjektiven Faktoren von ökonomischer
Unsicherheit mit dem Zeitpunkt der ersten Geburt korre-
lieren, wenn nicht nach Bildungsstand der Mutter diffe-
renziert wird.115 Eine genauere Analyse ergibt, dass der
Zusammenhang für Gering- und Hochqualifizierte ein ge-
gensätzliches Muster aufweist: Frauen mit hohem Bil-
dungsstand tendieren in ökonomisch prekär eingeschätz-
ten Situationen dazu, die Geburt des ersten Kindes
aufzuschieben, bei Frauen mit niedriger Bildung scheint
dies genau umgekehrt zu sein. Interessant erscheint fer-
ner, dass die ökonomische Situation des Partners (gemes-
sen an Beschäftigung und Einkommen) offenbar einen
weit geringeren Einfluss auf den Zeitpunkt der ersten Ge-
burt besitzt als oftmals angenommen.
4.4.1.4 Auswirkungen familienbedingter 
Erwerbsunterbrechungen auf 
geschlechtsspezifische 
Verdienstunterschiede
Ein wichtiger Faktor für die ungleichen Verdienstchancen
von Männern und Frauen im Lebensverlauf sind die kurz-
und längerfristigen Effekte familienbedingter Erwerbsun-
terbrechungen. Studien gehen von Lohneinbußen von
10 Prozent bis 19 Prozent aus.116 Auf Basis von Lebens-
verlaufsdaten der Rentenversicherung sind für Frauen
eine Einbuße an Lebenseinkommen aufgrund von Er-
werbsunterbrechungen wegen Kindererziehung und
Haushaltsführung von etwa 6 Prozent gefunden wor-
den.117 Es gibt dabei Unterschiede nach Bildungsstand,
die sich vor allem durch eine unterschiedliche Dauer von
Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit erklärt. So haben
Frauen mit Hochschulabschluss aufgrund familienbe-
dingter Erwerbsunterbrechungen eine Einbuße an Le-
benseinkommen von nur 3,6 Prozent, während dieser
Wert bei Frauen ohne und mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung bei 7,1 Prozent bzw. 7,3 Prozent liegt.
Die ausgeprägten geschlechtsspezifischen Unterschiede
in den Erwerbsverläufen lassen sich an dem Anteil able-
sen, den Männer und Frauen insgesamt und in unter-
schiedlichen Altersphasen zu den Gesamtverdiensten aus
sozialversicherungspflichtiger Arbeit beisteuern. Heineck
und Möller berechnen diese Anteile auf Basis der Stich-
probe der Integrierten Erwerbsbiographie (SIAB).118 In
Westdeutschland dominieren insgesamt die Verdienste
der Männer die der Frauen sehr deutlich, allerdings im
Zeitablauf mit sinkender Tendenz. Lag der Anteil der
Männer an den Gesamtverdiensten Mitte der 1980er Jahre
noch bei etwa 72 Prozent, so fiel er bis zum letzten Jahr
des Beobachtungszeitraums (2008) auf etwa zwei Drittel.
Zu 100 Euro Erwerbseinkommen aus unselbständiger Ar-
beit in den alten Bundesländern tragen damit Männer am
aktuellen Rand im Durchschnitt etwa 66 Euro, Frauen
etwa 34 Euro bei. Hierbei zeigen sich allerdings ausge-
prägte Unterschiede zwischen den Altersgruppen. Bei
den 20- bis unter 30-Jährigen erweisen sich die Unter-
schiede in den Verdienstanteilen beider Geschlechter
noch vergleichsweise gering. Bei den über 30-Jährigen
sind hingegen bereits eklatante Unterschiede festzustel-
len, die auch bei den höheren Altersgruppen erhalten blei-
ben. Die Unterschiede in den Verdienstanteilen zwischen
den Geschlechtern entwickeln sich offenbar in der Phase
der Familiengründung und bleiben dann nachhaltig beste-
hen. Bemerkenswert ist, dass in Ostdeutschland die Dis-
krepanzen in den Verdienstanteilen demgegenüber deut-
lich schwächer ausgeprägt sind. Im Durchschnitt aller
Altersgruppen ist der Verdienstanteil der Männer von
1992 bis 1999 von etwa 58 Prozent auf 56 Prozent zu-
rückgegangen und seitdem nochmals um etwa einen Pro-
zentpunkt gefallen.119
Insgesamt muss festgehalten werden, dass es überwiegend
und nach wie vor die Frauen sind, die aufgrund der in Fa-
milie investierten (Lebens-)Zeit und den sich daraus erge-
benden Diskrepanzen hinsichtlich Erwerbsbeteiligung
und -umfang deutlich geringere Verdienste erzielen. Es
stellt sich die Frage, wie dieser Sachverhalt mit dem Ziel
der Geschlechtergerechtigkeit in Einklang zu bringen ist.
4.4.2 Entwicklungen auf der 
betrieblichen Ebene 
4.4.2.1 Status-Quo-Analyse
Auf Unternehmensebene scheint sich in den letzten Jah-
ren das Bewusstsein für Familienfreundlichkeit verstärkt
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zu haben. So gaben 2010 etwa 80 Prozent der Befragten
im Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit an, dass
Familienfreundlichkeit für das eigene Unternehmen
wichtig sei. Das Forschungszentrum Familienbewusste
Personalpolitik (FFP) hat im Jahr 2008 einen Index zur
Messung des Ausmaßes der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie vorgelegt.120 Auf Basis dieses Indexes wurde das
betriebliche Familienbewusstsein im Rahmen einer reprä-
sentativen Unternehmensbefragung erhoben. Im Durch-
schnitt erreichten die Unternehmen hierbei einen Wert
von 62,6 des zwischen 0 (Vereinbarkeit von Beruf und
Familie unmöglich) und 100 (Vereinbarkeit zwischen Be-
ruf und Familie optimal möglich) normierten Indexes
(vgl. Abbildung 4.6). Insgesamt zeigt der Befund, dass
ein erheblicher Teil der deutschen Arbeitgeber das Thema
der Vereinbarkeit durchaus erkannt hat, gleichzeitig aber
die Fragestellung einer besseren Vereinbarkeit von Beruf
und Familie noch keine betriebliche Selbstverständlich-
keit darstellt.
Immer mehr Unternehmer gehen davon aus, dass Fami-
lienfreundlichkeit sich positiv auf den Erfolg des Unter-
nehmens auswirkt.121 Durch die Einführung familienbe-
wusster Maßnahmen oder mit einer familienbewussten
Personalpolitik kann die Attraktivität des Unternehmens
für qualifizierte Mitarbeiter gesteigert werden. Auch die
Arbeitszufriedenheit sowie die Senkung von Kosten
durch geringere Fluktuation und niedrigeren Kranken-
stand spielen eine Rolle.122 Im Zeitvergleich ist zu konsta-
tieren, dass familienbewusste Angebote in Unternehmen
in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen haben.
Dazu zählen auch Maßnahmen zur Arbeitszeitflexibilisie-
rung, zum Wiedereinstieg aus der Elternzeit, aber auch
Unterstützung in Fragen der Kinderbetreuung.123 
Laut dem Europäischen Unternehmensmonitor Familien-
freundlichkeit stagniert Deutschland im Mittelfeld, so-
wohl beim Angebot an familienorientierten Maßnahmen
als auch im Hinblick auf die familienfreundliche Einstel-
lung. Auf der Top-Position findet sich Schweden.124
Nicht selten lässt sich ein „Talking-Action-Gap“, d. h.
eine Abweichung zwischen dem artikulierten Bewusst-
sein und dem faktischen Handeln ausmachen. Hinzu
kommt der Umstand, dass bisweilen betriebliche Aktivi-
täten zwar dem Ziel der Familienfreundlichkeit zuge-
schrieben werden, diese aber nicht in der gewünschten
Weise gefördert oder von den Beschäftigten nicht als sol-
che wahrgenommen werden. Daher stellt sich die Frage,
wie viele Betriebe in Deutschland bereits Maßnahmen
umsetzen, die der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
und damit der Ausschöpfung des Erwerbspotenzials ge-
rade von Frauen auch tatsächlich dienen.
Der Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2010
und der berufundfamilie-Index des Forschungszentrums
Familienbewusste Personalpolitik stellen fest: Je größer
das Unternehmen, desto umfangreicher die institutionali-
sierten Maßnahmen, die im Bereich der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie angeboten werden. Zum einen ist an-
zunehmen, dass bestimmte Modelle erst ab einer be-
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stimmten Anzahl von Mitarbeitern effizient einsetzbar
sind, zum anderen steigt mit zunehmender Unterneh-
mensgröße die Wahrscheinlichkeit, dass Mitarbeiter „be-
troffen“ sind. Kleine und mittelständische Unternehmen
hingegen streben verstärkt einzelfallbezogene und klein-
teilige Lösungen an. Ebenso ist zu erkennen, dass Unter-
nehmen in den neuen Bundesländern deutlich weniger fa-
milienbewusste Maßnahmen anbieten, was von dem nach
wie vor umfangreicheren Kinderbetreuungsangeboten in
den neuen Bundesländern herrühren dürfte.125
Eine weitere Untersuchung des Forschungszentrums Fa-
milienbewusste Personalpolitik zeigt, dass in der überwie-
genden Mehrheit der privatwirtschaftlichen Unternehmen
und auch in nicht-erwerbswirtschaftlichen Institutionen
die Initiative für familienbewusste Maßnahmen von der
Leitungs- bzw. Führungsebene ausgeht, während Be-
triebs- und Personalräte als Initiatoren kaum in Erschei-
nung treten. Dennoch ist davon auszugehen, dass letztere
die entsprechenden Maßnahmen zwar nicht initiieren, aber
maßgeblich an ihrer Ausgestaltung und Umsetzung mit-
wirken, nicht zuletzt durch die Formulierung entsprechen-
der Betriebsvereinbarungen.126 Die Daten des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) weisen etwa
darauf hin, dass das Vorhandensein eines Betriebsrates im
Unternehmen die Wahrscheinlichkeit für Familienfreund-
lichkeit erhöht. Dies gilt insbesondere für flexible Arbeits-
zeitregelungen und Maßnahmen im Zusammenhang mit
der Elternzeit, wie z. B. Kontakthalteprogramme, aber in
gewissem Umfang auch für Unterstützung bei der Kinder-
betreuung. Begründet wird dieser Zusammenhang damit,
dass Arbeitnehmervertretungen einen vertrauensvolleren
Umgang und Interessensausgleich zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmern fördern können. Besonders ausgeprägt
ist der positive Einfluss des Betriebsrates in Unternehmen
mit Tarifbindung, da sich die Arbeitnehmervertretung dort
intensiv mit Themen außerhalb von „Verteilungskonflik-
ten“ auseinander setzen kann.127
Im Folgenden soll der Fokus auf vier Kernbereiche ge-
richtet werden, die die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie sowie die Lebensphasenorientierung in der Personalar-
beit erleichtern können. Hier sind die Arbeitsorganisation
sowie die Führungs- und Unternehmenskultur zu nennen.
Entscheidenden Einfluss nehmen auch Maßnahmen, die
dem früheren bzw. erleichterten Wiedereinstieg nach der
Elternzeit dienen sowie die Förderung beruflicher Werde-
gänge von Eltern.
Arbeitsorganisation
Flexible Arbeitszeiten und entsprechende Arbeitskonten
werden von Eltern als besonders bedeutsam für eine ver-
besserte Vereinbarkeit von Beruf und Familie erach-
tet.128,129 Dies gilt insbesondere für Führungskräfte, die
sich zudem flexible Arbeitsorte wünschen.130 Ebenso hal-
ten Unternehmen flexible Arbeitsmodelle für geeignet,
um Mitarbeitern mehr Qualitätszeit zu verschaffen, ohne
dass die Arbeitsabläufe darunter leiden. 131
Kapitel 2 hat gezeigt, dass Arbeitszeitwunsch und -reali-
tät von Eltern meist weit auseinander klaffen. Dies liegt
zum einen an betrieblichen Erfordernissen und gewachse-
nen Traditionen, zum anderen lässt das vorhandene Be-
treuungsangebot die Flexibilität, die sich die meisten El-
tern wünschen, nicht uneingeschränkt zu. So beschränken
sich die Öffnungszeiten auf „Kernzeiten“, und Betreu-
ungskontingente müssen langfristig gebucht werden. Die
Wünsche bezüglich der Arbeitszeiten differieren zwi-
schen Müttern und Vätern, aber auch bei Menschen in un-
terschiedlichen Lebenssituationen, Lebenslagen und Le-
bensformen. Der Ravensburger Elternsurvey zeigt sehr
deutlich, dass junge Eltern ein sequenzielles Modell der
Erwerbstätigkeit präferieren, d. h. eine berufliche Aktivi-
tät, die sich während des Aufwachsens der Kinder zu-
nächst so gestaltet, dass Raum für Zeit mit der Familie
bleibt und sich allmählich ausweitet. Er widerspricht da-
mit der teils geäußerten Vermutung, eine Vollzeittätigkeit
beider Elternteile auch bei unter 3-Jährigen entspräche
den Wunschvorstellungen der Mehrheit. So wünschen
sich vor allem vollzeitarbeitende Väter eine Reduzierung
ihrer Wochenarbeitszeit, während teilzeitarbeitende Müt-
ter vielfach ihr Arbeitsvolumen aufstocken möchten, da-
runter auch viele Alleinerziehende. Insgesamt bewegen
sich die Arbeitszeitwünsche aufeinander zu und pendeln
sich beim Modell einer „vollzeitnahen Teilzeit“ bzw.
„kurzen Vollzeitarbeit“ ein, d. h. etwa zwischen 25 und
35 Stunden.132 Problematisch stellt sich in diesem Zusam-
menhang auch der Umstand dar, dass im Rahmen des
Teilzeit- und Befristungsgesetzes zwar Anspruch auf eine
Reduzierung der Arbeitszeit, nicht jedoch auf eine spätere
Wieder-Aufstockung besteht, so dass nicht selten eine ge-
ringumfängliche Teilzeitbeschäftigung deutlich länger
ausgeübt wird als erwünscht. 
Der Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2010
gibt Arbeitszeitflexibilisierung und flexible Formen der
Arbeitsorganisation von Betrieben als die am häufigsten
praktizierten Maßnahmen zur Förderung der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie an. Unter den Lösungen fin-
den sich Teilzeitarbeit, individuelle Arbeitszeiten, das
Abschaffen von Arbeitszeitkontrolle, flexible Tages- oder
Wochenarbeitszeiten, flexible Jahres- oder Lebensarbeits-
zeiten, Sabbaticals, Telearbeit und Job Sharing.133,134
In Bezug auf Arbeitszeitkonten kommt die gleiche Aus-
wertung zu einem Wert von 23 Prozent aller Unterneh-
men, die mit diesem Instrument arbeiten, darunter vor
allem Großunternehmen. Langzeitkonten mit der Mög-
lichkeit der Zeitansparung über vergleichsweise lange
Zeiträume hinweg bleiben dabei allerdings die Ausnahme
(etwas weniger als 2 Prozent der Betriebe). Dort, wo sie
vorhanden sind, werden sie überwiegend für sogenannte
„Sabbaticals“ und in etwas geringerem Umfang für Fami-
lienzeiten, die Verkürzung der Lebensarbeitszeit oder Wei-
terbildungsphasen genutzt.135 An dieser Stelle sei ange-
merkt, dass zahlreiche Initiativen auf kommunaler,
regionaler, länderbezogener sowie bundesweiter Ebene
Betrieben in Bezug auf die Flexibilisierung von Arbeits-
zeitarrangements mit Informationen, Best Practices sowie
Beratungsangeboten zur Seite stehen. Zu nennen sind hier
exemplarisch „Erfolgsfaktor Familie“, das Modellprojekt
des Landes Rheinland-Pfalz zur lebensphasenorientierten
Personalpolitik sowie das Projekt des IW-Köln „lebenszy-
klusorientierte Personalpolitik“.136
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Interessanterweise differieren die Aussagen von Arbeitge-
bern und Eltern zu angebotenen familienbewussten Maß-
nahmen noch stärker als die oben genannten Studienergeb-
nisse. Geht es um Kriterien wie das Angebot an
Teilzeitarbeitsplätzen, so decken sich im Rahmen des Eva-
luationsberichts Elterngeld- und Elternzeitgesetz die An-
gaben der Mütter noch in großen Teilen mit denen aus der
Arbeitgeberbefragung des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach. Demgegenüber empfinden lediglich 47 Prozent
der Mütter die Arbeitszeiten tatsächlich als flexibel unter
Berücksichtigung von Familienzeit.137
Im Hinblick auf die vier Handlungsfelder Zeitsouveräni-
tät, Zeitsynchronisation, Zeit(um)verteilung und Zeitkom-
petenz ist für Modelle einer familienbewussten Arbeitsor-
ganisation Folgendes festzustellen: Flexible Arbeitszeiten
können die Zeitsouveränität, Zeitsynchronisation und
Zeit(um)verteilung in idealer Weise verbessern und damit
auch das Ziel der Lebensphasenorientierung in der Perso-
nalpolitik umsetzen – allerdings nur, wenn sich die tat-
sächliche Lage, Länge und Verteilung der Arbeitszeiten
überwiegend nach den Präferenzen bzw. der individuellen,
im Lebensverlauf veränderlichen Situation der Beschäf-
tigten richtet.138 Dann können sie sogar als „teilweises
Substitut eines umfänglichen Angebots an Kinderbetreu-
ung und der Elternzeitregelung“139 dienen, während sie an-
sonsten nicht selbstredend familienorientiert sind. 
In der Praxis jedoch erfolgt in zwei Drittel der deutschen
Unternehmen, die eine solche Flexibilität anbieten, eine
Ausrichtung an betrieblichen Erfordernissen.140 Flexible
Arbeitsarrangements dienen Unternehmen nicht zuletzt
zur Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit in einem zu-
nehmend schnelllebigen und komplexen globalen Um-
feld, das hohe Anpassungs- und Innovationsfähigkeit er-
fordert.141 Auch eine europäische Befragung weist darauf
hin, dass in den meisten Staaten, darunter auch Deutsch-
land, eher die Flexibilitätsanforderungen des Arbeitge-
bers als die der Beschäftigten dominieren.142 Diese nutzen
die Flexibilität nach eigenen Angaben nicht in erster Li-
nie zur besseren Synchronisation beruflicher und privater
Zeitbedarfe (dies geben lediglich 11 Prozent der Befrag-
ten in einer Studie an), sondern zu 89 Prozent dazu, die
Arbeitszeit dem Arbeitsanfall anzupassen, wodurch die
Präferenzen bezüglich familiärer Zeitzuwendung nicht
umgesetzt werden können.143 Ebenfalls zu berücksichti-
gen ist bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeitmodelle,
dass nicht selten eine „Verfügbarkeitskultur“ durch Me-
dien wie Smartphone, Tablet PC etc. zwar zeitliche und
auch räumliche Flexibilität ermöglicht, jedoch die Gren-
zen zwischen beruflicher und privater Sphäre immer stär-
ker verschwimmen und Überlastungssituationen drohen.
Zeit wird umverteilt, jedoch überwiegend zu Ungunsten
der Familie. Dies gilt in besonderem Maße für Führungs-
kräfte – auch für solche in Teilzeitarbeitsverhältnissen –
und qualifizierte Beschäftigte.144 
Daraus folgt, dass zum einen Mitarbeiter in der aktiven Fa-
milienphase gerade in flexiblen Arbeitszeitarrangements,
wie z. B. der Vertrauensarbeitszeit, ein hohes Maß an Zeit-
kompetenz aufzubringen haben, um Überlastungssituatio-
nen zu vermeiden und mit der gewonnenen Zeitsouveräni-
tät angemessen umzugehen wissen. Zum anderen geht es
um die Frage, inwieweit die Flexibilitätsanforderungen
seitens der Arbeitswelt sich in Einklang bringen lassen mit
den Bedürfnissen von Eltern in Bezug auf eine Vereinbar-
keit von Beruf und Familie sowie auf „verlässliche Fami-
lienzeit“. Denn eine hohe Bedeutung nehmen auch Plan-
barkeit und Verlässlichkeit flexibler Arbeitszeiten ein, um
die zeitlichen Verpflichtungen auf beruflicher und famili-
ärer Ebene synchronisieren zu können. 
Lebensarbeitszeitkonten als Teil 
der Arbeitsorganisation
Lebensarbeitszeitkonten bieten grundsätzlich eine Mög-
lichkeit zur intertemporalen Umverteilung von Zeit. Der
Verbreitungsgrad liegt je nach verwendeter Datengrund-
lage zwischen 1,7 Prozent (IW) und 2,0 Prozent aller Un-
ternehmen (IAB). Weitere 2,8 Prozent aller Unternehmen
planen deren Einführung. Langzeitkonten werden im Fol-
genden als Wertguthaben verstanden, die – anders als die
flexible Gestaltung der täglichen oder wöchentlichen Ar-
beitszeit – eine spätere Freistellung von der Arbeit oder
eine Verringerung der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit
bezwecken (§ 7b Nummer 2 SGB IV). Diese „Zeitwert-
konten“ sind nach dem neuen Flexi II-Gesetz seit dem
1. Januar 2009 grundsätzlich in Geld zu führen (§ 7d
Absatz 1 SGB IV). Mit §7c SGB IV wurde ein Rechtsan-
spruch auf die Verwendung des Wertguthabens für
gesetzlich geregelte Freistellungen (Pflegezeit oder El-
ternzeit) eingeführt, der aber durch vertragliche Vereinba-
rungen abgedungen werden kann.
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Langzeitkon-
ten sind alles in allem anspruchsvoll und zumindest nicht
förderlich für die rasche Verbreitung dieser unter Aspek-
ten der Zeitsouveränität zukunftsfähig erscheinenden
Form einer intertemporalen Verteilung von Zeitbudgets.
Der Zuschnitt von Langzeitkonten auf den Gedanken ei-
nes Familienzeitkontos erfährt damit bisher keine Unter-
stützung. Als problematisch an den bisherigen neuen Re-
gelungen haben sich aus betriebspraktischer Sicht vor
allem folgende Anforderungen erwiesen: 
Neu anzulegende Konten müssen seit dem 1. Januar 2009
anders als früher grundsätzlich in Geld geführt werden,
das Führen in Zeit ist nicht mehr möglich. Die enge Bin-
dung an den Faktor Arbeitszeit ist damit deutlich gelo-
ckert worden. Da aber noch die vor dem 1. Januar 2009
bestehenden Wertkonten weiterhin auch in Zeit geführt
werden können, kommt es zum Nebeneinander von in
Geld und Zeit geführten Konten. Zudem sind mit den
Wertkonten Berichtspflichten verbunden, wonach der Ar-
beitgeber einmal jährlich den Beschäftigten in Textform
über die Höhe seines Wertguthabens unterrichten muss.
Dies schließt die Umrechnung der Zeitguthaben bis ein-
schließlich Dezember 2008 in ein Arbeitsentgeltguthaben
ein. 
Die Wertguthabenkonten sind auch schon bei geringen
Wertguthaben gegen eine Insolvenz des Betriebes zu
schützen. Die Tauglichkeit des Insolvenzschutzes wird
vom zuständigen Rentenversicherungsträger im Rahmen
einer Betriebsprüfung beurteilt. Wird eine nicht ausrei-
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chende Insolvenzsicherung festgestellt und werden die
Mängel nicht binnen zwei Monaten behoben, droht die
Auflösung und nachträgliche Versteuerung bzw. Verbei-
tragung der Wertguthaben. Gleichwohl ist der Insolvenz-
schutz im Sinne des Beschäftigtenschutzes sicher not-
wendig, inwiefern der notwendige Schutz durch eine
Ausfallbürgschaft gewährleistet werden sollte, ist zu prü-
fen. Dabei sind Schätzungen vorzunehmen, inwieweit die
öffentliche Hand in Haftung geraten könnte. 
Angesichts der noch geringen Verbreitung von Lebensar-
beitszeitkonten bereitet die sogenannte Portabilität der
Wertguthaben zu einem anderen Arbeitgeber Schwierig-
keiten bei der Akzeptanz von Langzeitkonten. Falls die
Guthaben nicht mitgenommen werden können, müssen
die bestehenden Guthaben vom bisherigen Arbeitgeber
als sogenannter Störfall verbeitragt, versteuert und dem
Mitarbeiter ausgezahlt werden. Mit dem § 7f SGB IV
wurde allerdings die Möglichkeit geschaffen, die Wert-
guthaben unwiderruflich auf die Deutsche Rentenversi-
cherung Bund zu übertragen. Dadurch lassen sich Wert-
guthaben für eine gesetzlich geregelte Freistellung oder
Verringerungen der Arbeitszeit nutzen, etwa unmittelbar
vor dem Eintritt in den Ruhestand oder auch außerhalb
von Arbeitsverhältnissen. 
Wiedereinstieg nach der Elternzeit
Zeitpunkt und Umfang des Wiedereinstiegs werden, wie
bereits oben angeführt, neben dem Betreuungsangebot
vor Ort und dem Alter der Kinder auch von Rollenmus-
tern beeinflusst. So fällt die Elternzeit von Müttern in den
neuen Bundesländern, die traditionell eine höhere Er-
werbsbeteiligung aufweisen, deutlich kürzer aus als die
von westdeutschen Müttern, die sich eher in traditionellen
Rollenarrangements finden. Die längsten Erwerbsunter-
brechungen haben Mütter mit Migrationshintergrund. Des
Weiteren halten Frauen, die flexibel und selbstbestimmt
arbeiten und dadurch eine hohe Zeitsouveränität haben,
Erwerbsunterbrechungen deutlich kürzer.145
Inwieweit der Wiedereinstieg in den Beruf gelingt, ist
sehr unterschiedlich und nicht zuletzt von einer entspre-
chenden Unterstützung durch den Arbeitgeber abhängig.
Im Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2010
zeigen sich für Maßnahmen auf Unternehmensseite mit
Bezug zur Elternzeit vergleichsweise hohe Zustimmungs-
werte. So geben 80 Prozent der Befragten an, besondere
Rücksicht auf Eltern zu nehmen: 60 Prozent bieten Teil-
zeittätigkeiten, 20 Prozent Weiterbildung während der El-
ternzeit an. In 27 Prozent der Betriebe werden Patenpro-
gramme praktiziert, bei 36 Prozent gibt es spezielle
Einarbeitungsprogramme nach der Rückkehr aus der El-
ternzeit. Finanzielle Leistungen stellen etwa 13 Prozent
der Befragten zur Verfügung, während 16 Prozent Väter
gezielt zu Elternzeit und/oder Teilzeit ermutigen. Unter-
stützung bei der Kinderbetreuung – in Form von Informa-
tionen, Organisation und Finanzierung oder aber im Rah-
men einer betrieblichen Kinderbetreuung – bieten
ungefähr 18 Prozent der Unternehmen an.146 Und auch in
der Allensbacher Unternehmensbefragung berichten
83 Prozent der Arbeitgeber von einem Angebot zum
Kontakt während der Elternzeit. Knapp jedes zweite Un-
ternehmen gibt an, Seminare und Weiterbildungsmöglich-
keiten für Wiedereinsteiger zu offerieren.147
Ähnlich wie schon bei der Flexibilität der Arbeitszeit dif-
ferieren auch hier die Aussagen der Arbeitgeber von de-
nen der Mütter, die im Rahmen des Evaluationsberichtes
zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 2009 befragt
wurden: Kontakt während der Elternzeit gab es nur für
30 Prozent der befragten Mütter, und gar nur jede achte
weiß von Seminar- und Weiterbildungsangeboten für
Wiedereinsteiger zu berichten.148
In der Allensbacher-Befragung geben 76 Prozent der Un-
ternehmen an, dass die Rückkehr an den ursprünglichen
Arbeitsplatz für ihre Beschäftigten nur dann möglich sei,
wenn diese maximal ein Jahr Elternzeit in Anspruch neh-
men.149 Generell ist festzustellen: Je früher ein Mitarbei-
ter wieder in den Beruf zurückkehrt, desto leichter fällt
ihm, aber auch dem Arbeitgeber, die Reintegration und
umso geringer sind die Auswirkungen auf ihre Qualifika-
tion, ihre beruflichen Perspektiven sowie auf ihr Einkom-
men.150 Zu einer frühen Rückkehr gehört aber auch, dass
die Rückkehrer eine Synchronisation ihrer beruflichen
und privaten Zeitbedarfe mit einer gewissen Souveränität
– abgestimmt mit den betrieblichen Belangen – herbei-
führen können. Tatsächlich konnte etwas mehr als die
Hälfte der Rückkehrerinnen in einer weiteren Allensba-
cher-Befragung im Folgejahr ihre Arbeitszeiten gut an die
familiäre Situation anpassen, 58 Prozent gar auf ihren frü-
heren Arbeitsplatz zurückkehren. Allerdings berichten
auch 68 Prozent der befragten Mütter von schwerwiegen-
den Problemen bei ihrer Rückkehr in den Beruf, bei-
spielsweise durch unflexible Arbeitszeiten, Probleme mit
der Kinderbetreuung oder bei der Suche nach einer neuen
Stelle. Insbesondere Rückkehrerinnen im städtischen
Umfeld fiel es schwer, sich an die Doppelbelastung durch
Familie und Beruf zu gewöhnen – hier besteht ein Zu-
sammenhang zu unflexiblen Arbeitszeiten und zur Be-
treuungssituation sowie auch zu allgemeinen organisato-
rischen Problemstellungen.151 Eine Rolle spielt auch, dass
die Zeitkompetenz zur Bewältigung der neuen Situation
der Vereinbarung von Beruf und Familie, die nicht selten
unvorhergesehene Herausforderungen mit sich bringt,
erst allmählich erlernt wird. 
Führungs- und Unternehmenskultur
Sowohl im gesellschaftlichen als auch im betrieblichen
Kontext beherrscht nach wie vor das Muster von Müttern
in Teilzeitbeschäftigung, die aufgrund familiärer Ver-
pflichtungen nur eingeschränkt belastbar bzw. einsetzbar
scheinen, sowie von Vätern in verantwortungsvollen Posi-
tionen mit hoher zeitlicher Verfügbarkeit das Denken und
Handeln. Auch wenn diese Form der Arbeitsteilung von
jüngeren Menschen kaum noch priorisiert wird, findet
sich, wie schon im vorangegangenen Abschnitt darge-
stellt, nicht selten nach der Geburt eines Kindes die Rück-
kehr zum traditionellen Rollenbild bzw. zum Zuverdiener-
modell (insbesondere in den alte Bundesländern). 
Für familienbewusste Maßnahmen im Unternehmen ist
entscheidend, dass diese von einer entsprechenden Unter-
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nehmens- und Führungskultur begleitet werden, die der-
artige Rollenstereotype aufbricht und für einen neuen
Umgang mit Lebens- und Arbeitszeit sensibilisiert.152 An-
dernfalls besteht die Gefahr, dass gut gemeinte Ansätze
an Widerständen von Kollegen und/oder Führungskräften
scheitern bzw. diejenigen, die sie in Anspruch nehmen,
eine Verringerung ihrer beruflichen Perspektiven in Kauf
nehmen müssen. Denn noch immer ist eine umfangreiche
zeitliche Verfügbarkeit sowie Präsenzkultur in zahlrei-
chen Unternehmen verbreitet, die keinen Raum für einen
souveränen Umgang mit Zeit lässt, auch wenn ein all-
mähliches „Aufbrechen“ zu beobachten ist. „Es bedarf ei-
nes Umdenkens in der Arbeitswelt und der Entwicklung
einer Unternehmenskultur, die sich am Leitbild der/des
Erwerbstätigen mit (potenziellen) Fürsorgeverpflichtun-
gen und anderen lebensweltlichen Zeitbedarfen im Le-
bensverlauf orientiert und entsprechende Erwerbs- und
Lebensverläufe von Frauen und Männern wertschätzt.“153
Dazu gehört unweigerlich auch eine beständige Kommu-
nikation des Familienbewusstseins nach innen und außen.
Denn nicht selten nehmen Beschäftigte bestehende Ange-
bote zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die ihnen
gerade im Hinblick auf die Handlungsdimensionen
Zeitsouveränität, Zeitsynchronisation und Zeit(um)vertei-
lung immense Unterstützung leisten könnten, nicht wahr,
weil diese im Unternehmen unzureichend kommuniziert
oder ihnen von ihren Vorgesetzten nicht angeboten wer-
den. Dies gilt insbesondere für Mütter in Führungsposi-
tionen, aber auch für Männer, die sich vielfach mit Un-
verständnis konfrontiert sehen, wenn sie sich nach
vereinbarkeitsförderlichen Maßnahmen erkundigen. Noch
immer wird Familienbewusstsein von Arbeitgebern wie
Beschäftigten primär als Frauenthema verstanden.154
49 Prozent der Arbeitgeber im Rahmen der Personalmar-
ketingstudie 2010 geben an, ihre familienbewussten An-
gebote aktiv nach außen zu kommunizieren – unter den
Beschäftigten teilen diese Ansicht allerdings nur 37 Pro-
zent.155 Hier spielt nicht zuletzt die Kommunikation posi-
tiver Beispiele auf Leitungsebene eine Rolle, wie eine ak-
tuelle Studie zeigt. Danach nehmen vor allem Fach- und
Führungskräfte mögliche Maßnahmen kaum wahr bzw.
nutzen angebotene Maßnahmen, z. B. zur Arbeitszeitfle-
xibilisierung, nicht, weil ihnen entsprechende Vorbilder
fehlen, die sie ermutigen.156 Ebenfalls 37 Prozent der ab-
hängig Beschäftigen glauben laut Familienreport 2010,
dass ihr eigener Arbeitgeber sich um Rücksichtnahme auf
familiäre Bedürfnisse bemüht, jedoch äußert auch mehr
als ein Viertel die Meinung, der eigene Arbeitgeber sehe
die familiäre Situation als Privatsache an, 15 Prozent sind
gar davon überzeugt, dass Mitarbeiter ohne Kinder bzw.
Kinderwunsch bevorzugt würden.157 
Die Zahlen des Unternehmensmonitors Familienfreund-
lichkeit weisen darauf hin, dass durchaus zahlreiche Un-
ternehmen sich mit familienbewussten Maßnahmen auf
dem Weg zu einer entsprechenden Unternehmens- und
Führungskultur befinden. Gleichzeitig zeigt sich aller-
dings im aktuellen Monitor Familienleben, dass noch im-
mer 84 Prozent der Befragten mehr Engagement der Un-
ternehmen in Bezug auf Familienfreundlichkeit in
Deutschland für notwendig halten und 76 Prozent der Be-
schäftigten mit Kindern unter 18 Jahren finden, in der Ar-
beitswelt werde zu wenig Rücksicht auf die Bedürfnisse
von Familien genommen.158 In einer forsa-Umfrage stim-
men ebenfalls mehr als die Hälfte der Befragten der Aus-
sage „Ich hätte gerne mehr Zeit mit meinen Kindern, aber
die Arbeitswelt hat dafür kein Verständnis“ zu. Dies gilt
für Erwerbstätige aus dem Osten Deutschlands etwas
stärker als in den alten Bundesländern, für Männer etwas
stärker als für Frauen und keineswegs nur für Eltern von
Kleinkindern – vielmehr klagen Eltern von über 10-Jähri-
gen sogar etwas häufiger über zu wenig Zeit mit ihren
Kindern. Darüber hinaus tritt diese Problematik, die eige-
nen Zeitpräferenzen nicht leben zu können, bei Alleiner-
ziehenden und Vollzeiterwerbstätigen sowie bei Gering-
verdienern und Eltern mit Hauptschulabschluss besonders
deutlich zutage.159 
Berufliche Werdegänge
Karriere wird in der überwiegenden Zahl der Betriebe,
aber auch in den Köpfen vieler Beschäftigter über Füh-
rungsverantwortung definiert. Ein solcher klassischer
Karrierepfad, der von der Gruppenleitung über die Abtei-
lungsverantwortung schließlich zur Bereichsleitung führt,
toleriert nahezu keine Unterbrechungen in der Erwerbstä-
tigkeit oder eine Reduzierung des Tätigkeitsumfangs. Die
beruflichen Werdegänge von Männern und Frauen ent-
scheiden sich in der Folge heute vielfach daran, welche
Ziele sie sich in der Zeitverwendung setzen. Es zeigt sich,
dass Männer in der aktiven Familienphase ihre Erwerbs-
tätigkeit kaum unterbrechen oder reduzieren, auch wenn
sie den Wunsch verspüren, stärker an der Erziehung und
Betreuung ihrer Kinder teilzuhaben als es ihr berufliches
Engagement zulässt. Ihr Karriereverlauf kann somit weit-
gehend unbeeinflusst von der privaten Sphäre in die ge-
wünschten Bahnen gelenkt werden. Bei Frauen hingegen
findet in aller Regel ein „Bruch“ im Karriereverlauf mit
Eintritt der Mutterschaft und der dadurch bedingten Ver-
haltensänderung statt.160 Die hohe Rate der Inanspruch-
nahme von Elternzeit sowie die häufige Ausübung einer
Teilzeitbeschäftigung von Müttern sprechen eine deutli-
che Sprache. Ebenfalls sehr aussagekräftig ist die Tatsa-
che, dass Frauen in Führungspositionen zu 77 Prozent
kinderlos sind und deutlich häufiger alleine leben als
männliche Führungskräfte (Stand 2008). Nur 14 Prozent
von ihnen waren 2004 in Teilzeit tätig (ebenso wie
2 Prozent der männlichen Führungskräfte).161 Ein ähnli-
ches Bild zeigt sich in den meisten Staaten der Europäi-
schen Union in Bezug auf Teilzeitbeschäftigte in höher
qualifizierten Positionen, wobei diese in den Niederlan-
den sehr viel häufiger anzutreffen sind als in den meisten
anderen Staaten.162 Dort arbeiten laut Aussage von Stefan
Stuht vom Wissenschaftszentrum Berlin 41 Prozent der
weiblichen und 7 Prozent der männlichen Führungskräfte
in Teilzeit.163 Untersuchungen zeigen sehr deutlich, dass
Teilzeitbeschäftigte nicht selten mit Nachteilen in Bezug
auf Weiterbildungsmöglichkeiten, Entgelterhöhungen
und Aufstiegschancen konfrontiert werden. Auch dies
kann durch die European Foundation for the Improve-
ment of Living and Working Conditions für die Mehrzahl
der EU-Staaten bestätigt werden.164 
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Insgesamt betrachtet mangelt es noch an Teilzeitangebo-
ten, die finanziell attraktiv sind und der Forderung nach
lebenslangem Lernen bzw. Qualifizierung ebenso gerecht
werden wie dem Wunsch nach Synchronisation berufli-
cher und privater Zeitbedarfe. Verantwortungsvolle Tä-
tigkeiten werden in Unternehmen vielfach den Mitarbei-
tern übertragen, die eine hohe zeitliche Verfügbarkeit
aufweisen. Denn noch immer sind in vielen Betrieben
lange Arbeitszeiten, uneingeschränkte Verfügbarkeit so-
wie eine Präsenzkultur nahezu untrennbar mit dem Karri-
erebegriff verbunden.165 Klassische Teilzeit gilt nach wie
vor als „Karriere-Killer“.166
Das bereits angesprochene sequenzielle Lebens- bzw. Be-
rufsmodell mit einer Zeit(um)verteilung über den Lebens-
verlauf, das sich viele Mütter und Väter wünschen, wurde
aber bisher weder von den Arbeitgebern (einschließlich
des öffentlichen Dienstes) noch von den Bildungseinrich-
tungen so entwickelt, dass die faktische Benachteiligung
im beruflichen Aufstieg von denjenigen, die in einer be-
stimmten Sequenz ihres Lebens die Fürsorge stärker beto-
nen als die berufliche Entwicklung, tatsächlich aufgeho-
ben wurde.167
Vielfach wird argumentiert, dass Führungspositionen des-
halb unteilbar sind, weil der Abstimmungsbedarf einen
nicht zu vertretenden Aufwand mit sich bringt und der
Kontakt zu den Mitarbeitern unzureichend ist. Diese Ar-
gumentation ist mit der Prämisse verbunden, dass mit
Führung in Teilzeit eine Teilung der Führungsposition
einher geht, Führung also faktisch im Job-Sharing-Mo-
dell erfolgt. Hohe „Rüst-“ und Koordinationskosten las-
sen die Nutzen-Kosten-Relation ungünstig erscheinen. Es
stellt sich allerdings die Frage, inwieweit die Möglichkei-
ten einer Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch für
Führungskräfte tatsächlich ausgereizt sind. Die Vermu-
tung liegt nahe, dass vollzeitnahe Teilzeitmodelle und fle-
xible Arbeitszeiten, idealerweise in Verbindung mit flexi-
blen Arbeitsorten, zu einer stärkeren Verbreitung der
Integration von Karriere und aktiver Familienphase bei-
tragen können. Denn sie ermöglichen die Anwesenheit im
Unternehmen in ausreichendem Maße, um Abstimmun-
gen mit Kollegen, Vorgesetzten und Mitarbeitern herbei-
zuführen, Aufgaben zu delegieren und bei Problemen
ansprechbar zu sein. Gleichzeitig eröffnen sie dem
Einzelnen die gewünschte Zeitsouveränität und die Mög-
lichkeit, seinen Verpflichtungen im privaten Bereich in
angemessenem Maße nachzukommen und eine Lebens-
phasenorientierung umsetzen zu können. An positiven
Beispielen mangelt es – auch in Deutschland – nicht,
doch kann bei weitem nicht von einer nennenswerten Ver-
breitung vollzeitnaher und flexibler Arbeitszeitmodelle in
Führungspositionen gesprochen werden.168 Vielfach ist
davon auszugehen, dass nicht „objektiv gegebene, son-
dern subjektiv konstruierte Barrieren“169 eine weitere
Verbreitung behindern, denn nicht selten sind auch Voll-
zeitführungskräfte faktisch für ihre Mitarbeiter aufgrund
häufiger Meetings und/oder Geschäftsreisen zeitlich bzw.
räumlich nur stark eingeschränkt verfügbar. Modellpro-
jekte ebenso wie Befragungen von Führungskräften und
Personalverantwortlichen weisen übereinstimmend auf
die Bedeutung einer Ergebnis- anstelle einer Anwesen-
heitsorientierung für Führungspositionen hin, um Füh-
rungspositionen in vollzeitnaher Teilzeit, mit flexibler
Arbeitszeitgestaltung und unter Vermeidung von Über-
stunden und Mehrarbeit zu ermöglichen. So lässt sich
auch in der aktiven Familienphase der betriebliche Status
aufrechterhalten.170 Ein Zusammenhang, der wiederum
gerade für teilzeitbeschäftigte Führungskräfte gilt, die
vielfach regelmäßig Überstunden leisten bzw. deren Ar-
beitspensum sich nicht analog zur Arbeitszeitreduzierung
verringert.171 
Verstärkt wird die Problematik beruflicher Werdegänge in
der aktiven Familienphase dadurch, dass Karriere in ei-
nem vergleichsweise engen Zeitfenster stattfindet, das in
der Regel zwischen dem 30. und 40. Lebensjahr angesie-
delt ist. Nicht selten werden Nachwuchsförderprogramme
oder definierte Entwicklungsstufen nur Beschäftigten un-
ter 40 Jahren angeboten, wer bis zu diesem Zeitpunkt
nicht bereits die entscheidenden Weichen für sein berufli-
ches Fortkommen gestellt hat, hat das Nachsehen. Dieser
Zusammenhang stellt sich für Männer wie Frauen proble-
matisch dar. Denn ebenfalls zwischen dem 30. und
40. Lebensjahr findet bei vielen Menschen die Familien-
gründung und aktive Familienphase statt. Es kommt zu
einer „Rush Hour des Lebens“172 bei dem Versuch,
gleichzeitig den Ansprüchen im beruflichen und privaten
Bereich gerecht zu werden. Lehnt ein Mitarbeiter in einer
solchen Situation aus privaten Gründen die angebotenen
beruflichen Entwicklungsschritte ab, bedeutet dies nicht
selten das Ende der Laufbahn.173 
Offenbar antizipieren Frauen diesen Sachverhalt und nei-
gen dazu, sich von vornherein in Tätigkeitsfelder zu se-
lektieren, in denen die Veränderungsgeschwindigkeit in
Bezug auf Wissen geringer ist und somit Erwerbsunter-
brechungen nicht als berufliches Risiko eingestuft wer-
den. Diese Tätigkeitsfelder sind aber auch solche, in de-
nen es tendenziell weniger Entwicklungsmöglichkeiten
bzw. Karrierechancen gibt. In diesem Zusammenhang gilt
es auch zu konstatieren, dass Frauen jenseits der 30 weit-
aus häufiger als Männer atypische Beschäftigungsverhält-
nisse wahrnehmen. Geringfügige und/oder befristete
Beschäftigungsverhältnisse sind besonders in Tätigkeits-
feldern – wie dem Handel und der Gastronomie, aber
auch in öffentlichen und sozialen Einrichtungen – ver-
breitet, in denen der Frauenanteil besonders hoch ist.174
Sie verlangen oft gerade bei den Arbeitszeiten eine hohe
Flexibilität, der keine entsprechend angepasste Infra-
struktur von Kinderbetreuungseinrichtungen gegenüber
steht, so dass die Zeitsynchronisation erschwert wird und
eine Zeit(um)verteilung kaum möglich ist. Darüber hi-
naus zeichnen sie sich häufig auch durch niedrige Bezah-
lung aus, etwa im Bereich persönlicher Dienstleistungen.
Das bereits angesprochene sequenzielle Lebens- bzw.
Berufsmodell mit einer Zeit(um)verteilung über den Le-
bensverlauf, das sich viele Mütter und Väter wünschen,
„… wurde aber bisher weder von den Arbeitgebern ein-
schließlich des öffentlichen Dienstes, noch von den Bil-
dungseinrichtungen so entwickelt, dass die faktische Be-
nachteiligung im beruflichen Aufstieg von denjenigen,
die in einer bestimmten Sequenz ihres Lebens die Für-
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sorge stärker betonen als die berufliche Entwicklung, tat-
sächlich aufgehoben wurde.“175
4.4.2.2 Ableitung des Handlungsbedarfs
Bei der Bewertung der aufgezeigten Zahlen, Daten und
Fakten zu familienorientierten Maßnahmen in deutschen
Unternehmen fällt zunächst die Divergenz in den Aussa-
gen unterschiedlicher Studien bzw. in der Wahrnehmung
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf. Diese Di-
vergenz kann einerseits von einer mangelnden Transpa-
renz der Maßnahmen bzw. einer wenig förderlichen Un-
ternehmens- und Führungskultur zeugen. Andererseits
kann sie auch ein Indikator für eine subtile Ungleichbe-
handlung unterschiedlicher Mitarbeitergruppen sein. Wie
bereits dargestellt, versprechen sich mehr als 80 Prozent
der Unternehmen von einer familienbewussten Personal-
politik insbesondere Vorteile in Bezug auf die Gewinnung
und Bindung qualifizierter Fachkräfte. Und tatsächlich
wird die Vereinbarkeitssituation von Beschäftigten umso
positiver bewertet, je höher deren Qualifikationsstand ist.
Die größten Schwierigkeiten, Zeitsouveränität zu ge-
währleisten, zeigen sich bei gewerblichen Arbeitneh-
mern.176 Auch im IZA-Report berichten vorzugsweise
Akademikerinnen häufiger davon, dass sie von der Sou-
veränität in Form von Gleitzeit und Handlungsspielräu-
men in Bezug auf die Festlegung der Arbeitszeiten profi-
tieren, ein Drittel nutzt fallweise die Möglichkeit der
Telearbeit.177 Ebenso zeigt sich, dass insbesondere solche
Arbeitgeber, die vor allem für ihre höher qualifizierten
Beschäftigten attraktiv sein bzw. bleiben möchten, über-
durchschnittlich häufig familienbewusste Maßnahmen
aufweisen.178
Es bleibt festzuhalten, dass für zahlreiche Arbeitnehmer
und insbesondere Mütter ein Zielkonflikt zwischen Zeit
für Verantwortung in der Familie und der beruflichen Tä-
tigkeit bzw. dem beruflichen Fortkommen besteht. Ge-
nauer gesagt behindern die derzeitigen Rahmenbedingun-
gen den frühen und umfangreichen Wiedereinstieg nach
der Elternzeit, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie,
berufliche Werdegänge sowie die Entgeltentwicklung.
Die Beschäftigten können nur in eingeschränktem Maß
mit Zeit souverän umgehen und somit berufliche und pri-
vate Zeitbedarfe miteinander synchronisieren. Gerade in
Bezug auf berufliche Werdegänge wird deutlich, dass
„Zeit für Familie“ in bestimmten Lebensphasen sich ten-
denziell nachteilig auf den Karriereverlauf und die Ent-
geltentwicklung auswirkt. Ebenso steht zu befürchten,
dass viele Beschäftigte nicht mit der erforderlichen Zeit-
kompetenz ausgestattet sind, Beruf und Familie so mitei-
nander zu vereinbaren, dass alle Beteiligten – der Arbeit-
nehmer selbst, seine Familie, aber auch der Betrieb –
davon profitieren können. Unter der Prämisse, dass einer-
seits demografiebedingt ein immer größerer Bedarf an der
Sicherung des vorhandenen Erwerbspersonenpotenzials
besteht und andererseits auch eine verlässliche Zeit für fa-
miliäre Interaktion gegeben sein muss, um die Grundla-
gen für eine adäquate Entwicklung und Bildung von Kin-
dern zu legen und stabile Partnerschaften zu sichern und
so letztlich die verantwortungsvolle gesellschaftliche
Funktion von Familien zu gewährleisten, sind entspre-
chende Handlungsempfehlungen zu entwickeln. Dabei
gilt es das Spannungsfeld zwischen den Wünschen der
Beschäftigten und den betrieblichen Belangen zu berück-
sichtigen: In der Unternehmenspraxis bestimmen Arbeits-
verdichtung und zunehmende Geschwindigkeit der Ar-
beitsabläufe den Alltag, so dass zeitliche Spielräume nur
in geringem Umfang vorhanden sind bzw. die Freiräume
Einzelner zulasten des Teams gehen. Hinzu kommt, dass
persönliche, fachliche und tätigkeitsbezogene Fähigkei-
ten aufgrund zunehmender Autonomie und Spezialisie-
rung vielfach nicht mehr austauschbar sind und sich
Betriebe gerade für Fachkräfte eher eine weitere Auswei-
tung als eine Reduzierung von deren Arbeitszeit wün-
schen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.179 
Für mehr als 90 Prozent der jungen Beschäftigten mit
Kindern ist laut Personalmarketingstudie 2010 Familien-
freundlichkeit ein ebenso wichtiges Kriterium bei der Ar-
beitgeberwahl wie das Gehalt. Dabei wünschen sich El-
tern mehrheitlich vor allem ausreichend Zeit mit ihrer
Familie. Ebenso liegt in einer mangelnden Familien-
freundlichkeit des Arbeitgebers ein häufiger Wechsel-
grund. Arbeitgeber unterschätzen dabei offenbar die Be-
deutung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie für
Beschäftigte in der Altersgruppe zwischen 40 und 49 Jah-
ren. Nur 53 Prozent glauben, dass diese Gruppe ihre
Arbeitgeberwahl von Familienfreundlichkeit abhängig
macht (verglichen mit 91 Prozent bezogen auf die Gruppe
der unter 40-Jährigen), nur 26 Prozent vermuten eine
Wechselbereitschaft aufgrund unzureichender Familien-
freundlichkeit (73 Prozent bei der Gruppe der jüngeren
Beschäftigten). Die 40- bis 49-Jährigen selbst allerdings
messen familienbewussten Angeboten durchaus die glei-
che Bedeutung bei wie ihre jüngeren Kollegen, wenn sie
einen neuen Arbeitsplatz suchen. Auch sind sie fast ge-
nauso häufig zum Wechsel des Arbeitgebers bereit, wenn
sich dadurch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
verbessert.180 Aufhorchen lassen auch Prognosen auf Ba-
sis aktueller Befragungen von Beschäftigten, die davon
ausgehen, dass ab 2014 Unternehmen nicht mehr die
Vollzeitkräfte werden rekrutieren können, die sie sich
wünschen, da immer mehr Menschen – nicht nur solche
mit familiären Verpflichtungen, sondern auch ältere Ar-
beitnehmer – sich eine qualifizierte, vollzeitähnliche Teil-
zeitstelle wünschen.181
4.5 Bewertung und Handlungsoptionen 
Aus den Betrachtungen der vorangegangen Abschnitte
lassen sich zahlreiche Handlungsoptionen auf der Instru-
mentenebene ableiten. Für die zeitrelevanten familien-
bezogenen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen
waren diese Instrumente das Elterngeld sowie die Betreu-
ungsinfrastruktur für Kleinkinder bzw. Schulkinder. Bei
den zeitrelevanten betrieblichen Rahmenbedingungen lag
der Fokus auf der Arbeitsorganisation, der Führungs- und
Unternehmenskultur, dem Wiedereinstieg und den beruf-
lichen Werdegängen. Im Bereich der zeitrelevanten loka-
len Rahmenbedingungen schließlich wurden Handlungs-
optionen zu familienunterstützenden Dienstleistungen,
lokaler Zeitpolitik und Caring Communities erarbeitet. 
Drucksache 17/9000 – 96 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Dabei wird eines deutlich: Die deutsche Wirtschaft befin-
det sich bereits auf einem guten Weg, was die Rahmenbe-
dingungen für mehr Zeit für Familie mit Kindern anbe-
langt, während im infrastrukturellen Bereich noch
erheblicher Nachholbedarf erkennbar ist.
Aufgrund der umfangreichen Ergebnisse werden nachfol-
gend die als zentral erachteten Handlungsoptionen her-
ausgefiltert und zusammenfassend dargestellt.
4.5.1 Familienbezogene und infrastrukturelle 
Rahmenbedingungen
Bei den institutionellen Betreuungsmöglichkeiten von un-
ter 3-Jährigen in Tageseinrichtungen oder in Tagespflege
ist in den vergangenen Jahren zwar eine deutliche Aus-
weitung des Angebots zu verzeichnen, insgesamt aber
wird das Angebot von vielen Müttern als für ihre Situa-
tion nicht ausreichend bewertet. Nimmt man die Bedarfs-
lage in Bezug auf ganztägige Schulangebote in den Fo-
kus, so liegen hierzu mehrere Befunde vor, die jedoch alle
eine einheitliche Tendenz aufweisen: Eine deutliche
Mehrheit der Eltern spricht sich für den Ausbau von
Ganztagsschulen aus.
Notwendig ist ein bedarfsgerechter Ausbau an qualitativ
hochwertigen Betreuungsplätzen in Kindertageseinrich-
tungen und in der Tagespflege, der den Bedürfnissen der
Kinder und Eltern entspricht und mit der lokalen Infra-
struktur vernetzt ist. Erst wenn für alle Kinder Ganztags-
betreuungsplätze in hervorragender Qualität vorhanden
sind, haben Eltern tatsächlich eine Wahlmöglichkeit. Die
zeitliche Flexibilität der Betreuungsangebote sollte sich
nach den Bedürfnissen der Kinder und ihren Eltern aus-
richten. Für lange Betreuungsbedarfe im ersten Lebens-
jahr oder abends und nachts eignet sich (ergänzend) eine
Tagespflegefamilie, die dem Kind eine familienähnliche,
vertraute Umgebung bietet, besser als eine Kindertages-
einrichtung, in der Kleinkinder schicht- und fluktuations-
bedingtem Personalwechsel ausgesetzt sind.
Notwendig ist ebenso ein bedarfsgerechter Ausbau an
qualitativ hochwertigen Ganztagsschulen, die Kindern
Bildungs- und Entwicklungschancen auch in außerschuli-
schen Bereichen bieten und Eltern eine Vereinbarkeit von
Beruf und Familie ermöglichen. An Ganztagsschulen
sollten ähnlich wie in Schweden „Freizeitheime“ entste-
hen, die sowohl in der Ganztagsbetreuung als auch in den
Schulferien Freizeit- und Bildungsangebote für Schüler
und Familien bereitstellen. 
Die vielfältigen Bedürfnisse von Familien mit Klein- und
Schulkindern nach zeitlicher Entlastung, Abstimmung
und Vereinbarung lassen sich vor Ort nur durch neue For-
men der kommunalen Planung, Steuerung, Vernetzung
und Kooperation beantworten. Dies kann in Familienzen-
tren, Mehrgenerationenhäusern oder auch in Ganztags-
schulen realisiert werden, wenn hier Familien als Ganzes,
als Lebenszusammenhang im Zentrum stehen, in denen
Kind fördernde und Eltern unterstützende Angebote so-
wie für Eltern und Kinder eine anregungsreiche Mitwelt
organisiert wird und familienergänzende Leistungen be-
reitgestellt werden. Familienzentren und Mehrgeneratio-
nenhäuser haben das Potenzial, zu kommunalen Knoten-
punkten für Familiendienstleistungen zu werden, indem
neben öffentlich geförderten Bildungs-, Betreuungs- und
Erziehungsangeboten auch zivilgesellschaftliches Enga-
gement z. B. im Sinne von Nachbarschaftshilfe, aber auch
privat-gewerblicher Angebote haushaltsnaher Dienstleis-
tungen, passgenau auf die Bedürfnisse der Familien in
diesem Sozialraum zugeschnitten werden.
4.5.2 Lokale Rahmenbedingungen
In Bezug auf die lokalen Rahmenbedingungen gestaltet
sich der Zeithorizont aufgrund der Vielzahl an Akteuren,
die es zu integrieren gilt, eher mittelfristig. 
Wenden wir uns zunächst den Familienunterstützenden
Dienstleistungen zu, so sind die Schaffung von Transpa-
renz über das lokale Angebot von familienunterstützen-
den Dienstleistungen sowie betriebliches Engagement im
Sinne von Anreizen oder als Entgeltbestandteil (Modell
der „service vouchers“ für familienunterstützende Dienst-
leistungen) bereits kurzfristig umsetzbar. Überzeugungs-
arbeit ist gerade in Familien mit mittleren Einkommen
und/oder Bildungsabschluss erforderlich, um traditionelle
Rollenmuster aufzubrechen. Mehr Zeit hingegen bedür-
fen die Schaffung und der Ausbau von Dienstleistungs-
agenturen sowie die Förderung von deren Attraktivität
zur Bündelung der Nachfrage der Haushalte und Familien
und auch der Ausbau von Kindertageseinrichtungen zu
Dienstleistungszentren für ein ganzheitliches Angebot,
d. h. hier ist eher an mittelfristige Realisierbarkeit zu den-
ken. Das Gleiche gilt für die Umsetzung von Gutschein-
Modellen wie sie in anderen europäischen Staaten vorzu-
finden sind, die Erweiterung von Steuervergünstigungen
und die Zielsetzung einer Bezahlbarkeit familienunter-
stützender Dienstleistungen auch für Nachfrager mit mitt-
lerem Einkommen. Ebenfalls mittelfristig sollten bei den
Anbietern Existenzgründungen gefördert sowie eine pri-
vatwirtschaftliche Infrastruktur aufgebaut werden. Hier-
bei ist stets zu bedenken, dass ihnen eine angemessene
Vergütung zugestanden werden muss.
Die lokale Zeitpolitik ist aufgrund der Komplexität der ge-
samten Thematik und der Berücksichtigung einer Vielzahl
von Akteuren in jedem Fall nur mittelfristig beeinflussbar.
Dazu gehört neben einer flexibleren und individuelleren
Gestaltung des Zeitangebotes personenbezogener öffentli-
cher Dienstleistungen (z. B. Seniorendienste oder Kinder-
horte) auch die Anpassung bzw. Erweiterung von Öff-
nungszeiten sowie der Ausbau von E-Business und
E-Government. Hinzu kommt die Vermeidung unnützer
Behördengänge durch die Vernetzung von Behörden, die
Vereinfachung und Zusammenlegung von Verfahren, so-
wie durch die räumliche Nähe der Dienste zu den Bürgern.
Nicht zuletzt lässt sich die lokale Zeitpolitik im Sinne von
mehr Zeit für Familie durch „Mobilitätspakte“ zwischen
den öffentlichen und privaten Akteuren einer Kommune
mittelfristig positiv beeinflussen, in denen traditionelle
verkehrspolitische Ansätze mit zeitlichen Aspekten kom-
biniert und private „Zeitgeber“ einbezogen werden. 
Caring Communities hingegen können auch kurzfristig
einen größeren Nutzen für Familien erbringen, z. B.
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durch die Unterstützung von Netzwerken in Gemeinden
in Form von sogenannten „Zeitbanken“, über die gemäß
des Modells der Nachbarschaftshilfe Dienstleistungen,
z. B. im Betreuungsbereich, ausgetauscht werden können.
4.5.3 Betriebliche Rahmenbedingungen
Richtet man den Blick auf die Handlungsempfehlungen
mit Bezug zu den betrieblichen Rahmenbedingungen, so
fällt auf, dass im betrieblichen Kontext viele Maßnahmen
bereits kurz- bzw. mittelfristig umsetzbar sind. Im Be-
reich der Arbeitsorganisation gilt dies für die Einräumung
von Freiheitsgraden bei der Bestimmung der Lage, Länge
und Verteilung der Arbeitszeit in Abstimmung mit den
betrieblichen Belangen gleichermaßen wie für die souve-
räne Gestaltung der Arbeitszeit im Rahmen von mobilen
Arbeitsformen und/oder in alternierender Telearbeit.
Auch Instrumente, die die Verteilung des Arbeitszeitvolu-
mens über den Erwerbsverlauf entsprechend der jeweili-
gen Lebenssituation, -lage und -form unterstützen, wie
z. B. Lebensarbeitszeitmodelle oder Zeitwertkonten, las-
sen sich kurz- bzw. mittelfristig implementieren. Ebenso
können Betriebe durch die Förderung vollzeitnaher Teil-
zeitmodelle zeitnah Anreize für eine egalitäre Verteilung
der Wochenarbeitszeiten zwischen Müttern und Vätern
setzen. 
Werden Lebensarbeitszeitkonten ins Auge gefasst, so ist
zu konstatieren, dass die Verbreitung mit wachsender Un-
ternehmensgröße steigt. Zu prüfen ist, ob kleineren Un-
ternehmen Handlungsanreize geboten werden könnten,
um einen größeren Verbreitungsgrad von Lebensarbeits-
zeitkonten zu fördern. Hierbei könnte den Unternehmen
insbesondere bei der Bildung von Rückstellungen gehol-
fen werden. Möglich wäre es sicher auch Langzeitkonten
einer partiellen familiären Zweckbindung zu unterwerfen,
so dass ein Teil des angesparten Budgets nur zu familien-
bezogenen Zwecken aufgewendet werden darf. Favori-
siert man eine entsprechende Zweckbindung, so wäre es
sinnvoll entsprechende Programme von staatlicher Seite
zu fördern. Man könnte dann etwa zweckgebundene
Langzeitkontenkontingente bezuschussen. Die gesetzli-
chen Anforderungen an die Führung von Langzeitkonten
sollten im Fall von Zeitwertkonten für Familienzeit zu-
nächst für kleine und mittelständische Unternehmen, ge-
gebenenfalls bei Bewährung auch für alle Unternehmen,
abgesenkt werden. Klein- und Mittelbetriebe sollten ers-
tens verminderten Berichtspflichten unterworfen werden.
Zweitens sollten sie selbst entscheiden dürfen, ob die
Langzeitkonten in Geld oder Zeit geführt werden. Drit-
tens sollten zur Verbesserung der Portabilität generell die
Übertragung von Wertguthaben auf die Deutsche Renten-
versicherung als Regeldurchführungsweg angeboten wer-
den. Dadurch kann der administrative Aufwand für die
KMU vermindert werden. Viertens sollte eine Insolvenz-
sicherung für diesen konkreten Fall einer Zeitbudgetnut-
zung im Wege einer Ausfallbürgschaft erwogen werden.
Für die Unternehmens- und Führungskultur ist eine Diffe-
renzierung dahingehend vorzunehmen, dass ein klares
Bekenntnis der Unternehmensleitung zur Akzeptanz sou-
veräner Gestaltung der Arbeitszeit und/oder des Arbeits-
ortes verbunden mit „Loslassen“ seitens der Führungs-
kräfte durchaus kurzfristig erfolgen kann. Das Gleiche ist
für die Integration in bestehende Führungsinstrumente
– beispielsweise durch die Vermittlung von Zeitkompe-
tenz bzw. der Kompetenz des „Boundary Management“
(Lebensführungskompetenz der Grenzziehung) im Rah-
men von Mitarbeitergesprächen, Zielvereinbarungen und
Personalentwicklung – zu konstatieren. Eine Veränderung
der Unternehmens- und Führungskultur hingegen bedarf
einer gewissen Zeitspanne, so dass der Abschied vom
Bild des voll verfügbaren und „sorglosen“ Arbeitnehmers
ohne private Verpflichtungen, die Förderung der Akzep-
tanz variabler Erwerbsverläufe bei Männern und Frauen
und die Sensibilisierung für neue Rollenmuster und Rol-
lenverteilungen zwischen den Geschlechtern eher mittel-
fristig anzusetzen ist. 
Was den Wiedereinstieg anbelangt, so können eine Unter-
stützung beim Zeitmanagement zwischen Beruf und Fami-
lie, z. B. durch Bewusstseinsbildung bereits in der Schwan-
gerschaft für die Notwendigkeit einer frühzeitigen
Auseinandersetzung mit den beruflichen Perspektiven, der
Kinderbetreuung etc., die Etablierung von Kontakthalte-
programmen sowie das Angebot der Weiterbildung wäh-
rend der Elternzeit kurz- bis mittelfristig umgesetzt wer-
den. Zeitintensiver gestaltet sich die Ausarbeitung von
Möglichkeiten des schrittweisen Wiedereinstiegs je nach
gegebenen Betreuungsangeboten und -wünschen sowie
gewünschtem Lebensmodell. 
Berufliche Werdegänge lassen sich eher mittelfristig be-
einflussen, da ein Perspektiven- und Paradigmenwechsel
unumgänglich ist, um beispielsweise den Mythos der
„Unteilbarkeit“ verantwortungsvoller bzw. anspruchsvol-
ler Tätigkeiten zu entkräften. Dazu gehört die Möglich-
keit von vollzeitnaher Teilzeit und/oder alternierender Te-
learbeit für Führungskräfte ebenso wie die Etablierung
alternativer Karrierepfade (z. B. Experten- oder Projekt-
karriere), die mehr Raum für private Belange lassen als
klassische „Schornsteinkarrieren“. Dazu gehört aber auch
die Entzerrung der „Rush Hour“ der Karriereentwicklung
durch Eröffnen von Karriereperspektiven für alle Alters-
gruppen und über die gesamte Lebensarbeitszeit hinweg.
Nicht zuletzt gilt es, die Entgeltgleichheit für Männer und
Frauen auf den Weg zu bringen.
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5 Zeit für Pflege
5.1 Ältere Menschen als Hilfeempfangende 
und Hilfegebende
Im mittleren und hohen Erwachsenenalter findet sich eine
hohe Heterogenität mit Blick auf die Lebensbedingungen
und damit auch auf die Zeittaktgeber und die Zeitsouverä-
nität. Die Berücksichtigung dieser Heterogenität ist für
eine differenzierte Sicht des Alternsprozesses wie auch
der familiären Pflege zentral: Denn wie schon in der
Überschrift dieses Kapitels angedeutet, sind ältere Men-
schen nicht nur Hilfeempfangende, sondern sie sind auch
Hilfegebende, das heißt, sie leisten in vielen Familien die
Pflege und sie unterstützen nicht selten andere Familien
bei der Ausübung von Pflegetätigkeiten – ein auch im Er-
leben dieser Menschen bedeutsamer Beitrag zum bürger-
schaftlichen Engagement.
Die Tatsache, dass ältere Menschen nicht nur Hilfeemp-
fangende, sondern auch Hilfegebende sind, weist auf die
Risiken wie auch auf die Chancen hin, die das hohe Le-
bensalter für die Familie und für die Gesellschaft bedeu-
tet: Die Risiken (auch mit Blick auf die Zeit) sind darin
zu sehen, dass speziell im hohen Lebensalter die Gefahr
des Auftretens schwerer chronischer Erkrankungen wie
auch von Pflegebedürftigkeit erkennbar zunimmt; dies ist
vor allem ab dem 80. bis 85. Lebensjahr, also im vierten
Lebensalter, der Fall. Die Chancen (auch mit Blick auf
die Zeit) liegen darin, dass sich die älteren Menschen von
heute, speziell die im dritten Lebensalter stehenden Men-
schen, in einer deutlich besseren gesundheitlichen und
materiellen Lebenssituation befinden, als dies in der Ver-
gangenheit der Fall gewesen ist.
Chancen und Ressourcen nicht nur als individuelle, son-
dern auch als gesellschaftliche Potenziale zu erkennen,
wie dies im Fünften und Sechsten Altenbericht der Bun-
desregierung dargelegt wurde,1, 2 stellt auch mit Blick auf
die Pflege eine wichtige Aufgabe dar. Zunächst: Was kann
der Einzelne, was kann die Gesellschaft tun, um das Risiko
der Pflegebedürftigkeit wie auch die mit Pflegebedürftig-
keit assoziierten Einschränkungen und Belastungen der
Lebenssituation erkennbar zu verringern? Mit dieser Frage
ist der Gestaltungsauftrag des Individuums und der Gesell-
schaft angesprochen, der in eine weitere Frage mündet: In-
wieweit können Menschen, die über die notwendigen kör-
perlichen, emotionalen und kognitiven Ressourcen wie
auch über die nötigen Zeitressourcen verfügen, Hilfe an-
bieten, um die Belastungen pflegebedürftiger Menschen
zu lindern, und inwieweit kann die Gesellschaft die dafür
notwendigen gesetzlichen und infrastrukturellen Grundla-
gen schaffen?
Bezogen auf die Heterogenität von Lebensbedingungen
und Zeitsouveränität im mittleren und hohen Erwachse-
nenalter begegnet man auf der einen Seite Menschen, die
von Familienverpflichtungen weitgehend entlastet sind
und denen sich im Beruf oder nach Ausscheiden aus dem
Beruf vermehrt Möglichkeiten einer weitgehend selbst-
verantwortlichen Zeitgestaltung bieten. Diese Menschen
erleben ihre Lebenssituation vielfach im Sinne einer spä-
ten Freiheit, die auch durch vermehrte Möglichkeiten ge-
kennzeichnet ist, die Zeit nach eigenen Vorstellungen und
Präferenzen zu gestalten.3 Gesundheitliche und finan-
zielle Ressourcen ebenso wie das Eingebundensein in ein
soziales Netzwerk verstärken die subjektive (und auch
objektiv fundierte) Überzeugung, in den späten Berufs-
jahren sowie nach Ausscheiden aus dem Beruf über aus-
geprägte Möglichkeiten der selbstverantwortlichen Le-
bensgestaltung zu verfügen und dabei eine hohe
Zeitsouveränität verwirklichen zu können.
Auf der anderen Seite trifft man auf Menschen, die noch
in späten Berufsjahren und nach Ausscheiden aus dem
Beruf in ihrer Alltagsgestaltung und Lebensplanung in
hohem Maße durch externe Zeittaktgeber bestimmt sind.
Zu diesen Zeittaktgebern zählt nicht zuletzt die Pflege
hochbetagter Familienangehöriger. Von pflegenden An-
gehörigen wird die Pflege vor allem dann als belastend
wahrgenommen, wenn durch diese die Möglichkeit
selbstbestimmter Zeitverwendung weitgehend oder voll-
ständig genommen ist.4
Vor allem im Falle der notwendigen Vereinbarkeit von
Beruf und Pflege gewinnen externe Zeittaktgeber objek-
tiv wie auch subjektiv große Bedeutung, wobei diese Ku-
mulation von Fremdbestimmung nicht selten mit psychi-
schen Störungen verbunden ist.5 Dabei ist zu bedenken:
Berufstätige, die Angehörige pflegen, geben an, durch-
schnittlich 32 Stunden Pflegearbeit wöchentlich zu leis-
ten.
Doch kann auch ohne berufliche Verpflichtungen Pflege
mit ausgeprägter objektiver und subjektiv erlebter Fremd-
bestimmung einhergehen. Die Tatsache, dass Angehörige
durchschnittlich 39 Stunden in der Woche pflegen, ver-
deutlicht den Stellenwert von Pflege als einen externen
Zeittaktgeber, der mit einer erheblichen Reduktion von
Zeitsouveränität verbunden ist. Hinzu kommt, dass die
Pflege im Durchschnitt zwischen drei und vier Jahre lang
geleistet wird, nicht selten sogar bis zu acht Jahre.6,7
Die Pflegeversicherung allein kann die mit der Pflege von
Angehörigen verbundenen Zeitrisiken nicht decken: Es
wird geschätzt, dass der Umfang der familiären Pflegear-
beit ca. 3,2 Millionen Erwerbsarbeitsplätzen bzw. einer
Wertschöpfung von ca. 44 Mrd. Euro pro Jahr entspricht,
wenn ein mittleres Lohnniveau unterstellt wird.8 Auch
wenn in der öffentlichen Diskussion mit Recht auf die
Gefahr einer zunehmenden Privatisierung von Pflege hin-
gewiesen wird9 und unter Experten weitgehend unstrittig
ist, dass die finanzielle Basis der Pflegeversicherung er-
weitert werden muss,10 so wird trotzdem auch in Zukunft
ein nicht unerheblicher Teil der Pflege unentgeltlich
durch Familienangehörige und freiwillig Tätige geleistet
werden müssen – dies allein schon aufgrund der steigen-
den Anzahl pflegebedürftiger Menschen: Derzeit sind
2,34 Millionen Menschen im Sinne des Pflegeversiche-
rungsgesetzes (SGB XI) pflegebedürftig, davon zwei
Drittel Frauen; 83 Prozent der pflegebedürftigen Men-
schen sind über 65, 35 Prozent sind über 85 Jahre alt.11
Schätzungen zufolge werden im Jahre 2030 ca. 3,4 Mil-
lionen Menschen, im Jahre 2050 4 Millionen Menschen
pflegebedürftig sein, was vor allem mit dem deutlichen
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Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung, insbe-
sondere jenseits des 80. Lebensjahres, zu tun hat.
Die in diesem Kontext erhobene Forderung nach vermehr-
ter gesellschaftlicher Verantwortung für pflegebedürftige
Menschen und ihre Angehörigen kann nicht allein durch
eine Ausweitung der Leistungen der Pflegeversicherung
erfüllt werden. Vielmehr sind mit der Forderung nach
wachsender gesellschaftlicher Verantwortung auch andere
Akteure angesprochen, vor allem Institutionen und Unter-
nehmen (und zwar durch eine Flexibilisierung von Ar-
beitsbedingungen und Arbeitszeiten), aber auch Kommu-
nen, Verbände und Vereine, die freiwillige Tätigkeiten
vermitteln und unterstützen.
Vor dem Hintergrund der prognostizierten Entwicklung
von Pflegebedürftigkeit und der mit familiärer Pflege ver-
bundenen Belastungen liegt der Gedanke nahe, durch
eine Umverteilung von Zeit – von Menschen, die über
hohe Zeitressourcen verfügen, auf Menschen, denen diese
Zeitressourcen nicht gegeben sind, wie auch von Phasen
der Biografie, in denen man über hohe Zeitressourcen
verfügt, auf Phasen der Biografie, in denen diese Res-
sourcen gering sind – die Zeitbudgets und die Zeitsouve-
ränität der pflegenden Angehörigen zu erhöhen.
Dabei kann eine Umverteilung von Zeit nicht auf Ver-
pflichtung beruhen, sondern es sind vielmehr entspre-
chende Präferenzen zu fördern, einen Teil der eigenen
Zeit für jene Menschen zur Verfügung zu stellen, die auf-
grund zeitintensiver Verpflichtungen nur ein geringes
Maß an freier Zeit besitzen.
In diesem Kontext sind nun empirisch fundierte Aussagen
wichtig, die darauf hindeuten, dass in den heutigen mittle-
ren Generationen, vor allem bei Frauen und Männern mit
höherem Bildungsstand und höherem Einkommen sowie
mit höherer Karriere- und/oder Freizeitorientierung, von
einer abnehmenden Pflegebereitschaft auszugehen ist.12
Allerdings ist in den heutigen älteren Generationen wiede-
rum eine stark ausgeprägte Bereitschaft erkennbar, die ein-
mal begonnene Pflege weiter fortzusetzen,13 worin sich
auch eine Norm der Familienpflege widerspiegelt: So ver-
treten in der Bundesrepublik Deutschland 60 Prozent der
Bevölkerung die Ansicht, dass berufstätige Kinder in der
Pflicht stünden, sich um ihre pflegebedürftigen Eltern zu
kümmern.14
Doch gibt es Unterschiede zwischen der familiären Pflege
einerseits und der in Form eines bürgerschaftlichen Enga-
gements geleisteten Unterstützung von Familien, in de-
nen ein pflegebedürftiger Angehöriger lebt, andererseits.
Dieser Unterschied erscheint auch im Hinblick auf die
Frage, inwieweit es gelingen kann, durch Anreize wie
auch durch gesetzliche und infrastrukturelle Rahmenbe-
dingungen das freiwillige Engagement auf dem Gebiet
der Hilfe- und Pflegeleistungen zu fördern, als essenziell.
Folgt man Untersuchungen, in denen Formen bürger-
schaftlichen Engagements wie auch persönliche Gründe
für dieses Engagement erfasst werden,15 dann lässt sich
feststellen, dass die Bereitschaft, andere Menschen zu un-
terstützen in den jüngeren Generationen nicht zurückgeht.
Zudem lässt sich konstatieren, dass das Motiv, anderen zu
helfen, eigene Fähigkeiten einzubringen sowie Unterstüt-
zung zu leisten, wenn diese dringend gebraucht wird,
ebenfalls in den jüngeren Generationen nicht zurückgeht,
sondern sogar weiter zunimmt. Somit kann durchaus die
These vertreten werden, dass in den heutigen älteren Ge-
nerationen wie auch in den nachfolgenden Generationen
das Potenzial zum bürgerschaftlichen Engagement im
Sinne der Unterstützung von Familien mit pflegebedürfti-
gen Angehörigen vorhanden ist und damit die Idee einer
Umverteilung von Zeit den Zeitpräferenzen älterer Men-
schen nicht widerspricht. 
Entscheidend ist hier, wie das potenzielle Interesse an frei-
willigem Engagement geweckt oder – wenn es vorhanden
ist – so angesprochen werden kann, dass Menschen auch
bereit sind, sich vermehrt für andere zu engagieren. In die-
sem Kontext kommt Plattformen für bürgerschaftliches
Engagement, wie diese in einzelnen Kommunen, Verbän-
den und Organisationen bereits geschaffen wurden, beson-
dere Bedeutung zu. Hier ist nun eine Stellungnahme der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen
e. V. (BAGSO) zum Bundesfreiwilligendienst aufschluss-
reich, in der es heißt: „Der neu geschaffene Bundesfreiwil-
ligendienst, der sich an alle Generationen wendet …,
braucht jetzt dringend neue Impulse, damit das Angebot
auch die älteren, engagementbereiten Menschen erreicht.
Offensichtlich ist die große Mehrzahl älterer Bürgerinnen
und Bürger über das Angebot noch nicht informiert“.16
Mit der Thematisierung des bürgerschaftlichen Engage-
ments älterer Menschen ist eine zentrale Facette der Hete-
rogenität des Alters angesprochen, die nicht übersehen
werden darf, wenn Aussagen über Familie, Alter und
Pflege getroffen werden. Zum einen ist festzustellen, dass
ältere Menschen in gleicher Weise wie jüngere Menschen
innerhalb der Familie Gebende und Nehmende sind, das
heißt, in der Familie ein intensiver Austausch von Hilfe-
leistungen zwischen den Generationen besteht.17 Dies
zeigt auch, dass zur Familie nicht nur Kinder und Eltern,
sondern auch Großeltern und Urgroßeltern zu zählen
sind, und dies nicht nur als Angehörige, die auf familiäre
Hilfen angewiesen sind, sondern auch als Angehörige, die
vielfältige familiäre Hilfe leisten. Zum anderen treten äl-
tere Menschen auch außerhalb der Familie vielfach als
bürgerschaftlich engagierte, unterstützende Personen auf
und zeigen in ihren Aktivitäten bemerkenswerte Kompe-
tenzen. 
Im Fünften Altenbericht der Bundesregierung wurde, wie
bereits angedeutet, differenziert aufgezeigt, dass indivi-
duelle Potenziale auch im Sinne von gesellschaftlichen
Potenzialen zu interpretieren sind; im Sechsten Altenbe-
richt der Bundesregierung wurde dargelegt, wie wichtig
die veränderte gesellschaftliche, kulturelle und politische
Ansprache älterer Menschen mit Blick auf die Verwirkli-
chung dieser Potenziale ist.18
Diese Potenziale können in den verschiedensten gesell-
schaftlichen Bereichen verwirklicht werden, und die ent-
sprechenden, bereits genannten Untersuchungen zum
bürgerschaftlichen Engagement weisen ein breites Spek-
trum gesellschaftlicher Bereiche aus, in denen sich ältere
Menschen engagieren. Für unsere Thematik ist von be-
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sonderer Bedeutung, inwieweit das Engagement Älterer
dafür genutzt werden kann, um Familien zu unterstützen,
in denen ein pflegebedürftiger Mensch lebt. Das soll in
diesem Kapitel vor allem mit Rückgriff auf das Konzept
der sorgenden, fürsorglichen Gemeinschaften (Caring
communities) geleistet werden. Diesem liegt der Gedanke
zugrunde, dass sich Angehörige, professionell Pflegende
und bürgerschaftlich Engagierte zu einem Pflegemix ver-
binden.19 In einem solchen Kontext sind mit der Thema-
tik Zeit für Pflege nicht nur mögliche Risiken des Alters
angesprochen – in dem Sinne, dass ältere Menschen
Pflege benötigen, sondern auch Chancen des Alters – in
dem Sinne, dass ältere Menschen bei der Bewältigung der
mit Pflege verbundenen Anforderungen wertvolle Unter-
stützung leisten.
In einem umfassenderen Sinne ist damit aber auch die
Mitverantwortung im Alter gemeint, das heißt, die Bereit-
schaft, sich für die Gesellschaft als Ganzes zu engagieren
und in diesem Engagement eine bedeutsame Seite der ei-
genen Person, nämlich Generativität – verstanden als Be-
dürfnis, einen Beitrag zum Gelingen der Gesellschaft zu
leisten – zu verwirklichen.20
5.2 Zeitbudgets und Zeitsouveränität 
im Alter als Potenzial mitverant-
wortlicher Lebensführung
Die Verwendung von Zeitbudgets wird im Folgenden vor
allem unter dem Aspekt der Verantwortung betrachtet:
der Verantwortung des Menschen für sich selbst, seiner
Mitverantwortung für das Leben anderer Menschen, sei-
ner Mitverantwortung für die Schöpfung.21 Mit Blick auf
die Zeitverwendung beschreibt dabei die Selbstverant-
wortung des Menschen den verantwortlichen Umgang
mit der ihm zur Verfügung stehenden Lebenszeit wie
auch die verantwortliche Lebensplanung – zu der mit
Blick auf das eigene Älterwerden auch die Frage gehört,
in welcher Weise und in welchem Umfang man die Hilfe
durch Familienangehörige mit anderen Hilfeleistungen
kombinieren möchte (Pflegemix), wenn bei einem selbst
Hilfe- oder Pflegebedarf auftreten sollte. Mit der Mitver-
antwortung für das Leben anderer Menschen ist die Be-
reitschaft angesprochen, die eigenen Ressourcen auch in
den Dienst der Gesellschaft zu stellen, so zum Beispiel
durch die verschiedenen Formen des Engagements inner-
halb der eigenen Familie wie auch für Familien anderer
Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind. Mitverantwor-
tung für die Schöpfung beschreibt die Bereitschaft des
Menschen, sich in seinen Entscheidungen und Handlun-
gen immer auch an Bedürfnissen nachfolgender (heute
bereits lebender wie auch heute noch nicht geborener)
Generationen zu orientieren, das heißt, dazu beizutragen,
dass diese ihre Bedürfnisse in gleicher Weise verwirkli-
chen können wie die eigene Generation in der heutigen
Zeit. Die Mitverantwortung für die Schöpfung zeigt sich
aber auch in Handlungen, die darauf zielen, junge Men-
schen in einer Weise zu unterstützen, dass diese ihren
Wunsch, eine Familie zu gründen, verwirklichen können.
Wenn im Folgenden die Bedeutung der älteren Genera-
tion für die Familie erörtert wird, so geschieht dies auch
und in besonderer Weise unter dem Aspekt der Mitverant-
wortung, den diese für die eigene Familie wie auch für
Familien anderer Menschen wahrnimmt bzw. wahrneh-
men könnte, wenn die Bereitschaft zum Engagement ge-
sellschaftlich erkannt und genutzt würde. Das Alter wird,
wie bereits hervorgehoben wurde, also nicht allein und
auch nicht primär unter dem Gesichtspunkt empfangener
Hilfeleistungen durch die Familie betrachtet, sondern
auch unter dem Gesichtspunkt bereitgestellter Hilfen für
die Familie. Diese Akzentsetzung erscheint vor dem Hin-
tergrund der Tatsache, dass viele ältere Menschen über
bemerkenswerte Kräfte und zeitliche Ressourcen verfü-
gen, als angemessen. Deren Notwendigkeit wird noch da-
durch verstärkt, dass die Generativität – verstanden als
Bedürfnis, etwas für nachfolgende Generationen zu tun
und in diesen fortzuleben – ein bedeutsames seelisch-
geistiges Motiv nicht nur im mittleren, sondern auch im
hohen Erwachsenenalter darstellt: In dem von vielen älte-
ren Menschen geäußerten Wunsch, sich für andere Men-
schen zu engagieren, sich für eine als bedeutsam erkannte
Sache einsetzen zu können, kommt dieses Motiv deutlich
zum Ausdruck.22
Unter dem Gesichtspunkt der Zeitverwendung spiegeln
sich das mitverantwortliche Leben und die Generativität
in der Bereitstellung von Zeit für andere Menschen (aus
der eigenen Familie, aus anderen Familien) wider. Gerade
Zeit ist eine wichtige Ressource des Alters, die heute
noch zu wenig abgefragt und genutzt wird. Die Bereitstel-
lung von Zeit für andere Menschen in jenen Phasen des
Alters, in denen man über ausreichende Kräfte verfügt,
um andere Menschen unterstützen zu können, kann sich
positiv auf die Bereitschaft anderer Menschen auswirken,
die empfangene Hilfe zu erwidern, wenn man selbst auf
Hilfe angewiesen ist. Zudem fördert sie die eigene Fähig-
keit und Bereitschaft, im Falle eingetretener Hilfsbedürf-
tigkeit oder Pflegebedürftigkeit Hilfen anderer Menschen
anzunehmen.
Im Zentrum dieser Argumentation steht somit ein faktisch
gegebenes oder symbolisches Zeitkonto, auf das man ein-
zahlt und von dem man nimmt. Gelegenheitsstrukturen zu
schaffen, die ältere Menschen dazu anregen, Zeit zur Ver-
fügung zu stellen („einzuzahlen“), und dies auch in der
Erwartung, von dieser Zeit nehmen zu können, wenn
diese benötigt wird, stellt eine interessante Aufgabe in
kommunalen Kontexten dar. In diesem Sinne sollten
Plattformen geschaffen werden, die die regional beste-
henden Möglichkeiten zivilgesellschaftlichen Engage-
ments wie auch die jeweils bestehenden Voraussetzungen
und Anforderungen, die mit dem zivilgesellschaftlichen
Engagement verbunden sind, transparent und motivierend
darstellen. Sie sollten freiwillige Hilfen koordinieren und
vermitteln, das heißt, die Möglichkeit bieten, zivilgesell-
schaftliche Unterstützung nachzufragen und durch eine
optimale Zuordnung von potenziellen Zeitgebern und
Zeitempfängern Bedarfe und Angebote zusammenzufüh-
ren.
Kommunale Plattformen zur Förderung und Koordinie-
rung zivilgesellschaftlichen Engagements können zu-
nächst dazu beitragen, dass Menschen, die sich in einer
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spezifischen Art und Weise engagieren wollen, andere
finden, die von diesem Engagement profitieren. Wenn äl-
tere Menschen etwa Interesse haben, einen Teil ihrer Zeit
in die Beaufsichtigung oder Betreuung von Kindern zu
investieren, zum Beispiel in Form von Nachhilfeunter-
richt und Hausaufgabenbetreuung, in Form von gemein-
samen Freizeitaktivitäten, in Form der Ermöglichung von
Mobilität oder auch in Form von klassischem „Baby-Sit-
ting“, so ist es nicht immer leicht, Familien zu finden und
anzusprechen, die von entsprechenden Leistungen profi-
tieren können und ein solches Engagement auch zu schät-
zen wissen. Zweitens können solche Plattformen Anre-
gungen vermitteln, wie sich ältere Menschen in
persönlich sinnvoller Art und Weise für andere engagie-
ren können. Hier kann davon ausgegangen werden, dass
nicht wenige Menschen durchaus Interesse haben, etwas
für andere zu tun, aber nicht wissen, wie sie ihre Fähig-
keiten und Fertigkeiten für andere einsetzen können. Mit
Hilfe von kommunalen Plattformen besteht nun die Mög-
lichkeit, zum einen die Vielfalt von realisierten Formen
zivilgesellschaftlichen Engagements detailliert zu doku-
mentieren, zum anderen auch spezifische Bedarfe – von
jungen Familien wie auch von älteren Menschen – zu ver-
deutlichen. Es kann davon ausgegangen werden, dass
nicht wenige Menschen, die sich durchaus vorstellen
könnten, einen erheblichen Teil ihrer Zeit in die Betreu-
ung von Kindern oder auch in die Betreuung von Pflege-
bedürftigen zu investieren, keine entsprechenden An-
strengungen unternehmen, weil sie nicht sicher sind, wie
sie eine mögliche Betreuung, wie sie die anderen zur Ver-
fügung gestellte Zeit konkret gestalten sollen. Drittens
können kommunale Plattformen auch Wege aufzeigen,
wie die für ein Engagement notwendigen Kompetenzen
erworben werden können bzw. wie mit den im Kontext
des Engagements auftretenden Herausforderungen umge-
gangen werden kann. In diesem Zusammenhang sei etwa
darauf hingewiesen, dass die Betreuung von kranken Kin-
dern oder die Betreuung von Pflegebedürftigen mit Situa-
tionen konfrontieren kann, für die engagementbereite
Menschen nach Möglichkeit vorbereitet werden sollten –
eine Betreuung von demenzkranken Menschen wird sich
subjektiv zufriedenstellender gestalten, wenn Symptome
demenzieller Erkrankungen verstanden und Verhaltens-
auffälligkeiten nicht auf vermeintlich eigenes Fehlverhal-
ten zurückgeführt werden. Nicht zu unterschätzen ist
viertens, dass Plattformen erheblich zur Anerkennung eh-
renamtlich erbrachter Leistungen beitragen können. Für
die Etablierung wie für die Nachhaltigkeit von Plattfor-
men erscheint es hilfreich, dass die jeweils zwischen den
(gegebenenfalls auch innerhalb der) Generationen ausge-
tauschten Leistungen in der Kommune in geeigneter
Weise kommuniziert werden.
Hier bietet es sich an, die Idee kommunaler Plattformen
mit der Idee von Zeitkonten zu verbinden. Durch die
Schaffung von Zeitkonten kann ein zusätzlicher Anreiz
für zivilgesellschaftliches Engagement älterer Menschen
geschaffen werden. Zum einen kann älteren Menschen
die Möglichkeit gegeben werden, etwas für andere zu tun.
Zum anderen kann diesen das Gefühl vermittelt werden,
sich selbstverantwortlich mit dem eigenen Altern ausein-
anderzusetzen bzw. sich auf eigene Unterstützungsbe-
darfe angemessen vorzubereiten und anderen deshalb
nicht unnötig „zur Last fallen“ zu müssen. Kommunale
Plattformen fördern in diesem Sinne nicht nur Fürsorge
und Solidarität, sondern auch Reziprozität. So ist denk-
bar, dass aus zeitlichen Ressourcen, die anderen zur Ver-
fügung gestellt werden, auch ein Anspruch entsteht, einen
Teil der gegebenen Zeit in Zukunft zurückzubekommen.
Denkbar wäre beispielsweise im Falle eingeschränkter
Mobilität von Hol- und Bring-Diensten zu profitieren
oder – wenn eigene Angehörige betreut und versorgt wer-
den müssen – durch stundenweise Betreuung von Ange-
hörigen entlastet zu werden.
Im Sinne einer Verbesserung von Gelegenheitsstrukturen
sollten auch attraktive Möglichkeiten eines Freiwilligen-
dienstes für ältere Menschen geschaffen werden. Hier ist
es vor allem erforderlich, den gesellschaftlichen Nutzen
eines Freiwilligendienstes älterer Menschen offensiv zu
propagieren und in diesem Zusammenhang bestehende
Potenziale älterer Menschen wie auch den Wert einer im
Kontext von Freiwilligendiensten erbrachten bzw. zu er-
bringenden Leistung stärker herauszustellen. Des Weite-
ren kann es sinnvoll sein, Freiwilligendienst stärker mit
Gewinnen für die engagierten, älteren Menschen zu ver-
binden. In diesem Sinne sind finanzielle Entschädigungen
und die Möglichkeit der Erweiterung eigener Kompeten-
zen (z. B. in Form von Fortbildungen) ebenso wichtig wie
die Berücksichtigung und Verdeutlichung sekundärer Ge-
winne in Form von sozialen Kontakten, erfahrener Aner-
kennung durch andere oder einer als sinnvoll erlebten
Zeitgestaltung. Nicht zuletzt sollten Angebote zum Frei-
willigendienst auch so gestaltet werden, dass sie dem Be-
dürfnis älterer Menschen nach Zeitsouveränität Rechnung
tragen, also ein nach Möglichkeit zeitlich flexibles Enga-
gement erlauben. Der gerade eingeführte Bundesfreiwilli-
gendienst kann einen wichtigen Beitrag in dieser Rich-
tung leisten.
5.3 Umverteilung von Zeit zwischen 
den Generationen als ein Ziel 
von Familienpolitik
In den vorangegangen Kapiteln des Berichts wurde deut-
lich, dass im Kontext der Familiengründung sowie der
Erziehung von Kindern im Vorschul- und Schulalter indi-
viduelle Zeitverwendungen regelmäßig durch Zeitknapp-
heit, Zeitkonflikte und mangelnde Zeitsouveränität ge-
prägt sind. Im mittleren und hohen Alter ergibt sich
dagegen – wenn Kinder das Elternhaus verlassen, wenn
berufliche Aufgaben wegfallen – eher die Situation, dass
ein Mehr an Zeit zur Verfügung steht, das sinnvoll gefüllt
werden kann und sollte. Damit ist ein Aspekt angespro-
chen, der mit Blick auf das Alter viel zu selten ins Auge
gefasst wird: Die erhöhten Freiheitsgrade im Hinblick auf
die Gestaltung des Alltags und die Nutzung von Zeit.
Aus gesellschaftlicher Sicht stellt sich in diesem Zusam-
menhang die Frage der produktiven Nutzung vorhandener
Zeitressourcen: Wie kann dazu beigetragen werden, dass
in späteren Lebensabschnitten zur Verfügung stehende
Zeitressourcen für andere Menschen, die (wie nicht selten
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im Falle jüngerer Generationen) stärker von Zeitknapp-
heit und mangelnder Zeitsouveränität betroffen sind oder
(wie im Falle der familiären Pflege) die in besonderer
Weise auf Solidarität und Unterstützung angewiesen sind,
eingesetzt werden?
Hier macht das bereits angeführte Bild eines Zeitkontos
Sinn, auf das Menschen dann „einzahlen“, wenn sie über
ausreichende zeitliche Ressourcen verfügen und zudem
die Kompetenz besitzen, sich gekonnt für andere Men-
schen engagieren zu können, und von dem sie „nehmen“,
wenn sie selbst auf Unterstützung durch andere Men-
schen angewiesen sind. Mit diesem – zeitlich versetzten –
Austausch von Unterstützung wird das Bild der Genera-
tionensolidarität noch einmal verstärkt.
Pflegeleistungen, die im Kontext von Zeitkonten-Syste-
men (nach Art einer Komplementärwährung) abgerechnet
werden, sind seit den 1990er Jahren ein international häu-
fig erprobtes zivilgesellschaftliches Instrument. Bereits
1990 wurde auf Initiative des Landes Baden-Württem-
berg ein „Modellprojekt Seniorengenossenschaft“ ausge-
schrieben. Im damaligen Ausschreibungstext hieß es:
„Das Dienstleistungsangebot der Seniorengenossenschaf-
ten ist im Zwischenfeld von sozialem Vereinswesen und
den Einrichtungen der intensiven Versorgung bei Pflege-
bedürftigkeit angesiedelt. Die Angebote orientieren sich
daran, dass heute und künftig Leben und Wohnen älterer
Menschen nicht mehr allein durch vorhandene Helfer,
Fachkräfte, Institutionen und Versorgungsleistungen zu-
friedenstellend und selbstbestimmt gesichert werden kön-
nen.“ Die Seniorengenossenschaften in Baden-Württem-
berg existieren bis heute.23
Mitte der 1990er Jahre wurde das Modell der Zeitkonten
auch für andere Länder attraktiv, insbesondere für Japan,
das nach dem Erdbeben von Kobe im Jahr 1995 mit er-
heblichen Herausforderungen in der Aufrechterhaltung
der Pflegedienste in der betroffenen Region konfrontiert
war und pflegedienstbasierte Zeittauschkonten als Be-
helfsmaßnahme einführte. Mittlerweile hat sich das Sys-
tem der pflegedienstbasierten Zeittauschkonten in Japan
stark verbreitet. Zudem ist Japan der einzige Staat, der
eine nationale Verrechnungsstelle der erbrachten Zeitleis-
tungen eingeführt hat und das System gesamtstaatlich ko-
ordiniert.24
Das Fehlen einer nationalen Koordinationsstelle gilt in
Deutschland auch als Hemmnis für eine breitere Akzep-
tanz und Verbreitung.25 Die Arbeitsgruppe Pflegeperso-
nen der Tagung „Zeit für Verantwortung im Lebensver-
lauf – Politische und rechtliche Handlungsstrategien“ am
29. November 2010 im Deutschen Bundestag lässt bei ei-
ner festgestellten Rückläufigkeit der Reziprozitätserwar-
tung in der familiären Pflege zudem den Gedanken eines
pflegedienstbasierten Zeitkontos gänzlich unerwähnt.26
Die Zielvorstellung einer intergenerationellen Umvertei-
lung von Zeit berührt unmittelbar die Frage nach den in
der älteren Generation bestehenden Präferenzen der Zeit-
verwendung: Inwieweit ist es auch im Interesse der älte-
ren Menschen, gewonnene Zeitsouveränität mitverant-
wortlich für andere zu nutzen?
5.4 Zeitsouveränität und Zeit-
präferenzen im Alter
Die Aufgabe, den Verlust gewohnter externer Zeittaktge-
ber zu kompensieren, stellt sich für das Paar im Zusam-
menhang mit dem Ausscheiden aus dem Beruf noch
dringlicher als beim Auszug von Kindern aus dem Eltern-
haus. In beiden Fällen werden gewohnte Alltagsroutinen
meist schlagartig obsolet. Die Herausforderung, ein deut-
lich höheres Maß an Zeit wieder gemeinsam zu gestalten
und kompetent zu nutzen, kann von den Partnern entwe-
der im Sinne von Entwicklungschancen oder aber im
Sinne von möglichen Konflikten und Belastungen gedeu-
tet werden. Die im Erwerbsleben bei einer Akkumulation
von Rollen, Positionen und Aufgaben entstehende Zeit-
knappheit kann sehr unterschiedlich erlebt werden: Vom
einen als Ausdruck eines reich gefüllten und dies heißt
auch sinnerfüllten Alltags, vom anderen als Ausdruck des
durch Zeitknappheit verursachten Stresses. Wenn nun
diese Akkumulation von Rollen, Positionen und Aufga-
ben fortfällt, dann ist dies im Erleben des Menschen nicht
selten mit einer anderen Form der psychischen Belastung
verbunden: Die Erfahrung, in der Alltags- und Zeitgestal-
tung nicht mehr durch externe Ereignisse bestimmt und
zentraler Zeittaktgeber entledigt zu sein, kann sich dann
als psychisch belastend erweisen, wenn Möglichkeiten
selbst- und mitverantwortlicher Alltags-, Lebens- und
Zeitgestaltung nicht mehr erkannt werden. Hier sind Be-
funde der Altersforschung wichtig, die auf die Bedeutung
der Kontinuität von Aktivitätsformen für Lebenszufrie-
denheit im Alter deuten:27 Damit ist gemeint, dass Men-
schen, die in früheren Lebensaltern mit hoher (intrinsi-
scher) Motivation ein hohes Maß an Aktivität gezeigt
haben, auch nach Austritt aus dem Beruf nach solchen
Aktivitätsformen – die allerdings nicht identische Inhalte
haben müssen – streben. Für jene Menschen, die in frühe-
ren Lebensphasen ein hohes Maß an Aktivität (gleich in
welchen Lebensbereichen dies der Fall war) gezeigt ha-
ben, ist nur schwer vorstellbar, im Alter jeglicher Aktivi-
täten entledigt zu sein, die sie herausfordern. Diese Men-
schen suchen im Alter vielfach nach Möglichkeiten,
weiterhin verantwortliche Aktivitäten wahrzunehmen – in
der Familie, im Beruf, im zivilgesellschaftlichen Bereich.
Das heißt auch, dass durchaus neue Zeittaktgeber gesucht
werden, die den Alltag strukturieren, wobei das Bedürfnis
erkennbar ist, nicht mehr in jenem Maße Einflüssen der-
artiger Zeittaktgeber ausgesetzt zu sein, wie dies in frühe-
ren Lebensphasen der Fall gewesen ist, sondern eben über
die Verwendung von Zeit und deren Verteilung auf die
verschiedenen Lebensbereiche selbstverantwortlich ent-
scheiden und durch die Definition von Zeitbudgets Präfe-
renzen und Handlungsziele erreichen zu können. Dies ist
Ausdruck von Zeitsouveränität und Zeitkompetenz, die
für das Lebensgefühl im Alter (vor allem für das Gefühl
der späten Freiheit) essenziell sind.28
Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass aus einem
allgemeinen Bedürfnis nach Kontinuität (bzw. Selbstkon-
sistenz) nicht notwendigerweise folgt, dass Menschen,
die sich in früheren Jahren nicht oder nur in geringem
Maße engagiert haben, nicht für ein zivilgesellschaftli-
ches Engagement gewonnen werden können. Hier ist aus-
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drücklich zwischen „innerer“ und „äußerer“ Kontinuität
zu differenzieren, und zwar in dem Sinne, dass Lebens-
stile zum einen (im Sinne von äußerer Kontinuität) beibe-
halten werden, andererseits aber auch verändert werden,
wenn sich dies vor dem Hintergrund der Selbstsicht des
Menschen als notwendig und sinnvoll erweist (innere
Kontinuität). Entsprechend sind empirische Befunde, die
zeigen, dass sich die meisten der engagierten älteren
Menschen auch in jüngeren Jahren engagiert haben bzw.
Menschen, die sich in jüngeren Jahren nicht engagiert ha-
ben, häufig auch im Alter kein zivilgesellschaftliches En-
gagement aufnehmen, nicht im Sinne fehlender mitver-
antwortlicher Potenziale für zivilgesellschaftliches
Engagement zu deuten. Vielmehr sind sie in der Hinsicht
zu interpretieren, dass sich viele ältere Menschen (mit ih-
ren bestehenden mitverantwortlichen Potenzialen) nicht
in angemessener Weise angesprochen fühlen. Zivilgesell-
schaftlich engagieren wird sich auf Dauer nur, wer der
Meinung ist, dass ein entsprechendes Engagement für an-
dere nützlich und der eigenen Person auf Dauer mindes-
tens nicht abträglich ist (sei es etwa in Form erheblicher
materieller, gesundheitlicher oder sozialer Beeinträchti-
gungen). Es ist davon auszugehen, dass ein erheblicher
Teil der heute wie in früheren Lebensabschnitten nicht
oder nur gering engagierten älteren Menschen für ein
zivilgesellschaftliches Engagement gewonnen werden
könnte, wenn in angemessener Weise deutlich gemacht
würde, wie wichtig ein solches Engagement für andere
Menschen wie auch für die Gesellschaft als Ganzes ist
und wenn zugleich der Eindruck gestärkt werden könnte,
dass ein entsprechendes Engagement auch im Interesse
der eigenen Person ist. Letzteres verweist nicht zuletzt
auf den Gedanken der Reziprozität. Es liegt nahe, dass
Menschen auch dann eher motiviert werden können, freie
Zeit für andere zur Verfügung zu stellen, wenn sie
– durchaus im Sinne von Zeitkonten – damit rechnen
können, dass sie die zur Verfügung gestellte Zeit zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, wenn sie möglicherweise darauf
angewiesen sind, teilweise zurückbekommen.
Es darf nicht übersehen werden, dass Zeitsouveränität
und Zeitkompetenz nicht unabhängig sind von der Ein-
stellung, die unsere Gesellschaft und Institutionen gegen-
über dem Alter wie auch älteren Menschen gegenüber
zeigen: Inwiefern finden sich in unserer Gesellschaft at-
traktive soziale Rollen, Positionen und Aufgaben, die
auch von älteren Menschen, vielleicht sogar speziell von
diesen wahrgenommen werden können?29 Inwieweit wer-
den Potenziale älterer Menschen erkannt und nachge-
fragt, Leistungen akzeptiert und gewürdigt?30 Angespro-
chen sind damit die in einer Gesellschaft gegebenen
Möglichkeiten zum mitverantwortlichen Leben, wobei
sich dieses mitverantwortliche Leben in sehr verschiede-
nen Lebensbereichen verwirklichen kann.
Dabei ist zu bedenken, dass sich Zeitsouveränität und
Zeitkompetenz – im Sinne einer an eigenen Bedürfnissen,
Interessen und Wertvorstellungen orientierten, verant-
wortlichen Zeitgestaltung – nur zeigen können, wenn sich
adäquate Optionen der Investition von Zeit sowie Mög-
lichkeiten der Verantwortungsübernahme bieten. Wenn
sich jedoch keine Möglichkeiten bieten, den Alltag unter
Orientierung an persönlichen Anliegen und Präferenzen
zu strukturieren und Zeitbudgets für die Verfolgung per-
sönlich bedeutsamer Ziele einzusetzen, dann kann sich
auch kein Gefühl von Zeitkompetenz und Zeitsouveräni-
tät einstellen.
Zeitkompetenz im Alter bedeutet nicht nur, Zeitbudgets
zu definieren sowie vorhandene Zeit auf unterschiedliche
Aufgaben- und Tätigkeitsbereiche zu verteilen, sondern
auch, Bereiche und Ziele zu definieren, in die Zeit sinn-
voll investiert werden kann. Da anders als in früheren Le-
bensabschnitten hier keine verbindlichen kulturellen Vor-
gaben verfügbar sind, an denen man sich orientieren
könnte, ist es wichtig, dass Menschen rechtzeitig eine
Vorstellung davon entwickeln, wie sie im Alter ihre Zeit
gestalten, wie sie mit dem hohen Maß an freier Zeit um-
gehen, wie sie ihre im Lebenslauf entwickelten Aktivi-
tätsformen im Alter fortsetzen wollen, welche Formen
der Verantwortung sie übernehmen, welchen Zeittaktge-
bern sie sich aussetzen, wie viel Zeit sie in verschiedene
Lebensbereiche investieren und welche Relation zwi-
schen extern und intern definierter Zeit sie verwirklichen
wollen.
Eine potenzielle Belastung älterer Menschen nach Aus-
scheiden aus dem Beruf stellt die Erfahrung des Rollen-
rückgangs oder Rollenverlusts dar. Wird dieser Rückgang
bzw. Verlust als belastend wahrgenommen, dann liegt
dies vor allem daran, dass dem Alltag – im subjektiven
Erleben – eine wichtige zeitliche Strukturierung fehlt.
Gerade in solchen Situationen ist der Wunsch erkennbar,
die eigenen Zeitressourcen auch mitverantwortlich zu ge-
brauchen, das heißt, auch in den Dienst der Gesellschaft
zu stellen. Aus diesem Grunde können Formen bürger-
schaftlichen Engagements, zu denen die Unterstützung
anderer Familien zu rechnen ist, als wichtiger Anstoß zur
mitverantwortlichen Investition von Zeitressourcen ver-
standen werden.
Dabei ist zu bedenken, dass in keinem anderen Lebensab-
schnitt so viel frei verfügbare Zeit gegeben ist, wie in den
Jahren nach Ausscheiden aus dem Beruf. Gerade in dieser
Zeit können sich neue, vom Individuum als sinnerfüllt er-
lebte Perspektiven hinsichtlich der Zeitverwendung erge-
ben, die allerdings bis heute gesellschaftlich und kulturell
noch nicht ausreichend formuliert wurden:31 Das mitver-
antwortliche Leben älterer Menschen, die Einbeziehung
älterer Menschen in verantwortliche gesellschaftliche
Aufgaben hat sich in unserer Gesellschaft und Kultur, hat
sich in Organisationen und Institutionen als Leitbild noch
nicht ausreichend durchgesetzt. Dem potenziellen Enga-
gement älterer Menschen wird stattdessen mit Skepsis
und Reserviertheit begegnet. Aus diesem Grunde ist auch
im Bundesfreiwilligengesetz – das ausdrücklich vom zi-
vilgesellschaftlichen Engagement aller Generationen
spricht – ein wichtiger Impuls zur kritischen Reflexion
und zur Revision dieser überkommenen gesellschaftli-
chen und institutionellen Einstellungen zu sehen. Dabei
ist auch zu bedenken, dass diese Einstellungen nicht dem
bereits geleisteten Engagement älterer Menschen in Fa-
milie und Gesellschaft entsprechen, wie die später berich-
teten empirischen Befunde zeigen.
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Der Begriff der späten Freiheit bezieht sich nicht allein
auf die gesundheitlichen, kognitiven und materiellen Res-
sourcen, sondern auch auf die potenzielle Zeitsouveräni-
tät älterer Menschen nach Ausscheiden aus dem Beruf.
Das Ausscheiden aus dem Beruf bedeutet auch ein Frei-
werden von Verpflichtungen und damit die Möglichkeit
zur Verwirklichung von Vorstellungen, die schon in frü-
heren Lebensaltern entwickelt wurden. Ein neu definier-
tes, gleichwohl die Autonomie der Generationen achten-
des Intergenerationenverhältnis in der Familie gehört
beispielsweise zu diesen Vorstellungen.
Betrachten wir das mitverantwortliche Leben, die Gene-
rativität älterer Menschen nun vor dem Hintergrund em-
pirischer Befunde. Den Ergebnissen des Freiwilligensur-
veys zufolge ist in der Gruppe der 60- bis 69-Jährigen
zwischen 1999 und 2009 der Anteil freiwillig Engagierter
von 31 Prozent auf 37 Prozent gestiegen, in der Gruppe
der 70- bis 75-Jährigen von 24 Prozent auf 30 Prozent, in
der Gruppe der 76- bis 80-Jährigen von 19 Prozent auf
21 Prozent.32 Zuletzt waren nur noch 34 Prozent der
Menschen im Alter von über 65 Jahren nicht in Formen
organisierter Zivilgesellschaft integriert, während dies im
Jahre 1999 noch 48 Prozent waren. Die Schwerpunkte
des freiwilligen Engagements älterer Menschen liegen im
kirchlichen und sozialen Bereich, hinzu kommen Kultur
und Freizeit. Der Freiwilligensurvey zeigt die kontinuier-
liche Zunahme des Engagements Älterer in den Berei-
chen Umwelt- und Tierschutz, Politik und bürgerschaftli-
ches Engagement auf. In dem Bericht wird betont, dass
sich die Älteren zwar vermehrt um gesundheitlich einge-
schränkte bzw. höher betagte ältere Menschen kümmern,
doch ist das Engagement der Älteren primär direkt auf die
Mitgestaltung des Gemeinwesens gerichtet.
Der Freiwilligensurvey nennt drei Barrieren bürgerschaft-
lichen Engagements in der Pflege: Zunächst einen Man-
gel an Kontakt- und Koordinierungsangeboten sowohl für
die am freiwilligen Engagement interessierten als auch
für die auf Begleitung und Hilfe angewiesenen Men-
schen; aus diesem Grunde komme, so wird konstatiert,
die Hilfe selten dort an, wo sie benötigt und gewünscht
werde. Als zweite Barriere wird die mangelnde Vorberei-
tung der am freiwilligen Engagement Interessierten auf
ihr zukünftiges Tätigkeitsfeld genannt, als dritte schließ-
lich die mangelnde fachgerechte Begleitung wie auch das
Fehlen einer Anerkennungskultur innerhalb und außer-
halb der Einrichtungen.
Diese Ergebnisse machen deutlich, dass sich mitverant-
wortliches Leben bzw. Generativität in sehr verschieden-
artigen Formen bürgerschaftlichen Engagements nieder-
schlagen kann – in der unmittelbaren Unterstützung von
Familien, in denen Pflege geleistet wird, genauso wie in
kommunalen Kontexten oder Organisationen, wobei in
der letztgenannten Form des Engagements die aktive Mit-
gestaltung des öffentlichen Raums im Zentrum steht –
eine Engagementform, die in Zukunft sicher zunehmend
an Bedeutung gewinnen wird.33 Diese Ergebnisse zeigen
aber auch, wie wichtig die Schaffung von Gelegenheits-
strukturen für mitverantwortliches Leben bzw. Generati-
vität ist. In psychologischen Theorien zur Generativität
wird nicht nur hervorgehoben, dass Generativität ein zen-
trales seelisch-geistiges Motiv im Alter darstellt, sondern
dass sich dieses nur in dem Maße verwirklichen kann,
wie an Menschen die Erwartung gerichtet wird, dass sie
Mitverantwortung übernehmen, und wie Strukturen ge-
schaffen werden, die die Mitverantwortung fördern.
In der vom Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend geförderten Interdisziplinären Längs-
schnittstudie des Erwachsenenalters (ILSE) wurde zum
dritten Messzeitpunkt (2005 bis 2008) das Thema des
bürgerschaftlichen Engagements ausführlich untersucht.34 
An dieser Studie haben Mitglieder der Kohorten 1930 bis
1932 und 1950 bis 1952 teilgenommen, sodass auf der
Grundlage der gewonnenen Befunde zum bürgerschaftli-
chen Engagement auch eine Aussage darüber getroffen
werden kann, wie sich dieses in der Gruppe zweier aufei-
nander folgender Kohorten älterer Menschen darstellt.
Insgesamt wurden zum dritten Messzeitpunkt der Studie
673 Frauen und Männer aus der Rhein-Neckar-Region
und der Region Leipzig untersucht, 317 Personen aus der
Geburtskohorte 1930 bis 1932 und 356 Personen aus der
Kohorte 1950 bis 1952.35 
Einer ehrenamtlichen Tätigkeit gingen zu diesem Mess-
zeitpunkt 120 der 356 Untersuchungsteilnehmer (dies
sind 33,7 Prozent) der Kohorte 1950 bis 1952 und 91 der
317 Untersuchungsteilnehmer (dies sind 28,7 Prozent)
der Kohorte 1930 bis 32 nach. In der „jüngeren“ Kohorte
(1950 bis 1952) wurde zudem im Durchschnitt deutlich
mehr Zeit für ehrenamtliche Aktivitäten aufgewendet als
in der „älteren“ (1930 bis 1932). Während die in der „äl-
teren“ Kohorte ehrenamtlich Engagierten ihren durch-
schnittlichen monatlichen Zeitaufwand auf 11,7 Stunden
bezifferten, lag der entsprechende Wert für die „jüngere“
Kohorte bei 24,0 Stunden.
Für beide Kohorten fand sich ein breites Spektrum aktuel-
ler Tätigkeitsbereiche. Die in Tabelle 5.1 wiedergegebene
Übersicht verdeutlicht den im Fünften wie auch im
Sechsten Altenbericht der Bundesregierung berichteten
Trend, dass neben den klassischen Formen des Engage-
ments in Kirche, Verein, Partei oder Verband andere For-
men und Zusammenschlüsse an Bedeutung gewonnen ha-
ben, wobei diese Pluralisierung des Engagements aber
ausdrücklich nicht gleichbedeutend mit der Verdrängung
oder Ablösung klassischer Organisationsformen ist.36
Im Zusammenhang mit dem Themengebiet Pflege ist von
Bedeutung, dass 14,3 Prozent der befragten Personen an-
gaben, sich intensiv in der Unterstützung von Menschen
(Nachbarn, Bekannte, bedürftige Menschen in der Kom-
mune) zu engagieren, die ihren Alltag nicht mehr selbst-
ständig bewältigen können.
Die Frage nach den Motiven für bürgerschaftliches Enga-
gement ergab ein breites Spektrum an Gründen. In Ta-
belle 5.2 sind diese für jene Personen aufgeführt, die sich
bürgerschaftlich engagierten. Angegeben ist jeweils der
Anteil der Untersuchungsteilnehmer, die auf die Frage
nach den spezifizierten Motiven jeweils positiv geantwor-
tet haben. Für die Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätig-
keit spielen neben altruistischen Motiven (anderen helfen,
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gemeinwohlbezogene Aufgaben übernehmen) auch ereig-
nis-, spaß- und selbstverwirklichungsbezogene Motive
eine Rolle. Die Ergebnisse sprechen für die These, dass
auch bei älteren Menschen das Engagement häufig nur
dann zustande kommt, wenn es zu der jeweiligen biogra-
phischen Situation und ihren Anforderungen passt und
wenn aktuelle biographische Aufgaben bzw. Präferenzen
mit der Ausübung des Engagements vereinbar sind.
Dies zeigt auch, wie wichtig die biographische Kontinui-
tät des bürgerschaftlichen Engagements für dessen Aus-
übung im Alter ist: Zum einen liegt die Kontinuität in
dem im Lebenslauf gewachsenen Motiv des mitverant-
wortlichen Lebens (biographische Vorläufer mitverant-
wortlichen Lebens im Alter), zum anderen in der inhaltli-
chen Ausgestaltung des bürgerschaftlichen Engagements
(biographische Vorläufer spezifischer Engagementfor-
men).
Dies heißt auch: Es sind vor allem jene Menschen im Al-
ter zivilgesellschaftlich engagiert, für die schon in frühe-
ren Lebensphasen das mitverantwortliche Leben ein be-
deutsames Thema bildete und die sich entsprechend
schon in früheren Lebensphasen für andere Menschen en-
gagiert haben. Aus diesem Befund geht hervor, wie wich-
tig es ist, Menschen schon in früheren Lebensphasen für
die individuellen und gesellschaftlichen Gewinne eines
mitverantwortlichen Lebens – auch über das Berufsleben
hinaus – zu sensibilisieren.
Weitere Ergebnisse der Studie zeigen, dass Menschen
– ihrer subjektiven Überzeugung nach – von ihrem Enga-
gement in vielfacher Weise profitieren. Dies wird in den
spezifischen Motiven, die von den Mitgliedern der beiden
Kohorten als subjektiv bedeutsam erachtet werden, deut-
lich.
Die Angehörigen der Kohorte 1950 bis 1952 verweisen
häufiger auf Möglichkeiten, eigene Fähigkeiten einzu-
bringen und sich neue Fähigkeiten und neues Wissen an-
zueignen. Soziale Anerkennung wird von zwei Dritteln
der Angehörigen der Kohorte 1950 bis 1952 und der
Hälfte der Angehörigen der Kohorte 1930 bis 1932 als
persönlicher Gewinn genannt.
Möglichkeiten, eigene Fähigkeiten einzubringen und sich
neue Fähigkeiten und neues Wissen anzueignen, wie auch
soziale Anerkennung als Motive für bürgerschaftliches
Engagement, korrespondieren mit Zielen, die mit der Ein-
führung des Bundesfreiwilligendienstes verbunden wur-
den. So soll der „Bundesfreiwilligendienst das zivilge-
sellschaftliche Engagement von Frauen und Männern
aller Generationen (fördern). Jüngere Freiwillige erwer-
ben und vertiefen ihre persönlichen und sozialen Kompe-
tenzen, ältere Freiwillige bringen ihre eigene Lebens- und
Berufserfahrung ein“.37 Für die Verwirklichung der mit
dem Bundesfreiwilligendienst verbundenen Erwartungen
ist die Schaffung einer Anreiz- und Anerkennungskultur
von Bedeutung – darauf weist die soziale Anerkennung in
Ta b e l l e  5.1
Bereiche bürgerschaftlichen Engagements in den Kohorten 1930 bis 1932 und 1950 bis 1952
Quelle: ILSE – Interdisziplinäre Längsschnittstudie des Erwachsenenalters, Dritter Messzeitpunkt (2005 bis 2008).
1930–32
(N=317)
1950–52
(N=356)
Gesamt
(N=673)
Angaben in Prozent
Öffentliche Ehrenämter 2,2 4,9 3,7
Kirche 8,1 4,3 6,1
Sport 5,4 5,5 5,5
Kultur 7,5 7,3 7,4
Politisches Engagement 7,2 8,3 7,7
Schule und Jugend 1,4 7,6 4,7
Umwelt 3,1 3,4 3,2
Tierschutz 1,7 1,5 1,6
Dritte Welt, Menschenrechte 1,4 2,8 2,1
Wohnen und Wohnumfeld 14,0 11,9 12,9
Freiwillige Feuerwehr, Unfall- und Rettungsdienste 2,4 3,1 2,8
Soziale Unterstützung und Hilfen im Alltag 15,3 13,5 14,3
Selbsthilfegruppen 3,8 4,9 4,4
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der Motivstruktur von bürgerschaftlich Engagierten hin.
In Stellungnahmen zum Bundesfreiwilligendienst wird
entsprechend die besondere Berücksichtigung der Anreiz-
und Anerkennungskultur hervorgehoben.38
Die in der Interdisziplinären Längsschnittstudie des Er-
wachsenenalters aufgeworfene Frage nach potenziellen
Tätigkeitsbereichen (Tabelle 5.3) zeigt, dass die bestehen-
den Potenziale zum Engagement in der Kohorte 1950 bis
1952 deutlich geringer ausgeschöpft sind als in der Ko-
horte 1930 bis 1932. Soziale Unterstützung und Hilfen im
Alltag, Wohnen und Wohnumfeld sowie Umwelt stellen
in beiden Kohorten Bereiche dar, in denen die Engage-
mentbereitschaft bei weitem nicht ausgeschöpft ist – ein
für das Thema Pflege besonders wichtiger Befund.
Auf die weiterführende Frage, welche persönlichen Vo-
raussetzungen erfüllt sein müssten, damit sich Menschen
ehrenamtlich engagieren, wurde insbesondere von Ange-
hörigen der Kohorte 1950 bis 1952, allerdings auch von
der Mehrzahl der Angehörigen der Kohorte 1930 bis
1932, hervorgehoben, dass anspruchsvolle Voraussetzun-
gen – wie differenzierte Wissenssysteme, effektive Hand-
lungsstrategien, Empathiefähigkeit, soziale Kompetenz –
erfüllt sein müssten, die weit über den bloßen Wunsch hi-
nausgehen, sich selbst in den Dienst einer guten Sache zu
stellen. Für die Angehörigen beider Kohorten ist die Auf-
nahme oder Ausweitung eines ehrenamtlichen Engage-
ments offenbar an anspruchsvolle Voraussetzungen ge-
knüpft. Insofern kann auch die in der Fachöffentlichkeit
häufig anzutreffende These eines neuen Selbstbewusst-
seins potenziell ehrenamtlich tätiger Menschen, das sei-
nen Niederschlag auch in einer Neugestaltung von ehren-
amtlichen Tätigkeiten finden müsse, als gestützt gelten.
In der Kohorte 1950-1952 wäre für etwa 80 Prozent der
Befragten die Aufnahme eines ehrenamtlichen Engage-
ments daran gebunden, selbst entscheiden zu können, wer
in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt unterstützt
wird. Neben der weitgehenden Selbstbestimmung bei der
Ausübung der Tätigkeit werden vor allem die gute Vorbe-
reitung auf diese Tätigkeit, die kontinuierliche fachliche
Begleitung, sowie Möglichkeiten, mit Gleichgesinnten
Erfahrungen auszutauschen, an Weiterbildungen teilzu-
nehmen und Verantwortung mit anderen zu teilen, ge-
nannt. Des Weiteren werden die versicherungsrechtliche
Absicherung und eine Unterstützung bei der Erreichung
des Zielortes als wesentliche Voraussetzungen angesehen.
Die zuletzt genannte Voraussetzung lässt sich auch im
Sinne der Erwartung interpretieren, dass die ehrenamtli-
che Tätigkeit durch andere in angemessener Weise (dabei
auch finanziell) anerkannt wird.
55 Prozent der Untersuchungsteilnehmer gaben an, kein
Interesse an einem ehrenamtlichen Engagement zu haben.
Der Anteil der Personen, der die entsprechende Frage
verneinte, war in der Kohorte 1930 bis 1932 mit
Ta b e l l e  5.2
Gründe für bürgerschaftliches Engagement in den Kohorten 1930 bis 1932 und 1950 bis 1952
Quelle: ILSE – Interdisziplinäre Längsschnittstudie des Erwachsenenalters, Dritter Messzeitpunkt (2005 bis 2008).
Ich habe mich für ein Engagement entschieden, weil
1930–32
(N=89)
1950–52
(N=115)
Gesamt
(N=204)
Angaben in Prozent
… ich gehofft habe, dass mir die Tätigkeit Spaß macht. 59,6 76,5 69,1
… andere mich darum gebeten haben. 62,6 56,0 58,9
… ich den Kontakt zu mir wichtigen Personen pflegen wollte. 44,6 53,4 49,5
… es meiner politischen Überzeugung entsprach. 26,4 24,3 25,2
… ich in meiner freien Zeit etwas Sinnvolles tun wollte. 74,2 62,1 67,5
… ich viel Neues lernen wollte. 40,7 57,8 50,2
… ich Anerkennung erhalten wollte. 6,5 16,5 12,1
… meine Unterstützung dringend gebraucht wurde. 69,9 74,1 72,2
… ich gehofft habe, dadurch aktiver zu werden. 31,5 30,2 30,7
… das Sich-Einsetzen für andere Menschen Bestandteil meines 
Glaubens ist.
40,9 35,3 37,8
… ich meine Fähigkeiten einbringen wollte. 67,0 77,6 72,9
… ich etwas bewegen und zum Positiven hin verändern wollte. 63,4 75,2 70,0
… ich anderen helfen wollte. 87,1 83,6 85,2
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78,5 Prozent deutlich größer als in der Kohorte 1950 bis
1952, wo ein gutes Drittel ein Interesse an bürgerschaftli-
chem Engagement explizit verneinte. In letzterer wurde
der Verzicht auf ein Engagement vor allem mit einem
Mangel an Zeit, mit dem Wunsch, keine längerfristigen
Verpflichtungen einzugehen, und mit unzureichenden In-
formationen begründet. In ersterer lag der Anteil der Un-
tersuchungsteilnehmer, der angab, nicht genügend Zeit zu
haben, deutlich niedriger. Mehr als vier Fünftel gaben an,
keine langfristigen Verpflichtungen eingehen zu wollen;
60 Prozent betonten, ihr Gesundheitszustand spreche ge-
gen ein ehrenamtliches Engagement.
Insgesamt legen die Ergebnisse nahe, dass – eine ange-
messene Ansprache vorausgesetzt – deutlich mehr Men-
schen für ein ehrenamtliches Engagement gewonnen wer-
den könnten, als es heute der Fall ist. Diese Aussage wird
durch die Befunde zu allgemeinen Einstellungen gegen-
über einem ehrenamtlichen Engagement gestützt: In bei-
den Kohorten halten es deutlich über 90 Prozent der Un-
tersuchungsteilnehmer für wichtig, dass sich Menschen
für das Gemeinwohl engagieren, jeweils fast 90 Prozent
sind der Auffassung, dass ein ehrenamtliches Engage-
ment das eigene Leben bereichert. Unabhängig davon
werden aber auch potenzielle Nachteile eines Engage-
ments gesehen: Fast die Hälfte der Untersuchungsteilneh-
mer sieht die Gefahr, vom Staat ausgenutzt zu werden,
etwa ein Drittel ist der Auffassung, ein freiwilliges Enga-
gement könne verhindern, dass Arbeitsplätze geschaffen
werden.
Die hier berichteten Befunde zu den Potenzialen zum bür-
gerschaftlichen Engagement, zu den Motiven, zu den
Barrieren, zu den persönlichen Voraussetzungen und zu
den potenziellen Anreizen sollten nicht nur auf das Hu-
manvermögen älterer Menschen hindeuten, das in unserer
Gesellschaft bis heute nicht ausreichend wahrgenommen,
genutzt und gepflegt wird. Mit der Darlegung dieser Be-
funde wurde auch das Ziel verfolgt, den nun folgenden
Aussagen zur familiären Pflege eine zusätzliche Rah-
mung zu geben – nämlich dafür zu sensibilisieren, inwie-
weit bei einer Reflexion über gesetzliche und institutio-
nelle Grundlagen für die weitere Verbesserung der
familiären Pflegebedingungen auch das (potenzielle) bür-
gerschaftliche Engagement älterer Menschen Berücksich-
tigung finden sollte. Dabei sei noch einmal die zu Beginn
dieses Kapitels getroffene Aussage aufgegriffen, dass
weitere Verbesserungen der familiären Pflegebedingun-
gen nicht allein durch zusätzliche Leistungen der Pflege-
versicherung erreicht werden können, sondern dass diese
auch ein umfassender verstandenes gesellschaftliches En-
gagement notwendig machen. Zu diesem ist das ver-
mehrte bürgerschaftliche Engagement zu rechnen, für das
allerdings verbesserte Anreize geschaffen werden müs-
sen. Diese Anreize liegen zum Beispiel in der von Institu-
tionen angebotenen Qualifizierung für dieses Engage-
ment (die von vielen Menschen als bedeutender Anreiz
Ta b e l l e  5.3
Potenzielle Bereiche bürgerschaftlichen Engagements in den Kohorten 1930 bis 1932 und 1950 bis 1952
Quelle: ILSE – Interdisziplinäre Längsschnittstudie des Erwachsenenalters, Dritter Messzeitpunkt (2005 bis 2008).
1930-32
(N=317)
1950-52
(N=356)
Gesamt
(N=673)
Angaben in Prozent
Öffentliche Ehrenämter 8,7 19,1 13,8
Kirche 17,4 11,2 14,5
Sport 12,0 43,2 27,2
Kultur 23,4 41,4 32,3
Politisches Engagement 7,2 20,3 13,6
Schule und Jugend 13,0 34,2 23,5
Umwelt 24,4 47,8 35,8
Tierschutz 17,8 42,5 30,0
Dritte Welt, Menschenrechte 13,5 26,7 20,1
Wohnen und Wohnumfeld 32,6 44,8 38,5
Freiwillige Feuerwehr, Unfall- und Rettungsdienste 5,2 11,7 8,4
Soziale Unterstützung und Hilfen im Alltag 28,7 51,0 39,9
Selbsthilfegruppen 18,7 36,2 27,2
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verstanden wird), in finanziellen Entschädigungen (durch
die eine finanziell angespannte Situation gelindert werden
kann), in zusätzlichen Leistungen durch die Pflegeversi-
cherung (durch die ein Beitrag zur Förderung des gesund-
heitlichen Wohlergehens geleistet werden kann) und in
einer sehr viel stärkeren öffentlichen Anerkennung dieses
Engagements (durch die ein Beitrag zur subjektiv erleb-
ten Teilhabe geleistet werden kann).
5.5 Mitverantwortliche Verwendung von 
Zeitbudgets für Unterstützung bei 
Hilfs- und Pflegebedürftigkeit
Heute betreuen in der Bundesrepublik Deutschland
1,43 Millionen pflegende Angehörige die im häuslichen
Umfeld versorgten 1,6 Millionen pflegebedürftigen Men-
schen. Pflegebedürftig sind bei den unter 60-Jährigen we-
niger als 1 Prozent, bei den 70- bis 75-Jährigen 4,7 Pro-
zent, bei den 75- bis 80-Jährigen 9,9 Prozent, bei den 80-
bis 85-Jährigen 19,9 Prozent, bei den 85- bis 90-Jährigen
38 Prozent, bei den über 90-Jährigen 59,1 Prozent.39
93 Prozent der häuslich betreuten Pflegebedürftigen (mit
Leistungsbezug durch die Pflegeversicherung) erhalten re-
gelmäßig private Hilfen von Angehörigen und Bekann-
ten.40 Die Verantwortung als Hauptpflegeperson tragen
meist enge Familienangehörige. Von den pflegenden An-
gehörigen sind etwas mehr als 1 Million weiblich und etwa
400 000 männlich. Zu berücksichtigen sind aber auch jene
pflegenden Angehörigen (ungefähr 310 000 Frauen und
etwas mehr als 110 000 Männer), die ein Familienmitglied
versorgen, das keinen Anspruch auf Leistungen nach
SGB XI hat. Doch ist hier ein bemerkenswerter Trend zu
konstatieren: Waren im Jahre 1998 20 Prozent der Haupt-
pflegepersonen männlich, so belief sich dieser Anteil im
Jahre 2010 bereits auf 28 Prozent. Die Mehrzahl der
Hauptpflegepersonen steht im Alter von 55 Jahren und
mehr, dabei handelt es sich am häufigsten um Kinder oder
Schwiegerkinder, in fast einem Viertel der Fälle sind diese
Menschen über 70 Jahre alt, in jedem dritten Fall ist die
Hauptpflegeperson der Ehepartner. Wenn hier von pfle-
genden Angehörigen gesprochen wird, so sind damit die
Hauptpflegepersonen gemeint, die die Hauptverantwor-
tung für die Pflege eines Familienmitglieds tragen. Der
Betreuungsaufwand, der aus der häuslichen Versorgung
eines pflegebedürftigen Menschen erwächst, variiert von
Haushalt zu Haushalt deutlich. Folgen wir den Selbstaus-
künften, die in der Infratest Repräsentativuntersuchung zu
den Wirkungen des Pflegeweiterentwicklungsgesetzes ge-
troffen wurden, so ergibt sich folgendes Bild: 30 Prozent
jener pflegenden Angehörigen, die ein Familienmitglied
mit erheblichem Pflegebedarf (das heißt, es werden Leis-
tungen nach SGB XI gewährt) versorgen, leisten eine Be-
treuung, die wöchentlich mehr als 40 Stunden umfasst, je-
der zweite leistet eine Betreuung im Umfang von mehr als
30 Stunden pro Woche, nur bei 3 Prozent der pflegenden
Angehörigen liegt der wöchentliche Betreuungsaufwand
unter 7 Stunden.41 Blicken wir auf jene Privathaushalte, in
denen ein Familienmitglied gepflegt wird, das keine Leis-
tungen der Pflegeversicherung bezieht, so wird deutlich,
dass auch in diesen Fällen zum Teil ein erheblicher Betreu-
ungsaufwand anfällt – ein Aspekt, der in der öffentlichen
Diskussion, die sich im Wesentlichen nur an den Empfän-
gern von Leistungen aus SGB XI orientiert, vielfach ver-
nachlässigt wird. Der Infratest Repräsentativerhebung zu-
folge sind in dieser Gruppe 20 Prozent der pflegenden
Angehörigen wöchentlich 40 Stunden und mehr durch die
Betreuung des Familienmitglieds gefordert, jeder zweite
wendet pro Woche mehr als 20 Stunden auf, bei weniger
als einem Fünftel der Angehörigen liegt der durchschnitt-
liche tägliche Betreuungsaufwand unter einer Stunde.
Aussagen zum Versorgungsaufwand sollten grundsätzlich
auch mit Blick auf die Erkrankungen getroffen werden, an
denen der betreute Angehörige leidet: Die durchschnittli-
che tägliche Pflegezeit ist somit abhängig von der Art der
chronischen Erkrankung, die ursächlich für die Pflegebe-
dürftigkeit ist: Am höchsten liegt sie mit 6,7 Stunden für
die Pflege eines Kindes mit zerebraler Lähmung, die
Pflege eines Angehörigen mit einem Schlaganfall beläuft
sich im Durchschnitt auf 4,9 Stunden, eines Angehörigen
mit einem Karzinom oder mit einer Demenz im Durch-
schnitt auf 4,5 Stunden.42
Schließlich sei die Frage gestellt, zu welchem Anteil
Frauen aus den verschiedenen Altersgruppen mit Betreu-
ungsaufgaben befasst sind. Für die Frage, inwieweit es
Frauen in der mittleren Generation gelingen kann, die fa-
miliären Ansprüche der jungen und der alten Generation
miteinander zu verbinden, ja gegebenenfalls diese An-
sprüche in Einklang mit den beruflichen Anforderungen
zu bringen, sind Aussagen über den Anteil an Frauen in
den verschiedenen Altersgruppen wichtig, denen die Auf-
gabe der Betreuung eines pflegebedürftigen Familienmit-
glieds gestellt ist. In der Gruppe der 50- bis 59-Jährigen
beläuft sich dieser Anteil auf 5,9 Prozent. Rechnet man
jene Familien hinzu, in denen das pflegebedürftige Fami-
lienmitglied keine Leistungen nach SGB XI bezieht, so
erhöht sich der Anteil auf 7,1 Prozent. In der Gruppe der
40- bis 49-Jährigen beläuft sich dieser Anteil auf 3,2 Pro-
zent (bzw. 4,4 Prozent), in der Gruppe der 30- bis 39-Jäh-
rigen auf 1,3 Prozent (bzw. 2 Prozent). Bei den Männern
liegt der Anteil der Pflegenden in allen drei Altersgrup-
pen hingegen jeweils unter einem Prozent.
Diese Zahlen verdeutlichen vier Punkte, die für den ge-
sellschaftlichen und politischen Diskurs über unterstüt-
zende Rahmenbedingungen für pflegende Angehörige
von hervorgehobener Bedeutung sind:
(I) In fast einem Drittel aller Fälle entspricht der wö-
chentliche Betreuungsaufwand von pflegenden Ange-
hörigen dem Umfang einer vollen Arbeitsstelle; dies
gilt auch noch bei 20 Prozent jener pflegenden Ange-
hörigen, die ein Familienmitglied betreuen, das keine
Leistungen aus der Pflegeversicherung bezieht; bei
mehr als 40 Prozent der pflegenden Angehörigen ent-
spricht der wöchentliche Betreuungsaufwand mindes-
tens dem Umfang einer halben Arbeitsstelle; dies gilt
auch für 29 Prozent jener Angehörigen, die ein Fami-
lienmitglied betreuen, das keine Leistungen nach
SGB XI erhält. Bedenkt man, dass die Pflege in vielen
Familien mit hohen körperlichen und psychischen
Belastungen verbunden ist, dann verdeutlichen schon
allein diese Zahlen die Notwendigkeit, pflegende An-
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gehörige sowohl zeitlich als auch im Hinblick auf die
erbrachten Pflegeleistungen zu entlasten. Was die
zeitliche Entlastung pflegender Angehöriger betrifft,
so muss die gesellschaftliche Verantwortung über die
unmittelbaren Leistungen der sozialen Pflegeversi-
cherung hinausgehen: Es erscheint hier sinnvoll, Un-
terstützungsangebote zu stärken, die aus dem zivilge-
sellschaftlichen Engagement hervorgehen, wobei die
Pflegeversicherung Anreize zu diesem Engagement
bieten sollte. Solche Anreize könnten darin bestehen,
dass Menschen, die bereit sind, Familien mit einem
pflegebedürftigen Familienmitglied zu unterstützen,
Entlastungen hinsichtlich des zu entrichtenden Bei-
trags zur Pflegeversicherung oder aber kleinere finan-
zielle Kompensationen erhalten. Ein Modell könnte
auch darin bestehen, dass durch dieses zivilgesell-
schaftliche Engagement „Zeit-Punkte“ gesammelt
werden, die später wieder eingelöst werden können.
Entscheidend ist hier vor allem, durch zivilgesell-
schaftliches Engagement Entlastungen herbeizufüh-
ren und vermehrte Unterstützung der von Pflegebe-
dürftigkeit betroffenen Familien nicht allein über die
Anhebung von Beitragssätzen erzielen zu wollen.
(II) Aussagen zum Unterstützungsbedarf jener Angehöri-
gen, die einen pflegebedürftigen Menschen versor-
gen, dürfen sich nicht alleine auf die Anzahl jener
Menschen beziehen, die Leistungen aus der Pflege-
versicherung erhalten – wie dies meistens geschieht.
Schon im Vorfeld des erheblichen Pflegebedarfs, der
Leistungen nach SGB XI auslöst, ergeben sich viel-
fach erhebliche körperliche und seelisch-geistige
Problemlagen, die aufzufangen mit einer hohen In-
vestition an Zeit wie auch an körperlichen und seeli-
schen Kräften verbunden ist. Die pflegenden Ange-
hörigen aus diesen Familien sind möglicherweise in
noch stärkerem Maße auf eine Form der Unterstüt-
zung angewiesen, die aus dem zivilgesellschaftlichen
Engagement herrührt, da dem pflegebedürftigen Fa-
milienmitglied keine Leistungen nach SGB XI zuste-
hen. Die Anzahl hilfsbedürftiger Menschen, die sich
keiner Pflegestufe zuordnen lassen, ist weit höher als
jene der pflegebedürftigen Menschen. Schneekloth
und Wahl berichten von über 2,94 Millionen Hilfsbe-
dürftigen.43 Gerade bei demenzkranken Menschen,
die nicht einer der Pflegestufen zugeordnet sind, ist
von einem hohen Betreuungsbedarf auszugehen. Die
seit vielen Jahren geführte öffentliche Diskussion zu
diesem Thema hat auch die Initiative zur Neudefini-
tion des Pflegebedürftigkeitsbegriffs angestoßen.44
Dieser hohe Betreuungsbedarf ist allerdings nicht mit
einem entsprechend hohen professionellen Betreu-
ungsbedarf gleichzusetzen. Vielmehr zeigt gerade das
Schicksal demenzkranker Menschen, dass ein Pflege-
mix aus professionellen Pflegern, Familienangehöri-
gen und Freiwilligen besonders effektiv sein kann.
Viele Familien schätzen besonders die Mitarbeit er-
fahrener freiwillig Tätiger. Wenn diese über entspre-
chende Qualifizierung verfügen (im Sinne der Quali-
fizierung ehrenamtlich Tätiger), können sie das Mehr
an verfügbarer Zeit mit hoher emotionaler Kompe-
tenz und Begegnungsfähigkeit anreichern.45
(III) Die hohe zeitliche Belastung, die nicht selten auch
mit der Versorgung jener Menschen verbunden ist,
bei denen kein erheblicher Pflegebedarf besteht, legt
nahe, zu einer differenzierten Einschätzung der Un-
terstützungsbedarfe jener Menschen zu gelangen, die
chronisch erkrankt sind und infolge der chronischen
Erkrankung deutliche funktionale Einschränkungen
(körperlich, seelisch-geistig) zeigen. Das der Pflege-
versicherung zugrunde liegende Konzept der Pflege-
bedarfseinschätzung erscheint als zu undifferenziert,
um diesen Unterstützungsbedarf angemessen abzu-
bilden. Hier erscheint es notwendig, einen – auch
leistungsrechtlich – modifizierten Pflegebedürftig-
keitsbegriff einzuführen, der sich nicht nur auf drei
Pflegestufen und auf grundlegende Aktivitäten des
täglichen Lebens beschränkt, sondern eine feinere
Differenzierung zwischen Pflegestufen ermöglicht
und dabei nicht nur Einbußen, sondern auch beste-
hende Ressourcen berücksichtigt, deren Erhaltung
ebenfalls als Aufgabe der Pflegeversicherung ver-
standen wird. Ein differenzierter Pflegebedürftig-
keitsbegriff ist auch mit Blick auf die zeitlichen Res-
sourcen notwendig, die mit der Versorgung chronisch
kranker Menschen verbunden sind:46 Denn es können
durchaus Einbußen gegeben sein, die – den heute ge-
gebenen Kriterien für die Pflegeeinstufung zufolge –
zwar noch nicht die Bewertung als erheblicher Pfle-
gebedarf rechtfertigen, die aber mit einem hohen
Maß an Versorgung (vor allem im Sinne der Aktivie-
rung) und der Betreuung (vor allem im Sinne der
emotionalen Stützung) verbunden sind. Auch in sol-
chen Fällen sind pflegende Angehörige auf Unter-
stützung angewiesen, sei es durch die Pflegeversiche-
rung selbst, sei es (auch zusätzlich) durch das
zivilgesellschaftliche Engagement jener Bürgerinnen
und Bürger, die etwas für das Gemeinwohl tun wol-
len.
(IV)Die Tatsache, dass 4,4 Prozent der Frauen aus der Al-
tersgruppe der 40- bis 49-Jährigen und 7,1 Prozent
der Frauen aus der Altersgruppe der 50- bis 59-Jähri-
gen die Aufgabe der Versorgung eines pflegebedürf-
tigen Familienmitglieds wahrnehmen, weist darauf
hin, dass die familiäre Pflege bereits im mittleren Er-
wachsenenalter ein bedeutsames Thema bildet. Aus
diesem Grunde ist es notwendig, gezielt nach Entlas-
tungsmöglichkeiten für Frauen im mittleren Erwach-
senenalter zu suchen. Mit dem Gesetzentwurf zur Fa-
milienpflegezeit wurde hier ein wichtiger Schritt
getan – dies gilt vor allem für Frauen der mittleren
Generation, die sich mit zahlreichen familiären und
beruflichen Anforderungen konfrontiert sehen.
Über diese Gesetzesinitiative hinaus ist besondere Sensi-
bilität von Unternehmen für diese zeitlichen Herausforde-
rungen wünschenswert.
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5.6 Zeitkonflikte im mittleren Erwachsenen-
alter im Kontext von Erziehung, Beruf 
und Pflege
Ein erster Zeitkonflikt ergibt sich durch die Notwendigkeit
der Verbindung von Anforderungen in Beruf und Pflege.
In Deutschland sehen sich gegenwärtig ca. 1,3 Millionen
Menschen gleichzeitig mit Anforderungen in Beruf und
Pflege konfrontiert.47 Als Hilfe bei der Bewältigung dieses
Zeitkonflikts wird eine Reihe von möglichen Maßnahmen
diskutiert: Flexibilisierung der Arbeitszeit, verbunden mit
der Schaffung von Tagespflegeangeboten, Nutzung be-
zahlter Pflege- und Betreuungsleistungen, Rückgriff auf
familiäre und außerfamiliäre Netzwerke. Das im Falle der
Erbringung von Pflegeleistungen deutlich erhöhte Risiko,
den Umfang der Berufstätigkeit zu reduzieren oder die Be-
rufstätigkeit ganz aufzugeben, ist auch als Resultat des un-
ter den gegebenen Bedingungen nicht mehr zu bewältigen-
den Zeitkonflikts zu interpretieren. Ca. 10 Prozent jener
Frauen und Männer, die sich dieser Doppelbelastung aus-
gesetzt sehen, geben die Berufstätigkeit auf, ein ähnlich
hoher Anteil reduziert den Umfang der Berufstätigkeit.48
In der MetLife Studie berichteten 9 Prozent der Befragten
den Beruf wegen der nicht mehr zu bewältigenden Dop-
pelbelastung aufgegeben zu haben, 16 Prozent haben von
einer Vollzeit- zu einer Teilzeittätigkeit gewechselt.49 Aus
der Perspektive von Unternehmen und Institutionen erge-
ben sich zwei besondere Probleme: Absentismus und Prä-
sentismus.50 Der Absentismus (Fernbleiben vom Arbeits-
platz) ist zum einen mit den bestehenden Zeit- und
Vereinbarkeitskonflikten zu erklären, zum anderen mit den
hohen psychischen und somatischen Belastungen der Pfle-
genden. Beim Präsentismus gehen Menschen ihrer Arbeit
nach, obwohl sie aufgrund psychischer und/oder körperli-
cher Belastungen eigentlich nicht arbeitsfähig sind. Die
betrieblichen Folgekosten mangelnder Vereinbarkeit von
Beruf und Pflege wurden von Schneider et al. berechnet.51
Demnach belaufen sich diese Kosten insgesamt auf
18,94 Mrd. Euro pro Jahr, wobei 8,06 Mrd. Euro auf Be-
schäftigte mit einem pflegebedürftigen und 10,88 Mrd.
Euro auf Beschäftigte mit einem hilfsbedürftigen Angehö-
rigen entfallen. Die durchschnittliche Höhe betrieblicher
Folgekosten wird pro Beschäftigtem mit 14 154,20 Euro
jährlich angegeben.
Besondere Aufmerksamkeit ist auf jene Frauen im mittle-
ren Erwachsenenalter (zwischen 40 und 55 bis 60 Jahren)
zu richten, die Verantwortung für ihre noch zu Hause le-
benden Kinder und zugleich für einen hilfs- oder pflege-
bedürftigen Elternteil übernehmen. Mit dieser Verantwor-
tung ist auch das simultane Auftreten verschiedener
Anforderungen (die möglicherweise auch als belastend
erfahren werden) innerhalb der Familie beschrieben. Ge-
rade in diesem Falle sind die verfügbaren zeitlichen Res-
sourcen, ist der persönliche Umgang mit Zeit von größter
Bedeutung.
Der Infratest Repräsentativuntersuchung zu den Wirkun-
gen des Pflegeweiterentwicklungsgesetzes zufolge leisten
74 000 Frauen (oder 1,5 Prozent) der Altersgruppe 30 bis
39 Jahre, 162 000 Frauen (oder 2,4 Prozent) der Alters-
gruppe 40 bis 49 Jahre sowie 46 000 Frauen (oder 0,8 Pro-
zent) der Altersgruppe 50 bis 59 Jahre gleichzeitig Betreu-
ung für die eigenen Kinder unter 18 Jahren und für eine
pflegebedürftige Person.52 Addiert man jene Familien, in
denen der auf Pflege angewiesene Angehörige keine Leis-
tungen der Pflegeversicherung bezieht, so erhöht sich
diese Anzahl in der Altersgruppe der 30- bis 39-Jährigen
auf etwas mehr als 100 000, in der Altersgruppe der 40- bis
49-Jährigen auf etwas mehr als 200 000, in der Alters-
gruppe der 50- bis 59-Jährigen auf 54 000. Im Vergleich
dazu ist die Anzahl der männlichen Hauptpflegepersonen
mit einem derartigen Verantwortungsprofil mit 60 000 (im
Falle des nicht gegebenen Leistungsbezugs aus der Pflege-
versicherung: 70 000) eher gering.
Blickt man nun auf jene Frauen, die diese multiplen fami-
liären Anforderungen zu bewältigen haben und zugleich
erwerbstätig sind, so ergeben sich für die verschiedenen
Altersgruppen folgende Anteile: In der Gruppe der 30-
bis 39-Jährigen 0,8 Prozent, in der Gruppe der 40- bis
49-Jährigen 1,6 Prozent, in der Gruppe der 50- bis 59-Jäh-
rigen 0,5 Prozent.53 Es ist hier ergänzend festzuhalten,
dass der Anteil jener Hauptpflegepersonen, die eine pfle-
gebedürftige Person betreuen und gleichzeitig erwerbstä-
tig sind (Vollzeit, Teilzeit, Geringfügig), in den vergange-
nen 12 Jahren um 16 Prozentpunkte auf 42 Prozent
gestiegen ist.
Noch eine weitere Zahl sei hier ergänzend angeführt, die
auf die Probleme hindeutet, die mit der Gleichzeitigkeit
von Pflege und Beruf verbunden sind: In Deutschland
sind derzeit insgesamt 37 Prozent der pflegenden Ange-
hörigen erwerbstätig – von diesen hat gut ein Drittel das
Ausmaß der Erwerbstätigkeit zu Beginn der Pflege redu-
ziert, 10 Prozent der pflegenden Angehörigen geben zu
Beginn der Pflege ihre Erwerbstätigkeit auf.54
Wenn man sich noch einmal die zeitlichen Belastungen
vor Augen führt, die generell mit der Versorgung eines
pflegebedürftigen Familienmitglieds verbunden sind, und
zu diesen zeitlichen Belastungen nun jene hinzurechnet,
die mit den Anforderungen assoziiert sind, die von den im
Haushalt lebenden, minderjährigen Kindern und der Be-
rufstätigkeit ausgehen, dann sind die von pflegenden An-
gehörigen als Belastung genannten begrenzten zeitlichen
Ressourcen (verbunden mit einer stark eingeengten
Zeitsouveränität) besonders akzentuiert. Das mit der Ver-
sorgung eines pflegebedürftigen Familienmitglieds häufig
einhergehende Erschöpfungsgefühl ist Ergebnis fehlender
Möglichkeiten, wenigstens vorübergehend Abstand von
den Anforderungen zu gewinnen, die täglich an einen ge-
richtet sind. Dabei ist zu bedenken, dass die Gleichzeitig-
keit von Pflege und Beruf von Angehörigen dann als ent-
lastend empfunden wird, wenn sich diese Lebensbereiche
integrieren lassen. Ist dies hingegen nicht der Fall, sieht
sich der pflegende Angehörige aller Möglichkeiten zum
selbstverantwortlichen Umgang mit der Zeit beraubt, dann
schlägt die Entlastung in eine zusätzliche Belastung um.
Die berichteten Zahlen legen mit Blick auf die gesell-
schaftliche und politische Verantwortung zwei Folgerun-
gen nahe: 
(I) Unternehmen und Institutionen kommt besondere
Verantwortung gegenüber jenen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern zu, die multiple familiäre Anforde-
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rungen zu bewältigen haben. Durch Schaffung von
Tagespflegeangeboten in unmittelbarer Nähe des Un-
ternehmens oder des Betriebs könnte eine erkennbare
zeitliche Entlastung von pflegenden Angehörigen er-
reicht werden. Die Schaffung eines solchen Angebots
würde sich sehr gut als Ergänzung zu den gesetzli-
chen Regelungen zur Pflegezeit eignen. Dabei ist
auch hervorzuheben, dass mit der Schaffung eines
solchen Angebots ein Beitrag dazu geleistet wird,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Unternehmen zu
halten. In Zukunft wird die persönliche Beantwor-
tung der Frage, in welchem Unternehmen, in welcher
Institution man arbeiten möchte, vermehrt von derar-
tigen Rahmenbedingungen – familienfreundliche
Ausgestaltung der Arbeitswelt mit dem Ziel, die Inte-
gration von Pflege und Beruf zu fördern – beeinflusst
sein. Die Unterstützung der Unternehmen und Insti-
tutionen bei der Schaffung solcher Angebote ist auch
als eine wesentliche Komponente kommunaler Struk-
turpolitik anzusehen: Kommunen sollten hier initiie-
rende, moderierende, unterstützende Funktionen
wahrnehmen.
(II) Die Situation pflegender Angehöriger ist in der Öf-
fentlichkeit – was deren konkrete Lebenssituation,
deren konkrete Belastungen angeht – noch lange
nicht ausreichend bekannt – ein Aspekt, auf den pfle-
gende Angehörige immer wieder hinweisen. Vor al-
lem ist nicht bekannt, wie sehr pflegende Angehörige
psychisch davon profitieren würden, wenn sie Unter-
stützung über die Familie hinaus erhalten und damit
auch öffentliche Anerkennung der Leistungen erfah-
ren würden, die sie tagtäglich erbringen. Gerade hier
könnte das zivilgesellschaftliche Engagement einen
bedeutsamen Beitrag leisten. Dabei ist der in Reprä-
sentativerhebungen gewonnene Befund wichtig, wo-
nach 60 Prozent aller zivilgesellschaftlich engagier-
ten Frauen und Männer angeben, dieses Engagement
auszuüben, da sie einen Beitrag zum gelingenden Ge-
meinwohl leisten wollen.55 Wenn es gelingt, die Un-
terstützung pflegender Angehöriger auch in der Öf-
fentlichkeit vermehrt als Beitrag zum gelingenden
Gemeinwohl darzustellen, und wenn es zugleich ge-
lingt, eine Plattform zu schaffen, die die Bereitschaft
zum Engagement und die Inanspruchnahme dieses
Engagements koordiniert (auch mit der Einrichtung
von Zeitkonten), dann sind hier wichtige Rahmenbe-
dingungen für die vor Ort praktizierte Solidarität ge-
schaffen. Dies zeigen zum Beispiel Projekte, die mit
dem Ziel aufgelegt wurden, eine demenzsensible Ge-
staltung des öffentlichen Raums in Kommunen zu
fördern.56 Die vermehrte Sensibilisierung der Bevöl-
kerung wurde dabei auch von den pflegenden Ange-
hörigen als entlastend erlebt: Zum einen aufgrund der
Tatsache, weil sie ein höheres Maß an freiwilliger
Unterstützung durch Nachbarn und Bekannte erhiel-
ten, zum anderen, weil sie ihre persönliche Lebens-
situation – vor allem die Notwendigkeit zur Integra-
tion zahlreicher familiärer (und beruflicher)
Verpflichtungen – in der Öffentlichkeit ausreichend
gewürdigt sahen.
5.7 Mit Pflege einhergehende positive und 
negative Aspekte im Erleben der 
Angehörigen
In Untersuchungen zur Lebenssituation pflegender Ange-
höriger spielt die Frage nach den subjektiv erlebten Belas-
tungen eine hervorgehobene Rolle. In diesem Kontext sind
zahlreiche, vor allem vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend geförderte Projekte aufge-
legt worden, die darauf zielten, die psychische Situation
der pflegenden Angehörigen nachhaltig positiv zu beein-
flussen.57 Diese Projekte, die auf Informationsvermittlung
(über das Krankheitsbild, über mögliche Ursachen verän-
derten Verhaltens des pflegebedürftigen Menschen), auf
psychische Entlastung (durch Gruppengespräche) sowie
auf die Stärkung selbstwertschützender und interaktions-
förderlicher Handlungsstrategien zielen, haben sich in
hohem Maße bewährt: Pflegende Angehörige können
Wissenssysteme aufbauen und Handlungsstrategien ent-
wickeln, die sie eher in die Lage versetzen, situative As-
pekte besser zu verstehen und auf situative Anforderungen
besser – dies bedeutet häufig auch selbstwertschützend –
zu antworten. Schon dadurch kann der Belastungsgehalt
einer Situation erkennbar gelindert werden.
Die mit der Pflege verbundenen Belastungen kommen vor
allem in den folgenden vier Aspekten zum Ausdruck:58
(a) Pflege kostet viel Kraft – speziell bei einer über meh-
rere Monate oder sogar Jahre andauernden Pflegesituation
sowie bei eigener Erkrankung geht diese (körperliche und
psychische) Kraft zunehmend verloren; (b) der Wunsch
nach vorübergehender Entlastung bleibt unerfüllt – in ei-
nem solchen Falle nimmt die emotionale Anspannung er-
kennbar zu, was dazu führen kann, dass das Verhalten sich
selbst, vor allem aber dem pflegebedürftigen Angehörigen
gegenüber mehr und mehr unkontrolliert und unkontrol-
lierbar wird; (c) es bleibt keine Zeit mehr für eigene Inte-
ressen – damit sind auch Möglichkeiten der seelisch-geis-
tigen Entlastung genommen; (d) Trauer über das Schicksal
der gepflegten Person – vor allem dann, wenn in der wei-
teren Familie oder im Bekanntenkreis geringe Sensibilität
für die Lebenssituation pflegender Angehöriger besteht,
finden sich keine Möglichkeiten, diese Trauer auszudrü-
cken, sodass sich mehr und mehr depressive Symptome
ausbilden.
Neben diesen berichteten Aspekten, die auf subjektiv er-
lebte Belastungen deuten, wurden in Studien auch mögli-
che Ursachen für psychische Belastungen pflegender An-
gehöriger untersucht.59 Zu nennen sind hier die folgenden
Ursachen: (a) Verhaltensauffälligkeiten und nicht-kogni-
tive Symptome (speziell bei demenzieller Erkrankung),
(b) eine höhere Pflegestufe, (c) längere durchschnittliche
Pflegedauer pro Tag, (d) Einschränkungen des Nacht-
schlafs. Diese Ursachen für Belastungen sprechen zum
einen für die Notwendigkeit, Interventionsangebote für
pflegende Angehörige flächendeckend auszubauen, zum
anderen weisen sie auf die Notwendigkeit der vorüberge-
henden Entlastung hin wie auch auf die Möglichkeit, sich
mit anderen Menschen über die gewonnenen Eindrücke
im Kontext der Pflege sowie über das eigene Verhalten in
Pflegesituationen auszutauschen. Damit begegnen wir
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auch hier einer Mischung von professionellen Dienstleis-
tungen (Interventionsangebote für pflegende Angehörige)
und zivilgesellschaftlichem Engagement (die Bereitschaft
von Menschen, Familien mit einem pflegebedürftigen
Angehörigen emotional beizustehen).
Neben den psychischen Belastungen wurden auch positive
Aspekte erfasst, die mit der Pflege eines Familienmit-
glieds einhergehen können. Zu diesen sind zu rechnen:
(a) das Gefühl, gebraucht zu werden, (b) die Möglichkeit,
neue Fähigkeiten zu erlernen, (c) der Bedeutungszuwachs
für einen selbst, (d) die Erfahrung, eine Verpflichtung er-
füllen zu können. Dabei erweist sich vor allem das Aus-
maß an Unterstützung durch den (Ehe-)Partner als wichtig
für die Erfahrung von positiven Aspekten. Zudem wird die
Gelegenheit, familiäre und berufliche Anforderungen in-
tegrieren zu können und trotz der Heterogenität dieser An-
forderungen die Zeitsouveränität zu bewahren, als Grund-
lage für diese positiven Erfahrungen interpretiert. An
dieser Stelle sei hervorgehoben, dass diese positiven As-
pekte, die mit der Pflege verbunden werden, in Teilen
korrespondieren mit jenen positiven Aspekten, die zivilge-
sellschaftlich engagierte Menschen mit dem bürgerschaft-
lichen Engagement assoziieren – woraus durchaus eine
Nähe der Familienpflege zu diesem Engagement herge-
stellt werden kann.
5.8 Zukunft der Pflege
Aussagen zur Zukunft der Pflege stehen in einem engen
Verhältnis zu Szenarien der zukünftigen Morbiditäts- und
Mortalitätsentwicklung. Der Rückgang der Sterblichkeit
im hohen Alter wird von Bevölkerungswissenschaftlern
als realistisches Szenario angesehen. Allerdings ist dieses
mit dem Szenario weiterer Morbiditätszunahme der Be-
völkerung verbunden. Bei den funktionellen Einbußen
wie auch bei den Einschränkungen in den Aktivitäten des
täglichen Lebens lassen sich positive Entwicklungen pro-
gnostizieren: Hier werden die entsprechenden Belastun-
gen in Zukunft eher zurückgehen.60 Verbunden sind damit
auch Rückgänge in der altersspezifischen Prävalenz des
Pflegebedarfs. Die Pflegebedürftigkeit lässt sich weiter
hinausschieben, allerdings gilt diese Aussage nur bis zu
einem Alter von 85 Jahren, also bis zu jenem Lebensalter,
das in der Literatur als das „vierte“ oder „hohe Alter“ be-
schrieben wird, in dem die Verletzlichkeit des Menschen
sowohl in den körperlichen als auch in den seelisch-geis-
tigen Merkmalen im Durchschnitt erkennbar zunimmt.
Auf Basis von Daten der Pflegeversicherung ist für die
Bundesrepublik Deutschland eine Expansion der Morbi-
dität festzustellen, vor allem in den hohen Altersgruppen.
Es kann davon ausgegangen werden, dass sich in Bezug
auf die leichteren Beeinträchtigungen und Einbußen in
Zukunft eine Verbesserung zeigen wird, dass hingegen in
Bezug auf die schweren oder sehr schweren Beeinträchti-
gungen (wie diese für Leistungen der Pflegeversicherung
grundlegend sind) eine Ausweitung des Pflegebedarfs
stattfinden wird. Dafür ist vor allem die Tatsache verant-
wortlich zu machen, dass immer mehr Menschen ein sehr
hohes Lebensalter erreichen werden. Mit anderen Worten:
Verbesserungen in der Gesundheit der Älteren im Sinne
der Kompression der Morbidität werden die Auswirkun-
gen des Anstiegs der Lebenserwartung voraussichtlich
nicht kompensieren können.61 Bis 2030 wird der Pflege-
bedarf in den meisten neuen Bundesländern stärker an-
steigen als in den alten Bundesländern. Ursache ist die
überproportionale Steigerung der Lebenserwartung in
Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung und die An-
gleichung auf das westdeutsche Niveau.62 Pflegebedürf-
tige in den Pflegestufen II und III werden dabei trotz der
Alterung der Babyboom-Kohorten und des weiteren An-
stiegs der Lebenserwartung aufgrund der hohen Sterb-
lichkeit schwer Pflegebedürftiger nicht überproportional
zunehmen.
In Bezug auf die Pflegebedarfsprognosen lässt sich zu-
sammenfassend feststellen:63 Für das Jahr 2020 ergeben
sich Steigerungsraten der Pflegebedürftigen zwischen
16 Prozent und 38 Prozent, für das Jahr 2030 zwischen
22 Prozent und 62 Prozent und für das Jahr 2050 zwi-
schen 45 Prozent und 123 Prozent. Aus heutiger Sicht er-
scheint es unwahrscheinlich, dass sich der Gesundheits-
zustand der mittleren Generationen von heute so sehr
verbessert, dass ein Anstieg der Pflegebedürftigen verhin-
dert werden kann.
Von entscheidender Bedeutung ist die Tatsache, dass die
familiären Ressourcen älterer Menschen in Zukunft zu-
nehmen werden. Nach Doblhammer ist zu erwarten, dass
die zukünftigen älteren Menschen häufiger in Mehrperso-
nenhaushalten leben werden, als dies heute der Fall ist.64
Dies wird zum einen damit begründet, dass viele überle-
bende Frauen der letzten Kriegsgeneration bereits in den
Jahren 1939 bis 1945 verwitweten und danach keine
zweite Ehe eingegangen sind. Dieser Effekt der kriegsbe-
dingten Häufigkeit verwitweter Frauen sowie auch das da-
mit teilweise ursächlich zusammenhängende Phänomen
der kriegsgeschwächten Männerjahrgänge der Kriegsge-
neration werden zukünftig kaum mehr spürbar sein. Die
erwartete, sinkende Häufigkeit von Älteren, die alleine le-
ben, wird zum anderen damit begründet, dass unter den
Angehörigen dieser Gruppe – in Ergänzung zur Ehe – eine
größere Offenheit für andere Modelle des Zusammenle-
bens bestehen wird. Interessant ist dabei die entgegen zum
Trend verlaufende Entwicklung der Haushaltsgrößen. Die
Hochrechnung auf alle Altersgruppen prognostiziert bis
2030 und 2050 eine Abnahme der Mehrpersonenhaus-
halte.65
Nach 2030 wird sich die durchschnittliche Kinderzahl der
älteren Menschen reduzieren; es wird in den nachfolgen-
den Jahrzehnten zu einer Verschiebung familiärer Pflege-
ressourcen kommen. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein
Partner vorhanden ist, wird zunehmen, dass es Kinder im
Alter 40 bis 64 gibt, wird hingegen abnehmen. Der Rück-
gang der Pflegeressourcen in der Kindergeneration wird
verstärkt durch die zunehmende Erwerbsbeteiligung von
Frauen im mittleren Alter. Prognosen bis 2020 gehen von
einem Anstieg des Bedarfs an professionellen Pflegekräf-
ten zwischen 28 Prozent und 57 Prozent aus.66 Bis 2030
wird ein zusätzlicher Bedarf von 230 000 bis 440 000 sta-
tionären Pflegeplätzen angenommen. Im Bereich des Per-
sonals wird bis 2030 mit einem zusätzlichen Bedarf an
170 000 bis 290 000 Vollzeit-Stellen in der stationären
bzw. 73 000 bis 122 000 in der ambulanten Pflege ge-
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rechnet. Bei Pflegefachkräften wird bis 2030 ein zusätzli-
cher Bedarf von 120 000 bis 175 000 Stellen in der statio-
nären und ambulanten Pflege erwartet.67
Da die durchschnittlichen Verbesserungen im Gesund-
heitszustand der Angehörigen späterer Geburtsjahrgänge
die Auswirkungen des Alterns der Gesellschaft aller Er-
wartung nach nicht kompensieren, ist von einer steigen-
den Zahl pflegebedürftiger Menschen auszugehen. Durch
den Anstieg jener Personen, die ein sehr hohes Lebensal-
ter erreicht haben, wird gleichzeitig die schwere Pflege-
bedürftigkeit überproportional zunehmen. Beide Trends
haben zur Folge, dass zukünftig deutlich mehr professio-
nelle Pflegekräfte benötigt werden. Gleichzeitig werden
aber auch mehr Unterstützungsleistungen durch famili-
äre, nachbarschaftliche und ehrenamtliche Helfer er-
bracht werden müssen. Betrachtet man die Entwicklung
der familiären Pflegeressourcen, dann werden ältere Pfle-
gebedürftige im Durchschnitt zwar häufiger Kinder und
Ehepartner haben, die sich als Hauptpflegepersonen en-
gagieren können, für diese wird sich aber infolge einer
gestiegenen und steigenden Frauenerwerbstätigkeit ver-
gleichsweise häufiger die Frage der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf stellen. Damit stellt sich nicht zuletzt die
Aufgabe, zusätzliche Zeitressourcen verfügbar zu ma-
chen, Zeitsouveränität zu erhöhen und externe Zeittaktge-
ber zu flexibilisieren. Da sich in den nächsten beiden
Jahrzehnten der durchschnittliche Gesundheitszustand im
dritten Lebensalter wahrscheinlich noch weiter verbes-
sern wird, werden auch nachbarschaftliche und ehrenamt-
liche Pflegeressourcen zunehmen, dies aber nur dann,
wenn es gelingt, die zum Engagement bereiten älteren
Menschen in angemessener Weise anzusprechen und den
Gedanken einer Caring community verstärkt zu kommu-
nizieren und zu verwirklichen.
5.9 Unterstützungspotenziale 
einer Caring community
Die Pflegeversicherung ist als subsidiäre Versicherungs-
leistung konzipiert, die bei der Erbringung von familiären
und nachbarschaftlichen Hilfen unterstützen soll. Viele be-
gleitende, betreuende, tröstende und aufrichtende Hand-
lungen können von Nachbarn, Bekannten und Freunden
erbracht werden – gerade hier liegt ein bedeutsamer Be-
reich für die Verwirklichung einer sorgenden oder fürsorg-
lichen Gesellschaft (Caring community). Auf solche Hil-
feleistungen wird angesichts des demografischen Wandels
– auch bei aller berechtigten Forderung nach Aufrechter-
haltung des Prinzips der Daseinsvorsorge – immer weni-
ger verzichtet werden können. Der demografische Wandel
verweist auf die Notwendigkeit, mehr Zeit in die Caring
community zu investieren.68
Empirische Untersuchungen zu den Belastungen pflegen-
der Personen verdeutlichen die von Angehörigen oft ge-
nannte „unendliche Zeit“, die in die Pflege schwerkran-
ker, vor allem demenzkranker Menschen investiert
werden muss. Damit sich Familie auch in solchen Grenz-
situationen des Lebens bewähren kann, sind Mischungen
aus familiärer, formeller (professioneller) und bürger-
schaftlich geleisteter Hilfe notwendig. Im Kontext der
Entwicklung einer Caring community sei hervorgehoben,
dass Menschen nach Austritt aus dem Beruf sehr viel Zeit
haben, die sie auch mit Blick auf jüngere und ältere Gene-
rationen produktiv verwenden könnten. Später aber, wenn
man auf Hilfe angewiesen ist, muss die Zeit, die andere
zur Verfügung stellen, teuer erkauft werden. Ein Zeitkon-
tenmodell könnte dabei helfen, zusätzliche pflegerische
Ressourcen familiär und außerfamiliär zu erschließen.
Dabei wäre es falsch, würde man das bürgerschaftliche
Engagement allein als Möglichkeit zur Kompensation
ausbleibender Hilfe durch das soziale Unterstützungssys-
tem begreifen.69 Auch wenn Staat und Kommunen durch
bürgerschaftliches Engagement ihrer Mitglieder erkenn-
bar entlastet werden, so heißt dies nicht, dass sich die
Funktion des bürgerschaftlichen Engagements alleine in
dieser Entlastung erschöpfen würde. Vielmehr sind die
Potenziale zu nennen, die das bürgerschaftliche Engage-
ment insbesondere mit Blick auf die vermehrte Personen-
und Familienzentrierung von Pflege- und Betreuungsleis-
tungen, das stärker personen- und familienzentrierte Ver-
ständnis von Versorgungsqualität, die Förderung von
Eigeninitiative demenzkranker Menschen und ihrer An-
gehörigen und die Aufrechterhaltung von sozialer und
kultureller Teilhabe bei Demenz besitzt.70
Die Pflege der Eltern oder Schwiegereltern ist für Kinder
und Schwiegerkinder – neben den zeitlichen und psychi-
schen Anforderungen, die ganz generell mit der Pflege
einhergehen – mit einer weiteren psychischen Herausfor-
derung verbunden. Gemeint ist hier die Auseinanderset-
zung mit der Verletzlichkeit und Endlichkeit, durch die in
besonderer Weise die innere Beschäftigung mit dem eige-
nen Älterwerden angestoßen wird. Das Konzept der filia-
len Krise und filialen Reife ist für das Verständnis dieses
psychischen Prozesses wichtig. Dieses Konzept postu-
liert, dass das Erleben der Verletzlichkeit und Endlichkeit
der Eltern den Kindern deutlich vor Augen führt, dass die
Eltern nun nicht mehr jene Personen sind, auf die sie sich
im Notfall stützen und verlassen können, sondern dass es
vielmehr sie selbst sind, die den Eltern Halt geben. Die
Rollenverhältnisse in der Eltern-Kind-Beziehung unter-
liegen damit einem signifikanten Wandel. In dem Maße
nun, in dem es Kindern gelingt, diesen Wandel in den
Rollenverhältnissen selbstverantwortlich (was ihre eigene
Person angeht) und mitverantwortlich (was die Eltern
oder Schwiegereltern angeht) zu gestalten, gelingt auch
die Vorbereitung auf das eigene Alter, differenziert sich
die eigene Identität – ein Prozess, der schließlich zur filia-
len Reife führen kann. Dieses Konzept lehrt uns, dass Fa-
milie über den gesamten Lebenslauf als Aufgabe, Heraus-
forderung, Entwicklungsimpuls begriffen werden muss,
dass sie für viele sozial wie auch emotional, motivational
und kognitiv in allen Lebensphasen eine Bereicherung
darstellt, wenngleich es natürlich auch andere Lebensent-
würfe gibt, die zu akzeptieren sind – dies unter der Vo-
raussetzung, dass Menschen in ihre Familie investieren
(unter anderem Zeit), aber auch, dass die Familie in das
Individuum investiert, mit dem Ziel, dessen Autonomie
und dessen Entwicklung zu fördern.
Mit Blick auf das hohe und höchste Alter gewinnt die
Frage, wie sich das Individuum innerlich (also in Bezug
auf das eigene psychische Gleichgewicht) und äußerlich
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(also in Bezug auf die Lebensführung und Alltagsgestal-
tung) mit dem Tod der Partnerin bzw. des Partners ausein-
andersetzt, besondere Bedeutung. Zum einen ist zu be-
denken, dass mit dem Partnerverlust vielfach ein hohes
Maß geteilter Lebenszeit verlorengeht. Zum anderen trifft
der Tod des Partners, wenn er im hohen oder höchsten Al-
ter eintritt, den Zurückgebliebenen vielfach in einem Zu-
stand erhöhter Verletzlichkeit. Gerade in solchen Phasen
sind Formen der Solidarität und der Begleitung notwen-
dig, die die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von fami-
liär und außerfamiliär konstituierten Caring communities
vor Augen führen. Der Hospizgedanke, der immer auch
die zurückbleibenden (und nicht nur die sterbenden)
Menschen im Auge hat, gründet in besonderer Weise auf
dem Gedanken der Caring community: Mit diesem wird
die Abhängigkeit des Menschen von Solidarität gerade in
einer Situation betont, in der aufgrund des Todes eines
nahestehenden Menschen die eigene Welt leerer, die Ver-
letzlichkeit (noch) größer geworden ist. Gerade in sol-
chen Situationen, vor allem wenn die Kinder und Enkel-
kinder nicht am Ort wohnen, ist die Mischung zwischen
Kernfamilie und erweiterter Familie (definiert im Sinne
von Wahlverwandtschaften) bedeutsam und wird von vie-
len Menschen als wirkliche Hilfe empfunden. Dies erfor-
dert die Bereitschaft begleitender, helfender Menschen
zur Investition von Zeit. Den Partnerverlust erleben viele
Menschen als Grenzsituation, deren innere Überwindung
nur in dem Maße möglich ist, in dem sich die Möglichkeit
zum intensiven, kontinuierlichen Austausch in einer als
Caring community wahrgenommenen Gemeinschaft von
Angehörigen und Freunden bietet.
Ausblick: Der selbst- und mitverantwortliche Umgang 
mit Zeit in den kulturellen Altersbildern
Das Alter ist eine Lebensphase, in der Menschen nicht
nur auf Zeitressourcen anderer Menschen angewiesen
sind, sondern in der sie auch ihre Zeitressourcen in den
Dienst anderer Menschen stellen können. Es ist wichtig,
dass sich dieses Potenzial des Alters vermehrt in kulturel-
len Bildern niederschlägt.
Im mittleren Erwachsenenalter ist als externer Zeitgeber
der Beruf von herausragender Bedeutung, im Alter fällt
gerade dieser externe Zeitgeber fort. Damit nimmt im Al-
ter die potenzielle Zeitsouveränität – im Sinne der Verant-
wortung darüber, wie der Lebensalltag gestaltet werden
soll – zu. Diese Zeitsouveränität sollte in kulturellen Bil-
dern des Alters als potenzielle Ressource nicht nur für die
individuelle Entwicklung, sondern auch für die Bewälti-
gung gesellschaftlicher Aufgaben dargestellt werden.
Denn es handelt sich bei dieser um eine Ressource für mit-
verantwortliches Leben, von der die Gesellschaft in ho-
hem Maße profitieren kann. Dabei ist aus gesellschaftli-
cher Sicht von Bedeutung, dass ältere Menschen als
mitverantwortlich handelnde Bürger angesprochen wer-
den, auf deren Beitrag unser Gemeinwohl nicht verzichten
kann – ein Beitrag, der sich zum Beispiel in lebendigen
Caring communities zeigt, von denen Menschen in allen
Familienphasen profitieren können, so zum Beispiel dann,
wenn sich die Aufgabe der Pflege eines Familienangehö-
rigen stellt. Aus individueller Sicht ist von Bedeutung,
dass sich die Menschen auf den verantwortlichen Umgang
mit Zeit im Alter vorbereiten können – so zum Beispiel im
Sinne der Identifikation von Zielen, die sie im Alter ver-
folgen möchten. In dem Maße, in dem es gelingt, innerhalb
von Kommunen Plattformen zu schaffen, die Menschen in
ihrer Mitverantwortung ansprechen und zugleich die Mög-
lichkeit bieten, sich auf die Wahrnehmung zivilgesell-
schaftlichen Engagements vorzubereiten, wird ein wichti-
ger Beitrag zur Integration beider Perspektiven – der
gesellschaftlichen wie auch der individuellen – geleistet.
Durch solche Plattformen werden weitere Möglichkeiten
mitverantwortlichen und persönlich sinnerfüllten Lebens
eröffnet – und dies unter Respektierung der Zeitsouveräni-
tät als Merkmal der späten Freiheit im Alter.
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 117 – Drucksache 17/9000
1 Fünfter Altenbericht der Bundesregierung 2005 (BMFSFJ 2005);
Sechster Altenbericht der Bundesregierung 2010 (BMFSFJ 2010d).
2 Siehe dazu Beiträge in Kruse 2010a.
3 Rosenmayr 1983.
4 Pinquart und Sörensen 2005.
5 MetLife 2010.
6 Schneekloth und Wahl 2005.
7 Müller et al. 2010.
8 Backes et al. 2008.
9 Diese Mahnung wird zum Beispiel in Diskussionen zu dem Geset-
zesentwurf zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erhoben, Vgl.:
Familienbund der Katholiken 2011; Sozialverband Deutschland
2011.
10 Dieser Aspekt wird auch in der Diskussion um Überprüfung des Pfle-
gebedürftigkeitsbegriffs deutlich, Vgl.: Bundesministerium für Ge-
sundheit 2009.
11 Statistisches Bundesamt 2011a.
12 Siehe z. B. Blinkert und Klie 2004.
13 Döhner und Lamura 2012.
14 Lüdecke und Mnich 2009.
15 Siehe zum Beispiel das Bundesfreiwilligensurvey (BMFSFJ 2010f),
das Alterssurvey (Motel-Klingebiel et al. 2010) oder Kruse und
Schmitt 2008.
16 Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren Organisationen (BAGSO)
2011.
17 Siehe dazu vor allem Ergebnisse des Alterssurveys in Mahne und
Motel-Klingebiel 2010.
18 Siehe Endnote 1.
19 Klie 2010a; Schaeffer 2009.
20 Kruse und Schmitt 2011.
21 Kruse 2005.
22 Kruse und Schmitt 2010; McAdams et al. 2006.
23 Oesch und Kuenzi 2008.
24 Lietaer 2004.
25 Oesch und Kuenzi 2008.
26 BMFSFJ 2010e.
27 Atchley 1989.
28 Rosenmayr 1983.
29 Riley und Riley 1992.
30 Lehr 2010; Rosenmayr 2010.
31 Bertelsmann-Stiftung 2007.
32 BMFSFJ 2010f.
33 Klie 2010b.
34 Grundlegende Angaben zur Studie finden sich in Martin et al. 2000,
Ergebnisse in Kruse et al. 2008.
35 Ausführlich dazu Kruse und Schmitt 2008.
36 Siehe Endnote 1.
37 Deutscher Bundestag 2011c.
38 Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge 2011.
39 Statistisches Bundesamt 2011a.
40 Schneekloth 2012.
41 TNS Infratest 2011.
42 Gräßel und Addabo 2012.
43 Schneekloth und Wahl 2005.
44 BMG 2009.
45 Ehret et al. 2010.
46 Vgl.: BMG 2009.
47 Schneider et al. 2011.
48 Schneekloth und Leven 2003.
49 MetLife 2010.
50 Franke und Reichert 2010.
51 Schneider et al. 2011.
52 TNS Infratest 2011.
53 Schneekloth 2012.
54 Gräßel und Addabo 2012.
55 BMFSFJ 2010f.
56 Robert Bosch Stiftung 2010.
57 Zum Beispiel Zank et al. 2007.
58 Gräßel und Addabo 2012.
59 Gräßel und Addabo 2011.
60 Doblhammer 2012.
61 Vgl.: Fries 2005.
62 Doblhammer 2012.
63 Doblhammer 2012.
64 Doblhammer 2012.
65 Statistisches Bundesamt 2011c.
66 Doblhammer 2012.
67 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Pflege-
heim Rating Report 2010.
68 Sechster Altenbericht (BMFSFJ 2010d).
69 Klie 2010b.
70 Kruse 2010b.
Drucksache 17/9000 – 118 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
6 Familienzeitpolitik als Leitlinie 
rechtlicher Rahmenbedingungen
6.1 Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
als Aufgabe moderner Familienzeitpolitik
Gesellschaft ordnet sich in Recht. Staatlich gesetztes
Recht und politische Prozesse stehen in einer stetigen
Wechselbeziehung zueinander. Sie beeinflussen sich ge-
genseitig. Dem Recht kommt dabei die Funktion zu, die
Gesellschaft, also das menschliche Zusammenleben, zu
ordnen und Regeln zu unterwerfen. Es dient der Herstel-
lung von Sicherheit und Steigerung des allgemeinen Nut-
zens. Dazu gehört auch die integrative Funktion des
Rechts: Hiernach dient das Recht dazu, Menschen in die
Gesellschaft einzubeziehen und Ausgrenzungen zu ver-
hindern, es soll dem Einzelnen die Teilhabe an der Ge-
sellschaft ermöglichen und absichern – kurz: Das Recht
hält die Gesellschaft zusammen, ohne Recht ist eine Ge-
sellschaft undenkbar.
Um Gesellschaftspolitik und mithin Familien(zeit)politik
zu betreiben, kann sich die Politik der Rechtsetzung bedie-
nen und dadurch menschliche Verhaltensweisen steuern.
Der Gesetzgeber erlässt Verbote und belegt das Zuwider-
handeln mit Sanktionen, damit Menschen konkretes Ver-
halten unterlassen. Andererseits knüpft er an konkrete
menschliche Entscheidungen Bevorzugungen, wenn er
diese als wünschenswert erachtet und Menschen zu diesen
motivieren möchte. Klassisches Beispiel für die steuernde
Wirkung des Rechts ist die Gesetzgebung auf dem Gebiet
des Steuerrechts. Durch gezielte Besteuerung kann der Ge-
setzgeber unerwünschte Verhaltensweisen erschweren
und durch steuerliche Erleichterungen erwünschte be-
günstigen. Recht ist damit das Medium, das hilft, – seitens
der Politik – als sinnvoll und wünschenswert erachtete ge-
sellschaftliche Ziele zu erreichen. Für die Schaffung ent-
sprechender rechtlicher Rahmenbedingungen sind Alter-
nativen nicht ersichtlich, möchte man eine konkrete
Familien(zeit)politik in die Gesellschaft implementieren.
Die Politik beeinflusst das Recht gleichwohl nicht einsei-
tig. Der Vorgang ist vielmehr wechselseitiger Natur. Das
bereits gesetzte staatliche Recht wirkt ebenso auf die
Politik ein und entfaltet Einfluss. Wird das bestehende
Recht als unzureichend erkannt oder entfaltet dieses eine
un- bzw. nicht mehr erwünschte Wirkung, die den gesell-
schaftspolitischen Zielen zuwiderläuft, so beeinflusst das
bestehende Recht die Politik und motiviert zu neuerlicher
Rechtsetzung. Gleiches gilt, wenn das Recht den gesell-
schaftlichen Realitäten widerspricht. Denn das Recht
kann nicht unbeeinflusst neben der Gesellschaft stehen,
sondern muss diese in sich aufnehmen. Es kann kein iso-
liertes, gesellschaftsfernes Recht dauerhaft existieren, an-
dernfalls wird es „morsch“ und muss bei der Gesell-
schaftssteuerung versagen. Verliert das Recht innerhalb
der Gesellschaft seine Verankerung, so verliert es seine
Legitimation und damit seine Kraft. Menschen setzen
sich trotz bestehender Verbote über diese hinweg, sofern
diese über keine gesellschaftliche Akzeptanz verfügen.
Ebenso trotzen sie Begünstigungen, sofern die Gebots-
normen mit sozialen Nachteilen verbunden sind, die die
Einzelnen nicht wider die Gesellschaft für sich aufzuneh-
men bereit sind. Das Recht wird zwangsläufig durch die
Gesellschaft gesteuert, gleich ob die gesellschaftlichen
Tendenzen von politischer Seite als für die Gesellschaft
wünschenswert und entsprechend wohlwollend oder aber
als schädlich betrachtet und somit missbilligt werden. Die
gesellschaftliche Akzeptanz des Rechts dient damit als
Indikator für die Akzeptanz der Gesellschaftspolitik. An
der Gesellschaft als Bezugsobjekt der Rechtsetzung
kommt der Gesetzgeber und damit die Politik nicht vor-
bei. Gleichwohl muss er sich dem Recht als Medium be-
dienen, möchte er die gesellschaftlichen Entwicklungen
beeinflussen. Damit sind die Möglichkeiten einer Fami-
lienpolitik durch die gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen vorgegeben. Innerhalb einer Bandbreite der gesell-
schaftlichen Realität und dem gesellschaftlich – aus
Perspektive der Politik – Wünschenswerten, muss sich
die Rechtsetzung bewegen. Durch lenkende Rechtsetzung
kann die Politik bestehende gesellschaftliche Tendenzen
verstärken und fördern, anderen dagegen entgegenwir-
ken.
Rechtliche Normen können somit verhaltenssteuernd wir-
ken und damit der Implementierung einer modernen Ge-
sellschaftspolitik dienen; dies aber nur insoweit keine stär-
keren gesellschaftlichen Triebkräfte Wirkung entfalten.
Das Recht richtet sich an der Gesellschaft aus. Die Gesell-
schaft ist das Bezugsobjekt für jegliche Rechtsetzung. Ge-
sellschaftliche Triebkräfte, die mit dem staatlichen Recht
konkurrieren und häufig stärker wirken, ergeben sich aus
der Erziehung, aus dem Umfeld und aus bestehenden Ge-
wohnheiten, die das eigene Selbstverständnis prägen.
Grenze der Steuerungswirkung der Rechtsetzung ist die
gesellschaftliche Realität.
Für die Familienpolitik bedeutet dies: Das Wesentliche
durch eine moderne Familienpolitik zu Erreichende ist,
den gesellschaftlichen Wandel mit zu begleiten. Die Pra-
xis der heutigen Familie wird nach wie vor durch ein tra-
diertes Rollenverständnis geprägt, indem Mann und Frau
innerhalb der Familie bestimmte Rollen für sich überneh-
men und sich entsprechend der gesellschaftlichen Erwar-
tungen verhalten. Der Arbeitsmarkt ist in Zeiten des
Fachkräftemangels auch auf das Reservoir an qualifizier-
ten Frauen angewiesen. Dennoch bleiben viele Frauen
auch heute noch dem Arbeitsmarkt fern und überlassen
das Feld den Männern. Grund hierfür sind zuletzt nicht-
rechtliche Sanktionen, die das Verhalten, unabhängig von
staatlichen Verboten, lenken. Eine vollberufstätige Mutter
mag, wenn auch unausgesprochen, nach wie vor häufig
als „Rabenmutter“ gelten, der damit die gesellschaftliche
Akzeptanz verweigert wird. Geradezu gegensätzlich ver-
hält sich dies bei Männern. Treffen diese die Entschei-
dung und bleiben zu Hause, um Erziehungsaufgaben zu
übernehmen, so wird gerade diese Entscheidung gegen
eine Erwerbstätigkeit gesellschaftlich häufig mit Aus-
grenzung beantwortet.
Was bleibt für eine moderne Familienzeitpolitik somit zu
tun? Eine moderne Familienzeitpolitik muss die rechtli-
chen Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass Beruf und
Familie tatsächlich besser zu vereinbaren sind. Erste An-
strengungen in diese Richtung wurden bereits unternom-
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men, weitere stehen aus. Bei ihren Anstrengungen muss
die Familienpolitik naturgemäß besonderes Augenmerk
auf die Familien mit Kindern legen. Denn auch die Ent-
scheidung, Kinder zu bekommen, und die Möglichkeit,
Kinder zu betreuen, werden durch rechtliche Rahmenbe-
dingungen determiniert. Diese regeln zuweilen unmittel-
bar die Zeitverwendung der Eltern, zuweilen setzen sie
mittelbar Anreize für eine bestimmte Form der Zeitver-
wendung, zuweilen setzen sie auch nur Maßstäbe, in denen
sich Werteentscheidungen verkörpern, die gesellschaftli-
che Wertevorstellungen weiterentwickeln können: Wenn
der Gesetzgeber dem Arbeitgeber das Recht zubilligt,
Überstunden anzuordnen, kann dies unmittelbar in Kon-
flikt zu der Betreuung des Kindes treten; der Arbeitnehmer
muss der Arbeit den Vorrang einräumen, ob er will oder
nicht. Wenn der Gesetzgeber Kinderbetreuungskosten nur
eingeschränkt steuerlich absetzbar gestaltet, dann kann
dies dazu führen, dass es sich für den Vater – oder öfter –
die Mutter „nicht mehr lohnt“, arbeiten zu gehen. Wenn
die Verfassung ausdrücklich Ehe und Familie unter einen –
so wörtlich – „besonderen Schutz“ stellt, dann ist dies
Ausdruck einer Wertschätzung, die auch auf die vorrecht-
lichen Beziehungen und allgemein-gesellschaftlichen
Wertevorstellungen Einfluss nehmen kann.1
Die verschiedenen gesetzlichen Regelungen können sehr
unterschiedliche und zuweilen gegenläufige Auswirkun-
gen auf die Zeitverwendung durch die Eltern haben:
Durch die Möglichkeit der Teilzeitarbeit während der El-
ternteilzeit (§ 15 Absatz 5 BEEG) soll es den Eltern er-
möglicht werden, dass diese nicht gänzlich aus dem Er-
werbsprozess ausscheiden, sondern in geringem Umfang
weiter arbeiten, um dadurch betriebsspezifisches Wissen
weiter zu erhalten und nach der Elternzeit besser wieder
zur vorgeburtlichen Tätigkeit zurückzufinden. Durch das
Ehegattensplitting wird es aber oftmals für die Ehefrau ei-
nes besserverdienenden Ehemanns wegen der Steuerpro-
gression uninteressant, mehr als eine geringfügige Arbeit
aufzunehmen.2 Ähnliche Wirkung wie das Ehegatten-
splitting bei der Besteuerung entfaltet die beitragsfreie
Familienversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (§ 10 SGB V) und Pflegeversicherung (§ 25
SGB XI). Innerhalb der Familienversicherung sind nicht-
erwerbstätige Ehegatten beitragsfrei mitversichert, sofern
der Ehegatte Stammmitglied ist. Das Institut der beitrags-
freien Familienversicherung begünstigt somit ebenfalls
das traditionelle Leitbild der Einverdienerehe.
Die geringe Harmonie der Regelungen liegt vor allem
auch daran, dass hier die Familienzeitpolitik oftmals nur
ein Argument unter vielen ist, die in der Waagschale der
Gesetzesgründe liegen. Wer das Weisungsrecht des Ar-
beitgebers regelt, der muss auch das notwendige Maß an
betrieblicher Flexibilität vor Augen haben, die langfristig
Beschäftigung und Einstellungsbereitschaft der Unter-
nehmen sichert. Wer die eheliche Gemeinschaft auch als
Steuergemeinschaft ausgestaltet, der wird sich dabei vor
allem am verfassungsrechtlichen Gebot des Schutzes der
Ehe aus Artikel 6 GG und der steuerlichen Behandlungen
anderer Erwerbs- und Produktionsgemeinschaften orien-
tieren.3
Non multa, sed multum. Aus der Vielzahl familienzeitre-
levanter rechtlicher Rahmenbedingungen sind im Folgen-
den drei Bereiche beispielhaft herausgegriffen: Aus dem
Bereich der unmittelbaren, Handlungsspielräume schaf-
fenden Regelung der Zeitverwendung werden das
Arbeits(zeit)recht sowie das Recht der Elternzeit heraus-
gegriffen, aus dem Bereich der mittelbaren, anreizgestal-
tenden Gesetzgebung als Drittes die steuerliche Absetz-
barkeit von Kinderbetreuungskosten. Diese Auswahl
steht beispielhaft für die Frage der rechtlichen Regulie-
rung von Zeitverwendung insgesamt: Die Arbeitszeit ist
der wichtigste Bereich zeitlicher Fremdbestimmung, die
Steuer das oftmals einflussreichste Mittel staatlicher
Steuerung und Anreizgestaltung.
6.2 Berufstätigkeit als konkurrierender 
Zeitbedarf: Arbeits(zeit)recht als 
Bestandteil der Familienzeitpolitik
6.2.1 Von der strukturellen Blindheit des 
Arbeits(zeit)rechts gegenüber der Familie
Arbeitnehmer sind am Arbeitsplatz ihrem Arbeitgeber ar-
beitsvertraglich verpflichtet. Daneben aber sind sie auch
Ehegatten, Lebenspartner, Familienväter und -mütter und
auch wiederum selbst Kinder ihrer Eltern. Damit sind sie
anderen Menschen persönlich verpflichtet. Die Verpflich-
tungen sind nur zum Teil verrechtlicht, so z. B. in § 1626
Absatz 1 BGB (Elterliche Sorge) oder in § 1353 Absatz 1
BGB (Eheliche Lebensgemeinschaft), überwiegend dage-
gen emotionaler und ethischer Natur.
Die Familie als Gemeinschaft mit eigenen Interessen und
Voraussetzungen ist gleichwohl kein genuiner Topos des
Arbeits(zeit)rechts. Dieses beabsichtigt den Ausgleich der
Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerinteressen. Es dient in
erster Linie dem Ausgleich des Verhandlungsungleichge-
wichts zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Was der
Arbeitnehmer nicht durch seine Marktmacht als sozialen
Schutz erhandeln kann, das will ihm das Gesetz garantie-
ren.4 Die Familie ist hier nicht genuin verortet. Arbeits-
rechtliche Vorschriften, die die Familie als Schutzsubjekt
einbeziehen, fehlen zumeist. Und dies obwohl Artikel 6
Absatz 1 GG Ehe und Familie dem besonderen Schutz
durch die staatliche Ordnung unterstellt. Familienbezo-
gene Interessen werden nur insoweit geschützt, als es sich
um Interessen auch des Arbeitnehmers selbst handelt. So-
fern arbeitsrechtliche Normen eine die Familie schützende
Wirkung entfalten, so sind entsprechende Folgen regelmä-
ßig nicht final, sondern lediglich mittelbare Folge der ar-
beitnehmerschützenden Normintention5:
– Die Familie mittelbar schützende Vorschriften finden
sich beispielsweise im Arbeitszeitgesetz (§§ 3, 5
ArbZG) und im Bundesurlaubsgesetz (§ 3 BUrlG).
Dort wo die Höchstgrenze der zulässigen Arbeitszeit
beschränkt wird, bzw. wo dem Arbeitnehmer eine
Mindestanzahl von jährlichen Urlaubstagen garantiert
wird, profitieren auch Familienangehörige des Arbeit-
nehmers.
– Die Interessen von Familienangehörigen der Arbeit-
nehmer werden mittelbar auch durch das Teilzeit- und
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Befristungsgesetz berücksichtigt: § 8 Absatz 1 TzBfG
räumt Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhältnis länger
als sechs Monate bestanden hat, ein einklagbares
Recht darauf ein, dass die vertraglich vereinbarte Ar-
beitszeit verringert wird.6 Hiervon machen, wie die
Praxis gezeigt hat, insbesondere berufstätige Frauen
Gebrauch, um neben der Berufstätigkeit Zeit für die
Familie zu haben und beides miteinander zu vereinba-
ren.
– Die Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes (insbes.
die §§ 3, 4, 6, 7, 8, 9, 11, 15, 16 MuSchG) enthalten
Bestimmungen, die die (werdende) Mutter schützen
und erkennen damit ebenfalls an, dass Arbeitneh-
merinnen neben beruflichen Verpflichtungen regelmä-
ßig auch eine besondere Funktion innerhalb der Fami-
lie erfüllen.
– Mittelbar geschützt wird die Familie auch über die
Vorschrift des § 1 Absatz 3 KSchG. Hiernach stellen
die Unterhaltspflichten eines Arbeitnehmers ein So-
zialkriterium dar, das im Rahmen der bei einer be-
triebsbedingten Kündigung vorzunehmenden Sozial-
auswahl ausreichend zu berücksichtigen ist. Bleiben
Unterhaltspflichten des betroffenen Arbeitnehmers
unberücksichtigt und kommen für die betriebsbedingte
Kündigung andere vergleichbare, aber weniger schutz-
würdige Arbeitnehmer in Betracht, so ist die Kündi-
gung sozial nicht gerechtfertigt. Unmittelbar vor der
Kündigung geschützt sind damit Familienväter und
-mütter. Mittelbaren Schutz genießen die Familienan-
gehörigen.
All diese Vorschriften berücksichtigen somit rein mittelbar
familienbezogene Interessen. Es handelt sich um Famili-
enschutz um des Arbeitnehmerschutzes willen. So wun-
dert es vielleicht nicht, dass sich das Wort „Familie“ in den
älteren Büchern des Arbeitsrechts nur unter dem Stichwort
der Mitarbeit von Familienangehörigen findet7 und auch
der wohl auflagenstärkste Kommentar zum Arbeitszeitge-
setz das Wort Familien nicht in seinem Stichwortregister
führt.8 Wo die Familie also im Arbeitsrecht berücksichtigt
wird, wird dies von außen an dieses Rechtsgebiet herange-
tragen. Hier gibt es prominente Initiativen, gerade auch
von juristischer Seite. So forderte etwa schon der 60. Deut-
sche Juristentag (DJT) 1990 und in seiner Folge der
65. Deutsche Juristentag 20049 gesetzliche Regelungen
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Diese sind in-
zwischen teilweise Wirklichkeit geworden, teilweise aber
in Vergessenheit geraten: „Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern ist ein Recht auf Teilzeitarbeit einzuräumen“
– hieß es 1990 und seit 2000 gibt es § 8 TzBfG mit einem
entsprechenden Anspruch. „Kinderbetreuungskosten, die
mit der Berufstätigkeit zusammenhängen, müssen steuer-
rechtlich uneingeschränkt geltend gemacht werden kön-
nen“ – das aktuelle Steuerrecht sieht anders aus. „Arbeits-
zeitflexibilisierung, Teilzeitarbeit und alternierende
Telearbeit als Formen familiengerechten Personaleinsat-
zes sind weiter zu entwickeln. Dabei ist auf die besonderen
Bedürfnisse der kleinen und mittleren Unternehmen Rück-
sicht zu nehmen“ hieß es 2004 – getan hat sich seit dem nur
wenig. Abbo Junker hat in seiner Stellungnahme für die ar-
beitsrechtliche Abteilung des 65. Deutschen Juristentag al-
lerdings auch hervorgehoben, dass die finanziellen Lasten
einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, wenn
nicht von Verfassungswegen, so doch rechtspolitisch in al-
ler Regel nicht bei den Arbeitgebern, sondern bei der All-
gemeinheit zu platzieren sind. Denn, die aus der besseren
Vereinbarkeit erwachsenden Vorteile, sind regelmäßig ge-
samtgesellschaftliche und nicht primär solche des Arbeit-
gebers.10 Dementsprechend liegt der Handlungsauftrag
auch beim Staat.
In jüngerer Vergangenheit hat der Staat auf das gesamtge-
sellschaftliche Anliegen der Förderung der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie bereits (teilweise) reagiert und
rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen, die familiäre
Interessen gezielt berücksichtigen: So räumt § 15 des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) berufstäti-
gen Eltern einen Anspruch auf Elternzeit ein. Anspruchs-
berechtigt dabei sind sowohl der berufstätige Vater wie
auch die Mutter. Diesen wird die Möglichkeit eingeräumt,
temporär aus dem Berufsleben auszusteigen, um intensi-
ver Zeit mit ihren Kindern zu verbringen. Kinder aber ma-
chen nicht den einzigen intensiven Betreuungsaufwand in-
nerhalb der Familie aus. In einer alternden Gesellschaft
nehmen auch die Aufgaben der Pflege von Angehörigen
zu.11 Arbeitnehmer sind selbst Kinder ihrer Eltern. Hieraus
erwachsen ihnen Verpflichtungen, die ebenfalls mit ihren
arbeitsvertraglichen Pflichten kollidieren können. Alte
Menschen sind häufiger krank und werden pflegebedürf-
tig. Entsprechende Pflegeleistungen wollen Arbeitnehmer
für ihre Eltern häufig selbst erfüllen, um ihren Eltern den
Weg in staatliche, kirchliche oder private Betreuungsein-
richtungen zu ersparen. Auf hieraus erwachsende Bedürf-
nisse hat der Gesetzgeber durch das im Juli 2008 in Kraft
getretene Pflegezeitgesetz bislang nur unzureichend re-
agiert. § 2 Absatz 1 PflegeZG räumt Arbeitnehmern das
Recht ein, bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit fernzublei-
ben, wenn dies erforderlich ist, um für einen pflegebedürf-
tigen nahen Angehörigen in einer akut aufgetretenen Pfle-
gesituation eine bedarfsgerechte Pflege zu organisieren
oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicherzu-
stellen. Nach den §§ 3, 4 PflegeZG ist es dem Arbeitneh-
mer darüber hinaus auch möglich, sich für bis zu sechs
Monate vollständig oder teilweise von seinen arbeitsver-
traglichen Pflichten freistellen zu lassen, wenn er einen
pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Um-
gebung pflegt (Pflegezeit).12 Ein Pendant zur Elternzeit
nach § 15 BEEG fehlt. Eine „Auszeit“ von mehr als sechs
Monaten ist dem Arbeitnehmer mit familiären Betreu-
ungsverpflichtungen bislang nicht möglich. Hier soll Ab-
hilfe geschaffen werden. Ein „Gesetz über die Familien-
pflegezeit“ (Familienpflegezeitgesetz – FamPflegeZG) ist
in Planung. Bundesfamilienministerin Schröder hat am
17. Februar 2011 einen zweiten Gesetzentwurf zur Res-
sortabstimmung vorgelegt. Das Inkrafttreten einer ent-
sprechenden Regelung ist für den 1. Januar 2012 anvisiert.
Durch das FamPflegeZG soll pflegenden Angehörigen die
Möglichkeit eröffnet werden, in einem Zeitraum von zwei
Jahren mit reduzierter Stundenzahl im Beruf weiter zu ar-
beiten. Hiermit ginge das Familienpflegezeitgesetz über
die durch das Pflegezeitgesetz eingeräumten Möglichkei-
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ten hinaus. Freilich beschränkt sich der jetzige Referenten-
entwurf im Gegensatz zum ersten Entwurf des Ministe-
riums vom 19. Oktober 2010 auf eine staatliche Förderung
der Familienpflegezeit. Ein einklagbarer Rechtsanspruch
gegenüber dem Arbeitgeber ist nicht mehr vorgesehen.
Diese Einschränkung kann aus familienpolitischer Sicht
nicht befriedigen – es besteht somit weiterhin Handlungs-
bedarf.
6.2.2 Familienfreundliches Arbeitsrecht 
als Weg mit vielen Zielen
Will man also ein spezifisch familienfreundliches Ar-
beits(zeit)recht schaffen, so kann das verschiedenen Zie-
len dienen: Zunächst kann es dem Wohl des Arbeitneh-
mers selbst dienen, dessen Lebensqualität verbessert
wird, wenn er all das tun kann, was ihm wichtig ist. Wer
das Bedürfnis hat oder sich in der Verantwortung sieht,
seinen Kindern in der Erziehung Zeit einzuräumen, die
ihm bislang nicht zur Verfügung steht, oder seinen Eltern
Pflege zukommen zu lassen, die bislang nicht möglich
war, der sieht in neuen zeitlichen Freiräumen für die Fa-
milie einen Wert für sich selbst, nicht allein für die, denen
er sich zuwendet. Dieses Mehr an Lebensqualität für den
Arbeitnehmer, das mit jeder Zeitsouveränität des Arbeit-
nehmers einhergeht, kann ein erstes Ziel sein, dem ein fa-
milienfreundliches Arbeitszeitrecht dienen kann. In ei-
nem zweiten Schritt kann es aber eben auch eine
spezifisch familienpolitische Zielsetzung haben. Die För-
derung von Familien und von Kindern sowie die Unter-
stützung der familiären Pflege als wichtigster Pfeiler der
Pflege in Deutschland überhaupt realisiert ein gesamtge-
sellschaftliches Anliegen, das über den Interessenaus-
gleich zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer hinaus-
geht. Drittens dienen arbeitsrechtliche Regelungen zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf auch der stärkeren
Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt. Sie sind es,
die oftmals die Opt-out-Lösung wählen, wenn Beruf und
Familie sich nicht vereinbaren lassen. Welches dieser
Ziele der Gesetzgeber vorrangig verfolgt, muss er klar be-
nennen, denn nur in Ansehung dieser Ziele lässt sich sa-
gen, ob es bessere oder andere Mittel zum gleichen
Zweck gibt. Die Vielschichtigkeit der Ziele eines fami-
lienpolitisch motivierten Arbeits(zeit)rechts spiegelt sich
in der Vielschichtigkeit der Familienzeitpolitik insgesamt
wider.
6.2.3 Familienfreundliche Arbeitszeiten 
als Aufgabe der sozialen Partner
Familienfreundliche Arbeitszeiten sind damit ein wesent-
licher Faktor für das Gelingen von Familie. Die Sozial-
partner haben diese Verantwortung erkannt und haben
dies durch vielfältige Tarifverträge und Betriebsvereinba-
rungen belegt. In letzter Zeit hervorzuheben ist die Initia-
tive „Familienbewusste Arbeitszeiten“.13 Unabhängig
von dieser jüngsten Initiative existieren bereits eine Viel-
zahl von tarifvertraglichen und betrieblichen Regelungen,
die hier einen Ausgleich der Interessen von Arbeitgeber-
seite und Belegschaft versuchen: auf der einen Seite das
Bedürfnis moderner Betriebsstrukturen nach flexiblen
Arbeitszeiten und arbeitgeberseitiger Disposition, auf der
anderen Seite die Planbarkeit und Berechenbarkeit, aber
auch Flexibilität des Arbeitnehmers zur Vereinbarkeit mit
familiären Pflichten.
Die Tarifautonomie, d. h. das Recht der Tarifvertragspar-
teien (Arbeitgeber/Arbeitgeberverbände und Gewerk-
schaften) die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ohne
staatlichen Einfluss festzulegen, ist grundrechtlich garan-
tiert in Artikel 9 Absatz 3 GG und tragendes Prinzip der
sozialen Marktwirtschaft.14 Nur die Tarifvertragsparteien
haben die für die Regelung von Arbeitsbedingungen not-
wendige Sachkunde. Sie können gezielter als der Gesetz-
geber auf Probleme und Bedürfnisse in der konkreten
Branche eingehen. Deshalb sollte es auch Aufgabe der
Sozialpartner sein, in Tarifverträgen und Betriebsverein-
barungen auf familienfreundliche Arbeitszeiten zu ach-
ten. Dabei ist die Herausforderung, einen Ausgleich zwi-
schen den Interessen der Arbeitgeberseite an flexiblen
Arbeitszeiten und denen der Belegschaft an größerer Ar-
beitszeitsouveränität zu finden.
Eine aktuelle umfassende Darstellung aller Tarifverträge
und Betriebsvereinbarungen, die Regelungen zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf enthalten, gibt es nicht.
Auch über die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer feh-
len Informationen.15 Verfügbar sind jedoch Darstellungen
von Beispielen guter Praxis.16 Insbesondere der Unter-
nehmensmonitor Familienfreundlichkeit stellt eine reprä-
sentative Studie zur Familienfreundlichkeit in Unterneh-
men in Deutschland17 und Europa18 dar.
Diese Quellen deuten darauf hin, dass für fast alle Unter-
nehmen in Deutschland die Familienfreundlichkeit einen
hohen Stellenwert hat. Der Anteil der Betriebe, die keine
wie auch immer geartete Maßnahme zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf praktizieren, lag 2009 bei unter
1 Prozent, 2006 waren es noch 4,8 Prozent und 2003
19,6 Prozent.19 Der Anteil der Unternehmen, die mit der
Einführung familienfreundlicher Maßnahmen tarifver-
traglichen (oder staatlichen) Vorgaben folgen, liegt bei
drei Viertel. 51,8 Prozent der Unternehmen geben an, die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sei bei ihnen eine
Selbstverständlichkeit. Bei 63,9 Prozent der Unterneh-
men sollen Mitarbeiter mit familiären Verpflichtungen
angeblich die gleichen Entwicklungs- und Aufstiegschan-
cen haben wie solche, die sich ganz auf den Beruf kon-
zentrieren können. 
Die Instrumentarien einer familienfreundlichen Personal-
politik sind zahlreich. Der Unternehmensmonitor Fami-
lienfreundlichkeit enthält eine statistische Darstellung der
Häufigkeit verschiedener Maßnahmen.20 Bevorzugte Mit-
tel der Unternehmen sind flexible Arbeitszeitmodelle, die
den Arbeitnehmern mehr Eigenständigkeit bei der Auftei-
lung der Arbeitszeit einräumen. Die Möglichkeiten rei-
chen von Teilzeit über Gleitzeit, individuell vereinbarte
Arbeitszeiten, eine flexible Tages- und Wochenarbeits-
zeit, Vertrauensarbeitszeit, flexible Jahres- und Lebensar-
beitszeit, Telearbeit und Jobsharing bis hin zu sogenann-
ten Sabbaticals, d. h. mehrmonatige Freistellung durch
Vorarbeiten und Gehaltsreduktion. Außerdem werden Ar-
beitnehmer in vielen Unternehmen durch verschiedene
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Maßnahmen vor, während und nach der Elternzeit geför-
dert. Eher selten sind dagegen Kinder- und Angehörigen-
Betreuungsangebote wie ein Tagesmutterservice oder Be-
triebskindergärten sowie Maßnahmen des Familienser-
vice, d. h. z. B. Mittagessen für Mitarbeiterkinder in der
Kantine oder das Angebot von Haushaltsdienstleistungen
wie Bügeln und Waschen.
Erste Erkenntnisse zur Qualität der unterschiedlichen
Maßnahmen enthält der Forschungsbericht mit Beispielen
guter Praxis des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln.21
Auf der Grundlage von Experteninterviews mit Betriebs-
und Tarifpartnern werden hier Regelungen in Tarifverträ-
gen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf daraufhin
bewertet, als wie hilfreich sie sich in der Vergangenheit
herausgestellt haben. Unter den Modellen der flexiblen
Arbeitszeit wurden vor allem die Jahresarbeitszeitkonten
als besonders wertvoll eingeschätzt. Ein weiterer Ausbau
zu längerfristigen Arbeitszeitkonten bis hin zu Lebensar-
beitszeitkonten wird erwogen. Diese würden dann auch
längerfristige Freistellungen (Sabbaticals), z. B. für die
Pflege von Angehörigen, ermöglichen. Mehr Kosten als
Nutzen haben nach Ansicht der Experten dagegen Fami-
lienzulagen, Geburtsprämien oder Erstausstattungen von
Babys gebracht. Sie wurden in Tarifverträgen und Be-
triebsvereinbarungen inzwischen überwiegend zurückge-
fahren bzw. abgeschafft.
Die meisten befragten Experten sind sich darüber einig,
dass Regelungen in Tarifverträgen so ausgestaltet sein
sollen, dass sie lediglich Rahmenbedingungen schaffen
und Gestaltungsspielräume auf betrieblicher bzw. indivi-
dueller Ebene lassen.22
Die Motive, warum auch Arbeitgeber Wert auf die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf in ihrem Unternehmen
legen, sind nicht rein uneigennützig. Vielmehr ist Fami-
lienfreundlichkeit heute ein entscheidender Erfolgsfaktor
für Unternehmen. 90 Prozent der Beschäftigten zwischen
25 und 39 Jahren mit Kindern geben an, dass ihnen Fami-
lienfreundlichkeit genauso wichtig ist oder sogar wichti-
ger als das Gehalt.23 Um adäquat qualifizierte Mitarbeiter
– insbesondere junge qualifizierte Frauen – für eine Stelle
zu gewinnen, müssen Unternehmen sich als attraktive Ar-
beitgeber auf dem Arbeitsmarkt positionieren. Dafür sind
attraktive Angebote zur Vereinbarkeit von Familie und
Beruf unerlässlich. Darüber hinaus verspricht man sich
von derartigen Maßnahmen mehr Arbeitszufriedenheit
und eine Steigerung der Produktivität.24
6.2.4 Familienverantwortung als Kriterium 
der Schutzbedürftigkeit
Will man bei diesem Befund nicht stehen bleiben, sind
die tarifvertraglichen und betrieblichen Regelungen aus-
zubauen und zu kombinieren. Die Richtung zeigt, dass in
verschiedenen Betrieben und Unternehmen einzelne Ele-
mente der Arbeitszeitflexibilisierungen im Sinne von fa-
milienfreundlichen Arbeitszeiten existieren, diese aber
sehr unterschiedlich sein können. Auch ist die Unterstüt-
zung der verschiedenen Arbeitnehmergruppen durch sol-
che Flexibilisierungsregelungen unterschiedlich. Es zeigt
sich, dass gut qualifizierte Arbeitnehmer hier mit einem
größeren Entgegenkommen der Arbeitgeberseite rechnen
können als geringer qualifizierte. Dahinter steckt eine be-
triebswirtschaftliche Logik: Der Arbeitgeber muss für Ar-
beitskräfte, die auf dem Markt gesucht sind, besonders at-
traktiv sein. Diese Attraktivität äußert sich nicht allein in
einer monetären Leistung, sondern auch in der Möglich-
keit, konkurrierende Lebensplanung mit beruflicher Exis-
tenz zu verbinden. Will der Gesetzgeber über diese Rege-
lung hinaus tätig werden, so könnte er an verschiedenen
Instrumenten ansetzen, ohne dass hier eine Empfehlung
gegeben werden kann.
Stärkere Berücksichtigung der Unterhaltspflichten in der
Sozialauswahl: Auch im Kündigungsschutz könnte es zu
einer stärkeren Betonung familienpolitischer Elemente
kommen. Arbeitnehmer, die länger als sechs Monate in ei-
nem Unternehmen mit mehr als 10 Arbeitnehmern be-
schäftigt sind, genießen Kündigungsschutz nach dem
Kündigungsschutzgesetz. Eine Kündigung ist nur zuläs-
sig, soweit soziale Rechtfertigung besteht. Solche recht-
fertigenden Gründe können in der Person des Arbeitneh-
mers, im Verhalten des Arbeitnehmers oder aber im
Betrieb des Arbeitgebers liegen. Bei der betriebsbedingten
Kündigung, bei der kein Bedarf des Arbeitgebers für die
Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers besteht, hat der
Arbeitgeber bei vergleichbaren Arbeitnehmern eine Sozi-
alauswahl durchzuführen, bei der er die sozial Schutzbe-
dürftigen im Betrieb belässt und die weniger sozial
Schutzbedürftigen entlässt. Die sozialen Kriterien, nach
denen sich die Schutzbedürftigkeit der vergleichbaren Ar-
beitnehmer bemisst, zählt § 1 Absatz 2 KSchG abschlie-
ßend auf: Unterhaltsverpflichtung, Schwerbehinderung,
Dauer der Beschäftigung und Alter. Die obligatorische Be-
rücksichtigung des Alters ist – insbesondere unter europa-
rechtlichen Gesichtspunkten – in jüngerer Zeit verstärkt in
Kritik geraten. Ältere Arbeitnehmer werden durch die
Kriterien überproportional begünstigt, sind diese doch re-
gelmäßig auch die Arbeitnehmer, die über eine längere
Betriebszugehörigkeit verfügen. Da also die längere Be-
triebszugehörigkeit die älteren Arbeitnehmer bereits re-
gelmäßig schützt, mag erwogen werden, das Alter als ei-
genständiges Kriterium der Sozialauswahl zu streichen
und hierfür eine obligatorisch stärkere Gewichtung der
Unterhaltskriterien durch das Gesetz vorzusehen. Jüngere
Arbeitnehmer in Zeiten der Familiengründung, die sonst
oftmals in der Sozialauswahl als die weniger Schutzbe-
dürftigen herausfallen, würden hierdurch verstärkt ge-
schützt. Die stärkere Sicherung der beruflichen Perspek-
tive wird zur finanziellen Absicherung der Familie
beitragen und damit auch die Entscheidung für die Familie
erleichtern. 
Die heutige Interpretation durch die Gerichte erscheint
demgegenüber unausgewogen. Beleg hierfür ist ein jünge-
res Urteil des LAG Köln.25 Hierbei ging es um die soziale
Rechtmäßigkeit einer betriebsbedingten Kündigung. Der
Kündigungsschutzklage des betroffenen Arbeitnehmers
wurde stattgegeben, weil der Arbeitgeber im Rahmen der
nach § 1 Absatz 3 KSchG gebotenen Sozialauswahl das
Lebensalter des Arbeitnehmers nicht hinreichend berück-
sichtigt hatte. Das LAG Köln hatte die Frage zu entschei-
den, welchem von zwei vergleichbaren Arbeitnehmern bei
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Wegfall eines Arbeitsplatzes unter sozialen Gesichtspunk-
ten gekündigt werden kann. Im konkreten Fall konkurrier-
ten innerhalb der Sozialauswahl zwei etwa gleich lang
beschäftigte verheiratete Führungskräfte in der Metallver-
arbeitung, von denen der eine 35 Jahre alt war und zwei
Kinder hatte, der andere 53 Jahre alt und kinderlos. Das
Gericht entschied, dass die Kündigung des älteren Arbeit-
nehmers unwirksam war, weil der jüngere Arbeitnehmer
im Gegensatz zum älteren bessere Chancen hatte, alsbald
eine neue Arbeit zu finden, so dass mit hoher Wahrschein-
lichkeit die Unterhaltspflichten für seine Kinder nicht be-
einträchtigt werden würden. Die Entscheidung ist ein an-
schauliches Beispiel dafür, wie wenig familiäre Belange
von Arbeitnehmern in der Rechtsprechung Berücksichti-
gung finden. Sie stellt ab auf die Prognose, dass der jün-
gere Arbeitnehmer leicht einen neuen Arbeitsplatz finden
wird. Diese Prognose kann sich als falsch herausstellen.
Jüngere Arbeitnehmer, insbesondere solche mit schul-
pflichtigen Kindern, sind hinsichtlich der Wahl ihres Ar-
beitsortes häufig weniger flexibel und können örtlich wei-
ter entfernte Stellen daher regelmäßig nicht annehmen,
wenn sie hierfür den Wohnort wechseln müssen.
Obligatorische Berücksichtigung der Unterhaltsverpflich-
tungen in Sozialplänen: Eine gesetzgeberische Maßnahme
in eine ähnliche Richtung wäre es, für Sozialpläne eine ob-
ligatorische Berücksichtigung von Unterhaltsverpflich-
tungen vorzusehen. Sozialpläne nach §§ 111 ff. BetrVG
sind dazu gedacht, die Nachteile, die mit betrieblichen Än-
derungen verbunden sind, insbesondere Entlassungen, so-
zial abzufedern. Sie sind obligatorisch bei Betriebsände-
rungen in Betriebsrat repräsentierten Betrieben, die größer
als 20 Arbeitnehmer sind. Die Praxis der Sozialpläne hat
gezeigt, dass hier oftmals sehr stark auf Betriebszugehö-
rigkeit und Alter Rücksicht genommen wird, nicht aber
auf Unterhaltsverpflichtungen der Arbeitnehmer. 
Zentrale Aufgabe eines Sozialplans nach §§ 111 ff.
BetrVG ist es, die aus einer Betriebsänderung entstehen-
den wirtschaftlichen Nachteile zumindest abzumildern.26
Der Verlust des Arbeitsplatzes soll und kann aber nicht
vollständig entschädigt werden, es soll aber die Zeit bis zu
einer neuen Beschäftigung sozial überbrückt werden.27
Wichtigstes praktisches Element ist hierbei die Gewäh-
rung von Abfindungen. Klar wird damit aber, dass ein ge-
neralisierender Maßstab hierfür nicht praktikabel ist, um
individuelle Härten auszugleichen. Da jedoch auch eine
rein individuelle Beurteilung nicht möglich ist, wurden für
die Abfindung pauschalisierende Maßstäbe anhand von
Kriterien wie Alter, Betriebszugehörigkeit, bisheriges Ar-
beitsentgelt, Familienstand etc. entwickelt. Ziel war es, ei-
nen möglichst gerechten Ausgleich der sozialen Interessen
zu schaffen. Diese Vorgehensweise wurde prinzipiell auch
vom Bundesarbeitsgericht (BAG) für zulässig erklärt.28 Zu
diesen Kriterien kann und muss auch die mögliche Unter-
haltsverpflichtung gehören29, denn damit verbunden ist
zumindest die Prognose einer erschwerten Wiedereinglie-
derung, sowie die Bedeutung des Arbeitsplatzes. Möglich
bleibt zwar auch eine rein individuelle Festlegung30 – die
praktische Bedeutung ist aus organisatorischen Gründen
aber gering.
Welche Bedeutung die Unterhaltsverpflichtung bei der
Gewährung von Sozialplanabfindungen in der Praxis hat,
ist bislang empirisch kaum belegt. Beispiele für Formu-
lierungen zur Berechnung von Abfindungen werden sehr
anschaulich von Temming31 und Kleinebrink32 gegeben.
Hier zeigt sich bereits die überragende Bedeutung der
Berücksichtigung des Lebensalters für die Abfindungs-
höhe – das Lebensalter ist in den besprochenen Fallkons-
tellationen stets das maßgebliche Kriterium. Unterhalts-
verpflichtungen werden hier nur im Rahmen eines
Pauschalbetrags berücksichtigt. Bei den Formeln zur Be-
rechnung der Abfindung hat die Unterhaltsverpflichtung
damit nur eine sehr untergeordnete Bedeutung.33 Bestätigt
wird dies auch bei einem weiteren Blick in die relevante
juristische Literatur. Verwiesen und problematisiert wird
hier insbesondere die Berücksichtigung des Alters bei
Gestaltung von Sozialplänen nach § 112 BetrVG, die Un-
terhaltspflicht wird zwar auch erwähnt, hat aber nur eine
untergeordnete Bedeutung.34 Auch aus entsprechenden
Urteilen zur Abfindung bei Sozialplänen ergibt sich eine
nur untergeordnete Bedeutung der Unterhaltsansprüche.
Bei der Formel zur Ermittlung der Abfindung werden sie
üblicherweise nicht berücksichtigt.35 Jedenfalls werden
die Unterhaltsansprüche nicht in der Berechnung als sol-
cher verwandt, sondern nur als meist verhältnismäßig ge-
ringer Pauschalbetrag berücksichtigt.36 Nur sehr verein-
zelt wird ein Punkteschema (vergleichbar mit der
Sozialauswahl bei betriebsbedingter Kündigung) verwen-
det.37 Die nur sehr geringe Verbreitung dieser Berech-
nungsform resultiert wohl auch aus der deutlich verrin-
gerten Praktikabilität.38 Bereits mit dieser – keineswegs
abschließenden Betrachtung – bestätigt sich der Befund,
welcher dargelegt wurde: Die Berücksichtigung von Un-
terhaltspflichten bei Berechnung von Abfindungen im
Rahmen von Sozialplänen ist bislang nicht genereller Art.
Vielmehr sind und bleiben Alter und Betriebszugehörig-
keit die bestimmenden Kriterien. Wenn Unterhaltspflich-
ten beachtet werden, dann zumeist nur in Form eines ver-
hältnismäßig geringen Sockelbetrages. Nur äußerst selten
werden Punkteschemata angewendet, bei denen Unter-
haltspflichten eine gehobene Bedeutung zugewiesen
wird. Dies hat auch eine betriebswirtschaftliche Logik:
Der Arbeitgeber, der ältere Arbeitnehmer stärker begüns-
tigt, kann dies als ein Instrument zur Verjüngung seiner
Belegschaft nutzen. Je höher die Anreize in Sozialplänen
sind, den Betrieb mit Abfindungen zu verlassen, desto
eher werden sich dann insbesondere Ältere für diesen
Schritt entscheiden.
Dem nun könnte durch eine Ergänzung des § 112 Absatz 5
BetrVG entgegengewirkt werden. Unter den bislang von
der Einigungsstelle zwingend zu berücksichtigenden Kri-
terien und Grundsätzen sollte auch die familiäre Lage des
Arbeitnehmers gehören.
6.2.5 Größere Arbeitszeitsouveränität 
in Händen der Arbeitnehmerin 
und des Arbeitnehmers
Zur Minderung der Konflikte zwischen Arbeitszeit und
Zeit für Familienverantwortung können gesetzgeberische
Maßnahmen erwogen werden, Arbeitnehmerinnen und
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Arbeitnehmer eine größere Arbeitszeitsouveränität zu ge-
ben. Die Brandbreite gesetzgeberischer Regelung ist hier
groß. Möglich erscheint insbesondere auch eine Neuaus-
richtung des § 8 TzBfG. Hierin ist das Recht des Arbeit-
nehmers auf Teilzeit normiert. Der Arbeitgeber kann die-
sen Anspruch zurückweisen, soweit er hierfür betriebliche
Gründe hat. Betriebliche Gründe im Sinne der Rechtspre-
chung sind dreistufig zu prüfen.
a) Zunächst ist das vom Arbeitgeber aufgestellte und
durchgeführte Organisationskonzept festzustellen,
das der vom Arbeitgeber als betrieblich erforderlich
angesehenen Arbeitszeitregelung zu Grunde liegt.
b) Dann ist zu überprüfen, ob die vom Organisations-
konzept bedingte Arbeitszeitregelung tatsächlich der
gewünschten Änderung der Arbeitszeit entgegen-
steht.
c) Abschließend ist zu prüfen, ob das Gewicht der ent-
gegenstehenden betrieblichen Gründe so erheblich
ist, dass die Erfüllung des Arbeitszeitwunsches des
Arbeitnehmers zu einer wesentlichen Beeinträchti-
gung der Arbeitsorganisation, des Arbeitsablaufs, der
Sicherung des Betriebs oder zu einer unverhältnismä-
ßigen wirtschaftlichen Belastung des Betriebs führen
würde.“39
Der Arbeitnehmer bekommt hiermit ein einseitiges Recht
zur Vertragsänderung. Dieses zivilrechtlich weitgehende
Eingriffsrecht in den bestehenden Vertrag wurde bei sei-
ner Schaffung insbesondere arbeitsmarktpolitisch begrün-
det, in der Hoffnung, dass die reduzierte Arbeitszeit durch
Neueinstellung kompensiert wird. Heute zeigt sich in der
Praxis, dass dieses Recht insbesondere von Eltern – ins-
besondere Müttern – genutzt wird, um eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu realisieren.
Dies zeigt ein Blick auf die zwanzig jüngsten bei Juris do-
kumentieren Entscheidungen zu § 8 TzBfG (Stichtag
28. April 2011) 1. Frau, wegen Kinderbetreuung40 2. Frau,
Kinderbetreuung41 3. Frau, Kinderbetreuung42 4. Frau,
Kinderbetreuung43 5. Mann, persönliche Gründe44 6. Frau,
Kinderbetreuung45 7. Frau, Kinderbetreuung46 8. Frau
(schwerbehindert), keine Angaben von Gründen47 9. Frau,
Kinderbetreuung48 10. Frau49 11. Frau, Kinderbetreuung50
12. Frau, Kinderbetreuung51 13. Frau, Kinderbetreuung52
14. Frau, Kinderbetreuung53 15. Mann, gesundheitliche
Gründe54 16. Frau, Kinderbetreuung55 17. Frau,
Kinderbetreuung56 18. Mann57 19. Frau, Kinderbetreuung58
20. Frau, Kinderbetreuung59.
Der Anspruch steht neben besonderen Ansprüchen etwa
nach § 15 BEEG, der eine Teilzeit nur für den Zeitraum
der Elternzeit vorsieht. Der Betreuungsbedarf von Kin-
dern und auch die Zeit für die Pflege von Eltern hören
hier nicht auf, so dass eben insbesondere Frauen mit Fa-
milienverantwortung diesen Anspruch nach § 8 TzBfG
nutzen. Der gesetzliche Anspruch besteht jedoch unab-
hängig vom Motiv, für den er in Anspruch genommen
wird. Ob der Arbeitnehmer Kinder erziehen, seine Eltern
pflegen oder sein Golfhandicap verbessern will, ist uner-
heblich. Hier könnte die Politik ansetzen, sie könnte den
Anspruch reduzieren auf Arbeitnehmer, die familiäre
Pflichten wahrnehmen wollen. Im Ausgleich dafür
könnte der Anspruch erweitert werden, nicht nur auf ei-
nen Anspruch auf eine Reduzierung der Arbeitszeit, son-
dern auf einen Anspruch auf Mitsprache bei der Lage der
Arbeitszeit. Die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte, ins-
besondere des Bundesarbeitsgerichts, zeigt, dass hierfür
der Anspruch des § 8 TzBfG oftmals für die Umgehung
des eigentlichen Gesetzesziels gebraucht wird: Arbeit-
nehmer reduzieren die Arbeit um nur wenige Stunden,
um dann dem Arbeitgeber vorgeben zu können, wann die
verbleibende Arbeit geleistet werden soll.60 Denn nach
§ 8 TzBfG müssen seitens des Arbeitgebers betriebliche
Gründe nicht nur gegen das Reduzieren der Arbeitszeit
vorgebracht werden, sondern auch gegen die gewünschte
Lage der Arbeitszeit, will der Arbeitgeber dem Verlangen
nicht nachkommen. Wird der Anwendungsbereich des
§ 8 TzBfG auf familienbedingte Arbeitszeitwünsche re-
duziert, so könnte er erweitert werden auf ein Recht des
Arbeitnehmers und der Arbeitnehmerin zur Mitbestim-
mung bei der Lage der Arbeitszeit, solange die familiäre
Konfliktsituation besteht. Auch dieses könnte von Seiten
des Arbeitgebers aus betrieblichen Gründen abgelehnt
werden. Wo aber keine betrieblichen Gründe bestehen,
würde dies zu einer Vereinbarkeit von Familie und Beruf
führen. Ziel ist nicht die Erweiterung des Arbeitsrechts
und von Arbeitnehmerrechten, sondern eine familienbe-
wusste Neuausrichtung und Fokussierung. Es ist nicht
einzusehen, warum – wie bislang geltendes Recht – Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen die gleichen Rechte
zur einseitigen Änderungen der Vertragsbedingungen er-
halten sollen, um ihr Golfhandicap zu verbessern, wie
solche, die Ihre Kinder betreuen wollen.
Im systematischen Zusammenhang zu § 8 TzBfG steht
§ 9 TzBfG, der Arbeitnehmern einen gesetzlichen An-
spruch auf Arbeitszeitverlängerung einräumt. Nach § 9
TzBfG hat der Arbeitgeber einen teilzeitbeschäftigten Ar-
beitnehmer, der ihm den Wunsch nach einer Verlängerung
seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat,
bei der Besetzung eines entsprechenden freien Arbeits-
platzes bei gleicher Eignung bevorzugt zu berücksichti-
gen, es sei denn, dass dringende betriebliche Gründe oder
Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter Arbeit-
nehmer entgegenstehen. 
Häufig sind es eben diejenigen Arbeitnehmer, die zu-
nächst eine Arbeitszeitverkürzung nach § 8 TzBfG für
sich reklamieren, um mehr Zeit für die Kinderbetreuung
zu haben, die später, wenn ihre Kinder älter sind, eine
Verlängerung ihrer Arbeitszeit nach § 9 TzBfG wün-
schen. Gerade die Ermöglichung der Rückkehr zur Voll-
zeitarbeit ist auch erklärter Zweck von § 9 TzBfG.61 Gäbe
es § 9 TzBfG nicht, würden viele von einer Arbeitszeit-
verkürzung nach § 8 TzBfG zurückschrecken. Allerdings
setzt ein Arbeitszeitverlängerungsverlangen nach § 9
TzBfG voraus, dass im Unternehmen ein Arbeitsplatz va-
kant ist und der Arbeitnehmer über die fachliche Qualifi-
kation und Eignung verfügt.62 Diesbezüglich ist der Ar-
beitnehmer darlegungs- und beweispflichtig.63 Haben
Arbeitnehmer vor ihrer Arbeitszeitverkürzung den ent-
sprechenden Vollzeitarbeitsplatz allerdings bereits inne-
gehabt, so sollte hier de lege ferenda ein Umkehr der Be-
weis- und Darlegungspflicht in Kraft treten. Nicht der
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Arbeitnehmer, der den betreffenden Arbeitsplatz in der
Vergangenheit bereits ausgefüllt hat, sollte hinsichtlich
seiner Eignung darlegungs- und beweispflichtig sein,
vielmehr sollte dem Arbeitgeber in diesem Fall der Nach-
weis des Gegenteils obliegen, möchte er das Arbeitszeit-
verlängerungsverlangen des Arbeitnehmers mit dem Ar-
gument der fehlenden Eignung ablehnen. Es ist kein
Grund ersichtlich, den Arbeitnehmer, der den gewünsch-
ten Arbeitsplatz in der Vergangenheit bereits ausgefüllt
hat, mit der Beweis- und Darlegungslast zu belasten, hat
er doch seine Eignung und fachliche Qualifikation bereits
unter Beweis gestellt. Eine entsprechende Darlegungs-
und Beweislastumkehr sollte daher im Gesetz verankert
werden. 
Wie oben bereits erwähnt, gewährt nicht alleine § 8
TzBfG einen Anspruch auf Arbeitszeitverkürzung; neben
diesen tritt vielmehr § 15 Absatz 5 BEEG, der die Mög-
lichkeit der Teilzeitarbeit freilich nur während der Eltern-
zeit einräumt. Trotz ihrer synchronen Zielsetzung sind die
Anspruchsgrundlagen allerdings in ihren Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen zum Teil uneinheitlich ausgestaltet.
Hier besteht Harmonisierungsbedarf. So wird insbeson-
dere nach § 8 Absatz 5 TzBfG die Verkürzung der Ar-
beitszeit und deren Verteilung entsprechend dem Arbeit-
nehmerverlangen ipso iure für den Fall angeordnet, dass
keine gesprächsweise Einigung über das Arbeitnehmer-
verlangen hergestellt wird und der Arbeitgeber dieses
nicht schriftlich ablehnt. Eine entsprechend weitrei-
chende Rechtsfolgenanordnung fehlt im Rahmen des
Teilzeitanspruchs nach § 15 Absatz 5 BEEG. Nach § 15
Absatz 7 BEEG ist der Arbeitnehmer bei einem Arbeits-
zeitverkürzungsverlangen im Rahmen der Elternzeit ge-
halten, vor dem Arbeitsgericht Klage zu erheben, sofern
der Arbeitgeber der Verringerung der Arbeitszeit nicht
oder nicht rechtzeitig zustimmt. Nicht aber wird die Ver-
ringerung der Arbeitszeit per Gesetz angeordnet, wenn
der Arbeitgeber es unterlässt, das Verlangen schriftlich
abzulehnen. § 8 TzBfG ist damit hinsichtlich der Rechts-
folgen sachgrundlos arbeitnehmerfreundlicher ausgestal-
tet als § 15 Absatz 5 BEEG. Es besteht Harmonisierungs-
bedarf hinsichtlich der beiden Anspruchsgrundlagen mit
identischer Zielrichtung.
6.3 Flexibilisierung der Elternzeit
§ 15 BEEG gewährt berufstätigen Eltern einen Anspruch
auf Elternzeit gegenüber ihren Arbeitgebern. Diesen wird
damit ermöglicht, eine Auszeit von ihren beruflichen
Pflichten zu nehmen, um Zeit mit ihren Kindern zu ver-
bringen. Das Gesetz sieht bislang allzu strenge Ein-
schränkungen für die Wahrnehmung der Elternzeit vor,
die im Interesse der besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Familie aufgelockert werden sollten. Nachfolgend wer-
den einzelne Flexibilisierungsmöglichkeiten hinsichtlich
der Inanspruchnahme der Elternzeit aufgelistet, die zu-
mindest auf ihre Praxistauglichkeit zu überprüfen sind.
6.3.1 Übertragung von Elternzeit 
und Elternzeitkontingent
Bislang können Elternzeitberechtigte nach § 15 Absatz 2
Satz 4 BEEG nur bis zu 12 Monate ihrer dreijährigen El-
ternzeit mit Zustimmung des Arbeitgebers auf einen Zeit-
raum bis zur Vollendung des achten Lebensjahres ihres
Kindes übertragen. Die zeitliche Begrenzung der Über-
tragbarkeit der Elternzeit durch den Zeitpunkt der Vollen-
dung des achten Lebensjahres ist sachlich unbegründet.
Ein besonderer Betreuungsaufwand eines Kindes kann
sich auch zu einem späteren Zeitpunkt, wie etwa bei ei-
nem Wechsel auf eine weiterführende Schule, ergeben.
Daher sollte die zeitliche Begrenzung der Übertragung
der Elternzeit aufgelockert und jedenfalls die Übertra-
gung bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres des betreu-
ten Kindes ermöglicht werden. Ferner empfiehlt es sich,
die Begrenzung der Übertragbarkeit von nur 12 Monaten
der Elternzeit auf 24 Monate auszuweiten. Dies könnte
den früheren Wiedereinstieg in das Berufsleben begünsti-
gen. Statt bislang nur 12 Monate würden künftig 24 Mo-
nate der Elternzeit nicht verloren gehen, wenn sie nicht
bis zum dritten Lebensjahr des Kindes in Anspruch ge-
nommen werden. Beschäftigungspolitisch sinnvoll wäre
es, die Übertragung von Elternzeitmonate auf den Zeit-
raum nach dem dritten Lebensjahr generell davon abhän-
gig zu machen, dass parallel in dem übertragenen Zeit-
raum weiter Teilzeit in einem gewissen Umfang
gearbeitet wird, sofern keine Kinder mit erhöhtem Be-
treuungsbedarf betreut werden müssen. Durch eine ent-
sprechende Flexibilisierung würde man einerseits die
Möglichkeit der Inanspruchnahme der Elternzeit erwei-
tern, andererseits aber die Eltern dazu ermutigen, frühzei-
tig wieder in das Berufsleben einzusteigen. Denkbar wäre
es ferner die Elternzeit noch weiter zu flexibilisieren, in-
dem die zeitlichen Beschränkungen der Inanspruchnahme
der Elternzeit gänzlich aufgehoben werden und die Mög-
lichkeit eingeräumt wird, die Elternzeit unabhängig vom
Lebensalter des Kindes bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres zu nehmen. Den Eltern könnte damit ein soge-
nanntes Elternzeitkontingent eingeräumt werden, dessen
zeitliche Inanspruchnahme in ihr freies Belieben gestellt
wird. Die von einer derart ausgeweiteten Elternzeit aus-
gehenden Beeinträchtigungen für die Arbeitgeber sind
freilich zu prüfen. Ausnahmebestimmungen für kleinere
Unternehmen wären sicherlich erforderlich, um diese
nicht übermäßig zu belasten. Bei allen Überlegungen hin-
sichtlich einer Ausweitung des Übertragungsanspruchs
sind schließlich auch die Folgen in der Sozialversiche-
rung im Blick zu behalten; gegebenenfalls können bei den
entsprechenden Regelungen der Sozialversicherung auch
Anpassungen erforderlich werden. Nach § 26 Absatz 2a
SGB III besteht ein Versicherungsverhältnis in der Ar-
beitslosenversicherung nur solange, wie ein Kind unter
drei Jahren erzogen wird. Je mehr Monate der Elternzeit
auf einen Zeitraum nach dem dritten Lebensjahr des Kin-
des übertragen werden, desto länger besteht kein Versi-
cherungsverhältnis in der Arbeitslosenversicherung.
Daher müssten bei einer Ausweitung des Übertragungs-
anspruchs nach § 15 Absatz 2 Satz 4 BEEG gleichzeitig
auch Änderungen im Rahmen von § 26 Absatz 2a
SGB III vorgenommen werden, wonach zukünftig ein
Versicherungsverhältnis in der Arbeitslosenversicherung
immer dann begründet sein müsste, wenn tatsächlich
auch Elternzeit in Anspruch genommen wird.
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6.3.2 Lage der Arbeitszeiten
Empfehlenswert wäre es, den Eltern, die während ihrer
Elternzeit Teilzeitarbeit leisten, größere Autonomie hin-
sichtlich der Bestimmung der Lage ihrer Arbeitszeit ein-
zuräumen. Bislang ist die Zustimmung des Arbeitgebers
für die Bestimmung der Lage der Arbeitszeit erforderlich.
Denkbar wäre es daher, den Eltern unabhängig von der
Zustimmung des Arbeitgebers die Möglichkeit der Be-
stimmung der Lage der Arbeitszeit einzuräumen, so dass
diese die Arbeitszeit beispielsweise nach den Kitaöff-
nungszeiten ausrichten könnten. Entgegenstehende be-
triebliche Belange blieben hierbei nicht unberücksichtigt,
kann der Arbeitgeber sich doch auf entgegenstehende be-
triebliche Gründe berufen und hierauf gestützt den Vertei-
lungswünschen der Arbeitnehmer widersprechen.
6.3.3 Festlegung hinsichtlich der Inanspruch-
nahme von Elternzeit
Eine zu starre Festlegung enthält auch § 16 Absatz 1
Satz 1 BEEG. Dieser sieht vor, dass die Eltern sieben Wo-
chen vor Beginn der Elternzeit gegenüber ihrem Arbeit-
geber erklären müssen, für welche Zeiten innerhalb von
zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll. Diese Ver-
bindlichkeit zur Festlegung der gewünschten Elternzeit
für zwei Jahre in die Zukunft steht einer flexiblen Inan-
spruchnahme der Elternzeit entgegen. Regelmäßig ist der
konkret in der Zukunft anfallende Betreuungsaufwand für
die Eltern noch nicht soweit absehbar, dass diese verbind-
lich entscheiden können, wie lange sie die Elternzeit in
Anspruch nehmen wollen. Für die Eltern wäre es daher
vorteilhaft und wünschenswert, die Regelung des § 16
Absatz 1 Satz 1 BEEG entsprechend zu modifizieren, so
dass zukünftig keine derart lange Festlegung der Eltern-
zeit für die Zukunft mehr erforderlich ist. Inwiefern die
Festlegung der Inanspruchnahme von Elternzeit nach
§ 16 Absatz 1 Satz 1 BEEG aus Gründen der Planungssi-
cherheit für die Unternehmen tatsächlich geboten ist, ist
zu prüfen und mit dem Interesse der Eltern an einer flexi-
blen Familien- und Berufsplanung abzuwägen.
6.3.4 Fortbildungen während der Elternzeit
Manche Berufe sind fortbildungsintensiv. Steigt ein Ar-
beitnehmer im Rahmen seiner Elternzeit zeitweise aus
dem Beruf aus, so gelingt ihm der Wiedereinstieg nicht
ohne weiteres, wenn er sich nicht auch während der El-
ternzeit Fortbildungsmaßnahmen unterzogen hat. Nach
§ 15 Absatz 4 Satz 1 BEEG dürfen Arbeitnehmer wäh-
rend der Elternzeit allerdings nicht mehr als 30 Wochen-
stunden erwerbstätig sein. Hier kann die strikte Begren-
zung der zulässigen Arbeitszeit von 30 Wochenstunden
während der Elternzeit mit dem Erfordernis der Durch-
führung von Fortbildungsmaßnahmen auch während der
Elternzeit kollidieren, wenn eine einzelne Fortbildungs-
maßnahme den zulässigen Zeitrahmen überschreitet. Für
diese Fälle empfiehlt es sich, in § 15 Absatz 4 BEEG eine
gesetzliche Ausnahmebestimmung einzufügen, wonach
ausnahmsweise auch eine Überschreitung der zulässigen
Anzahl der Wochenstunden zulässig ist, sofern der Zeit-
aufwand auf eine Fortbildungsmaßnahme zurückzuführen
ist. Es könnte außerdem eine dem § 10 TzBfG entspre-
chende Regelung in das BEEG aufgenommen werden,
nach welcher der Arbeitgeber Sorge zu tragen hat, dass
auch teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen im Rah-
men der zulässigen Erwerbstätigkeit in der Elternzeit teil-
nehmen können. Dies deshalb, weil die regelmäßige
Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen bei einigen Be-
rufsgruppen ein unbedingtes Qualifikationserfordernis
darstellt. Bildet sich der Arbeitnehmer nicht fort, so ver-
liert er seine berufliche Eignung. Die Inanspruchnahme
der Elternzeit darf aber nicht zum Risikofaktor im Be-
schäftigungsverhältnis werden.
6.3.5 Beschränkung der Dauer der Elternzeit
Insgesamt fragwürdig ist die gesetzliche Dauer der El-
ternzeit von 3 Jahren. Sie bedeutet nicht selten eine große
organisatorische und finanzielle Belastung für die Unter-
nehmen. Zudem sinkt das Qualifikationsniveau der El-
tern, je länger die Elternzeit dauert. Zu erwägen ist daher
eine Verkürzung der Elternzeit auf zwei Jahre. Auch
könnte sie in einem Stufenmodell strukturiert werden,
nach dem nur im ersten Jahr ein voller Ausstieg aus der
Erwerbstätigkeit möglich wäre, danach aber die Möglich-
keit der Elternzeit nur noch bei parallel ausgeübter Er-
werbstätigkeit eingeräumt werden könnte. Auch wäre es
denkbar, die Inanspruchnahme von Elternzeit für ein
zweites Jahr – nach dem Vorbild der Partnermonate beim
Elterngeld – von der Inanspruchnahme von Elternzeit
durch den Partner in einem gewissen Umfang abhängig
zu machen. Bei Alleinerziehenden müssten bei einem
entsprechenden Modell Ausnahmebestimmungen greifen.
6.4 Substitution familiärer Pflichten zur 
Schaffung zeitlicher Freiräume: Zur 
eingeschränkten steuerlichen Absetz-
barkeit von Kinderbetreuungskosten
6.4.1 Kinderbetreuungskosten als Betriebs-
ausgaben/Werbungskosten oder 
Sonderausgaben
Die steuerliche Behandlung von Kinderbetreuungskosten
ist seit jeher umstritten.64 So wird in der steuerrechtlichen
Literatur vertreten, dass es sich hierbei um beruflich ver-
anlasste Aufwendungen handelt, die als rein beruflich ver-
anlasster Mehraufwand vollständig als Betriebsausgaben
bzw. Werbungskosten abziehbar sein sollten.65 In die glei-
che Richtung ging auch das FG Köln, das die Kinderbe-
treuungskosten als Werbungskosten qualifizierte.66 Der
Gesetzgeber und die höchstrichterliche Finanzrechtspre-
chung vertreten hingegen die Ansicht, dass die Aufwen-
dungen als gemischt veranlasste Aufwendungen dem Ab-
zugsverbot des § 12 Nummer 1 Satz 2 EStG unterliegen.67
Schon auf dem 60. Juristentag im Jahr 1994 wurde über
die Problematik der steuerlichen Abziehbarkeit von Kin-
debetreuungskosten ausführlich diskutiert Hier lautete
das Ergebnis, dass erwerbsbedingte Kinderbetreuungs-
kosten „steuerlich uneingeschränkt geltend gemacht wer-
den können“ müssen.68 Das Bundesverfassungsgericht
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äußerte sich ebenfalls zu der Frage: „Bei der Umsetzung
dieser Mindestanforderungen steht es dem Gesetzgeber
grundsätzlich frei, ob er solche Aufwendungen wegen ih-
rer Veranlassung durch die Erwerbstätigkeit den Wer-
bungskosten und Betriebsausgaben zuordnen oder durch
eine spezielle Norm wie § 33c EStG 1997 als „außerge-
wöhnliche Belastungen“ fingieren und damit private Mit-
Veranlassung – die elterliche Entscheidung für Kinder,
die eine Betreuung erst erforderlich macht – systematisch
in den Vordergrund stellt.“ 69 
Der steuerrechtliche Ausgangspunkt ist damit klar: Kin-
derbetreuungskosten sind ein zwangsläufiger, pflichtbe-
stimmter Aufwand für den Steuerpflichtigen, der die steu-
erliche Leistungsfähigkeit mindert und sich deswegen
steuermindernd auswirken muss. Dabei gilt, dass der Ge-
setzgeber die Befugnis hat, zu vereinfachen und zu typi-
sieren, wobei er sich jedoch realitätsgerecht am typischen
Fall orientieren muss.70
6.4.2 Die gesetzliche Regelung der 
Kinderbetreuungskosten
In Bezug auf die gesetzliche Regelung der steuerlichen
Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten steht zum
1. Januar 2012 eine Änderung bevor. Derzeit sind die Kin-
derbetreuungskosten noch in § 9c EStG geregelt. Nach
dessen Absatz 1 sind Kinderbetreuungskosten Aufwen-
dungen, die „bei der Ermittlung der Einkünfte aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger
Arbeit wie Betriebsausgaben abgezogen werden“. Damit
hat der Gesetzgeber die Fiktion festgeschrieben, dass Kin-
derbetreuungskosten Betriebsausgaben bzw. Werbungs-
kosten sind. Hierdurch wird deutlich, dass der Gesetzgeber
nicht davon ausgeht, dass es sich bei Kinderbetreuungs-
kosten ohne weiteres um abziehbare Werbungskosten han-
delt, andernfalls hätte es keiner Fiktion bedurft. Vorausset-
zung für die Anwendung dieser Fiktion ist, dass der
Elternteil erwerbstätig ist, zu dessen Haushalt das Kind ge-
mäß § 32 Absatz 1 EStG gehört. Im Falle des Zusammen-
lebens der Eltern müssen beide Elternteile erwerbstätig
sein (§ 9c Absatz 1 Satz 3 EStG). Liegen die Vorausset-
zungen vor, so können zwei Drittel der Kinderbetreuungs-
kosten bis zu einem Höchstbetrag von 4 000 Euro als Wer-
bungskosten geltend gemacht werden.
In Absatz 2 regelt die Norm die steuerliche Berücksichti-
gung nicht erwerbsbedingter Kinderbetreuungskosten.
Diese können dann als Sonderausgaben das steuerpflich-
tige Einkommen mindern, wenn der Steuerpflichtige sich
in Ausbildung befindet, körperlich, geistig oder seelisch
behindert oder krank ist. Lebt der steuerpflichtige Eltern-
teil mit dem anderen Elternteil in einem Haushalt zusam-
men, so ist Voraussetzung für die steuerliche Begünsti-
gung, dass beide Elternteile die in Satz 1 genannten
Voraussetzungen erfüllen oder ein Elternteil die Voraus-
setzungen erfüllt und der andere erwerbstätig ist. Ist § 9c
Absatz 2 einschlägig, so werden zwei Drittel der Kinder-
betreuungskosten, höchstens aber 4 000 Euro als Sonder-
ausgaben bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ein-
kommens abgezogen.
Das Steuervereinfachungsgesetz 2011 sieht nun in seiner
aktuellen Fassung, der der Bundestag bereits zugestimmt
hat, vor, dass die steuerliche Behandlung der Kinderbe-
treuungskosten ab dem 1. Januar 2012 in § 10 Absatz 1
Nummer 5 EStG-E in dem Abschnitt über Sonderausga-
ben normiert sein wird.71 Die beabsichtigte Neuregelung
hat zur Folge, dass die Kinderbetreuungskosten ab ihrem
Inkrafttreten nicht mehr als Werbungskosten bzw. Be-
triebsausgaben fingiert werden, sondern nur noch als
Sonderausgaben bei der Berechnung des steuerpflichtigen
Einkommens geltend gemacht werden können. Dadurch
entfällt die Möglichkeit, die Kinderbetreuungskosten im
Rahmen des Verlustvortrags bzw. Verlustrücktrags gemäß
§ 10d EStG zu berücksichtigen, wenn diese innerhalb ei-
nes Veranlagungszeitraums die positiven Einkünfte über-
steigen.
§ 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG-E behält die schon zuvor
geltende Begrenzung der Abzugsfähigkeit von nur zwei
Drittel der Kinderbetreuungskosten bis zu einem Höchst-
betrag von 4 000 Euro bei. Allerdings erweitert die Norm
den Kreis der subjektiv Berechtigten, indem sie nicht
mehr fordert, dass der Steuerpflichtige besondere Voraus-
setzungen erfüllen muss. Somit kommen auch Eltern in
den Genuss der Steuervergünstigung, die nicht erwerbstä-
tig sind. Auf diese Weise soll das Steuerrecht vereinfacht
werden. Für die Finanzämter entfällt eine Prüfung, ob die
subjektiven Voraussetzungen für die Geltendmachung der
Kinderbetreuungskosten vorliegen. Daneben werden
durch § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG-E nun alle Fami-
lien, bei denen Kinderbetreuungskosten anfallen, entlas-
tet. Dies ist im Rahmen einer familienfreundlichen Politik
sicherlich eine zu begrüßende Maßnahme. Doch ist die
Frage zu stellen, ob durch die Neuregelung nicht eine
Schlechterstellung der Eltern herbeigeführt wurde, für die
die Kosten für die Kinderbetreuung unvermeidbar sind,
da beide Elternteile einer Erwerbstätigkeit nachgehen und
deswegen auf die Fremdbetreuung angewiesen sind.
Im engen Zusammenhang mit der steuerlichen Absetzbar-
keit von Kinderbetreuungskosten steht die steuerliche Ab-
setzbarkeit haushaltsnaher Dienstleistungen, die in § 35a
EStG normiert ist. Diese Norm verfolgt den Zweck, Be-
schäftigung im Bereich der haushaltsnahen Dienstleistun-
gen und des Handwerks zu fördern und zugleich Schwarz-
arbeit zu verhindern.72 Eine besondere Begünstigung von
Familien ist mit § 35a EStG nicht beabsichtigt. Allerdings
stellt auch die Fremdbetreuung eines Kindes im Haushalt
des Steuerpflichtigen eine haushaltsnahe Beschäftigung
dar, sodass der von § 35a EStG gewährte Steuervorteil in-
soweit auch und gerade Familien zugutekommen kann.73
Daneben kommt es auch gerade erwerbstätigen Eltern zu-
gute, wenn sie eine Reinigungskraft für ihren Haushalt
einstellen können. Hierzu kann eine Steuererleichterung
Anreiz bieten. Zwar können die Kosten für eine Reini-
gungskraft, anders als die Kinderbetreuungskosten, nicht
als durch die Berufstätigkeit veranlasst angesehen werden.
Das Putzen der eigenen Wohnung bzw. des eigenen Hau-
ses obliegt jedem Steuerpflichtigen, unabhängig davon, ob
er erwerbstätig ist oder nicht. Doch kann die Zeit, in der
sich ein erwerbstätiger Elternteil nicht dem eigenen Haus-
halt zuwenden muss, für die Familie verwendet werden.
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Daneben ist auch zu bedenken, dass ein Elternteil, der nach
der Elternzeit wieder ins Erwerbsleben eintreten will, im-
mer abwägen wird, ob sich dies auch finanziell rechnet.
Dabei wird er auch die Überlegung anstellen, ob er einen
Teil der Hausarbeit von einer Reinigungskraft erledigen
lassen kann, um nicht am Ende eines Arbeitstages noch
mit der Hausarbeit konfrontiert zu werden. An dieser
Stelle bietet das Einkommensteuerrecht mit der Steuerver-
günstigung des § 35a EStG einen Anreiz, eine Reinigungs-
kraft einzustellen, und trägt auf diese Weise dazu bei, dass
die Entscheidung für die Erwerbstätigkeit dem Steuer-
pflichtigen leichter fällt.
Auch die Fremdbetreuung der Kinder ist eine haushalts-
nahe Dienstleistung, deren Kosten grundsätzlich nach
§ 35a Absatz 1 bzw. Absatz 2 EStG steuerlich geltend ge-
macht werden könnten, wenn nicht der Abzug nach § 9c
EStG bzw. § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG-E gemäß der
Anordnung des § 35a Absatz 5 Satz 1 EStG einem sol-
chen Abzug vorgehen würde.74 Dies bedeutet im konkreten
Fall nach der aktuellen Rechtslage, dass der Steuerpflich-
tige, der erwerbsbedingt mehr als 6 000 Euro im Jahr für
die Fremdbetreuung seiner Kinder aufwendet, steuerlich
noch besser steht, wenn er diese Kosten zeitanteilig so
aufteilt, dass 6 000 Euro der Kosten erwerbsbedingt und
nach § 9c EStG zu zwei Drittel abziehbar sind und der
Rest der Aufwendungen als privat veranlasster Aufwand
nach § 35a Absatz 1 zu einem Anteil von 20 Prozent
EStG bis zu einem Höchstbetrag von 510 Euro bzw. nach
§ 35a Absatz 2 EStG zu einem Anteil von 20 Prozent bis
zu einem Höchstbetrag von 4 000 Euro geltend gemacht
werden kann.75 Denn nicht erwerbsbedingte Kinderbe-
treuungskosten unterliegen nicht dem § 9c Absatz 1
EStG, sodass der Ausschluss des § 35a Absatz 5 EStG in
diesem Fall keine Anwendung findet. Daraus folgt auch,
dass der Steuerpflichtige besser steht, der angibt, dass
seine Kinderbetreuungskosten gemischt veranlasst sind
und sie deshalb nach Zeitanteilen aufteilt, als der Steuer-
pflichtige, der seine Kinderbetreuungskosten als rein er-
werbsbedingt einordnet. Dieses Ergebnis ist nicht nach-
vollziehbar und zeigt eine systematische Schwäche in der
aktuell geltenden Fassung des EStG auf.
Durch die Neufassung des Gesetzes wird eine Aufteilung
nach Zeitanteilen nun unmöglich, da die Kinderbetreu-
ungskosten unabhängig von dem Grund ihrer Veranlas-
sung in vollem Umfang dem § 10 Absatz 1 Nummer 5
EStG-E unterliegen sollen, der dann gemäß § 35a Absatz 5
Satz 1 EStG-E eine Anwendung des § 35a Absatz 1 bzw.
Absatz 2 EStG auf diese Aufwendungen vollständig aus-
schließt. Dies führt in der Neufassung des Gesetzes zu dem
Ergebnis, dass nun alle Steuerpflichtigen im Hinblick auf
die Kinderbetreuungskosten gleich behandelt werden.
Diese Gleichstellung wird jedoch dadurch erreicht, dass
der Steuerpflichtige, der die Kinderbetreuungskosten nach
altem Recht nach Zeitanteilen aufteilen konnte, nach dem
neuen Recht schlechter gestellt wird. Legt man nun die
bisher vom Bundesfinanzhof (BFH) vertretene Ansicht
zugrunde, dass Kinderbetreuungskosten immer gemischt
veranlasster Aufwand sind und deshalb zum Teil nach § 9c
Absatz 1 EStG, zum Teil nach § 35a Absatz 1 bzw. Ab-
satz 2 EStG abziehbar sein müssten, so führt die Neurege-
lung zu einer Schlechterstellung gerade der Steuerpflichti-
gen, bei denen die Betreuungskosten zu einem Teil durch
eine berufliche Tätigkeit veranlasst sind. Dieses Ergebnis
kann so nicht beabsichtigt sein. Es soll für diese Steuer-
pflichtigen eine Angleichung nach unten stattfinden. Da-
mit fördert die vorgesehene Fassung des Gesetzes die Er-
werbstätigkeit von Eltern nicht, sondern führt zu einer
Belastung erwerbstätiger Eltern. Auch wenn eine Verein-
heitlichung und Vereinfachung des Steuerrechts ein erstre-
benswertes Ziel ist, so kann und darf eine solche Vereinfa-
chung doch nicht zu Lasten grundlegender, im
Einkommensteuerrecht geltender Grundsätze, wie dem
des objektiven Nettoprinzips, erfolgen. Genau dieses ist
jedoch verletzt, wenn Aufwand der Eltern daraus er-
wächst, dass sie einer Erwerbstätigkeit nachgehen, dieser
aber nicht in voller Höhe abziehbar ist.
6.4.3 Gesetzeszweck der Berücksichtigung
der Kinderbetreuungskosten
Folgt man der im Gesetz zum Ausdruck gebrachten An-
sicht, die die Kinderbetreuungskosten grundsätzlich nicht
als abziehbare Werbungskosten ansieht, so kommt man
gleichwohl zu dem Ergebnis, dass diese als notwendige
Aufwendungen steuerlich zu berücksichtigen sind. Dies
gebietet das subjektive Nettoprinzip, nach welchem der
für den notwendigen Lebensbedarf verwendete und dem-
nach für die Steuerzahlung nicht verfügbare Teil des Er-
werbseinkommens aus der Bemessungsgrundlage auszu-
scheiden ist.76 Diesem Ziel dient die Berücksichtigung
der Kinderbetreuungskosten im EStG. Zugleich kommt
der Gesetzgeber hiermit den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts nach.77
In Bezug auf die steuerliche Berücksichtigung von Kin-
derbetreuungskosten ergibt sich damit eine Zweiteilung.
Zu unterscheiden sind die erwerbsbedingten Kinderbe-
treuungskosten und solche Kinderbetreuungskosten, die
nicht durch eine Erwerbstätigkeit veranlasst sind. Dies
entspricht der derzeitigen Regelung in § 9c EStG. Aller-
dings nimmt diese Norm die Zweiteilung nur insoweit
vor, als erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten als
Werbungskosten fingiert werden, während nicht erwerbs-
bedingte Kinderbetreuungskosten nur bei Hinzutreten
subjektiver Voraussetzungen – der Steuerpflichtige muss
sich in der Ausbildung befinden oder körperlich, geistig
oder seelisch behindert oder krank sein – als Sonderaus-
gaben abgezogen werden können. Hierbei macht das Ge-
setz jedoch im Hinblick auf die Höhe der Steuererleichte-
rung keinen Unterschied zwischen erwerbsbedingten und
nicht erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten. Diese
gesetzliche Gestaltung ist zu hinterfragen.
Für einen erwerbstätigen Steuerpflichtigen sind die Be-
treuungskosten in der Regel durch seine Erwerbstätigkeit
veranlasst. Dies spricht bei Beachtung des objektiven Net-
toprinzips dafür, sie als Werbungskosten anzusehen und
somit in vollem Umfang steuerlich zu berücksichtigen.
Genau dies wird de lege ferenda auch gefordert. Dies
zeigte sich jüngst wieder bei den Stellungnahmen der
Sachverständigen zu dem Steuervereinfachungsgesetz
2011. Hier wählte man deutliche Worte: „In Höhe der Kür-
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zung des Abzugs der Betreuungskosten um ein Drittel
kommt die aktuelle Regelung … einer unzulässigen zu-
mutbaren Eigenbelastung gleich. Die Existenz des Betreu-
ungsfreibetrags (§ 32 Absatz 6 Satz 1 EStG) rechtfertigt
die Kürzung nicht; der allgemeine kindbedingte Betreu-
ungsbedarf – berücksichtigt durch den Betreuungsfreibe-
trag – stellt eine vom erwerbsbedingten Betreuungsbedarf
unabhängige, mit diesem nicht zu vermischende Kategorie
dar. Der Betreuungsfreibetrag deckt den Betreuungsbedarf
als Konsequenz der privaten Entscheidung für Kinder.
Jenseits dessen erwachsen erwerbsbedingte Betreuungs-
kosten aus der grundrechtlich geschützten Entscheidung
der Eltern für die Erwerbstätigkeit (Artikel 12 Absatz 1
GG).“78 Auch wendete man sich gegen die Obergrenze
von 4 000 Euro.79 
Die Frage, ob der begrenzte Abzug von Kinderbetreu-
ungskosten (auf zwei Drittel der tatsächlichen entstande-
nen Aufwendungen) mit verfassungsrechtlichen Grund-
sätzen vereinbar ist, wird demnächst der BFH
beantworten müssen. Unter dem Aktenzeichen III R 67/
09 ist ein entsprechendes Verfahren anhängig. Gegen das
Urteil des Sächsischen Finanzgerichts vom 19. August
2009 – 2 K 1038/09 ist Revision beim Bundesfinanzhof
eingelegt worden. Seit Mitte Februar 2010 sind die Fi-
nanzämter verpflichtet, die Einkommensteuerfestsetzun-
gen im Hinblick auf die beschränkte Abziehbarkeit von
Kinderbetreuungskosten nur noch vorläufig vorzuneh-
men.
Derjenige, der Kinderbetreuungskosten im Falle der Er-
werbstätigkeit der Eltern als Werbungskosten im Sinne
des § 9 Absatz 1 S. 1 EStG sieht, muss schon auf Grund-
lage dessen eine vollständige Abziehbarkeit der Betreu-
ungskosten fordern, soweit der Aufwand durch eine Er-
werbstätigkeit veranlasst ist. Eine andere Richtung hat
der Gesetzgeber mit dem Steuervereinfachungsgesetz
2011 eingeschlagen, indem er die Kinderbetreuungskos-
ten als Sonderausgaben qualifiziert. Auf diese Weise
bringt er zum Ausdruck, dass er die Kinderbetreuungs-
kosten eines erwerbstätigen Steuerpflichtigen als ge-
mischt veranlassten Aufwand ansieht, der grundsätzlich
dem Abzugsverbot des § 12 Nummer 1 S. 2 EStG unter-
liegt. Da die Betreuungskosten jedoch die subjektive
Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen mindern und
deshalb nach dem Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts steuerlich berücksichtigt werden müssen, typisiert
er den Aufwand in der Weise, dass er den steuerlichen
Abzug von zwei Drittel des Aufwandes als Sonderausga-
ben zulässt. Es spricht jedoch einiges gegen die Einord-
nung durch den Gesetzgeber. Zunächst dient die Fremd-
betreuung des Kindes in vielen Fällen gerade dem Zweck,
den Eltern zu ermöglichen, eine Erwerbstätigkeit aufzu-
nehmen und auszuführen, sodass wohl kaum eine ge-
mischte Veranlassung besteht. In folgerichtiger Anwen-
dung des Veranlassungsprinzips (§ 4 Absatz 4 EStG)
wäre die unbeschränkte Abzugsmöglichkeit speziell er-
werbsbedingter Kinderbetreuungskosten als Werbungs-
kosten bzw. Betriebsausgaben neben dem allgemeinen
Betreuungsbedarf vorzusehen.80 Soweit erwerbsbedingter
Betreuungsaufwand im übrigen als unangemessen hoch
angesehen wird, wäre dem über die Generalnorm des § 4
Absatz 5 Nummer 7 i. V. m. § 9 Absatz 5 Satz 1 EStG zu
begegnen. Die Einordnung der Kinderbetreuungskosten
als Sonderausgaben wendet sich demgegenüber im Kern
gegen die grundrechtlich verbürgte Freiheit der Eltern,
über die Art der Betreuung ihrer Kinder zu entscheiden.
Fremdbetreuung während einer Elternfreizeit wird be-
rufsbedingter Fremdbetreuung gleichgestellt. Dies ist auf
der Grundlage des objektiven Nettoprinzips nicht ver-
ständlich. Im ersten Fall ist der Aufwand für die Fremd-
betreuung privat veranlasst, im zweiten Fall dient er dazu,
die Ausübung eines Berufs zu ermöglichen.
Nicht zu vernachlässigen ist auch die finanzielle Anreiz-
wirkung zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, wenn die
Kinderbetreuungskosten vollständig geltend gemacht
werden können. Kinderbetreuung schafft Arbeitsplätze,
auch im Niedriglohnbereich. Gerade hier ist aber die Ar-
beitslosigkeit am drückendsten. Daraus ergibt sich, dass
die vollständige Abziehbarkeit der Kinderbetreuungskos-
ten auch Lenkungswirkung in mehrfacher Hinsicht hat.
Erstens dient sie dem Ziel, beiden Elternteilen die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit zu vereinfachen. Auf diese
Weise wird die Entscheidungsfreiheit der Eltern zwischen
den Alternativen der Betreuung des eigenen Kindes oder
der Aufnahme einer Berufstätigkeit optimal geschützt.
Zum Zweiten entsteht eine Lenkungswirkung im Hin-
blick auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze auf dem Ge-
biet der Kinderbetreuung. Die vollständige steuerliche
Absetzbarkeit der Kosten würde dazu führen, dass die
Entscheidung für die Erwerbstätigkeit für die Frauen ver-
einfacht wird, die gerne einen Beruf ausüben möchten,
dies jedoch aus finanziellen Erwägungen heraus letztend-
lich doch nicht tun. Drittens dient eine vollständige steu-
erliche Abziehbarkeit ohne Quotelung und ohne Höchst-
betrag auch dem Ziel der Vermeidung von Schwarzarbeit
auf dem Sektor der Kinderbetreuung. Diese Lenkungs-
wirkung orientiert sich an dem Gemeinwohlprinzip und
kann damit auch schon aus sich selbst heraus gerechtfer-
tigt werden.81 Gerade auf dem Gebiet der Kinderbetreu-
ung ist eine Verfolgung der Lenkungsziele auch effektiver
möglich, als bei einer pauschal auf haushaltsnahe Dienst-
leistungen abstellenden Norm wie dem § 35a EStG, der
deshalb nicht zu Unrecht aufgrund von zu hohen Mitnah-
meeffekten und der Unmöglichkeit der Sicherstellung ei-
nes gerechten Steuervollzuges durch die Finanzämter in
die Kritik geraten ist.82 Auch mit Blick auf die genannten
Lenkungsziele kann die Empfehlung also nur lauten, Kin-
derbetreuungskosten, die bei erwerbstätigen Steuerpflich-
tigen anfallen, in voller Höhe als Werbungskosten zum
Abzug zuzulassen.
So ist es nicht im Sinne einer effektiven Familienpolitik,
die es auch zum Ziel hat, die Erwerbstätigkeit von Frauen
zu fördern, wenn die Fremdbetreuung, die durch eine El-
ternfreizeit veranlasst ist, steuerlich mit der erwerbsbe-
dingten Fremdbetreuung gleichgestellt wird, wie es § 10
Absatz 1 Nummer 5 EStG-E tut. Die Gleichbehandlung
beider Sachverhalte soll der Steuervereinfachung dienen,
verstößt aber durch ihre Typisierung deutlich gegen den
Grundsatz der Einzelfallgerechtigkeit. Zudem ist über-
haupt zweifelhaft, ob durch die Gleichbehandlung von er-
werbsbedingten und nicht erwerbsbedingten Kinderbe-
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treuungskosten im Sinne einer Steuervereinfachung
überhaupt etwas gewonnen ist. Wie bereits dargestellt, er-
gibt sich die Unterscheidung von erwerbsbedingten und
nicht erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten schon
aus der Systematik des Steuergesetzes selbst. Das BMF
hat in seinem Anwendungsschreiben zur steuerlichen Be-
rücksichtigung von Kinderbetreuungskosten ein einfa-
ches und leicht zu handhabendes Kriterium eingeführt:
Die Kinderbetreuungskosten gelten dann als erwerbsbe-
dingt, wenn der Steuerpflichtige einer Beschäftigung
mindestens 10 Stunden in der Woche nachgeht.83 Auf
Grundlage dieser Möglichkeit, die erwerbsbedingte Ver-
anlassung des Aufwandes zu bestimmen, ist es noch we-
niger nachzuvollziehen, dass eine Neuregelung entgegen
der Systematik des Steuergesetzes und der Einzelfallge-
rechtigkeit erfolgen soll. Es stellt sich mithin die Frage,
ob dies tatsächlich so hingenommen werden soll oder ob
die vorgesehene Änderung im Zuge einer gerechten Fa-
milienpolitik noch einmal überdacht wird: Dort, wo Be-
treuungskosten erwerbsbedingt sind, zu einer stärkeren
Absetzbarkeit kommen, gegebenenfalls unter stärkerer
Einschränkung dort, wo dem nicht so ist.84
6.5 Substitution familiärer Pflichten zur 
Schaffung zeitlicher Freiräume: Ein-
beziehung der Großelterngeneration
Zeit steuert maßgeblich die Durchführbarkeit individuel-
ler Lebensentwürfe. Zeit ist damit eine wichtige Ressource
und wie die meisten wichtigsten Ressourcen ist auch die
Zeit ungleich verteilt: Während manche über viel oder zu-
mindest hinreichend viel Zeit verfügen, verfügen andere
über ein Zuwenig an Zeit. Letztere sind gezwungen in zeit-
licher Hinsicht zwischen wichtigen und weniger wichtigen
Aufgaben und Tätigkeiten zu unterscheiden und dabei auf
vieles zu verzichten. Manches bleibt auf der Strecke, die
Lebensqualität sinkt. Diejenigen, die über größere Zeit-
budgets verfügen, können Mitverantwortung für das Le-
ben anderer Menschen übernehmen und die eigenen Zeit-
ressourcen in den Dienst anderer Menschen stellen und
diese bei der Bewältigung ihrer Aufgaben unterstützen.
Angesprochen ist damit die Zeitsouveränität im Alter als
Potential mitverantwortlicher Lebensführung (vgl. hierzu
ausführlich das Kapitel 5): Es sind die Jüngeren die Beruf
und Familie miteinander vereinbaren müssen und dabei in
Zeitnot geraten. Ältere Menschen dagegen verfügen häu-
fig über bemerkenswerte Kräfte und zeitliche Ressourcen,
mit der diese ihre und andere Familien unterstützen könn-
ten. Um ältere Menschen vermehrt dazu zu motivieren ge-
sellschaftlich Mitverantwortung zu übernehmen und ihre
Zeit und Kraft für andere einzusetzen (Gedanke einer Ca-
ring Community), müssen diese für den gesellschaftlichen
Wert zivilgesellschaftlichen Engagements sensibilisiert
werden und rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen
werden, die ein Engagement älterer Menschen für andere
begünstigen. 
6.5.1 Ausbau der Großelternzeit
Kinder verursachen einen Betreuungsaufwand. Sind ihre
Eltern selbst noch jung und befinden sich in ihrer Berufs-
ausbildung, so sind diese oftmals überfordert. Hier können
die Großeltern einspringen und ihre Kinder unterstützen.
Dieses gesellschaftliche Anliegen hat der Gesetzgeber er-
kannt und seit dem 1. Februar 2009 mit § 15 Absatz 1a
BEEG85 aufgegriffen. Geschaffen wurde die Großeltern-
zeit als (eingeschränktes) Pendant zur Elternzeit: Berufs-
tätige Großeltern haben nach § 15 Absatz 1a BEEG einen
Rechtsanspruch auf Arbeitsfreistellung zur Betreuung ih-
rer Enkelkinder. Dabei kann sich die Großelternzeit wie
auch die Elternzeit über drei Jahre erstrecken. Sie kann
auch anteilig von den Großeltern genommen werden. Eine
kumulative Inanspruchnahme von Eltern- und Großeltern-
zeit innerhalb einer Familie ist zulässig, die Großelternzeit
kann auch vor oder nach der Elternzeit genommen werden.
Ausgeschlossen ist die Großelternzeit nur während, also
zeitgleich zur Elternzeit.86 Die Rechtsfolgen der Großel-
ternzeit sind die gleichen wie bei der Elternzeit: Wird sie
seitens eines Arbeitnehmers in Anspruch genommen, so
werden die Leistungspflichten im Arbeitsverhältnis für die
vom Arbeitnehmer beanspruchte Zeit suspendiert. Der Ar-
beitnehmer wird von der Leistungspflicht befreit, der Ar-
beitgeber muss keine Vergütung leisten. Zudem unterlie-
gen Großeltern während der Großelternzeit ebenso wie
Eltern während der Elternzeit dem Sonderkündigungs-
schutz nach § 18 BEEG. Ab der Antragstellung und wäh-
rend der Großelternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeits-
verhältnis nicht kündigen. Gehen Arbeitnehmer in
Großelternzeit, so machen sie dies unentgeltlich, ein An-
spruch auf Großelterngeld – als Pendant zum Elterngeld –
besteht nicht. 
Selbst erklärtes Ziel bei der Einführung der Großelternzeit
war es, jungen Menschen in problematischen Lebenssitua-
tionen zu helfen. Ins Auge gefasst wurden die Teenager-
Schwangerschaften: Kollidiert eine oftmals ungeplante
Schwangerschaft mit der Berufsausbildung, so bleibt letz-
tere meist auf der Strecke. Die jugendlichen Eltern brechen
ihre Ausbildung ab und bleiben in der Folge ungelernt. Die
Großeltern können hier helfen, dies zu vermeiden, und ih-
ren Kindern den Spagat zwischen der Kindeserziehung
und der Berufsausbildung ermöglichen. Dies ist allerdings
nur dann zeitlich möglich, sofern die Großeltern nicht ih-
rerseits beruflichen Pflichten unterworfen sind. Deshalb
wird den Großeltern mit § 15 Absatz 1a BEEG ein An-
spruch auf Arbeitsfreistellung zur Betreuung ihrer Enkel-
kinder eingeräumt. Die Großelternzeit greift somit ein
Leitbild auf, das in der Familie „normal, üblich und selbst-
verständlich“ war und meist auch noch ist: das Einstehen
der Familienmitglieder füreinander. Der Gedanke der
Großelternzeit lässt Raum für individuelle Lebensent-
würfe: Junge und noch berufstätige Großeltern bekommen
die Möglichkeit, intensiv Zeit mit ihren Enkelkindern zu
verbringen, sofern sie dies wünschen. Auf diese Weise
können intensivere emotionale Bindungen zwischen den
Großeltern und ihren Enkelkindern entstehen. Dies schafft
Halt für die Enkel und Rückhalt für die Eltern, die bei der
Betreuung ihrer Kinder unterstützt werden. Die Großel-
ternzeit ist daher gesellschaftspolitisch unbedingt begrü-
ßenswert.
Allerdings ist eine Arbeitsfreistellung nach § 15 Ab-
satz 1a BEEG, mithin die Großelternzeit de lege lata nur
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unter strengen Voraussetzungen möglich – der Kreis der
potentiell Begünstigten dabei sehr limitiert: Eines der El-
ternteile muss entweder selbst noch minderjährig sein87
oder aber sich im letzten oder vorletzten Jahr einer Aus-
bildung befinden, die vor Vollendung des 18. Lebensjah-
res begonnen wurde und die die Arbeitskraft voll in An-
spruch nimmt. Zudem muss das Enkelkind gerade im
Haushalt der Großeltern leben. Nicht nach § 15 Absatz 1a
BEEG anspruchsberechtigt sind daher diejenigen Großel-
tern, deren Enkelkinder mit ihren Eltern in einem eigenen
Haushalt leben. Viele Personengruppen werden von der
Begünstigung der Großelternzeit nach § 15 Absatz 1a
BEEG ausgeschlossen: Eltern, die ein Hochschulstudium
absolvieren, junge Erwachsene, die ihre Berufsausbil-
dung erst nach Abschluss des 18. Lebensjahres begonnen
haben, und schließlich bereits berufstätige Eltern werden
vergessen. Diese bleiben bei der Betreuung ihrer Kinder
auf sich allein gestellt. Die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie ist jedoch generell ein schwieriger Spagat, nicht
nur für die jungen, sondern auch für schon „ältere“ Er-
wachsene. Die Großelternzeit in einer alternden Gesell-
schaft bietet weit größeres Potential als nur die Unterstüt-
zung von jugendlichen Eltern in Problemsituationen.
Entsprechend modifiziert und gleichberechtigt zur Eltern-
zeit könnte aus der Großelternzeit ein echter Gewinn in
unserer Gesellschaft erwachsen: Kinder werden von er-
ziehungserfahrenen Bezugspersonen, „Oma“ und „Opa“,
betreut, es werden weniger Krippenplätze benötigt,88 be-
rufstätige Eltern können nach der Geburt des Kindes ihre
Berufstätigkeit zügiger fortsetzen, sofern sie dies wün-
schen. Für ältere Arbeitnehmer bietet die Großelternzeit
zudem die Gelegenheit einer beruflichen Regenerations-
zeit, sie erhalten die Möglichkeit, am Aufwuchs ihrer En-
kelkinder eine Zeit lang intensiv teilzunehmen.89 Insge-
samt könnte die Großelternzeit somit das Miteinander der
Generationen stärken und dabei eine Antwort auf die He-
rausforderungen einer veränderten Gesellschaft und Be-
rufswelt bieten.
Die Regelung des § 15 Absatz 1a BEEG könnte daher
wie folgt reformiert werden: Der Anspruch auf Großel-
ternzeit sollte allen berufstätigen Großeltern eingeräumt
werden, unabhängig davon ob die Eltern minderjährig
oder bereits volljährig sind. Die Großeltern sollten auch
dann einspringen können, wenn ihre Kinder ihre Berufs-
ausbildung bereits abgeschlossen haben und im Berufsle-
ben angekommen sind. Die Großelternzeit sollte unab-
hängig davon gewährt werden, ob das Enkelkind im
gleichen Haushalt mit den Großeltern lebt oder bei den
Eltern. Eine Großelternzeit, gleichberechtigt zur Eltern-
zeit, wäre attraktiv für Eltern und Großeltern und könnte
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie erleichtern. Aus
gesellschaftspolitischer Perspektive spricht somit nichts
dagegen und vieles dafür, die Großelternzeit zu erweitern,
die gesetzliche Regelung des § 15 Absatz 1a BEEG ist
entsprechend zu reformieren.
6.5.2 Ausrichtung des Bundesfreiwilligen-
diensts auch auf die ältere Generation
Der pflichtige Grundwehr- und gleichfalls der Zivildienst
wurde zum 1. Juli 2011 ausgesetzt. Hierdurch wurde eine
Lücke bei der Betreuung in sozialen Einrichtung aufgeris-
sen: In der Vergangenheit haben Zivildienstleistende un-
verzichtbare Betreuungsleistungen in Krankenhäusern,
Altersheimen, Kindergärten und anderen karitativen Ein-
richtungen erbracht. Durch das Engagement der Zivil-
dienstleistenden hat sich der Zivildienst zu einer geachte-
ten und beachteten sozial- und jugendpolitischen
Institution entwickelt. Seit Einführung des Zivildienstes
im Jahre 1961 haben über 2,5 Millionen junge Männer ih-
ren Dienst angetreten. Alleine im Jahre 2009 wurden über
90 000 Zivildienstleistende einberufen.90 Diese sind mit
der Aussetzung des Grundwehrdienstes nun weggefallen.
Diese Lücke soll durch das am 1. Juli 2011 in Kraft getre-
tene Bundesfreiwilligengesetz geschlossen werden. Die
soziale Infrastruktur in Deutschland ist dringend auf das
freiwillige soziale Engagement von Männern und Frauen
angewiesen.
Ziel des Bundesfreiwilligengesetzes ist es, negative Ef-
fekte, die aus der Abschaffung des Grundwehr- und des
Zivildienstes resultieren, zu minimieren, damit auch zu-
künftig möglichst viele Menschen durch soziales Engage-
ment positive Erfahrungen sammeln können.91 Durch die
Erfahrungen im sozialen Bereich wird das Verständnis
von Menschen in unterschiedlichen Lebenslagen geför-
dert und eine Klammer des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts gezogen.92 Menschen sollten sich sozial enga-
gieren, hierfür bietet das Bundesfreiwilligengesetz
Anreize. Der Bundesfreiwilligendienst erstreckt sich über
wenigstens sechs, jedoch maximal 18 Monate. In Aus-
nahmefällen kann der Freiwilligendienst bis zu 24 Mo-
nate geleistet werden (§ 3 BFDG). Innerhalb dieses Zeit-
raums können Menschen im Rahmen ihres sozialen
Engagements wichtige Kompetenzen erlangen. Der Bun-
desfreiwilligendienst fördert das lebenslange Lernen (§ 1
BFDG). Pädagogisch begleitet wird der Bundesfreiwilli-
gendienst mit dem Ziel, soziale, ökologische, kulturelle
und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln und das
Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl zu stär-
ken (§ 4 Absatz 1 BFDG). Hierfür werden Seminare an-
geboten, die auch politische Bildung vermitteln sollen. 
Die Möglichkeit eines sozialen Engagements im Rahmen
des Bundesfreiwilligendienstes richtet sich ausweislich
der Gesetzesbegründung an alle Männer und Frauen aller
Altersgruppen und nicht nur an jüngere Menschen. Seiner
Zielrichtung nach soll es auch ältere Menschen dazu mo-
tivieren, den freiwilligen Dienst zu absolvieren und sich
für andere einzubringen. Nicht nur jungen, am Beginn ih-
res beruflichen Lebensweges stehenden Menschen, bieten
sich so Chancen des Kompetenzerwerbs.93 Auch Ältere
sind eingeladen mitzuhelfen. Bei diesen kann das Erbrin-
gen und Vermitteln schon vorhandener Kompetenzen so-
wie der Lebens- und Berufserfahrung im Vordergrund
stehen.94
De facto allerdings beteiligen sich vorwiegend jüngere
Menschen vor Einstieg in das Berufsleben am neu
geschaffenen Bundesfreiwilligendienst. Von den ca.
17 000 Freiwilligen, die zum 1. Juli 2011 ihren Dienst
aufgenommen haben, ist der überwiegende Anteil nicht
älter als 26 Jahre. Dies liegt gewiss auch daran, dass über
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14 000 Zivildienstleistende ihre Dienstzeit verlängert ha-
ben. Trotzdem besteht ein Bedürfnis nach sozialem Enga-
gement nicht nur bei Jüngeren. Auch Ältere sollten zu-
künftig daher vermehrt mit „ins Boot“ geholt werden.
Hierfür müssen Anstrengungen unternommen werden,
die gesellschaftliche Akzeptanz und Wertschätzung derje-
nigen zu steigern, die sich sozial engagieren. Einerseits
muss die gesellschaftliche Erforderlichkeit eines sozialen
Engagements zukünftig stärker betont werden. Anderer-
seits müssen die persönlichen Vorteile, die ein Engage-
ment für die persönliche Entwicklung mit sich bringen,
kommuniziert werden, um auch ältere Menschen dazu zu
motivieren sich sozial einzubringen. Gerade die Rentner
sind als Zielgruppe für ein soziales Engagement im Rah-
men des Bundesfreiwilligendienstes prädestiniert. Diese
haben oftmals die zeitlichen Möglichkeiten sich einzu-
bringen.
Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind zurzeit klar auf
die jüngere Generation zugeschnitten: Unterkunft, Ver-
pflegung, Kleidung und Taschengeld sollen analog zu den
Jugendfreiwilligendiensten bezahlt werden (§ 2 Num-
mer 4 BFDG) – Unterkunft ist aber zumeist nicht mehr
das Problem älterer Bürger im Ehrenamt. Die Sozialversi-
cherungen entsprechen denen in den Jugendfreiwilligen-
diensten, das heißt die Freiwilligen werden wie Arbeit-
nehmer versichert. Es besteht (unabhängig von der Höhe
des gezahlten Taschengeldes) Versicherungspflicht in den
gesetzlichen Sozialversicherungen (§ 17 BFDG), wobei
die Trägerstelle auch die Arbeitnehmeranteile zahlt. Ar-
beitslosenversicherung und Rentenversicherung sind für
die Rentenbezieher, die sich für den Freiwilligendienst
entscheiden, jedoch uninteressant, krankenversichert sind
sie in der Regel ebenfalls.
Bislang bleibt das Interesse am Bundesfreiwilligendienst
laut Auskünften aus der Politik hinter den Erwartungen
zurück. Dieses Defizit an Interessenten könnte gerade
durch ältere Menschen behoben werden: Diese gilt es da-
her zu gewinnen. Hierfür muss die Politik stärker auf
diese zugehen und ihnen kommunizieren, dass sie ge-
braucht werden. Die rechtlichen Regelungen sollten stär-
ker auch auf Ältere hin ausgerichtet werden. Die finan-
ziellen Mittel, die hier bei der Sozialversicherung von
Ruheständlern im Ehrenamt gespart werden, könnten und
sollten dieser Personengruppe in anderer Form zukom-
men. 
6.6 Familienfolgenabschätzung als 
Bestandteil jedes Gesetz-
gebungsverfahrens 
Schließlich kann noch grundsätzlicher – und vielleicht
dadurch am effektivsten – angesetzt werden. Teil und
Aufgabe jeder guten Gesetzgebungsarbeit ist es, vor
Erlass entsprechender Normen eine Gesetzesfolgen-
abschätzung95 vorzunehmen.96 Bevor der Gesetzgeber
seine Überlegungen in Gesetzesform gießt, sollte sich die
Politik zunächst grundlegend über die Folgen des zu er-
lassenden Gesetzes bewusst werden. Manche Missgriffe
können auf diese Weise verhindert werden. Jedes Gesetz
ist mit Belastungen verbunden, für die einzelnen Bürger
wie auch für den Bundeshaushaushalt. Im Rahmen einer
Gesetzesfolgenabschätzung ist daher zu ermitteln, mit
welchen Vor- und Nachteilen das zu erlassende Gesetz
verbunden ist. Diese sind dann gegenüberzustellen und
abzuwägen. Dabei ist zu ermitteln, ob das Gesetz in der
Praxis auch tatsächlich hält, was es verspricht. Wichtig
und aus Gründen der Haushaltssparsamkeit unbedingt ge-
boten ist es, im Gesetzgebungsverfahren zu beziffern,
welche Auswirkungen geplante Normen auf den Haushalt
der öffentlichen Hand haben und welcher Bürokratieauf-
wand mit diesen verbunden ist. Im Blick zu behalten sind
bei der Überprüfung von finanziellen Auswirkungen auch
steuer- und sozialversicherungsrechtliche Fragen: Welche
Auswirkungen hat das Gesetzgebungsvorhaben auf die
Besteuerung und auf die soziale Absicherung der Arbeit-
nehmer in der Sozialversicherung? Führt das geplante
Gesetz zu einem höheren Steueraufkommen oder zu ei-
nem geringeren? Wird die Sozialversicherung be- oder
entlastet? Sind die mit dem Gesetz verbundenen Kosten
vor dem Hintergrund der Auswirkungen auf den Arbeits-
markt und die Folgen für die Familien lohnenswert oder
nicht? Führt eine Flexibilisierung der Arbeitszeit zu über-
mäßigen Belastungen der Unternehmen oder können
diese den Unternehmen zum Wohle der Gesellschaft auf-
erlegt werden?
Diese Fragen müssen ex ante beurteilt werden, bevor das
Gesetz erlassen wird. Natürlich kann sich auch eine Geset-
zesfolgenabschätzung später als fehlerhaft herausstellen.
Die Wahrscheinlichkeit nicht vorgesehener Gesetzesfol-
gen wird jedoch durch die Folgenabschätzung minimiert.
Zudem ist die Gesetzgebungsarbeit ein Lernprozess. Er-
fahrungen der Vergangenheit fließen in neue Gesetze und
Gesetzesfolgenabschätzungen mit ein, sofern diese proto-
kolliert werden. Um aus früheren Fehleinschätzungen ler-
nen zu können, sollte die Gesetzesfolgenabschätzung auch
kein einmaliger Vorgang sein. Vielmehr ist es sinnvoll, in-
nerhalb bestimmter Intervalle Bestandsaufnahmen vorzu-
nehmen und zu überprüfen, inwiefern die Gesetzesfolgen-
prognose tatsächlich eingetreten ist oder inwiefern sie sich
als falsch herausgestellt hat. Gegebenenfalls kann dann ex
post nachgebessert und damit negative Folgen verhindert
werden. Ein entsprechend rationales Vorgehen ist gerade
bei der Gesetzgebung im Zusammenhang mit der Arbeits-
zeit unbedingt geboten. Es handelt sich, wie dargelegt, um
eine sensible Materie, weil sie unmittelbar in das familiäre
Zusammenleben als solches eingreift und damit die Ge-
sellschaft insgesamt betrifft. Hier können gesetzgeberi-
sche Fehlgriffe zu besonders weitreichenden Implikatio-
nen führen, betrifft die Gesetzgebung doch elementar die
Frage, wie viel Zeit der Einzelne mit seiner Familie ver-
bringen kann.
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7 Familienzeitpolitik als Chance 
nachhaltiger Familienpolitik
7.1 Zeitpolitik für die Familie
Die Leistungen der Familien für die Zivilgesellschaft und
die Vorteile des Gelingens von Familie für den Staat sind
oft beschrieben worden. Familie gehört zu den vielfälti-
gen Voraussetzungen, auf die der Staat angewiesen ist,
ohne sie garantieren zu können. Auch deshalb steht sie
unter einem besonderen Schutz. Zeit ist ein zentraler Fak-
tor für das Gelingen von Familie. Sie ist eine Vorausset-
zung dafür, dass Personen zu einem Familienleben zu-
sammenfinden und im Alltag Familie leben können.
Familie ist auch als ein lebenslanger Prozess zu verste-
hen, in dessen verschiedenen Phasen immer wieder neue
zeitbezogene Anforderungen an Eltern, Kinder und Groß-
eltern auftreten.
Der Achte Familienbericht stellt die Bedeutung der Zeit-
politik in den Mittelpunkt des Interesses an einer moder-
nen und nachhaltigen Familienpolitik. Sein Ziel ist es, be-
wusst zu machen, dass die Familie nicht nur von
ökonomischen, sondern auch von Zeitressourcen lebt.
Dabei verfolgt der Bericht einen umfassenden Ansatz, der
seine Folgerungen nur exemplarisch verdeutlichen kann.
Er orientiert sich an vier grundlegenden Thesen:
– Zeit ist nicht per se knapp: Deutschland kann im inter-
nationalen Vergleich als ein Land mit einem hohen
quantitativen Zeitwohlstand angesehen werden. Es
gibt jedoch Zeitknappheiten und Zeitkonflikte in be-
stimmten Lebensphasen und Lebenslagen von Fami-
lien, deren gesellschaftliche und gesamtwirtschaftli-
che Konsequenzen bedeutsam sind und die deshalb
von der Familienpolitik mehr als bisher beachtet und
angesprochen werden müssen.
– Ein bloßes Mehr an Zeit für Familie ist nicht ausrei-
chend. Es geht darum, Familie auch für jene Men-
schen lebbar zu machen, die, gemäß ihrer Wünsche
oder aus ökonomischer Notwendigkeit, Zeit für andere
Handlungsbereiche – in erster Linie Erwerbstätigkeit –
brauchen. Familienpolitik ist im Allgemeinen darauf
auszurichten, unerwünschte Einschränkungen der
Wahlfreiheit der Lebensführung abzubauen.
– Gelingende Familie und Förderung des Kindeswohls
ist auch eine Aufgabe von Staat und Gesellschaft.
Mehr Verantwortung für Familie heißt deshalb nicht
unbedingt mehr Verantwortung für Eltern. Den positi-
ven gesamtwirtschaftlichen Effekten von Elternschaft
müssen entsprechende Beiträge der Allgemeinheit ge-
genüberstehen. Eine Politik, von der die Allgemein-
heit stärker profitiert als die Eltern, verfehlt ihr Ziel.
– Nur unter Anerkennung ihrer Vielfalt kann die Familie
sachgerecht gefördert werden. Eine moderne Fami-
lienförderung orientiert sich an Familien, nicht an Fa-
milienmodellen. Familien sollen ihr Familienleben
nach eigenen Vorstellungen gestalten können (Wahl-
freiheit).
Eine moderne Familienzeitpolitik ermöglicht es der Fa-
milie und ihren Mitgliedern, mit Zeit so umzugehen, wie
es ihren Wertehaltungen und Zielsetzungen entspricht.
Auch muss sie eine Benachteiligung der Familie im Zeit-
gebrauch gegenüber anderen Institutionen verhindern. Es
geht um gesellschaftliche Zeitstrukturen und Zeitnormen,
in denen Familie ihren Platz hat. Familie darf nicht zum
Hindernis für die Teilhabe am sozialen, beruflichen und
kulturellen Leben werden. Dazu ist die Vorstellung, dass
staatliche Familienpolitik in erster Linie und unter Um-
ständen alleine durch die Zuteilung finanzieller Ressour-
cen funktioniert, weiterzuentwickeln. Sie muss um ein
weiteres Standbein der Familienpolitik – die Familien-
zeitpolitik – ergänzt werden.
7.2 Der Stellenwert des familien-
zeitpolitischen Arguments
Das familienzeitpolitische Argument ist oftmals nur ein
Argument unter vielen, die in Entscheidungsprozesse ein-
fließen. Der Arbeitgeber, der Arbeitszeiten festlegt, denkt
vorrangig an die betrieblichen Erfordernisse und nicht an
die Familie seiner Arbeitnehmer; eine Kommune, die Be-
treuungseinrichtungen schafft, muss auch finanzielle
Rahmenbedingungen im Auge haben; ein Gesetz, das
Auswirkungen auf die Zeitverwendung in der Familie
hat, wird oftmals Auswirkungen auch in ganz anderen
Bereichen haben, die in die umfassende Abwägung des
Gesetzgebers mit einfließen müssen. In all diesen mögli-
chen Zeit- und Interessenkonflikten sollte jedoch Inhalt
und Stellenwert des familienzeitpolitischen Arguments
deutlich werden. Die betroffenen Akteure sind aufgefor-
dert, sich der Konsequenzen ihrer Entscheidung für die
Familienzeit bewusst zu werden und sie in ihrer Entschei-
dung angemessen zu berücksichtigen. 
Schon diese Struktur der Entscheidungsfindung beinhal-
tet erhebliche Forderungen: Das familienzeitpolitische
Argument wäre nicht nur dort zu bedenken, wo ein Ge-
setz spezifisch im Hinblick auf das Gelingen von Familie
hin erlassen wird. Es wäre genauso zu beachten bei jedem
anderen Gesetz, das nahe oder ferne Auswirkungen auf
familiäres Gelingen hat: Familienzeitpolitik ist nicht nur
Element der Familienpolitik, sondern sollte Topos in der
Entscheidung auch arbeitsrechtlicher, steuerrechtlicher,
kommunalrechtlicher und anderer Fragen werden. In der
Entscheidung über mögliche Regelungen sollte jeweils
auch die Perspektive der Familie eingenommen werden.
Es sollte versucht werden, zunächst faktische Auswirkun-
gen festzustellen und sie dann in ihrer Belastung für die
Familienzeitverwendung zu ermessen.
Dies kann auch eine Begründung dort erfordern, wo der
Akteur gegen mögliche familienzeitpolitische Konse-
quenzen entscheidet. Beispielsweise könnte dies dann der
Fall sein, wenn Tarifpartner und Arbeitgeber, aber auch
Kommunen und Gesetzgeber Strukturen schaffen, die die
Beeinträchtigung der Zeitverwendung durch Familie in
Kauf nehmen. Im Einzelfall mag das gerechtfertigt sein,
jedoch muss deutlich werden, wieso und wie schwer sie
die Beeinträchtigung der Familien bewerten und gewich-
ten. Ziel ist nicht weniger und nicht mehr als eine konse-
quente familienzeitsensible Folgenabschätzung gesell-
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schaftlichen und staatlichen Handelns und eine darauf
aufbauende Entscheidungsfindung.
7.3 Dimensionen künftigen Handelns 
und beteiligte Akteure
In diesem Rahmen hat die Familienberichtskommission
verschiedene Dimensionen zukünftigen Handelns identi-
fiziert:
– Primäres Ziel von Familienzeitpolitik ist es, die
Zeitsouveränität der Menschen zu erhöhen. Dieses
Ziel kann befördert werden, indem Strukturen, die
Zeitsouveränität unintendiert einschränken, beseitigt
werden. Gerade die ungewollte oder unbewusste Steu-
erung ist aufzudecken und zu bewerten. Nicht nur fa-
milienpolitisch motivierte Regelungen, sondern eben
Regelungen und Verhalten in nahezu jedem Bereich
können Rückwirkungen auf die Zeit für Verantwor-
tung für Familie haben. Diese gilt es in Kosten-Nut-
zen-Rechnungen mit einzubeziehen.
– Ein weiteres wesentliches Handlungsziel von Famili-
enzeitpolitik ist die Effizienzsteigerung der gesell-
schaftlichen Zeitstrukturen. Im Mittelpunkt steht hier
die verbesserte Synchronisation der Zeitstrukturen al-
ler relevanten Institutionen. Synchronisierte Zeitstruk-
turen eröffnen neue Handlungsmöglichkeiten und ver-
ringern „ineffiziente“ Zeitverwendung, etwa durch
Verringerung von Wegezeiten.
– Anzustreben ist eine grundsätzliche Umverteilung von
Zeit im Lebenslauf, zwischen Generationen sowie
zwischen den Geschlechtern. Ziel von Zeitpolitik ist
es nicht, primär Frauen stärker in den Arbeitsmarkt zu
integrieren, sondern Männer stärker in die Familienar-
beit. Familie ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Gesetzli-
che Regelungen, die gesellschaftliche Rollenbilder
einseitiger Familienaufteilung verfestigen oder ver-
stärken, sind zu vermeiden.
– Teil von Familienzeitpolitik ist zudem, familienex-
terne Dienstleistungen auszubauen und zu fördern, um
dadurch Zeitressourcen für die Familien zu erschlie-
ßen. Durch die Schaffung von Möglichkeiten zur Aus-
lagerung von Haus- und Familienarbeit an öffentliche,
privatwirtschaftliche und ehrenamtlich tätige Dienst-
leister entsteht Raum für mehr Qualitätszeit in Fami-
lien.
– Familienzeitpolitik schließt auch die Verbesserung der
Zeitkompetenz ein. Eine mangelnde Fähigkeit im Um-
gang mit Zeit kann verhindern, dass Familien ihre Zeit-
ressourcen optimal nutzen. Gestärkt werden soll die
Kompetenz, wie die Zeit selbstverantwortlich struktu-
riert werden kann, so dass die individuellen oder ge-
meinsamen Handlungsziele gut verwirklicht werden
können. Ein Ansatzpunkt hierfür liegt im Bildungssys-
tem.
Mit diesen Handlungsdimensionen sind künftig die ver-
schiedenen Taktgeber familiärer Zeit aufgefordert, zeitli-
che Freiräume für Familien zu schaffen und zu respektie-
ren:
– Zunächst sind – stellvertretend für andere private Ak-
teure – Arbeitgeber und die Sozialpartner gefragt: Sie
gestalten die betrieblichen Arbeitsbedingungen und
wirken damit auf die Zeit der Familienmitglieder ein.
Durch die – gesamtgesellschaftlich zu begrüßende –
höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen nimmt die Not-
wendigkeit, auf Familienbedürfnisse Rücksicht zu neh-
men, an Bedeutung zu: Die gelungene Synchronisation
der Arbeitszeiten zweier Erwerbstätiger eröffnet zu-
sätzliche Einkommensspielräume für die Familien, be-
darf aber auch größerer Freiräume und Flexibilität in
der Hand der Arbeitnehmer, als dies ehemals der Fall
war.
– Gefordert sind aber auch die Kommunen als vielleicht
wichtigster staatlicher Akteur: Sie stellen die Infra-
struktur der familiären Erziehung zur Verfügung. Das
Vorhandensein qualitativ hochwertiger, ortsnaher und
eben auch zeitlich passender Betreuung ist notwendige
Voraussetzung dafür, dass – ökonomisch oftmals drin-
gend erforderliche – Freiräume zur Erwerbstätigkeit
geschaffen werden, dass Eltern in ihrer Erziehungs-
aufgabe effektiv unterstützt und entlastet werden kön-
nen.
– Schließlich ist Adressat nicht zuletzt der Gesetzgeber:
Er schafft die Rahmenbedingungen, in denen Familie
lebt und handelt. Nach gesetzlichen Vorgaben erfolgt
nicht nur die Zuteilung finanzieller Ressourcen für Fa-
milie, sondern auch die Zuteilung des Rechts, über fa-
miliäre Zeit zu entscheiden. Dabei erschwert die
„strukturelle Blindheit des Arbeitsrechts“ gegenüber
der Familie die Vereinbarkeit der beiden Lebensberei-
che Familie und Beruf.
– Daneben steht als Adressat aber auch der Taktnehmer
familiärer Zeitvorgabe: die Familie und ihre Mitglie-
der selbst. Sie können und sollen über Zeitverwen-
dung entscheiden. Die Freiheit, die eine Zeitsouverä-
nität mitbringt, kann auch eine Freiheit gegen eine
Zeitverwendung für Familie sein. Zeit für Verantwor-
tung für Familie ist damit auch eine verantwortete
Freiheit.
Verantwortete Freiheit setzt voraus, dass familiäre Zeit-
verwendung im Wertesystem unserer Gesellschaft einen
entsprechenden Stellenwert erhält. Wer sich für Familie
einsetzt, wer Zeit für Erziehung und Pflege aufwendet,
wer Familie in ihrer wechselseitigen Verantwortung lebt,
der verdient gesellschaftliche Anerkennung und Unter-
stützung jenseits aller rechtlichen Vorgaben. Gesellschaft-
liche Erwartungen prägen die Zeitverwendung des Ein-
zelnen. Gesellschaftliche Erwartungen orientieren sich an
Werten. Der Stellenwert familiärer Verantwortung muss
stärker im gesellschaftlichen Wertekanon verankert wer-
den.
7.4 Vorschläge für eine Familienzeitpolitik
Aus der Interaktion der Handlungsdimensionen mit den
verschiedenen Taktgebern familiärer Zeit erwachsen kon-
krete Handlungsvorschläge.
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 137 – Drucksache 17/9000
7.4.1 Infrastruktur für mehr Zeitsouveränität
Die große Mehrheit von Frauen und Männern möchte
heute sowohl ein Familienleben mit Kindern als auch er-
werbstätig sein. In (West-)Deutschland galt lange Zeit eine
strikte Trennung von Erwerbs- und Familiensphäre, was
vor allem die Frauen auf die unbezahlte Familienarbeit be-
schränkte und den Männern ein Nebeneinander von Beruf
und Familie ermöglichte. Länder wie Dänemark, Schwe-
den, Finnland und Frankreich haben früher als (West-)
Deutschland begonnen, die Erwerbstätigkeit von Frauen
zu fördern. Begleitend dazu wurde in diesen Ländern ein
Recht auf staatlich finanzierte Kinderbetreuung einge-
führt. In Deutschland verändert der langsame Abschied
vom Familienernährermodell die zeitliche Ausgangslage
von Familien deutlich. Immer häufiger arbeiten auch hier
beide Eltern, selbst dann, wenn noch Kleinkinder zum
Haushalt gehören. Die häufigste Beschäftigungsform ist
dabei die Vollzeit-/Teilzeit-Kombination. Ein Elternteil,
meist der Mann, arbeitet in Vollzeit, der andere, meist die
Frau, ist teilzeitbeschäftigt.
Für das Überdauern der meist ungleichen Verteilung der
Erwerbs- und Familienarbeitszeiten gibt es vielfältige
Gründe. Neben kulturellen Vorgaben und dem Behar-
rungsvermögen ungleicher Aufgabenverteilung spielen
mit dem noch unzureichenden Angebot an öffentlicher
Kinderbetreuung vor allem institutionelle Verhältnisse
eine Rolle. Die Betreuungsinfrastruktur stellt eine zen-
trale Voraussetzung für die Zeitsouveränität von Eltern
dar. Ausgebaute Kinderbetreuungseinrichtungen senken
die Opportunitätskosten, die der Familiengründung und
-erweiterung entgegenstehen können, ermöglichen Er-
werbstätigkeit, indem sie Frauen und Männer beim Spa-
gat zwischen Kindern und Beruf entlasten, und wirken
sich auch auf die Anforderungen an eine familienbe-
wusste Gestaltung der Arbeitsbedingungen aus. Familien-
zeitpolitisch nimmt die Betreuungssituation einen hervor-
gehobenen Platz ein. Nach Auffassung der Kommission
müssen Familien durch passgenaue Betreuungs-, Versor-
gungs- und Erziehungseinrichtungen unterstützt werden.
Auch wenn sich die institutionelle Situation bereits ver-
bessert hat, müssen noch zusätzliche Anstrengungen un-
ternommen werden:
– Notwendig ist ein bedarfsgerechter Ausbau an qualita-
tiv hochwertigen Betreuungsplätzen in Kindertages-
einrichtungen und in der Tagespflege, der den Bedürf-
nissen der Kinder und Eltern entspricht und mit der
lokalen Infrastruktur vernetzt ist. Erst wenn für alle
Kinder Ganztagsbetreuungsplätze in hervorragender
Qualität vorhanden sind, haben Eltern tatsächlich eine
Wahlmöglichkeit. Die zeitliche Flexibilität der Betreu-
ungsangebote sollte sich nach den Bedürfnissen der
Kinder und ihrer Eltern ausrichten. Für lange Betreu-
ungsbedarfe im ersten Lebensjahr oder abends und
nachts eignet sich (ergänzend) eine Tagespflegefami-
lie, die dem Kind eine familienähnliche, vertraute Um-
gebung bietet, besser als eine Kindertageseinrichtung,
in der Kleinkinder schicht- und fluktuationsbedingtem
Personalwechsel ausgesetzt sind.
– Notwendig ist ebenso ein bedarfsgerechter Ausbau an
qualitativ hochwertigen Ganztagsschulen, die Kindern
Bildungs- und Entwicklungschancen auch in außer-
schulischen Bereichen bieten und Eltern eine Verein-
barkeit von Beruf und Familie ermöglichen. Das
bestehende deutsche Grundschulsystem mit vormit-
täglichen Unterrichtszeiten und 14 Wochen Schulfe-
rien im Jahr stellt berufstätige Eltern häufig vor Pro-
bleme. An Ganztagsschulen könnten deshalb ähnlich
wie in Schweden „Freizeitheime“ entstehen, die so-
wohl in der Ganztagsbetreuung als auch in den Schul-
ferien Freizeit- und Bildungsangebote für Schüler und
Familien bereitstellen.
7.4.2 Arbeitszeiten als Schlüssel zur 
Stärkung der Zeitsouveränität
Die Zeitsouveränität von Eltern hängt sehr stark von ihrer
Stellung im Wirtschaftsleben ab. Die Erwerbstätigkeit
verlangt ein hohes Maß an zeitlicher Anpassung, die nicht
selten zu Lasten des Familienlebens geht. Prinzipiell kön-
nen berufsbedingt Zeitprobleme für Familien aus dem
Umfang der Erwerbstätigkeit sowie aus der Verteilung
und der Lage der Arbeitszeit entstehen. Oftmals fehlen
die Freiheitsgrade, die es Erwerbstätigen mit Familie er-
lauben würden, die familiäre Betreuungssituation und die
Arbeitsleistung zu vereinbaren. Zeitsouveränität kann ge-
stärkt werden, wenn ein durch Recht substantiell geregel-
ter Anspruch auf Zeit in Verbindung mit der Zuwendung
finanzieller Mittel Freiräume schafft. Exemplarisch steht
hierfür die Elternzeit, die um das Elterngeld ergänzt wird.
Vorhandene Arbeitszeitangebote können an den Wün-
schen der Eltern vorbeigehen. Viele Mütter etwa bevorzu-
gen vollzeitnahe Teilzeitarbeitsverhältnisse, Väter arbei-
ten dagegen oft mehr, als es ihren Wünschen entspricht.
Mit der Integration von Frauen in die Arbeitswelt sehen
sich Unternehmen deshalb zunehmend vor die Notwen-
digkeit gestellt, Familienbelange noch stärker zu berück-
sichtigen. Familienbewusste Arbeitsorganisation und Per-
sonalpolitik sind zudem auch ein Wettbewerbsfaktor bei
dem sich abzeichnenden, demografisch bedingten Fach-
kräftemangel. Weil die Arbeitszeit der Dreh- und Angel-
punkt einer auf die Familie Rücksicht nehmenden Wirt-
schaft ist, breiten sich flexible Arbeitszeitmodelle mehr
und mehr aus. Bei der Frage der Arbeitszeitflexibilität hat
man es jedoch mit einem ambivalenten Instrument zu tun,
bei dem nicht feststeht, ob die betrieblichen Maßnahmen
letztlich stets auch den Bedürfnissen der Familie entspre-
chen.
Die Kommission möchte die Unternehmen und Sozial-
partner für mehr familienbewusstes Denken und Handeln
sensibilisieren und gibt im Einzelnen folgende Anregun-
gen und Empfehlungen:
– Familienbewusste Arbeitszeiten als ein wichtiger Fak-
tor für das Gelingen von Familie liegen in der Verant-
wortung von Unternehmen, Tarifpartnern und Staat. In
erster Linie sind die Sozialpartner aufgefordert, durch
Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen und einzelar-
beitsvertragliche Regelungen substanzielle Lösungen
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im Sinne der Rücksichtnahme auf Familien zu erarbei-
ten und zu implementieren.
– Flexible Arbeitszeitmodelle sind möglichst so zu ge-
stalten, dass sie sich stärker an den Interessen und Be-
dürfnissen der Familie orientieren. Den Beschäftigten
sollten mehr Freiheitsgrade in Bezug auf Lage, Um-
fang und Verteilung ihrer Arbeitszeit eingeräumt wer-
den, die sie für familiäre Belange nutzen können. Eine
souveräne Gestaltung der Arbeitszeit wird auch durch
mobile Arbeitsformen und alternierende Telearbeit ge-
fördert, solange Vorkehrungen gegen die Gefahren der
Überlastung geschaffen werden.
– Anzustreben ist eine gleichmäßigere Verteilung der
Wochenarbeitszeiten zwischen Müttern und Vätern
gemäß deren Präferenzen. Insbesondere ist sie durch
die Förderung vollzeitnaher Teilzeitmodelle erreich-
bar, da sich viele erwerbstätige Mütter eine Auswei-
tung ihrer Teilzeitbeschäftigung und viele Väter eine
Reduzierung ihrer oftmals überlangen Arbeitszeiten
wünschen.
Voraussetzung für eine familiengerechte Umsetzung von
Regelungen ist eine familienbewusste Unternehmenskul-
tur. Die Entwicklung einer solchen Unternehmenskultur
ist ein langwieriger Prozess, bei dem den Führungskräf-
ten eine zentrale Rolle zufällt, da sie einerseits oft über
die konkrete Umsetzung der Maßnahmen entscheiden,
andererseits auch als Vorbild für Mitarbeiter fungieren.
Für eine Weiterentwicklung der Unternehmens- und Füh-
rungskultur ist ein klares Bekenntnis der Unternehmens-
leitung zur Akzeptanz einer souveränen Mitgestaltung der
Arbeitszeit und/oder des Arbeitsortes förderlich. Auch
die Führungskräfte sollten weniger über Kontrolle als
vielmehr ergebnisorientiert agieren. Die Vermittlung von
Zeitkompetenz bzw. einer Lebensführungskompetenz der
Grenzziehung („Boundary Management“) über Mitarbei-
tergespräche, Zielvereinbarungen und Personalentwick-
lung kann diesen Prozess unterstützen.
Kritisch reflektiert werden sollte das Bild des voll verfüg-
baren und „sorglosen“ Arbeitnehmers ohne private Ver-
pflichtungen, um die Akzeptanz variabler Erwerbsver-
läufe bei Männern und Frauen sowie die Sensibilisierung
für neue Rollenmuster und -verteilungen zwischen den
Geschlechtern zu fördern.
– Besonders bedeutsam erscheint in diesem Zusammen-
hang die Entkräftung des Mythos der „Unteilbarkeit“
verantwortungsvoller bzw. anspruchsvoller Tätigkei-
ten zur Erlangung einer grundsätzlichen Akzeptanz
beruflicher Werdegänge, die auch familiäres Engage-
ment wertschätzen.
– Die sogenannte „Rush Hour“ der Karriereentwicklung
wird entzerrt, wenn allen Altersgruppen über die ge-
samte Lebensarbeitszeit hinweg Karriereperspektiven
aufgezeigt werden. Dazu gehört auch die Etablierung
alternativer Karrierepfade, z. B. Projekt- und/oder Ex-
pertenkarrieren, die mehr Raum für private Belange
lassen als die klassischen „Schornsteinkarrieren“.
Hilfreich erscheint in diesem Zusammenhang insbe-
sondere die Möglichkeit vollzeitnaher Teilzeit und/
oder alternierender Telearbeit für Führungskräfte. 
Im Hinblick auf die Gestaltung beruflicher Werdegänge
im Sinne einer Stärkung der Zeit für Verantwortung für
Familie gilt zu beachten, dass Veränderungen in diesem
Handlungsfeld stark tradierte Muster aufbrechen. Daher
sind Fortschritte eher mittelfristig und vor allem dann zu
erwarten, wenn Unternehmensleitung, Personalabteilung
und betriebliche Interessensvertretung gemeinsam agie-
ren.
7.4.3 Berücksichtigung der Familie 
im Arbeits(zeit)recht
In Zukunft wird die Berücksichtigung der Familie im Ar-
beits(zeit)recht stärker gefordert sein, denn mit der Inte-
gration von Frauen in die Arbeitswelt und auch mit der
Integration von Männern in die Familienaufgaben drin-
gen familiale Anforderungen noch stärker in die Arbeits-
welt ein. Es gibt eine familienzeitpolitische Gestaltungs-
aufgabe des Arbeits(zeit)rechts, die mehr als bisher
angesprochen und wahrgenommen werden muss. Noch
ist die Familie als eine Sozialform und Gemeinschaft mit
eigenen Interessen und Voraussetzungen keine ursprüng-
liche Kategorie des Arbeits(zeit)rechts; Familie ist hier
im ursprünglichen und unmittelbaren Sinn nicht verortet.
Das sollte sich ändern. Mit gesetzgeberischen Maßnah-
men kann auf eine größere Arbeitszeitsouveränität von
Beschäftigten hingewirkt werden. Im erweiterten Sinne
wird die Zeitsouveränität von Eltern auch dann erhöht,
wenn ihre Beschäftigungssicherheit gestärkt wird. Die
Familienwünsche jüngerer Menschen geraten oftmals in
Konflikt mit einer häufig als unsicher empfundenen Lage
auf dem Arbeitsmarkt und mit der Aufgabe, sich beruf-
lich zu etablieren.
Im Einzelnen empfiehlt die Kommission:
– Der Gesetzgeber kann auf substanzieller Ebene we-
sentliche Beiträge zur Erhöhung der Zeitsouveränität
erbringen. Aus Sicht der Familienzeitpolitik ist eine
Weiterentwicklung des § 8 TzBfG zu prüfen. Hierin
ist das Recht der Arbeitnehmerinnen und der Arbeit-
nehmer auf Teilzeit normiert. Der Anwendungsbe-
reich sollte erweitert werden auf das Recht zur Mitwir-
kung bei der Lage der Arbeitszeit, solange eine
familiäre Konfliktsituation besteht und betriebliche
Gründe diesem Wunsch nicht entgegenstehen. Diese
Rechtsreform sollte aber möglichst belastungsneutral
für die betriebliche Organisation und den wirtschaftli-
chen Erfolg sein. Zur Kompensation der Erweiterung
der Arbeitnehmerrechte sollte deshalb der Anwen-
dungsbereich des § 8 TzBfG auf familienbedingte Ar-
beitszeitwünsche reduziert werden.
– Im Kündigungsschutz sollte es zu einer stärkeren Be-
tonung familienpolitischer Elemente kommen. Bei be-
triebsbedingter Kündigung hat der Arbeitgeber eine
Sozialauswahl durchzuführen, bei der er die sozial
Schutzbedürftigen im Unternehmen belässt und die
weniger Schutzbedürftigen entlässt. Es wird angeregt
zu prüfen, ob bei der obligatorischen Gewichtung der
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sozialen Kriterien die Unterhaltspflichten gestärkt
werden sollen und dafür das Kriterium Lebensalter,
das mit dem Kriterium Betriebszugehörigkeit eng zu-
sammen hängt, gestrichen werden kann. Jüngere Ar-
beitnehmer in Zeiten der Familiengründung, die in der
Sozialwahl häufig als die weniger Schutzbedürftigen
herausfallen, können so besser geschützt werden, äl-
tere dagegen weniger. Mehr Sicherheit bei der berufli-
chen Perspektive trägt zur finanziellen Absicherung
der Familie bei und könnte die Entscheidung für Fa-
milie erleichtern.
– In ähnlicher Weise wie bei der Sozialauswahl wäre die
Familie auch bei der Aufstellung von Sozialplänen
stärker zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung von
Unterhaltspflichten bei der Berechnung von Abfin-
dungen ist bislang nicht genereller Natur. Vielmehr
sind und bleiben Alter und Betriebszugehörigkeit die
bestimmenden Kriterien. Zu den bislang von der Eini-
gungsstelle zwingend zu berücksichtigenden Kriterien
und Grundsätzen sollte auch die familiäre Lage der
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers gehören.
7.4.4 Flexible Gestaltung familienbedingter 
Erwerbsunterbrechungen
Es gibt besondere Familienphasen, in denen die gestellten
Anforderungen, aber auch die Wünsche der Familienmit-
glieder, eine Erwerbstätigkeit aller erwachsenen Fami-
lienmitglieder nicht erlauben und ein vorübergehendes
Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt angestrebt wird. Dies
gilt insbesondere in den ersten Lebensmonaten eines Kin-
des, aber auch während intensiver Pflegebedürftigkeit ei-
nes Angehörigen. Mit Elternzeit und Elterngeld sowie
auch mit dem geplanten Familienpflegezeitgesetz gibt es
substantielle Regelungen, die den betroffenen Personen
ein vorübergehendes Ausscheiden aus dem Beruf mit
Lohnersatzleistungen oder reduziertem Einkommen und
ein Rückkehrrecht an den Arbeitsplatz ermöglichen.
Das Elterngeld leistet einen bedeutenden Beitrag zur
Zeitsouveränität von Eltern, ermöglicht Entscheidungen
entlang ihrer jeweiligen Zeitpräferenz und trägt zur Zeit-
umverteilung zwischen Müttern und Vätern in Bezug auf
Familien- und Arbeitszeit bei. Mit seiner Einführung im
Jahr 2007 hat sich die Situation von Eltern im ersten Le-
bensjahr nach der Geburt eines Kindes grundlegend ge-
wandelt. Deutlich mehr Väter nehmen nun eine berufli-
che Auszeit, um sich (zumindest temporär) intensiv der
Betreuung des eigenen Kindes zu widmen. Mütter nutzen
den sich bietenden Schutzraum, kehren aber gut ein Jahr
nach der Geburt des Kindes, d. h. nach Auslaufen des El-
terngeldes, schneller und in größerer Zahl in den Arbeits-
markt zurück. Somit kommt es seltener zu langen Er-
werbsunterbrechungen, die später für die betreffenden
Frauen mit Nachteilen am Arbeitsmarkt verbunden sind.
Auch die Elternzeit erweitert den zeitlichen Handlungs-
raum von Familien. Sie ermöglicht ihnen eine Auszeit
von ihren beruflichen Pflichten, um Zeit mit ihren Kin-
dern zu verbringen. Im internationalen Vergleich hat die
Elternzeit mit 36 Monaten einen großen Umfang, sieht
aber in seiner Ausgestaltung Einschränkungen vor, die im
Interesse der besseren Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie aufgelockert werden sollten. Die Kommission emp-
fiehlt, die nachfolgenden Flexibilisierungsvorschläge zur
Inanspruchnahme der Elternzeit auf ihre Praxistauglich-
keit zu prüfen:
– Bislang können nur bis zu 12 Monate der dreijährigen
Elternzeit mit Zustimmung des Arbeitgebers über das
dritte Lebensjahr des Kindes hinaus und auch nur bis
zur Vollendung des achten Lebensjahres übertragen
werden. Da der Übertritt des Kindes in eine weiterfüh-
rende Schule für viele Familien eine besondere He-
rausforderung darstellt, sollten die Regelungen zur
Übertragbarkeit gelockert werden.
– Ferner sollte die Begrenzung der Übertragbarkeit von
nur 12 Monaten der Elternzeit auf 24 Monate ausge-
weitet werden können. Denkbar wäre es auch, die
Elternzeit noch weiter zu flexibilisieren und die zeitli-
chen Beschränkungen der Inanspruchnahme der El-
ternzeit gänzlich aufzuheben. Eltern könnten dann un-
abhängig vom Lebensalter des Kindes bis zur
Vollendung des 14. Lebensjahres Elternzeit nehmen.
Bei diesen Reformschritten sind jedoch stets die Be-
einträchtigungen für die Arbeitgeber zu berücksichti-
gen. Im Blick zu behalten und zu prüfen sind auch die
arbeits- und sozialrechtlichen Konsequenzen. Auch ist
das Ausmaß des gesellschaftlichen Bedarfs weiter zu
ermitteln.
– Bisher muss die Elternzeit für zwei Jahre im Voraus
festgelegt werden. Da junge Eltern die Entwicklung
ihres Kindes schwer absehen können, stellt das eine
Herausforderung für sie dar. Soweit keine betriebli-
chen Belange dagegen sprechen, sollte diese Frist ver-
kürzt werden.
– Um die möglichen nachteiligen Folgen der dreijähri-
gen Elternzeit auf die Dauer der Erwerbsunterbre-
chungen zu vermeiden, sollte das Für und Wider einer
Verkürzung der Elternzeit sorgfältig abgewogen wer-
den.
Erweitert man bei der Elternzeit den Spielraum für die El-
tern, dann führt das tendenziell zu Flexibilitätseinbußen
für die Arbeitgeber. Ganz generell haben familienzeit-
politisch motivierte Reformen diese Belastungen zu be-
rücksichtigen. Flexible familienbedingte Erwerbsunter-
brechungen können deshalb nicht allein vom Gesetzgeber
vorgegeben werden. Eine optimale Ausgestaltung der
Unterbrechungen kann nur auf betrieblicher Ebene im
Gespräch zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer er-
reicht werden. Hierzu sollten Arbeitgeber noch stärker für
die familiären Anforderungen der Arbeitnehmer sensibili-
siert werden. Handlungsempfehlungen mit Bezug zum
Wiedereinstieg nach Mutterschutz bzw. Elternzeit richten
sich an die Personalabteilung und die Führungskräfte,
aber auch an die betriebliche Interessenvertretung, die ge-
gebenenfalls in bestimmte Entscheidungswege einzubin-
den ist:
– Grundsätzlich sollte Beschäftigten die Möglichkeit ei-
nes schrittweisen Wiedereinstiegs angeboten werden,
der je nach den gegebenen Betreuungsangeboten und
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-wünschen sowie dem gewünschten Lebensmodell ge-
staltet wird. Dies zu organisieren, ist vergleichsweise
zeitintensiv.
– Eher kurz- bis mittelfristig umsetzbar hingegen ist die
Implementierung von Kontakthalteprogrammen und
Weiterbildungsangeboten während der Elternzeit so-
wie einer Unterstützung beim Zeitmanagement zwi-
schen Beruf und Familie. Diese Unterstützung erfolgt
idealerweise bereits während der Schwangerschaft in
Form einer Bewusstseinsbildung für die Notwendig-
keit einer frühen Auseinandersetzung mit den berufli-
chen Perspektiven, der Kinderbetreuung etc.
7.4.5 Entlastung von Familien
durch Zeitumverteilung
Oft ist Zeit nicht einfach knapp, sondern nur ungleich
verteilt. Diese Ungleichverteilung tritt innerfamilial auf,
wenn die Haushalts- und Erziehungs- oder Pflegeaufga-
ben hauptsächlich von Frauen übernommen werden. Sie
kann auch aus dem institutionalisierten Vorgaben eines
Lebenslaufes resultieren oder, was ein weiterer lebens-
laufbezogener Aspekt ist, intergenerationaler Natur sein.
Auf der einen Seite steigt der zeitbedingte Stress der jün-
geren Generation, auf der anderen Seite werden die zeitli-
chen Möglichkeiten der älteren Generation möglicher-
weise unzureichend genutzt. Die Zeitressourcen können
recht unterschiedlich verteilt sein. Eltern mit Kindern lei-
den häufig unter Zeitknappheit, während Personen im
Ruhestand zum Teil große Zeitreserven haben können.
Soweit Zeitressourcen im Sinne der Präferenzen aller Be-
teiligten umverteilt werden können, ist eine Reallokation
zwischen den Geschlechtern, im Lebenslauf sowie zwi-
schen Generationen grundsätzlich erstrebenswert und un-
terstützungswürdig.
Für Erwerbstätige stellen Lebensarbeitszeitkonten eine
grundlegende Möglichkeit zur intertemporalen Umvertei-
lung von Zeit dar. Es ist deshalb zu prüfen, inwiefern die
Verbreitung von Langzeitkonten für familienbezogene
Zwecke (Familienzeitkonten) unterstützt werden kann.
Langzeitkonten werden dabei als Wertguthaben verstan-
den, die – anders als die flexible Gestaltung der täglichen
oder wöchentlichen Arbeitszeit – eine spätere Freistel-
lung von der Arbeit oder eine Verringerung der vertrag-
lich vereinbarten Arbeitszeit bezwecken. 
Die Berichtspflichten und die Insolvenzsicherung stellen
erhebliche Anforderungen an die Personalabteilungen ins-
besondere in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU).
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Langzeitkonten
sind alles in allem anspruchsvoll und zumindest nicht för-
derlich für die rasche Verbreitung dieser unter zeitpoliti-
schen Aspekten der Zeitsouveränität zukunftsfähig er-
scheinenden Form einer intertemporalen Verteilung von
Zeit. Erste Erfahrungen mit familienzeitkontenähnlichen
Maßnahmen legen deshalb die Empfehlung nahe, durch
eine Erleichterung der gesetzlichen Anforderungen an die
Führung und Sicherung von Zeitwertkonten deren Ver-
breitung zu unterstützen, wenn diese explizit eine fami-
lienzeitpolitische Nutzung erlauben:
– Die gesetzlichen Anforderungen an die Führung von
Langzeitkonten sollten im Fall von Zeitwertkonten für
Familienzeit zunächst für KMU, gegebenenfalls bei
Bewährung auch für alle Unternehmen abgesenkt wer-
den. KMU sollten erstens verminderten Berichts-
pflichten unterworfen werden. Zweitens sollten sie
selbst entscheiden dürfen, ob die Langzeitkonten in
Geld oder Zeit geführt werden. Drittens sollten zur
Verbesserung der Portabilität generell die Übertragung
von Wertguthaben auf die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund als Regeldurchführungsweg angeboten
werden. Dadurch kann der administrative Aufwand
für KMU vermindert werden. Viertens sollte eine In-
solvenzsicherung für diesen konkreten Fall einer Zeit-
budgetnutzung im Wege einer Ausfallbürgschaft er-
wogen werden.
Zeit kann auch intergenerational umverteilt werden. Diese
Umverteilung kann sowohl innerhalb der Herkunftsfami-
lie als auch zwischen familienfremden Personen und Per-
sonengruppen stattfinden. Die Sachverständigenkommis-
sion empfiehlt vor allem, das mitverantwortliche Potenzial
älterer Menschen anzusprechen und für die Familienzeit
zu gewinnen.
– In § 15 Absatz 1a BEEG wurde die Großelternzeit als
eingeschränktes Pendant zur Elternzeit geschaffen.
Das erklärte Ziel bei der Einführung von Großeltern-
zeit war es, jungen Menschen in problematischen Le-
benssituationen zu helfen. Der Kreis der potenziell
Begünstigten ist dabei bisher sehr limitiert. Da die
Großelternzeit ein weit größeres Potential zur Unter-
stützung von jungen Familien bietet als bei der gege-
benen Regelung vorgesehen, sollte geprüft werden, ob
der Anspruch auf Großelternzeit allen berufstätigen
Großeltern eingeräumt werden kann, unabhängig da-
von, ob die Eltern minderjährig oder bereits volljährig
sind, und ob die Großeltern auch dann unterstützend
wirken können, wenn ihre Kinder ihre Berufsausbil-
dung bereits abgeschlossen haben und im Berufsleben
angekommen sind. Die Großelternzeit sollte unabhän-
gig davon gewährt werden, ob das Enkelkind im glei-
chen Haushalt mit den Großeltern lebt oder bei den
Eltern. Eine Großelternzeit, gleichberechtigt zur El-
ternzeit, wäre attraktiv für Eltern und Großeltern und
könnte die Vereinbarkeit von Beruf und Familie er-
leichtern. Aus gesellschaftspolitischer Perspektive
spricht somit nichts dagegen die Großelternzeit zu er-
weitern; die gesetzliche Regelung des § 15 Absatz 1a
BEEG ist entsprechend zu reformieren. Zu prüfen ist
aber, welche Auswirkungen von einer solchen Aus-
weitung des Kreises der berechtigten Großeltern auf
die betriebliche Arbeitszeitdisposition ausgehen.
Nach Auffassung der Sachverständigenkommission sollte
der Bundesfreiwilligendienst in stärkerem Maße als In-
strument zur Förderung des zivilgesellschaftlichen Enga-
gements älterer Menschen genutzt werden. Als Option für
engagementbereite ältere Menschen sollte er offensiv
propagiert und die Suche nach geeigneten Einsatzmög-
lichkeiten für ältere Menschen erleichtert werden. Die
Chance, durch den Bundesfreiwilligendienst persönliche
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und soziale Kompetenzen zu erwerben und zu vertiefen,
muss auch gegenüber älteren Menschen stärker kommu-
niziert werden; diese können nicht lediglich Lebens- und
Erfahrungswissen einbringen, sondern durch die Aus-
übung der Tätigkeit auch Neues lernen. Die Attraktivität
des Bundesfreiwilligendienstes für ältere Menschen kann
nach Auffassung der Kommission dadurch gesteigert
werden, dass Umfang und Dauer der Verpflichtung flexi-
bilisiert werden:
– Ältere Menschen sollten die Möglichkeit haben, sich
für einen entgegen der gegenwärtigen Regelung von
6 Monaten deutlich kürzeren Zeitraum „probeweise“
zu verpflichten (die Kommission hält einen Zeitraum
von zunächst vier Wochen mit anschließender Verlän-
gerungsoption für angemessen). Die Mindeststunden-
zahl könnte für ältere Menschen deutlich niedriger lie-
gen als im Umfang einer Halbtagstätigkeit. 
– Für ältere Menschen sollte die Möglichkeit bestehen,
sich gegebenenfalls auch mehrmals und für unter-
schiedliche Tätigkeiten zu verpflichten. Die Kommis-
sion empfiehlt hier, die Maximaldauer von 24 Mona-
ten optional auf mehrere, zu unterschiedlichen Zeiten
wahrgenommene Tätigkeiten zu verteilen. Im Kontext
der Anleitung und Supervision freiwillig Tätiger soll-
ten Perspektiven für ein längerfristiges Engagement
vermittelt, nach Ende des Freiwilligendienstes sollten
ältere Menschen bei Bedarf bei der Suche neuer Tätig-
keitsfelder unterstützt werden.
Für die Lebensphase, in der in der Regel der Übergang
von der Erwerbstätigkeit in den Ruhestand vollzogen
wird, sind Maßnahmen zu prüfen, die die Potenziale älte-
rer Menschen und ihre Bereitschaft zum zivilgesellschaft-
lichen Engagement besser zur Geltung kommen lassen:
– Zum einen könnten nach Auffassung der Sachverstän-
digenkommission mitverantwortliche Potenziale älte-
rer Menschen besser umgesetzt werden, wenn es die
Option verlängerter Erwerbstätigkeit, bei Einigkeit
des betreffenden Arbeitnehmers und Arbeitgebers, ge-
ben würde. Zum anderen ist zu prüfen, ob die Option
eines bis zu zwei Jahre früheren Renteneintrittsalters
für jene geschaffen werden kann, die sich in diesem
Zeitraum zivilgesellschaftlich engagieren möchten,
wobei dieses Engagement mindestens dem Umfang ei-
ner Halbtagstätigkeit entsprechen sollte. In diesem
Fall sollten die Rentenabschläge erkennbar reduziert
werden, um damit einen Anreiz zu schaffen.
Für die Pflege als eine der Aufgaben, für die in Familien
und in ihrem sozialen Umfeld Zeit aufgebracht wird,
stellt die Pflegeversicherung die zentrale Institution dar.
Die Kommission empfiehlt hier Veränderungen vorzu-
nehmen, respektive zu überdenken:
– Die Kommission empfiehlt dringend eine Anpassung
des Pflegebedürftigkeitsbegriffs, der von einer ver-
richtungsorientierten Sicht der Pflege abrückt und ne-
ben der Selbstständigkeit sowohl die Selbstbestim-
mung als auch die Teilhabe in das Zentrum rückt. Die
von informellen Helfern erbrachten Unterstützungs-
leistungen und die hier zur Verfügung gestellte Zeit
sollte durch Leistungen aus der Pflegeversicherung
anerkannt werden. Frauen und Männer, die solche in-
formellen Leistungen für Pflegebedürftige erbringen,
sollten in ihren Beiträgen zur Pflegeversicherung ent-
lastet werden oder Anspruch auf zusätzliche Leistun-
gen durch die Pflegeversicherung haben. Mit Bezug
auf die letztgenannte Option könnten Zeitpunktkonten
geführt werden, auf die Menschen im Bedarfsfalle zu-
rückgreifen können.
– Bei der Definition von Leistungen der Pflegeversiche-
rung sollte berücksichtigt werden, dass ein Pflegemix
aus professionellen Pflegern, familiären und freiwilli-
gen Helfern eine besonders effektive Versorgung der
Betroffenen verspricht. Entsprechend sollten die Mög-
lichkeiten der Inanspruchnahme von Sach- und Geld-
leistungen flexibilisiert sowie die Unterstützungsleis-
tungen informeller, freiwilliger Helfer kompensiert
werden.
Mitverantwortliche Potenziale älterer Menschen werden
sich nur realisieren lassen, wenn ihr zivilgesellschaftli-
ches Engagement in unserer Gesellschaft hinreichend
akzeptiert, nachgefragt und gegebenenfalls auch einge-
fordert wird. Dies setzt zunächst eine angemessene Re-
präsentation von Altern und Alter sowie differenzierte
Altersbilder voraus. Mit Blick auf die Förderung eines
zivilgesellschaftlichen Engagements im Bereich der Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen muss deutlich ge-
macht werden, dass für die Betroffenen wichtige Unter-
stützungsleistungen nicht ausschließlich (und auch nicht
notwendigerweise besser) von professionellen Kräften er-
bracht werden können und freiwillige Helfer zur Realisie-
rung eines optimalen Pflegemix beitragen.
– Ein Diskurs über die Bedeutung der Unterstützungs-
leistungen älterer Menschen für die Sorgearbeit sollte
auf kommunaler wie auf gesamtgesellschaftlicher
Ebene initiiert und kontinuierlich geführt werden. Auf
kommunaler Ebene bieten hier Plattformen zivilgesell-
schaftlichen Engagements einen guten Ansatzpunkt.
Auf gesamtgesellschaftlicher Ebene kann etwa ein
auch auf die Bedürfnisse und Potenziale älterer Men-
schen abgestimmter Bundesfreiwilligendienst wichtige
Impulse geben.
Die Umverteilung von Zeitbudgets hat auch eine außerfa-
miliale Dimension. Familienaufgaben können durch öf-
fentliche Einrichtungen übernommen werden, wie es bei
Kinderkrippen oder Kindergärten der Fall ist. Zeitliche
Entlastung für die Familien kann aber auch über den
Markt durch familienunterstützende Dienstleistungen ge-
schaffen werden. Leistungen, die in der Regel innerhalb
der Familie erbracht werden müssen, werden gegen Ent-
gelt an andere übertragen, wodurch eine Entlastung der
Familie bewirkt werden kann. Familienunterstützende
Dienstleistungen können auch für den Wiedereinstieg von
Frauen in den Arbeitsmarkt genutzt werden. Im Bereich
dieser Dienstleistungen sind unterschiedliche Adressaten
zu benennen: Politik und Kommunen können etwas zur
Schaffung und zum Ausbau von Dienstleistungsagentu-
ren beitragen und deren Attraktivität steigern. Wo die
Möglichkeiten und der Bedarf besteht, sollten Kinderta-
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geseinrichtungen zu Dienstleistungszentren ausgebaut
werden. Auch auf Unternehmensebene kann etwas dafür
getan werden, dass Familien mehr und bezahlbare Mög-
lichkeiten haben, sich durch Dienstleistungen zu entlas-
ten. Zum Einsatz kommen könnten familienunterstüt-
zende Dienstleistungen als Anreize im Betrieb oder als
Entgeltbestandteil im Sinne von Gutscheinen („service
vouchers“). Die Sachverständigenkommission hebt drei
Empfehlungen hervor, mit denen familienunterstützende
Dienstleistungen gestärkt werden können:
– Eine entscheidende Stellschraube zur stärkeren Ver-
breitung familienunterstützender Dienstleistungen ge-
rade bei Familien stellt die Steigerung der Transparenz
über das entsprechende lokale Angebot dar.
– Nicht zu unterschätzen ist auch der finanzielle Aspekt:
So ist dafür Sorge zu tragen, dass familienunterstüt-
zende Dienstleistungen bezahlbar sind und gleichzei-
tig den Anbietern eine angemessene Vergütung ge-
währleisten. Für die Nachfrageseite empfehlen sich
hier unter anderem Gutschein-Modelle und die Erwei-
terung von Steuervergünstigungen. Auf Anbieterseite
stehen die Förderung von Existenzgründungen und die
Schaffung einer privatwirtschaftlichen Infrastruktur
im Fokus. In diesen eher mittelfristig umsetzbaren
Feldern sind wiederum insbesondere die Politik, die
Kommunen und die Anbieter selbst in der Pflicht.
– Handelt es sich bei der Dienstleistung um Kinderbe-
treuung, dann stellt die steuerliche Behandlung der da-
für anfallenden Kosten einen in besonderer Weise be-
achtenswerten Aspekt dar. Für einen Erwerbstätigen
sind Kinderbetreuungskosten in der Regel durch die
Erwerbstätigkeit bedingt. Dies spricht dafür, sie als
Werbungskosten anzusehen und somit im vollen Um-
fang steuerlich zu berücksichtigen. Können Kinderbe-
treuungskosten vollständig steuerlich geltend gemacht
werden, entfaltet das eine finanzielle Anreizwirkung
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, denn die Ent-
scheidung der Mütter für die Erwerbstätigkeit wäre
einfacher in dem Falle, dass sie gerne einen Beruf aus-
üben möchten, dies jedoch aus finanziellen Erwägun-
gen heraus nicht tun.
Zeitumverteilung findet aber auch dann statt, wenn die
Lasten und Pflichten innerhalb der Familie anders verteilt
werden. Die besondere Belastung von Frauen resultiert
immer noch daraus, dass Tätigkeiten im Haushalt und Er-
ziehungsaufgaben stärker durch sie als durch Männer
durchgeführt werden, selbst wenn Frauen berufstätig
sind. Ein Wandel dieser Rollenpraxis, das Rollenbild ist
in vielen Fällen schon weiter, steigert die familiale Zeit-
produktivität und erhöht gleichzeitig die Geschlechterge-
rechtigkeit. Die „Vätermonate“ beim Elterngeld wirken
in diese Richtung.
7.4.6 Zeitsynchronisation durch familien-
bewusste Zeitstrukturen auf 
lokaler Ebene
Soweit Zeitstrukturen nicht aufeinander abgestimmt sind,
erschweren sie die Gestaltung des Familienalltags. Ein
klassisches Beispiel für unkoordinierte und damit nicht
kompatible Zeitstrukturen sind Arbeitszeiten und Öff-
nungszeiten von Kindergärten oder Behörden. Strukturell
hervorgerufene Zeitkonflikte treten besonders in zeitlich
ohnehin belasteten Familienkonstellationen auf, die über
wenig Zeitpuffer verfügen. Dazu zählen erwerbstätige Al-
leinerziehende, Doppelverdiener- und Mehrkindfamilien.
Für die familienbewusste Synchronisation von Zeitstruk-
turen dürfte die kommunale Ebene in vielen Fällen die
angemessene Akteursebene sein.
Die Kommune ist ein besonderer familienzeitpolitischer
Handlungsraum. Oft sind es die Taktgeber im sozialen
Nahraum, die im Alltag von Familie Zeitstress verursa-
chen. Wenn die einzelnen Familienmitglieder in unter-
schiedliche Zeitsysteme (Kindertageseinrichtungen, Schule,
Erwerbsarbeit, Sportverein etc.) integriert sind, entstehen
Konflikte an den Schnittstellen der verschiedenen Lebens-
bereiche. Veränderungen in einem Lebensbereich (z. B.
Arbeitszeiten oder Geschäftsöffnungszeiten) wirken sich
auf die für andere Lebensbereiche verfügbaren bzw. erfor-
derlichen Zeiten aus (z. B. Betreuungsmöglichkeiten oder
Nahverkehr). Kommunale Zeitpolitik zielt darauf ab, die
Lebensqualität in zeitlicher Hinsicht insgesamt zu erhö-
hen.
Auf kommunaler Ebene entscheidet sich, ob und wie eine
von einer Frau und/oder einem Mann für ihr Leben und
das ihrer Kinder getroffene Entscheidung tatsächlich ge-
lebt werden kann. Ausschlaggebend für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf sind z. B. die Möglichkeiten der
Kinderbetreuung, die sie an ihrem Wohnort bzw. Arbeits-
platz in guter Erreichbarkeit vorfinden. 
– Voraussetzung dafür ist die möglichst präzise Erfas-
sung der örtlichen Lebensverhältnisse und die Imple-
mentierung passender, auf die Engpässe in den Le-
benslagen der Familien zugeschnittener Hilfen.
Lokale Zeitpolitik stellt einen sehr komplexen Handlungs-
strang dar, da die Interessen äußerst heterogener Akteure
in Einklang gebracht werden müssen, so dass Veränderun-
gen eher mittelfristig zu erreichen sind. Ebenso vielfältig
wie die Akteure sind auch die Handlungsempfehlungen.
Sie beziehen sich zum einen auf Verbesserungen im Hin-
blick auf die Verfügbarkeit von Dienstleistungen, z. B.
durch den Ausbau von E-Business und E-Government
oder die Anpassung und Erweiterung der Öffnungszeiten,
aber auch durch eine flexiblere und individuellere Gestal-
tung des Zeitangebotes personenbezogener öffentlicher
Dienstleistungen, wie z. B. Seniorendienste oder Kinder-
horte. Hierfür zeichnen unterschiedliche öffentliche und
private Akteure, Wirtschaft und Kommune gleichermaßen
verantwortlich. Zu diesem Bereich zählt auch die Vermei-
dung redundanter Behördengänge durch die Vernetzung
von Behörden, die Vereinfachung und Zusammenlegung
von Verfahren sowie durch die räumliche Nähe der
Dienste zu den Bürgern. Erhebliche Verbesserungen im
Bereich der lokalen Zeitpolitik können zum anderen durch
„Mobilitätspakte“ zwischen den öffentlichen und privaten
Akteuren einer Kommune erwartet werden, in denen tra-
ditionelle verkehrspolitische Ansätze mit zeitlichen As-
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pekten kombiniert und private „Zeitgeber“ einbezogen
werden.
– Vorteilhaft wären Initiativen, in denen die zentralen
Taktgeber einer Kommune (z. B. Schulen, Betreu-
ungseinrichtungen, Handel, Vertreter öffentlicher und
privater Dienstleistungsanbieter, Arbeitgeber sowie
Verkehrsbetriebe) zu familienzeitpolitischen Aus-
tauschplattformen eingeladen werden, um die Mög-
lichkeiten einer erhöhten Zeitsynchronisation zu prü-
fen. Bislang fragmentierte und getrennt voneinander
existierende Angebotsstrukturen können vernetzt, un-
ter einem Dach gebündelt und somit besser integriert
werden.
Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, der Familienbil-
dung oder Erziehungsberatung verbinden sich in neuen
Kooperationsmodellen mit Vermittlungs- und Qualifizie-
rungsstellen für Kindertagespflege, mit Ärzten und ande-
ren Akteuren aus dem Gesundheitsbereich, mit aufsuchen-
den Hilfen wie der sozialpädagogischen Familienhilfe,
Familienhebammen, Familienpat(inn)en sowie mit dem
breiten Spektrum von Hilfsangeboten für Familien und fa-
milienunterstützenden Dienstleistungen.
Die vielfältigen Bedürfnisse von Familien, vor allem sol-
cher mit Klein- und Schulkindern, nach zeitlicher Entlas-
tung und Abstimmung lassen sich vor Ort durch neue
Formen der kommunalen Planung, Vernetzung und Ko-
operation befriedigen. Dies kann in Familien- bzw. El-
tern-Kind-Zentren, Mehrgenerationenhäusern oder auch
in Ganztagsschulen realisiert werden, wenn hier Familien
als Ganzes, als Lebenszusammenhang im Zentrum ste-
hen. Familienzentren und Mehrgenerationenhäuser haben
das Potenzial, zu kommunalen Knotenpunkten für Fami-
liendienstleistungen zu werden, in dem neben öffentlich
geförderten Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsange-
boten auch zivilgesellschaftliches Engagement z. B. im
Sinne von Nachbarschaftshilfe, aber auch privat-gewerb-
licher Angebote familienunterstützender Dienstleistungen
passgenau auf die Bedürfnisse der Familien in diesem So-
zialraum zugeschnitten werden.
– Die Sachverständigenkommission empfiehlt, Fami-
lienzentren zu stärken, die wie ein Katalysator wirken
könnten, der den Aufbau einer familienfreundlichen
kommunalen Infrastruktur in Gang bringt oder be-
schleunigt, die auch die zeitlichen Bedürfnisse im
Blick hat.
Kommunen sollten sich – wie die Gesellschaft insgesamt –
stärker am Gedanken einer fürsorgenden Gemeinschaft
(„Caring Community“) orientieren. Wenn mitverantwort-
liche Potenziale, Engagement und Unterstützungsbedarfe
synchronisiert werden sollen, dann erscheint es notwen-
dig, Ressourcen für eine auf die jeweils regional bestehen-
den Notwendigkeiten und Möglichkeiten abgestimmte
Koordination solcher fürsorgenden Gemeinschaften be-
reitzustellen.
– In diesem Sinne empfiehlt die Sachverständigenkom-
mission die Einrichtung kommunaler Plattformen zur
Förderung und Koordinierung zivilgesellschaftlichen
Engagements.
– Derartige Plattformen sollten mit der Idee von Zeit-
konten kombiniert werden, da so neben Fürsorge und
Solidarität auch Reziprozität gefördert wird, wodurch
Überzeugungen, das eigene Altern gestalten zu kön-
nen, gestärkt und weitere Menschen für ein Engage-
ment gewonnen werden können.
– Für eine nachhaltige Etablierung solcher Plattformen
erscheint es sinnvoll, diese an bestehende Verantwor-
tungsbereiche innerhalb der Kommune (gegebenen-
falls auch an etablierte Wohlfahrtsorganisationen) an-
zugliedern. In jedem Falle erscheint aus Sicht der
Kommission eine professionelle Betreuung solcher
Plattformen notwendig.
7.4.7 Stärkung der Zeitkompetenz
Oft verhindern mangelnde Fähigkeiten im Umgang mit
Zeit, dass Familien ihre Zeitressourcen optimal nutzen,
sei es für die Bewältigung des Alltags oder die Steuerung
der eigenen Biografie und der von Kindern. Familienbe-
zogene Zeitpolitik hat zum Ziel, dass alle Menschen die
Kompetenz erhalten, ihre Zeit selbstverantwortlich so zu
strukturieren, dass ihre Handlungsziele und Präferenzen
dadurch möglichst gut verwirklicht werden. Der Ansatz-
punkt hierfür liegt im Bildungssystem, muss aber auch in
den Lebenslagen gesucht werden, in denen Zeitprobleme
auftreten.
Der verantwortliche Umgang mit Zeit als ein Merkmal
von Selbstverantwortung und Kompetenz sollte vermehrt
Eingang in schulische Curricula finden – und dies in allen
Phasen der schulischen Bildung. In diesem Zusammen-
hang ist auch die Vermittlung einer Lebenslaufperspek-
tive von Entwicklung wichtig. Im Zusammenhang mit
diesen Entwicklungspotenzialen sollte der verantwortli-
che Umgang mit der eigenen Lebenszeit thematisiert wer-
den.
Die Wege zur Steigerung der Zeitproduktivität sind viel-
fältig. Neben technischen Möglichkeiten – insbesondere
im Hinblick auf die wachsende informatorische Vernet-
zung – richtet sich der Blick nicht zuletzt auch auf die
individuellen Fähigkeiten zur „Bewirtschaftung“ der
knappen Zeitressource. Damit ist explizit nicht die „Öko-
nomisierung“ des Lebensbereiches Familie im Sinne einer
Übernahme betrieblicher Arbeitszeitlogiken in den Kon-
text der Familie gemeint. Vielmehr geht es darum, unfrei-
willige Zeitproduktivitätseinbußen der Familienmitglieder
in Folge unzureichender Zeitkompetenzen zu vermeiden.
Angebote zur Entwicklung größerer (familien)zeitlicher
Kompetenz könnten dabei in den unmittelbaren Zusam-
menhang mit dem (erstmaligen) Auftreten familienbezo-
gener Zeitverwendungen – sei es im Kontext von Pflege
oder im Kontext von Kindererziehung – gestellt werden.
Dies würde nicht nur den Zugang zu den Betroffenen er-
leichtern und damit Streuverluste reduzieren, sondern
angesichts der Nähe zur Notwendigkeit veränderter Zeit-
allokationen vermutlich auch die Wirksamkeit des Kom-
petenzerwerbs erhöhen.
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7.5 Der Politik in die Hand gegeben
Eine Zeitpolitik für die Familie spannt einen weiten
Schirm auf, unter dem sich mehr als die klassischen The-
men und Felder der Familienpolitik versammeln. Das
liegt daran, dass eine Familienzeitpolitik von Lebensla-
gen ausgeht, die sich nicht auf Familie und Familienleis-
tungen begrenzen lassen. Deshalb erstreckt sich der vor-
liegende Achte Familienbericht auch auf Bereiche wie die
Arbeitswelt oder das Arbeitsrecht. Der Bericht hat sich
dabei von dem Anspruch leiten lassen, zum einen mög-
lichst konkret Handlungsfelder und Akteure zu adressie-
ren, zum anderen aber auch den Blick frei zu haben für
sehr grundsätzliche Erwägungen, für die noch keine ge-
naueren Umsetzungsvorschläge möglich sind, will man
nicht den familienzeitpolitischen Akteuren in unbilliger
Weise Ratschläge erteilen.
Familienpolitisch motivierte Maßnahmen können, darin
unterscheiden sie sich nicht grundsätzlich von anderen
Politikfeldern, trotz guter Absichten auch unbeabsichtigte
Wirkungen erzielen. Auch die Anregungen und Empfeh-
lungen des Achten Familienberichts sollten deswegen
selbstverständlich nicht nur im Lichte ihrer Wirkung auf
die Familie, sondern stets auch unter der Perspektive ihrer
möglichen Begleiteffekte bewertet werden. Das ist oft-
mals wenig problematisch, aber gerade dort, wo Maßnah-
men Akteure adressieren, deren operatives Interesse nicht
an erster Stelle die größere Zeitsouveränität für Familien
sein kann, wird man auch auf Nebenwirkungen achten
müssen. So können Maßnahmen, die wegen ihrer fami-
lienzeitpolitischen Wirkungen erwünscht sind, durchaus
Effizienzeinbußen an anderer Stelle im ökonomischen
Kreislauf erzeugen. Es gilt daher stets auch, wertend
mögliche gegenläufige Effekte miteinander abzuwägen.
Die Vorschläge und Empfehlungen des Achten Familien-
berichts haben versucht, auch dafür zu sensibilisieren.
Der politische, gesellschaftliche und wissenschaftliche
Diskurs zum Zeitthema, der schon vor Jahren begonnen
hat, erhält mit dem Achten Familienbericht einen zusätz-
lichen Impuls. Der Bericht versteht sich insofern als ein
Beitrag zur Formulierung einer Familienzeitpolitik und
vertieft damit den Siebten Familienbericht. Vieles ist
möglich, nicht alles wird man realisieren können oder
wollen. Doch an der Schaffung guter Rahmenbedingun-
gen für Zeit für Familie führt kein Weg vorbei, möchte
man eine konkrete Familienzeitpolitik in die Gesellschaft
hineintragen. Jetzt ist es den gesellschaftlichen Gruppie-
rungen und den staatlichen Handelnden in die Hand gege-
ben, Familienzeitpolitik als eigenständiges Politikfeld zu
entwickeln.
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Anhang
A 1: Leitfaden der Fokusgruppen-Untersuchung 
1. Einleitung         10 Minuten
Vorstellung des Moderators und des Themas 
Erklärung der Regeln, keine richtigen oder falschen Antworten, alles ist richtig und interessant. 
Besonders wichtig heute: Offenheit! Es geht heute viel um Persönliches! 
Informationen zu Audio-/Videoaufnahmen 
Zusicherung über vertraulichen Umgang mit den Daten 
Vorstellung der Teilnehmer: 
Name, Alter, Familiensituation, berufliche Situation, Hobbies 
2. Warm-up und Wahrnehmung von Zeit   5 Minuten
Spontane Assoziationen Zeit
Was fällt spontan zu dem Begriff 'Zeit' ein? Was für Assoziationen, Ideen, Gedanken, Bilder, Gefühle 
kommen auf? 
Die Rolle von Zeit
Welches Verhältnis zu Zeit haben Sie in Ihrem Leben? Was für ein Typ sind Sie, wenn es um Zeit 
geht (gelassen, immer unruhig, gestresst, gelangweilt, )?
 Genereller Umgang mit Zeit 
- Wie fühlen Sie sich in Phasen von Zeitmangel? 
- Wie fühlen Sie sich, wenn Sie mal einen Überfluss an Zeit haben? 
3. Zeitbudgets im Tagesverlauf     15 Minuten
Einzelübung, etwa 5-10 Minuten: An einem Board haben wir eine für alle sichtbare Liste mit verschiedenen 
Kategorien von Aktivitäten/Tätigkeiten vorbereitet. Jeder Teilnehmer bekommt einen Zettel, auf dem ein Tag 
mit seinen Stunden sowie ein Wochenende visualisiert sind, ähnlich einem Kalenderblatt. Jeder soll für sich 
überlegen, wie in etwa Zeitbudgets über einen Wochentag und über das Wochenende auf unterschiedliche 
Aktivitäten/Tätigkeiten verteilt sind. Dann Diskussion in der Gruppe: 
Zeitbudgets über die Woche
Wie laufen typische Wochentage, wie typische Wochenenden ab? 
Womit wird Zeit verbracht? 
Wovor drückt man sich? Womit verbringt man besonders viel Zeit? 
Planungsgrad 
Wie stark wird Zeit generell im Alltag geplant? Wie ist Ihr Level an Planung? Was für Hilfsmittel
(wie z. B. Magnettafeln, Kalender, ) nutzen Sie? Wo bleibt Luft für Spontaneität?
Schwankungen im Zeitbudget
- Womit wird bei einem Überfluss an Zeit die Zeit verbracht?
- Was passiert bei einem Mangel an Zeit? Was kommt dann als erstes zu kurz? Wofür fehlt 
häufig Zeit? 
Aufgabenverteilung 
Wie sind Aufgaben in der Partnerschaft verteilt? 
- Wer macht was? 
- Wie stark tauscht man sich hierüber aus? (Wurde dies explizit ausgehandelt oder ist das eher 
eine stillschweigende Übereinkunft?)
- Hand aufs Herz: Wie ausgewogen ist die Aufgabenteilung? Und wie wird das von beiden 
jeweils wahrgenommen? 
- Was wird eventuell an Aufgaben auch delegiert? 
Persönliche Freizeit 
Wie viel Zeit bleibt für persönliche Freizeit? Für Hobbies und Freundschaften? Für die Partnerschaft? 
Worauf liegt in der persönlichen Freizeit der Fokus? 
4. Entscheidungsprozesse bei der Kinderplanung  20 Minuten
Gründe/Motivationen ein Kind zu bekommen (kurz)
Was sind Gründe, die für ein Kind sprechen?
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Bilderpoolübung zu Ängsten, Barrieren, Hinderungsgründen 
Jede/r Teilnehmer/in wählt ein Bild aus, das symbolisiert, was die entscheidendste Angst/Barriere ist. 
Nacheinander hält jeder sein Bild hoch, die anderen sagen, was sie darin sehen. Danach äußert sich die 
Person die das Bild ausgewählt hat, kurz dazu. Dann Diskussion in der Gruppe: 
Ängste, Barrieren, Hinderungsgründe
- Was sind Ängste, die so bedeutend sind, dass sie einen tatsächlich daran hindern, einen 
Kinderwunsch (jetzt) in die Tat umzusetzen? 
- Was sind eher untergeordnete Ängste, bei denen man das Gefühl hat, das würde sich schon 
irgendwie regeln lassen? 
- Sehen das beide in der Partnerschaft so? Oder gibt es unterschiedliche Barrieren? 
Abwägung der Entscheidung
- Wie gehen Sie mit der Entscheidung für/gegen ein Kind um? Wie informieren Sie sich? Wie 
diskutieren Sie dieses Thema? Wer oder was beeinflusst? 
- Wie wird das Thema in der Partnerschaft diskutiert? Was genau wird diskutiert, was 
abgewogen? Was sind die Themen? 
- Gibt es unterschiedliche Phasen der Entscheidungsfindung? In welcher Phase befinden Sie 
sich? Wann erfolgt der Übergang von einer zur nächsten Phase? 
- Wovon machen Sie persönlich letztlich eine Entscheidung abhängig? 
Ideale Bedingungen
Was wären für Sie optimale Bedingungen, um sich für ein Kind zu entscheiden? Bitte beschreiben 
Sie!
Diskrepanzen
Und wo liegen die größten Diskrepanzen zwischen Realität und Idealbild? 
5. Die Rolle von Zeit bei der Kinderplanung   40 Minuten
Spontane Reaktionen: Zeit und Entscheidung für ein Kind
Welche Rolle spielt für Sie das Thema Zeit bei der Entscheidung für oder gegen ein Kind? In welcher 
Hinsicht spielt Zeit eine Rolle und stellt eine Barriere dar? 
Zeitmanagement mit einem Kind 
Welche Vorstellungen gibt es bezüglich der Bewältigung von Job, Haushalt, Freizeit und Partnerzeit 
mit einem Kind? 
- Welche Gefühle kommen hoch? 
(Wie 'gestresst' fühlt man sich bei dem Gedanken? Gibt es vielleicht auch positive Zeitaspekte?)
- Welche Befürchtungen gibt es? Was bleibt auf der Strecke? 
- Welche Vorstellungen gibt es von Aktivitäten/Aufgaben, die auf einen zukommen? 
- Wie würde man sich vorstellen, diese Aufgaben in der Partnerschaft zu verteilen? Wer 
verzichtet wohl in welchem Maße auf Zeit? 
(Wurde dies schon mal diskutiert oder sogar ausgehandelt?) 
- Wie stark würde man sich vorstellen andere Parteien in Anspruch zu nehmen? Wo genau würde 
man sich Hilfe suchen/erhoffen? 
Was würde man lieber selber machen? 
Persönliche Zeitbudgets
Wenn wir uns noch einmal Ihr persönliches Zeitprotokoll von vorhin anschauen: Was ist ihr Gefühl, 
was würde sich verschieben? 
- Was für Aktivitäten/Tätigkeiten würden hinzukommen? 
- Wofür würde weniger Zeit bleiben? Was würde evtl. ganz wegfallen? (Verzicht)
- Was würde man anders oder schneller erledigen? (Zeitverdichtung)
- Wo würde sich die Aufgabenteilung ändern? Was würden Sie delegieren  an den Partner 
oder andere Personen/Institutionen? (Delegation)
Veränderung der Zeitwahrnehmung
Was ist Ihr Gefühl: Wie würde sich Ihre Zeitwahrnehmung wohl verändern? In positiver und 
negativer Hinsicht? 
Zusammenfassend: 
Wo liegen Hauptprobleme, wenn es um das Thema Zeit geht? Was sind Ihre entscheidendsten 
Ängste? 
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 159 – Drucksache 17/9000
6. Ideen für eine Ausbalancierung von Zeitbudgets  25 Minuten
Ein Wunsch an die Familienpolitik 
Stellen Sie sich vor, die Bundesregierung feiert einen besonders außergewöhnlichen runden 
Geburtstag und will dem Volk zur Feier des Tages eine entscheidende Änderung/Regelung in der 
Familienpolitik schenken. Bei einer Verlosung werden Sie als die Person ausgewählt, die bestimmen 
darf, was genau das sein wird. 
Mit zwei Bedingungen (für alle sichtbar aufhängen/aufschreiben): 
1. Die Maßnahme darf nicht direkt mit der Bereitstellung finanzieller Mittel zu tun haben. 
2. Die Maßnahme muss zu einem Mehr an Zeit bei Eltern führen. 
- Was genau würden Sie sich von der Bundesregierung wünschen? 
- Und inwiefern würde sich dies auf die Entscheidung von Ihnen und Ihrem Partner/Ihrer 
Partnerin für/gegen ein Kind auswirken? 
Weitere Ideen zur Bewältigung möglicher Zeitprobleme
Wenn wir uns jetzt die Probleme in Bezug auf das Thema Zeit noch einmal genauer anschauen (Æ
Flipchart):
Was müsste sich ändern, damit Sie diese Probleme meistern können? 
- Wer oder was könnten helfen? Welche Personen/Institutionen? 
- Wie genau könnte diese Hilfe aussehen? 
- Wie könnten staatliche Regelungen evtl. unterstützen? 
Exploration von Optimierungspotential/Möglichkeiten in Bezug auf Zeitverwendungsverzicht, 
Zeitverdichtung und Delegation 
'Letztlich gibt es ja nur drei Möglichkeiten Zeit zu gewinnen, '
- Verzicht:
Was könnte Verzicht auf Zeit alles bedeuten? Wo erscheint ein Verzicht erträglich? Wo nicht 
und was könnte dazu führen, das Gefühl von Verzicht in Grenzen zu halten? 
- Zeitverdichtung: 
Wo sehen Sie Möglichkeiten, Dinge schneller zu erledigen? 
Was alles könnte hierbei helfen? 
- Delegation:
Wo sehen Sie Möglichkeiten zu delegieren? 
Was alles könnte hierbei helfen? 
Exploration von Ideen (Verbalkonzepte): 
Wenn vorhanden, unterschiedliche Ideenansätze (wie die von Leihgroßeltern) nacheinander vorstellen 
und jeweils diskutieren: 
- Spontane Reaktionen 
- Was gefällt an dieser Idee, was nicht? 
- Persönliche Relevanz. Inwiefern würde man dies in Anspruch nehmen? Was würde das 
tatsächlich verändern? 
7. Schluss         5 Minuten
Wenn Sie freie Hand (aber nicht viel Geld) hätten:
- Was würden Sie von Ihren eigenen oder den vorgestellten Ideen umsetzen, um junge Paare wie 
Sie anzuregen einen Kinderwunsch in die Tat umzusetzen? 
- Was müssten Sie in der Gesellschaft anregen, an welchen Stellen/wen zur Kooperation
bewegen? 
- Wovon sollte man eher Abstand nehmen? Warum? 
Ist Zeit ein wirklich wichtiges Kriterium bei der Entscheidung für oder gegen ein Kind? Ist es ein 
Thema, womit sich das Familienministerium auseinandersetzen sollte? 
DANKE UND BEENDEN 
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A 2: Fragebogen der Telefoninterviews 
Guten Tag, mein Name ist von der MRI GmbH. Im Auftrag des Forschungszentrums für Familienbewusste 
Personalpolitik führen wir heute eine Umfrage zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch. Sollten Sie 
teilnehmen, würden wir für Ihre Teilnahme 1 Euro an das SOS-Kinderdorf spenden. Ihre Angaben werden 
selbstverständlich vollständig anonym ausgewertet. 
Hätten Sie ca. 12 Minuten Zeit, um an der Studie teilzunehmen? 
Nein   Abbruch 
Ja  Das ist schön, Herr/Frau _____, vielen Dank. 
Vorab möchte ich Sie nach einigen Kriterien fragen, die zur Teilnahme erfüllt sein müssen: 
Wie alt sind Sie? 
Alter:    
Zwischen 20 und 40 Jahre Æ weiter 
SonstÆ Ende 
Haben Sie selbst eigene, d. h. leibliche Kinder? 
jaÆ Ende 
nein Æ weiter 
Leben Sie in einer festen Partnerschaft? 
jaÆ weiter 
nein Æ Ende 
Zunächst möchten wir kurz mit Ihnen über einen möglichen Kinderwunsch sprechen. Wenn Sie 
zunächst einmal alle möglichen Hindernisse außer Acht lassen. Möchten Sie irgendwann eigene, also 
leibliche Kinder haben? 
1 2 3 4
Sicher ja* Vermutlich ja* Vermutlich nein Sicher nein 
*Wenn sicher ja oder vermutlich ja hier weiter, sonst weiter mit Nachfolgend finden Sie unterschiedliche 
Aussagen, die beschreiben, wie junge Eltern theoretisch mit der Zeitknappheitnächste Seite
Und wann möchten Sie Ihr erstes Kind haben, wenn Sie alle denkbaren Hindernisse außer Acht lassen? 
Mit einem Alter von ______________ 
Und wann denken Sie, werden Sie tatsächlich Ihr erstes Kind haben? Mit einem Alter von __________ 
Und wie viele Kinder möchten Sie gerne haben, wenn Sie alle denkbaren Hindernisse außer Acht 
lassen? Anzahl_____________ 
Und was denken Sie, wie viele Kinder werden Sie tatsächlich haben? Anzahl_____________ 
Wenn Sie sich jetzt nun denkbare Hindernisse vor Augen führen, die im Zusammenhang mit der 
Umsetzung eines Kinderwunsches auftreten können. Für wie wahrscheinlich halten Sie es, dass Sie 
tatsächlich irgendwann einmal Kinder haben werden? 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
sehr
wahrscheinlich 
sehr unwahrscheinlich 
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Wenn Sie sich jetzt vorstellen, dass Sie Mutter oder Vater wären, was denken Sie, wie viele Stunden pro 
Tag müssten Sie als Mutter oder Vater für die Betreuung und Erziehung Ihres Kindes aufwenden? 
Kinder unter drei Jahren 
Kinder zwischen 3 und 6 Jahren 
Kinder zwischen 7 und 11 Jahren 
Kinder älter als 12 Jahre 
*Nachfolgend finden Sie unterschiedliche Aussagen, die beschreiben, wie junge Eltern theoretisch mit 
der Zeitknappheit in Folge der Geburt eines Kindes umgehen können. Sagen Sie uns bitte jeweils, wie 
realistisch für Sie persönlich die einzelnen Alternativen wären, wenn Sie Mutter oder Vater wären. 1 
bedeutet dabei sehr unwahrscheinlich, 7 sehr wahrscheinlich. Mit den dazwischen liegenden 
Werten können Sie Ihr Urteil abstufen. Anschließend möchten wir jeweils erfahren, wie gut oder 
schlecht Sie die jeweilige Aussage für sich persönlich bewerten, unabhängig davon, wie wahrscheinlich 
Sie die Aussage finden. 1 bedeutet dabei sehr schlecht, 7 bedeutet dabei sehr gut. Mit den 
dazwischen liegenden Werten können Sie Ihr Urteil abstufen. 
REIHENFOLGE AD RANDOM in Zweierpaaren
Wenn ich Mutter oder Vater wäre, dann... 
würden mein Partner und ich gleichermaßen auf bisherige Zeitverwendungen, wie z. B. Freizeit oder 
Arbeitszeit verzichten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würde in erster Linie mein Partner auf bisherige Zeitverwendungen, wie z. B. Freizeit oder Arbeitszeit 
verzichten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würde in erster Linie ich auf bisherige Zeitverwendungen, wie z. B. Freizeit oder Arbeitszeit verzichten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden mein Partner und ich gleichermaßen sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen, d. h. wir würden Dinge 
wie Einkaufen oder die Hausarbeit dann schneller erledigen 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würde in erster Linie ich sorgfältiger mit meiner Zeit umgehen, d. h. ich würde Dinge wie Einkaufen oder die 
Hausarbeit dann schneller erledigen 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
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würde in erster Linie mein Partner sorgfältiger mit seiner Zeit umgehen, d. h. er würde Dinge wie 
Einkaufen oder die Hausarbeit jetzt schneller erledigen 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden uns meine Eltern durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden uns die Eltern meines Partners durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden uns Menschen aus der Nachbarschaft durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden uns unsere Freunde durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
würden wir uns Hilfe (z. B. Haushaltsaufgaben, Kinderbetreuung) einkaufen und uns dadurch zeitlich 
entlasten 
1 2 3 4 5 6 7 k.A. 
Das halte ich für... sehr
wahrscheinlich 
sehr
unwahrscheinlich 
Das fände ich... sehr gut sehr schlecht 
Wie schätzen Sie Ihre gegenwärtige Zeitverwendung für die folgenden Bereiche oder Personen ein? 
Denken Sie, dass Sie eher zu wenig, eher zu viel oder gerade genug Zeit aufwenden?  
Reihenfolge AD RANDOM 
1 2 3
Zu wenig Gerade genug Zu viel trifft nicht zu 
Beruf/ Ausbildung    
Hausarbeit    
Persönliche Freizeit    
(Ehe-)Partner/-in    
Freunde    
Ehrenamt    
Nachbarschaft    
Haben Sie insgesamt das Gefühl, dass Sie zu wenig Zeit, gerade genug oder zu viel Zeit haben? 
Zu wenig Gerade genug Zu viel k.A. 
Insgesamt    
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Wie schätzen Sie die gegenwärtige Zeitverwendung Ihres Partners für die folgenden Bereiche oder Per-
sonen ein. Denken Sie, dass er oder Sie eher zu wenig, eher zu viel oder gerade genug Zeit aufwendet? 
Reihenfolge AD RANDOM 
1 2 3 k.A 
Zu wenig Gerade genug Zu viel 
Beruf/ Ausbildung    
Hausarbeit    
Persönliche Freizeit    
(Ehe-)Partner/-in    
Freunde    
Ehrenamt    
Nachbarschaft    
Haben Sie insgesamt das Gefühl, dass Ihr Partner zu wenig Zeit, gerade genug oder zu viel Zeit hat? 
Zu wenig Gerade genug Zu viel k.A. 
Insgesamt    
Wie häufig hatten Sie im letzten Monat folgende Gefühle. Nie, fast nie, manchmal, ziemlich häufig oder 
sehr häufig? 
Reihenfolge AD RANDOM 
1 2 3 4 5
nie fast nie manch-mal 
ziemlich 
häufig 
sehr
häufig 
k.A. 
Wie oft hatten Sie im letzten Monat das 
Gefühl, dass Sie keinen Einfluss auf die 
wichtigen Dinge in Ihrem Leben ausüben 
können? 
    
Wie oft fühlten Sie sich im letzten Monat 
zuversichtlich, dass Sie Ihre persönlichen 
Probleme im Griff haben? 
    
Wie oft hatten Sie im letzten Monat das 
Gefühl, dass die Dinge sich nach Ihren 
Vorstellungen entwickeln? 
    
Wie oft hatten Sie im letzten Monat das 
Gefühl, dass Ihre Probleme so groß 
werden, dass Sie diese nicht bewältigen 
können? 
    
Inwieweit stimmen Sie folgenden Aussagen für sich persönlich zu? 
Reihenfolge AD RANDOM 
1 2 3 4 5
stimme 
voll und 
ganz  
stimme 
gar 
nicht zu 
k.A. 
Mit einem eigenen Kind hätten mein/e 
Partner/in und ich nicht mehr genug Zeit 
füreinander. 
    
Ein Kind kostet Zeit, ich müsste auf vieles 
andere verzichten, was ich gern tue.     
Das Arbeitspensum, das ich erledigen soll, 
ist zu groß.     
Mir scheint, dass ich nie genug Zeit habe, 
um auf der Arbeit alles erledigen zu können.     
Es scheint mir oft, dass ich zu viel Arbeit 
für eine Person erledigen soll.     
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Kommen wir nun zum Ende noch kurz zur Ihren soziodemographischen Merkmalen: 
Geschlecht? Nicht fragen!
Weiblich Männlich 
 
Sagen Sie uns bitte die Postleitzahl Ihres Wohnortes? 
PLZ:     keine Angabe 
Wie weit wohnen Ihre Eltern von Ihrem Wohnort entfernt (Angabe in km)? 
ca. __________  keine Angabe 
Wie weit wohnen die Eltern Ihres Partners von Ihrem Wohnort entfernt (Angabe in km)? 
 ca. ___________  keine Angabe 
Welche Schule haben Sie zuletzt besucht bzw. welchen Schulabschluss haben Sie? 
gehe noch zur Schule 
Volks- oder Hauptschule ohne Lehre 
Volks- oder Hauptschule mit Lehre 
weiterbildende Schule ohne Abitur 
Abitur, Hochschulreife, Fachhochschulreife 
abgeschlossenes Studium 
Sind Sie persönlich berufstätig? 
voll berufstätig Filter für nächste Frage* 
Teilzeit Filter für nächste Frage* 
vorübergehend arbeitslos 
Auszubildender, Lehrling 
Schüler oder Student 
in Umschulung 
nicht berufstätig und nicht als arbeitslos gemeldet, aber früher berufstätig 
gewesen 
noch nie berufstätig gewesen 
keine Angabe 
*Haben Sie ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis? 
befristet unbefristet 
 
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Ist Ihr/e Partner/in berufstätig? 
voll berufstätig Filter für nächste Frage* 
Teilzeit Filter für nächste Frage* 
vorübergehend arbeitslos 
Auszubildender, Lehrling 
Schüler oder Student 
in Umschulung 
nicht berufstätig und nicht als arbeitslos gemeldet, aber früher berufstätig 
gewesen 
noch nie berufstätig gewesen 
keine Angabe 
*Hat Ihr Partner/Ihre Partnerin ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis? 
Befristet unbefristet 
 
Welchen Beruf haben Sie? 
Angestellter, einfach oder mittel 
Angestellter, qualifiziert oder leitend 
Arbeiter 
Facharbeiter (auch Vorarbeiter, Polier, Handwerksgeselle) 
Selbständig mit Firma 
Freie Berufe oder freiberuflich Tätiger (Arzt, Anwalt etc.) 
selbständiger Landwirt 
Beamter, einfacher oder mittlerer Dienst 
Beamter, gehobener oder höherer Dienst 
k.A. 
Sind Sie
in fester Partnerschaft lebend ohne gemeinsamen Hausstand 
in fester Partnerschaft lebend mit gemeinsamem Hausstand  
verheiratet 
Wie viele Kinder hat Ihr Partner?  Anzahl__________ 
Vielen Dank für Ihre Teilnahme! 
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A 3: Teilnehmerinnen und Teilnehmer der qualitativen Studie
Alter höchster Bildungsabschluss Beruf Beziehungsstatus 
Gruppe 1: Frauen, Nicht-Akademikerrinnen (F, NA) 
29 Abitur Handelsvertreterin - Mode feste Partnerschaft 
26 mittlere Reife Anwaltsgehilfin feste Partnerschaft 
39 mittlere Reife Industriekauffrau - Papier feste Partnerschaft 
40 mittlere Reife Krankenschwester feste Partnerschaft 
27 Abitur angestellte Modedesignerin feste Partnerschaft 
28 Abitur Officemanagerin - Unternehmensberatung feste Partnerschaft 
Gruppe 2: Frauen, Akademikerrinnen (F, A) 
32 Hochschulabschluss Betriebswirtin - Personaldienstleistung feste Partnerschaft 
30 Hochschulabschluss angestellte Rechtsanwältin feste Partnerschaft 
35 Hochschulabschluss Dipl. Ing. Verpackungstechnik feste Partnerschaft 
40 Hochschulabschluss Dipl. Verwaltungswirtin  öffentlicher Dienst verheiratet 
29 Hochschulabschluss Betriebswirtin - Telekommunikation Single 
31 Hochschulabschluss Juristin feste Partnerschaft 
Gruppe 3: Männer, Nicht-Akademiker (M, NA) 
30 mittlere Reife Netzwerkadministrator feste Partnerschaft 
32 Abitur Kaufmännischer Angestellter/Energiebranche feste Partnerschaft 
34 mittlere Reife Busfahrer feste Partnerschaft 
37 Abitur SAP Berater feste Partnerschaft 
36 Abitur Florist Single 
37 Abitur Taschenproduzent feste Partnerschaft 
Gruppe 4: Männer, Akademiker (M, A) 
27 Hochschulabschluss Jurist feste Partnerschaft 
30 Hochschulabschluss Fachwirt für Immobilien feste Partnerschaft 
27 Hochschulabschluss Angestellter/Automobilbranche feste Partnerschaft 
34 Hochschulabschluss Dipl. Kaufmann/Lederbranche feste Partnerschaft 
36 Hochschulabschluss Ingenieur Medizintechnik feste Partnerschaft 
40 Hochschulabschluss Opernregisseur feste Partnerschaft 
A 4: Stichprobe der quantitativen Primärerhebung 
Bundesland (n=407) Geschlecht (n=408) 
Angaben in Prozent 
Baden-Württemberg 13,0% weiblich 52% 
Bayern 14,7% männlich 48% 
Berlin 4,9% Alter (n=408) 
Brandenburg 2,7% 20-25 Jahre 23,3% 
Bremen 1,0% 26-30 Jahre 34,8% 
Hamburg 2,2% 31-35 Jahre 24,3% 
Hessen 7,1% 36-40 Jahre 17,6% 
Mecklenburg-Vorpommern 2,0% Bildungsabschluss (n=406) 
Niedersachsen 9,8% noch in Schulausbildung 1,0% 
Nordrhein-Westfalen 21,4% Volks- oder Hauptschule ohne Lehre 2,0% 
Rheinland-Pfalz 4,9% Volks- oder Hauptschule mit Lehre 10,8% 
Saarland 1,2% Weiterbildende Schule ohne Abitur 12,8% 
Sachsen 5,4% Abitur, Hochschulreife, Fachhochschulreife 50,7% 
Sachsen-Anhalt 2,7% Abgeschlossenes Studium 22,7% 
Schleswig-Holstein 3,4% 
Thüringen 3,4% 
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A 5: Ergebnisse der Regressionsanalysen zu zeitbezogenen Einflussgrößen von Fertilitätsentscheidungen 
Sekundärdaten differenziert nach dem Geschlecht 
Schwangerschaftsversuch 
in den letzten 12 Monaten 
Schwangerschaft 
geplant in den 
nächsten 2 
Jahren 
vermutetes 
Alter bei 
Erstgeburt 
erwartete 
Kinderzahl 
kleiner als 
gewünschte 
m w m w m w m w
Überstunden n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. +* 
Zugang zu flexibler Kinderbetreuung 
vorhanden +* +* +* +* * * n.s. n.s. 
Bereitschaft für Kinder im Beruf zu 
verzichten n.s. +* +* +* n.s. * +* n.s. 
Frauen sollten sich stärker um die 
Familie kümmern als um ihre 
Karriere 
n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. 
Männer sollten sich genauso an der 
Hausarbeit beteiligen wie Frauen n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. +* n.s. 
Ein Kind unter 6 Jahren wird darunter 
leiden, wenn seine Mutter arbeitet n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. 
Beobachtungen 724 753 586 640 546 614 700 720 
m: männlich; w: weiblich 
Anmerkung: Vorzeichen der durchschnittliche marginalen Effekte, robuste Standardfehler, * bedeutet Signifikanz auf 
mindestens 10%-Niveau, n.s.: nicht signifikant, in allen Schätzungen wurde für Geschlecht, Bildungsjahre, Religion, 
Ostdeutschland, wohnhaft in Stadt, Erwerbsstatus, Haushaltseinkommen sowie Alter, Bildungsjahre und Erwerbsstatus 
des Partners kontrolliert. 
Quelle: pairfam 2009, Berechnungen des ifo Instituts. 
A 6: Ergebnisse der Regressionsanalysen zu zeitbezogenen Einflussgrößen von Fertilitätsentscheidungen 
Sekundärdaten differenziert nach dem Bildungsstatus 
Schwangerschaftsversuch 
in den letzten 12 
Monaten 
Schwangerschaft 
geplant in den 
nächsten 2 
Jahren 
vermutetes 
Alter bei 
Erstgeburt 
erwartete 
Kinderzahl 
kleiner als 
gewünschte 
hB nB hB nB hB nB hB nB 
Überstunden n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. 
Zugang zu flexibler Kinderbetreuung 
vorhanden +* n.s. +* +* -* -* -* n.s.
Bereitschaft für Kinder im Beruf zu 
verzichten +* +* +* +* -* n.s. +* +* 
Frauen sollten sich stärker um die 
Familie kümmern als um ihre 
Karriere 
n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. 
Männer sollten sich genauso an der 
Hausarbeit beteiligen wie Frauen n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. +* +* 
Ein Kind unter 6 Jahren wird 
darunter leiden, wenn seine Mutter 
arbeitet 
n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. n.s. 
Beobachtungen 1.001 481 822 406 792 368 928 482 
hB: hoher Bildungsstatus; nB: niedriger Bildungsstatus 
Anmerkung: Vorzeichen der durchschnittliche marginalen Effekte, robuste Standardfehler, * bedeutet Signifikanz auf 
mindestens 10%-Niveau, n.s.: nicht signifikant, in allen Schätzungen wurde für Geschlecht, Bildungsjahre, Religion, 
Ostdeutschland, wohnhaft in Stadt, Erwerbsstatus, Haushaltseinkommen sowie Alter, Bildungsjahre und Erwerbsstatus 
des Partners kontrolliert.
Quelle: pairfam 2009, Berechnungen des ifo Instituts.
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A 8: Attraktivität und Wahrscheinlichkeit zeitbezogener Handlungsalternativen 
Attraktivität Wahrscheinlichkeit 
Wenn ich Mutter oder Vater wäre, dann würde(n)... n MW (SA) n MW (SA) 
Verzicht 
mein Partner und ich gleichermaßen auf bisherige Zeitverwendungen 
verzichten. 405 2,63 (1,546) 404 
3,11
(1,936) 
in erster Linie mein Partner auf bisherige Zeitverwendungen 
verzichten. 404 2,86 (1,629) 402 
3,48
(1,994) 
in erster Linie ich auf bisherige Zeitverwendungen verzichten. 403 2,87 (1,627) 401 
2,78
(1,824) 
Verdichtung 
mein Partner und ich gleichermaßen sorgfältiger mit unserer Zeit 
umgehen. 406 2,23 (1,372) 404 
2,64
(1,644) 
in erster Linie ich sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen. 404 2,56 (1,519) 403 
2,76
(1,793) 
in erster Linie mein Partner sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen. 401 2,66 (1,643) 399 
3,32
(1,863) 
Beschaffung zusätzlicher Zeitressourcen 
uns meine Eltern durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten. 399 2,17 (1,742) 395 
2,80
(2,159) 
uns die Eltern meines Partners durch Ihre Unterstützung zeitlich 
entlasten. 396 2,39 (1,799) 390 
3,18
(2,243) 
uns Menschen aus der Nachbarschaft durch Ihre Unterstützung zeitlich 
entlasten. 397 2,99 (1,809) 385 
5,44
(1,792) 
uns unsere Freunde durch Ihre Unterstützung zeitlich entlasten. 407 2,14 (1,311) 407 
3,07
(1,718) 
wir uns Hilfe einkaufen und uns dadurch zeitlich entlasten. 406 2,57 (1,676) 403 
4,16
(2,228) 
A 9: Attraktivität und Wahrscheinlichkeit der Entlastung durch haushaltsnahe Dienstleistungen  differenziert 
nach dem Bildungsstatus der Befragten 
mit Abitur (n=264) ohne Abitur (n=93) 
schlecht und unwahrscheinlich 11,4 % 19,4 % 
schlecht und wahrscheinlich 1,5 % 0 % 
gut und wahrscheinlich 61,4 % 36,6 % 
gut und unwahrscheinlich 25,8 % 44,1 % 
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A 10: Bewertung der Zeitverwendung von Menschen in der Familiengründungsphase  Vergleich von 
Männern und Frauen 
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02, Berechnungen des ifo Instituts. 
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A 11: Bewertung der Zeitverwendung von Menschen in der Familiengründungsphase  Vergleich 
Akademiker/Akademikerinnen vs. Nicht-Akademiker/Nicht-Akademikerinnen 
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02, Berechnungen des ifo Instituts. 
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A 12: Attraktivität und Wahrscheinlichkeit zeitbezogener Handlungsalternativen  Vergleich von Frauen und 
Männern 
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
mein Partner und ich gleichermaßen auf 
bisherige Zeitverwendungen verzichten
in erster Linie mein Partner auf bisherige 
Zeitverwendungen verzichten***
in erster Linie ich auf bisherige 
Zeitverwendungen verzichten***
mein Partner und ich gleichermaßen 
sorgfältiger mit unserer Zeit umgehen
in erster Linie ich sorgfältiger mit 
unserer Zeit umgehen***
in erster Linie mein Partner sorgfältiger 
mit unserer Zeit umgehen 
uns meine Eltern durch ihre 
Unterstützung zeitlich entlasten 
uns die Eltern meines Partners durch ihre 
Unterstützung zeitlich entlasten*
uns Menschen aus der Nachbarschaft durch
ihre Unterstützung zeitlich entlasten**
uns unsere Freunde durch ihre 
Unterstützung zeitlich entlasten 
wir uns Hilfe einkaufen und uns 
dadurch zeitlich entlasten
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Wenn ich Mutter oder Vater wäre, dann würde(n)... 
*p<0,1; **p<0,05; ***p<0,01 (Chi-Quadrat-Tests)
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